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Lange Zeit waren sie ein Tabu – die zahllosen Vergewaltigungen deutscher 
Frauen durch Soldaten der Roten Armee nach der Eroberung Berlins im April/Mai 
1945. Auch das im Sommer 1959 erstmals in deutscher Sprache erschienene „Tage-
buch“ einer anonymen Zeitzeugin, das anderswo begeistert aufgenommen worden 
war, fand in der Bundesrepublik erstaunlich wenig Resonanz. Erst die 2003 erschie-
nene Neuauflage avancierte im wiedervereinigten Deutschland zum Bestseller und 
löste kontroverse Debatten über Opfer- und Täterrollen aus, zumal die Verfasserin als 
Rad im Getriebe des nationalsozialistischen Propagandaapparats entlarvt und ihre 
Autorenschaft in Frage gestellt wurde. Yuliya von Saal, die den Nachlass der Anonyma 
– Marta Hillers – auswerten konnte, räumt diese Zweifel aus, kommt aber nach einer 
vergleichenden Analyse der verschiedenen Textvarianten zu dem Schluss, dass der 
Bestseller kein authentisches Zeitdokument ist, sondern ein stark literarisierter Er-
lebnisbericht.  nnnn

Yuliya von Saal

Anonyma: „Eine Frau in Berlin“
Geschichte eines Bestsellers 

I. Ein rätselhafter Bestseller

Das Buch „Eine Frau in Berlin. Tagebuchaufzeichnungen vom 20. April bis 22. 
Juni 1945“, herausgegeben von Hans Magnus Enzensberger in der „Anderen Bi-
bliothek“ im Jahr 2003, ist ein Bestseller, der die öffentliche Aufmerksamkeit auf 
sich zog und heiß umstritten war. Die Autorin, eine anonyme Berliner Journalis-
tin, schilderte darin ungewöhnlich scharfsinnig ihre täglichen Erfahrungen im 
zerbombten Berlin kurz vor der Kapitulation des Dritten Reichs und die Erobe-
rung der Stadt durch die Rote Armee – mit allen ihren Folgen für die weibliche 
Bevölkerung – bis Juni 1945. Ihre im Präsens verfasste Chronik wurde vom Verlag 
nicht als fiktionale Literatur, sondern als ein authentisches Zeitdokument ver-
marktet und millionenfach verkauft. Das Buch beherrschte mehrere Wochen lang 
den deutschen Buchmarkt, wurde durchgehend positiv bis euphorisch 
besprochen,1 in 23 Sprachen übersetzt und diente als Grundlage für szenische 
Lesungen und Theaterinszenierungen.2 Der deutsche Regisseur Max Färberböck 

1	 Vgl. Constanze Jaiser, Rezension zu: Anonyma. Eine Frau in Berlin. Tagebuchaufzeichnungen 
vom 20. April bis 22. Juni 1945, Frankfurt a. M. 2003, online auf H-Soz-Kult, 5.12.2003; www.
hsozkult.de/publicationreview/id/rezbuecher-3318 [21.1.2018]; Der Spiegel vom 14.4.2003: 
„Die Frau als Kriegsbeute“; taz vom 13.5.2003: „Es klingt wie das Letzte, ist es aber nicht“, und 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 21.6.2003: „Wenn weiter gelebt werden muß, geht 
es auch in der Erstarrung“.

2	 Archiv des Instituts für Zeitgeschichte (künftig: IfZ-Archiv), ED 934/16, Skripte zur Dramati-
sierung von „Eine Frau in Berlin“ für Theater in Frankreich und Australien. 
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adaptierte es 2008 für den auch mit russischen Schauspielern besetzten Kinofilm 
„Anonyma. Eine Frau in Berlin“.3

Bei diesem internationalen Erfolg handelte es sich mitnichten um die Erstpu-
blikation. Vielmehr war es die Wiederentdeckung eines bereits in mehreren Spra-
chen vorliegenden, jedoch über Jahrzehnte in Vergessenheit geratenen Buchs, 
das erstmal im Jahr 1954 auf Englisch in den USA erschienen war. Eine Schlüssel-
rolle spielte dabei Kurt W. Marek (1915–1972), der unter dem Pseudonym C. W. 
Ceram als Autor des Bestsellers „Götter, Gräber und Gelehrte“ ein Millionenpu-
blikum erreicht hatte.4 Marek, der mit der Autorin befreundet war, hatte nach 
1945 zunächst mehrere Jahre als Lektor für den Rowohlt Verlag gearbeitet und 
ging anschließend in die Vereinigten Staaten. Sein eigener Erfolg ermöglichte es 
ihm, die Tagebuch-Aufzeichnungen seiner Freundin auf dem amerikanischen 
und dann auf dem englischen Buchmarkt zu platzieren. Von James Stern5 über-
setzt, erschien das Buch unter dem Titel „A Woman in Berlin“ mit einem Vorwort 
Mareks, das die Authentizität des Tagebuchs bezeugte.6 Bald darauf folgten wei-
tere Übersetzungen in zwölf Sprachen. Das Buch kam in Schweden (1955), Nor-
wegen (1955), Holland (1955), Dänemark (1955), Italien (1957), Japan (1956), 
Argentinien (1956) und Finnland (1960) auf den Markt.7 Alle Ausgaben waren 
gegen eine zehnprozentige Beteiligung an den Tantiemen mit Mareks Einleitung 
versehen. Die deutsche Version erschien erst im Juli 1959 und ohne Mareks Ge-
leitwort in einem kleinen Genfer Verlag bei Helmut Kossodo. Das Buch fand je-
doch wenig Begeisterung beim deutschsprachigen Publikum und wäre beinahe in 
Vergessenheit geraten. 

Die Wiederentdeckung 44 Jahre später ist dem Schriftsteller Hans Magnus En-
zensberger zu verdanken, der dieses Buch für „eine Quelle ersten Ranges“8 hielt 
und bereits in den 1980er Jahren versucht hatte, die anonyme Autorin ausfindig 
zu machen. Über Hannelore Marek, die Witwe des 1972 verstorbenen Marek, ver-
suchte er vergebens die Autorin zu einer Neuauflage zu überreden. Erst nachdem 

3	 Färberböck interpretierte die Vorlage in einem kommerziellen Erzählformat, allerdings der-
maßen eigenwillig, dass der Film in Deutschland zu einem Flop wurde. In Russland kam der 
Streifen nie in die Kinos oder ins Fernsehen, löste dennoch Empörung über die angebliche 
„Umdeutung der Geschichte“ aus. Der vom Regisseur bezweckte Tabubruch über das in Russ-
land totgeschwiegene Thema und die öffentliche Auseinandersetzung blieben aus. Zum Film 
und seiner Rezeption in Russland und Deutschland vgl. Yuliya von Saal, „Anonyma – eine 
Frau in Berlin“. Deutsche Diskussionen und russische Reaktionen, in: Andreas Wirsching  
u. a. (Hrsg.), Erinnerung an Diktatur und Krieg. Brennpunkte des kulturellen Gedächtnisses 
zwischen Russland und Deutschland seit 1945, Berlin/Boston 2015, S. 329–344.

4	 In diesem Aufsatz wird sein richtiger Name verwendet.
5	 James Stern (1904–1993) galt als einer der besten Übersetzer vom Deutschen ins Englische 

und war selbst schriftstellerisch tätig. Von Mai bis August 1945 war er als US-Soldat in Deutsch-
land stationiert und hat seine Eindrücke, die in mancher Hinsicht Anonymas Schilderungen 
sehr nahe kommen, 1947 für einen New Yorker Verlag  aufgezeichnet. Eine deutsche Über-
setzung erschien erst 2004 im Eichborn Verlag; vgl. James Stern, Die unsichtbaren Trümmer. 
Eine Reise im besetzten Deutschland 1945, Berlin 2004.

6	 Bei Harcourt, Brace, & Co. in den USA; bei Martin Secker & Warburg, Ltd. in Großbritannien.
7	 In einzelnen Ländern wie in Großbritannien erschien das Buch in mehreren Auflagen.
8	 Neue Zürcher Zeitung vom 28.9.2003: „Interview mit Hans Magnus Enzensberger“.
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diese im Alter von 90 Jahren am 16. Juni 2001 verstorben war, stimmte Hannelore 
Marek – Freundin und Nachlassverwalterin von Anonyma – einer Neuauflage zu. 
Die strikte Wahrung der Anonymität war die Voraussetzung für eine erneute Pu-
blikation: „Es war der Wunsch der Verfasserin, dass ihr Name ungenannt bleibt. 
Schon aus diesem Grunde verbieten sich Spekulationen über ihre Identität“, steht 
mahnend auf dem Umschlag der neuen deutschen Ausgabe.9

Das Inkognito der Autorin und die nur auf einer knappen Textgeschichte fuß-
ende Bemerkung des Verlags, es handele sich um ein authentisches Zeitdoku-
ment, ließen jedoch schnell Zweifel an der Echtheit des Tagebuchs aufkommen. 
Es war Jens Bisky von der Süddeutschen Zeitung (SZ), der Anonyma als die am 26. 
Mai 1911 in Krefeld geborene Marta Hillers10 enttarnte und zugleich unterstellte, 
Marek sei als Ghostwriter tätig gewesen.11 Die erbitterte Kontroverse über den 
Wert der Chronik als zeithistorisches Dokument machte das Tagebuch zu einem 
publizistischen Rätsel, das immer wieder aufgegriffen, jedoch nicht abschließend 
gelöst werden konnte. Die Auseinandersetzungen beruhten vielfach auf Spekula-
tionen und Unterstellungen, da keiner der Protagonisten und noch nicht einmal 
die Verlage – weder Kossodo 1959 noch Enzensberger vier Jahrzehnte später – die 
Originale kannten. 

Inzwischen haben sich die Rahmenbedingungen geändert. Der Sohn des Ehe-
paars Marek ist dem einst gegebenen Versprechen Hannelore Mareks nachge-
kommen, die Originale des Tagebuchs einer Forschungsinstitution zu überlas-
sen.12 Er übergab dem Archiv des Instituts für Zeitgeschichte im Jahr 2016 den 
privaten Nachlass von Marta Hillers’,13 der neben den originalen Tagebuchauf-
zeichnungen in drei Schulheften und einer Kopie des Typoskripts einige persön-
liche Dinge, Rechnungen sowie sämtliche Korrespondenzen mit Verlagshäusern 
und mit ihrem amerikanischen Verlags-Agenten enthält. Sanford Greenburger 
verfügte über die fremdsprachlichen Rechte an dem Buch und vertrat die Autorin 
gegenüber den Verlagshäusern im Ausland. Die gesamte geschäftliche Kommuni-
kation Marta Hillers’, auch mit Greenburger, übernahm jedoch ihr Ehemann 
Karl Dietschy. Bis zu seinem Tod im Jahr 1970 blieb Hillers selbst für ihren eige-
nen Agenten anonym. Eine Ausnahme bildete Kurt Marek, mit dem sie ein enges 
freundschaftliches Verhältnis verband und der ohne Zweifel eine treibende Kraft 
hinter ihrer literarischen Tätigkeit war. Neben den Originalen des Tagebuchs 

9	 Alle folgenden Zitate aus der erstmals 2003 erschienenen Ausgabe (Anonyma, Eine Frau in 
Berlin. Tagebuchaufzeichnungen vom 20. April bis 22. Juni 1945, Frankfurt a. M. 2003) be-
ziehen sich auf die 2008 bei btb (München) erschienene 7. Auflage.

10	 Nach der Hochzeit mit dem Schweizer Karl Dietschy nannte sie sich Dietschy-Hillers. Zwecks 
besserer Lesbarkeit wird hier im Text ihr Pseudonym Anonyma oder ihr Mädchenname Hil-
lers benutzt. Das gilt auch für den Schriftverkehr, den sie als Marta Dietschy-Hillers führte.

11	 Vgl. Süddeutsche Zeitung (SZ) vom 24.9.2003: „Wenn Jungen Weltgeschichte spielen, haben 
Mädchen stumme Rollen“.

12	 Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 1.10.2003: „Verdächtigung ohne Beleg“.
13	 Marta Hillers vermachte noch zu ihren Lebzeiten (1973) die Rechte an dem Buch Hannelore 

Marek, genannt Haschi, unter der Bedingung, eine Neuauflage erst nach ihrem Tode vorzu-
nehmen; IfZ-Archiv, ED 934/10.
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stellt der private und geschäftliche Briefwechsel der Jahre 1952 bis 1972 zwischen 
den beiden den spannendsten und den aufschlussreichsten Teil des Nachlasses dar. 

Diese Hinterlassenschaften und das ursprüngliche Tagebuch ermöglichen es, 
die bisherigen Erkenntnisse über Anonymas Buch in einem neuen Licht zu be-
werten. Zudem lässt sich jetzt die zentrale Frage klären, ob es sich bei dem publi-
zierten Tagebuch um ein authentisches „Zeitzeugen-Tagebuch“ und somit um ein 
„Dokument“14 oder um ein „literarisches Tagebuch“15 handelt, das einer „,Über-
formung‘ des schriftlich Fixierten“16 aus zeitlicher Distanz heraus und in bestimm-
ter Absicht unterlag. War Marta Hillers eine Chronistin im Ausnahmezustand,17 
die den Augenblick festhielt, oder eine Schriftstellerin, die ihre Aufzeichnungen 
literarisch und vielleicht sogar mit Hilfe eines Zweiten (Marek) retrospektiv über-
arbeitete wenn nicht sogar fiktionalisierte? Ohne eine Rekonstruktion der ersten 
Buchfassung auf der Basis des ursprünglichen Manuskripts lässt sich diese Frage 
nicht beantworten. Die wissenschaftliche Auswertung kann aber auch nicht ohne 
eine historische Kontextualisierung des publizierten Tagebuchs erfolgen. Wäh-
rend die Biografie der Autorin18 nicht Gegenstand der Untersuchung ist, stellen 
die Geschichte des gedruckten Tagebuchs, seine historische und mediale Einord-
nung sowie die Beziehung zwischen Marta Hillers und Kurt Marek die zentralen 
Aspekte dar, aus denen sich – in Kombination mit der Textanalyse – die Gattung 
des Bestsellers und die Hintergründe seines verspäteten Erfolgs erschließen las-
sen. Zunächst sind aber der Inhalt des Buchs, seine Geschichte und Rezeption in 
der Nachkriegszeit sowie die Auseinandersetzung um den Wert des Buchs in den 
letzten Jahren zu rekapitulieren. Anschließend gilt es, die unterschiedlichen Be-
arbeitungsstufen des Tagebuchs zu rekonstruieren, um die zentrale Frage zu be-

14	 So die Aufforderung von Marek im Nachwort, in: Anonyma, Frau in Berlin, S. 280, das Tage-
buch als „Dokument“, und nicht als „ein literarisches Erzeugnis“ zu lesen.

15	 Auf die Diskussion unterschiedlicher Gattungen autobiografischen Schreibens sei hier ver-
zichtet. Festzuhalten ist, dass die Gestaltungsmöglichkeiten des Schreibens vielfältig sind 
und die Abgrenzung von verschiedenen Idealtypen nicht immer trennscharf möglich ist. Das 
hier anzuwendende Unterscheidungsprinzip ist der Grad der „Überformung“ des Selbstbe-
zugs des im Privaten „schriftlich Fixierten“ für eine Leserschaft, die es im idealen Fall des 
authentischen Tagebuchs nicht gibt. Die „Selbstrezeptivität“ und die „Deutung aus dem Au-
genblick heraus“ sind die Kennzeichen des authentischen Tagebuchs. Als „den persönlichen 
Augenblick“ des Tagebuchs bezeichnete diese Eigenschaften Hargen Thomsen, Das Tage-
buch im Übergang zur literarischen Kunstform, in: Germanisch-Romanische Monatsschrift 
44 (1994), S. 371–389, hier S. 376. Zur Abgrenzung vgl. Wolfgang Hardtwig, Der Literat als 
Chronist. Tagebücher aus dem Krieg 1939–1945, in: Ders./Erhard Schütz (Hrsg.), Geschich-
te für Leser. Populäre Geschichtsschreibung in Deutschland im 20. Jahrhundert, Stuttgart 
2005, S. 147–180, und Li Gerhalter/Christa Hämmerle (Hrsg.), Krieg – Politik – Schreiben. 
Tagebücher von Frauen (1918–1950), Wien/Köln/Weimar 2015.

16	 Hardtwig, Literat als Chronist, in: Ders./Schütz (Hrsg.), Geschichte für Leser, S. 150.
17	 Vgl. Susanne zur Nieden, Alltag im Ausnahmezustand. Frauentagebücher im zerstörten 

Deutschland 1943 bis 1945, Berlin 1993.
18	 Vgl. Clarissa Schnabel, Mehr als Anonyma. Marta Dietschy-Hillers und ihr Kreis, 2., korrigier-

te und erweiterte Aufl., Norderstedt 2015.
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antworten, um was es sich nun handelt: um ein „literarisches Artefakt“19 oder ein 
authentisches zeithistorisches Dokument? 

II. „Die Summe der Tränen ist konstant.“20 Der Stoff des Buchs

Die Tagebuchaufzeichnungen umfassen den relativ kurzen Zeitabschnitt zwi-
schen dem 20. April und 22. Juni 1945. Die im Stil einer historischen Reportage 
gehaltenen Beobachtungen geben dicht beschriebene Einblicke in den Berliner 
Kriegsalltag am Ende der NS-Diktatur und schildern facettenreich die Eroberung 
der Stadt durch die Rote Armee aus subjektiv weiblicher Sicht. Die Kriegsereig-
nisse, die die selbstbewusste und des Russischen mächtige Autorin genau be- 
obachtete, notierte und mit viel Sinn für Pointen und Humor kommentierte, be-
stimmen die Struktur des Tagebuchs, das vor allem von den drei Elementen 
Untergang, Chaos und Wiedergeburt getragen wird.21 

Die Einträge der ersten Woche bis zur Begegnung mit den Rotarmisten am 27. 
April beginnen ironischerweise an Hitlers Geburtstag. Bezeichnend ist, dass die 
Zerstörung der deutschen Welt noch vor dem Erscheinen der Sieger einsetzt. Da-
bei handelte es sich um materielle Zerstörungen durch die fortgesetzten Luftan-
griffe der Alliierten auf die Stadt und durch Belagerungsgeschütze und schwere 
Artillerie der Roten Armee, die nach dem Beginn der Offensive an der Oder am 
16. April rasch auf Berlin vorrückte. In der ganzen Stadt waren Strom-, Gas- und 
Wasserversorgung ausgefallen. Zerstörte Wohnungen, Kälte, Hunger, Tod und  
düstere, von der nationalsozialistischen Propaganda vorgeformte Prognosen über 
vergewaltigende Russen bestimmten die Tage vor dem Einmarsch der Sowjetarmee. 

Hillers, die sich selbst als „blasse Blondine [...] in einem Verlag angestellt“ 
vorstellte,22 war in ihrer Dachwohnung ausgebombt worden und hungerte. Die 
Zerstörungen fing sie in mehreren filmreifen Szenen ein – auf Berliner Straßen 
und im Luftschutzkeller, den sie mal „Höhle“, mal „Massengrab“ nannte (S. 15). 
Dabei zeichnete sie ein schonungsloses Bild der verängstigten und vom Überle-
benswillen getriebenen Bevölkerung. Die Berliner warfen alle nationalsozialis-
tischen Parolen und sozialen Maßstäbe schnell über Bord, fielen in primitive Le-
bensumstände zurück und gebrauchten eine entsprechend derbe Sprache („Man 
kommt der drohenden Erniedrigung […] sprachlich entgegen“; S. 41); Plünde-

19	 So die Literaturwissenschaftlerin Janet Halley, Vergewaltigung in Berlin. Neue Überlegun-
gen zur Kriminalisierung von Vergewaltigung im Kriegsvölkerrecht, in: Kritische Justiz 44 
(2011), S. 196–222, hier S. 201.

20	 So die ursprüngliche Überschrift des Manuskripts, das in den USA als „A Woman in Berlin“ 
publiziert worden ist; IfZ-Archiv, ED 934/13.

21	 Hier folge ich der Struktur von Untergang/Chaos/Wiedergeburt, wie sie Júlia Garraio be-
schrieb; vgl. dies., Höhlenbewohner. Die Erfahrung des totalen Krieges im Tagebuch „Eine 
Frau in Berlin“, in: Ernest W. B. Hess-Lüttich u. a. (Hrsg.), Metropolen als Ort der Begegnung 
und Isolation. Interkulturelle Perspektiven auf den urbanen Raum als Sujet in Literatur und 
Film, Frankfurt a. M. 2011, S. 209–224.

22	 Anonyma, Frau in Berlin, S. 17. Im Folgenden finden sich die Belegstellen aus „Frau in Ber-
lin“ in Klammern hinter den Zitaten.
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rungen und Gewalttaten waren keine Seltenheit. Auch Hillers, zusammen mit der 
Witwe aus dem ersten Stock, bei der sie Unterschlupf gefunden hat, plünderte und 
raffte zusammen was noch zu kriegen war. „Wir sind plötzlich Individuen, keine 
Volksgenossen mehr“ (S. 30), schrieb sie am 23. April über den „Höhlenhaufen“. 
Bereits im ersten Teil des Tagebuchs hielt sie die endgültige Auflösung der deut-
schen Heimatfront fest, indem sie über die Sinnlosigkeit der Technik, über den Un-
tergang der propagierten Volksgemeinschaft und die paternalistische Nazi-Welt 
nachzudenken begann, der sie noch kurz zuvor selbst bedingungslos angehört hatte. 
Am 26. April notierte sie: „Eine Art von Kollektiv-Enttäuschung bereitet sich unter 
der Oberfläche bei den Frauen vor. Die männerbeherrschte, den starken Mann ver-
herrlichende Naziwelt wankt – und mit ihr der Mythos ,Mann‘. [...] Am Ende dieses 
Krieges steht neben vielen anderen Niederlagen auch die Niederlage der Männer 
als Geschlecht.“ (S. 51) 

Nach der Invasion der Sieger am nächsten Tag und nach ersten Vergewalti-
gungen brachen die hegemoniale Männlichkeit und die nationalsozialistische 
Gesellschaftsordnung vollends zusammen. Mit dem Auftauchen der Rotarmisten 
und der einsetzenden sexuellen Gewalt gegen die Frauen am 27. April, dem Tag 
der „Katastrophe“, als Hillers zum ersten Mal selbst vergewaltigt wurde, stürzte 
die bisherige Welt in Chaos und Apokalypse, die mit der Kapitulation der Wehr-
macht in der Reichshauptstadt am 2. Mai ihren Höhepunkt erreichte. Diese Phase 
der archaischen Gewalt, der Eroberung, der wiederkehrenden Entwürdigung 
durch die Sieger und der permanenten Verfügbarkeit des weiblichen Körpers 
dauerte für die Autorin 13 lange Tage und Nächte; Berlins Kapitulation wurde auf 
den Körper der Frau projiziert. Hillers erwies sich jedoch als eine starke und 
selbstbewusste Frau, die sich dazu entschloss, einen „Wolf“ zu suchen, der ihr 
„Wölfe vom Leib hält“ (S. 74). Mit ihren Sprachkenntnissen gewann sie rasch 
Oberleutnant Anatol für sich, der ihr und der Witwe – ihrer Nachbarin –, etwas 
Schutz vor weiteren Gewalttaten bot. Sie musste jedoch gleichzeitig Beziehungen 
zu mehreren Männern unterhalten, die sie vor weiteren Übergriffen schützten. 
Den Kreis der Vergewaltiger schränkte sie auf diese Weise etwas ein. Von der Be-
ziehung mit mehreren Männern profitierte Hillers darüber hinaus durch die le-
bensnotwendigen „Hauptgaben“ Brot, Speck, Heringe und Alkohol, der der Be-
täubung diente. Das prekäre Arrangement der Überlebenssicherung durch 
mehrere Beziehungen, durch die teils bewusst in Kauf genommene Degradierung 
zum Sexualobjekt (S. 115) – ein Arrangement, das sie genauso nüchtern bei den 
anderen Frauen beobachtete – blieb ihr dabei stets bewusst: 

„Es läßt sich keinesfalls behaupten, daß der Major mich vergewaltigt. Ich glaube, 
daß ein einziges kaltes Wort von mir genügt, und er geht und kommt nicht mehr. 
Also bin ich ihm freiwillig zu Diensten. Tue ich es aus Sympathie, Liebesbedürf-
nis? Da sei Gott vor. [...] Tue ich es für Speck, Butter, Zucker, Kerzen, Büchsen-
fleisch? Ein wenig bestimmt.“ (S. 128)

Essen „anschlafen“, nannte sie diese Form der Zwangsprostitution. Die perma-
nente Verfügbarkeit ihres Körpers für die fremden Männer, die damit verbun-

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

  Anonyma: „Eine Frau in Berlin“   349

denen Erniedrigungen und das Jonglieren mit mehreren Männern gleichzeitig 
bleiben fast bis zum Ende ihrer Aufzeichnungen präsent, die sich durch einen 
erstaunlichen Galgenhumor auszeichnen. Unverhohlen erzählte sie vom „Schän-
dungsbetrieb“ in Berlin (S. 243). Erst Hillers’ Eintrag vom 9. Mai kündigt Hoff-
nung auf ein neues Leben an: „Nun ist nichts, aber auch gar nichts über diese 
Nacht auszusagen, als daß ich sie allein verbringen durfte. Zum ersten Mal allein 
zwischen meinen Laken seit dem 27. April.“ (S. 169) Von da an bestimmen ihre 
Aufzeichnungen nicht mehr die sowjetischen Männer und ihre Saufgelage, son-
dern die kleinen, erfreulichen Normalitäten des Alltags: wieder in Betrieb ge-
nommene Straßenbahnen, ordentlich angezogene Frauen, Essensausgaben, ge-
schäftiges Treiben im Rathaus, Wasserversorgung, Radiosendungen und so weiter. 
Selbst die Demontagearbeiten an den deutschen Betrieben für die Sowjetunion, 
zu denen sie zusammen mit anderen Frauen herangezogen wird, beschrieb  
Hillers als eine Art Rubikon zwischen Krieg und Frieden. Sie zog wieder in ihre 
Dachwohnung, fasste Hoffnung auf einen Neuanfang und versuchte sogar mit 
Freundinnen, eine Frauenzeitschrift zu gründen. Das Tagebuch endet mit der 
Rückkehr des geliebten Freunds der Verfasserin von der Front. Gerd verurteilte 
jedoch das Verhalten der Autorin und das der anderen Frauen. Vom Geschehen 
der letzten Wochen wollte er nichts wissen, das Tagebuch-„Gekritzel“ nicht entzif-
fern. Stattdessen hüllte er sich in Schweigen und zog schließlich fort.

Auch wenn die Grundstruktur dieses intimen Tagebuchs schnell beschrieben 
ist, sind seine Inhalte um einiges komplexer. Unübersehbar sind beispielsweise 
das universelle Narrativ der Ausbeutung der Frauen im Krieg und die Kritik am 
Patriarchat aus weiblicher Perspektive. Marta Hillers’ forderte für sich den Status 
der Frau ein und nicht den einer besiegten Deutschen.23 Der Journalist Matthias 
Sträßner, der Anonymas Aufzeichnungen mit denen der Journalistinnen Ruth 
Andreas-Friedrich, Ursula von Kardorff und Margret Boveri verglichen hat, be-
zeichnete ihre Ausführungen sogar als „fundamentale Geschlechterdiskussion“.24 
Dass diese Ebene vor allem von Feministinnen hervorgehoben und gelobt wurde, 
verwundert nicht. Das Buch „Eine Frau in Berlin“ war in diesen Kreisen noch vor 
der zweiten Publikation im Jahr 2003 durchaus bekannt.25 Auch die 1934 in Berlin 
geborene Journalistin und FDP-Politikerin Cornelia Schmalz-Jacobsen schrieb in 
ihren Memoiren, dass ihr das Buch, „gedruckt auf schlechtem Papier“, als junges 
Mädchen in die Hände gefallen sei.26 

23	 Vgl. Daniela Puplinkhuisen, Kleine Fußnote zum Untergang des Abendlandes. Das Zusam-
menspiel von kollektiver Erinnerung und weiblicher Perspektive in Anonymas „Eine Frau in 
Berlin“, in: Zeitschrift für Literaturwissenschaft und Linguistik 39 (2009), S. 148–161. 

24	 Matthias Sträßner, „Erzähl mir vom Krieg!“ Wie vier Journalistinnen 1945 ihre Berliner Tage-
bücher schrieben, Würzburg 2014, S. 165.

25	 Vgl. Ingrid Schmidt-Harzbach, Eine Woche im April, Berlin 1945. Vergewaltigung als Mas-
senschicksal, in: Feministische Studien 3 (1984), S. 51–65, und Helke Sander/Barbara Johr 
(Hrsg.), BeFreier und Befreite. Krieg, Vergewaltigung, Kinder, München 1992. 

26	 Allerdings kann ihre Aussage, das Tagebuch „mit sechzehn Jahren“ bekommen zu haben, 
nicht stimmen, da 1950, als sie 16 Jahre alt war, noch gar keine Publikation des Tagebuchs 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

350   Yuliya von Saal

Es sind aber nicht nur die Befreiung von sexueller Gewalt und die weibliche, 
feministische Perspektive, die dieses Tagebuch auszeichnen. Seine Originalität 
besteht in der permanenten Ambivalenz der Deutungen und der bissigen, scharf-
sinnigen Süffisanz der Autorin, die man weder in den deutschen Opferdiskurs 
noch in ein prosowjetisches Lager einordnen kann. Anders als zahlreiche andere 
Memoiren von Frauen aus der Nachkriegszeit,27 lässt sich dieses Buch nicht ohne 
weiteres im antisowjetischen Diskurs des Kalten Kriegs verorten und politisch in-
strumentalisieren. Denn die Sowjets waren in den Aufzeichnungen von Anonyma 
ja nicht nur für die Eroberung der Stadt verantwortlich, sondern auch der Neuan-
fang vollzog sich unter ihrer Regie. Die Rote Armee stand für die Vergewalti-
gungen, aber auch für die Rettung vor dem Hungertod. Der Zusammenbruch des 
Dritten Reichs, die Gewalt und die Beziehungen zwischen Siegern und Besiegten 
werden für ein Tagebuch ungewöhnlich sachlich, differenziert und manchmal ge-
radezu schockierend kühl beschrieben, wie der folgende Eintrag vom 1. Mai illus-
triert: 

„Der mich treibt, ist ein älterer Mensch mit grauen Bartstoppeln, er riecht nach 
Schnaps und Pferden. Klinkt sorgfältig hinter sich die Tür zu und schiebt, als er 
keinen Schlüssel im Schloß findet, den Ohrensessel gegen die Füllung. Er scheint 
die Beute [Anonyma] gar nicht zu sehen. Um so erschreckender sein Stoß, der 
sie zum Lager treibt. Augen zu, Zähne fest zusammengebissen. Kein Laut. Bloß als 
das Unterzeug krachend zerreißt, knirschen unwillkürlich die Zähne. Die letzten 
heilen Sachen.“ (S. 73)

An dieser Stellen grenzte sie sich sogar sprachlich von ihrem eigenen Ich ab,  
indem sie von der ersten in die dritte Person Singular wechselte.

Als scharfe Beobachterin erwies sie sich vor allem den Männern gegenüber. 
Durch eine ständige Analyse „ihrer“ Rotarmisten nahm die Autorin eine Art Typo-
logie der sowjetischen Männer vor, die sehr breit ausfiel: Angefangen mit den 
nach Alkohol und Machorka stinkenden namenlosen Vergewaltigern oder dem 
holzschnitzartigen Bauern Petka mit dem „Bürstenhaar und dem Romeogestam-
mel“ bis hin zu dem gebildeten „Knigge-Major“, dem sie freiwillig zu Diensten 
stand. Aber auch die deutsche Gesellschaft, vor allem die Männer, unterzog sie 
einer sarkastisch-eindringlichen Analyse und vermischte dabei Täter-Opfer-Rela-
tionen. Ihr Buch handelt auch von einer „tiefgreifende[n] Erschütterung der 
Geschlechterordnung“.28 Die aus der Erfahrung sexualisierter Gewalt stammende 
Scham wird dabei keineswegs in die nationale Identität, das Martyrium deutscher 
Frauen integriert oder gar moralisch überhöht, wie es für zahlreiche Memoiren 

vorlag; vgl. Cornelia Schmalz-Jacobsen, Russensommer. Meine Erinnerungen an die Befrei-
ung vom NS-Regime, München 2016, S. 110.

27	 Vgl. Sträßner, Erzähl mir vom Krieg; Garraio, Höhlenbewohner, in: Hess-Lüttich u. a. (Hrsg.), 
Metropolen, und Júlia Garraio, Verschweigen, feministische Begeisterung, deutscher Opfer-
diskurs und romantische Trivialisierung. Die vielen Leben des Tagebuchs „Eine Frau in Ber-
lin“, in: Revista de Estudos Alemães 3 (2012), S. 39–55.

28	 Hardtwig, Literat als Chronist, in: Ders./Schütz (Hrsg.), Geschichte für Leser, S. 168.
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der Nachkriegszeit typisch war.29 Auch präsentierte sich Anonyma nicht eindeutig 
als Opfer der NS-Diktatur, sondern sie fragte nach ihrer eigenen Rolle im System: 
„War ich selbst dafür? Dagegen? Ich war jedenfalls mittendrin und habe die Luft 
eingeatmet, die uns umgab und die uns färbte, auch wenn wir es nicht wollten.“ 
(S. 183)30 

Es sind die absolut unsentimentalen, selbstreflexiven Beobachtungen, die die 
Grenzen zwischen Vergewaltigung und Prostitution, zwischen Tätern und Opfern, 
zwischen Niederlage und Neubeginn verwischen und das Kriegsende aus einer 
weiblichen Perspektive wiedergeben, nicht selten distanziert, ja zuweilen gerade-
zu schnoddrig. Trotz dieser einmaligen Polyphonie (selbst)kritischer Beobach-
tungen nahm Anonyma für sich in Anspruch, eine Vielzahl deutscher Frauen zu 
repräsentieren. Konzentrationslager und Deportationen, Judenverfolgung und 
Zwangsarbeiter, deutsche Kriegsverbrechen werden dagegen kaum erwähnt. Viel-
mehr hinterlassen ihre Notizen den Eindruck, dass sie wenig darüber wusste und 
erst von den Sowjets und aus dem Radio von den Verbrechen erfahren hat. 

III. Die Geschichte der deutschen Ausgabe und ihrer Rezeption 

Anonymas Sicht auf das Kriegsende, ihr mitleidloses, teilweise zynisches Herab-
schauen auf ihre Landsleute und der feministische Blick waren ihrer Zeit voraus: 
Als das Buch 1959 in dem kleinen Verlag von Helmut Kossodo auf Deutsch er-
schien, erfuhr es wenig Zuspruch. Die Auflage betrug 3.000 Stück, die sich außer-
ordentlich schlecht verkauften. Die meisten Exemplare wurden direkt nach dem 
Erscheinen des Buchs im Herbst abgesetzt; bis Ende 1959 waren es 735. Weitere 
500 gingen an die Presse.31 Danach gingen die Verkaufszahlen stetig zurück: Im 
ersten Halbjahr 1960 waren es 590, bis zum Jahresende 405 weitere, 201 bis Juni 
1961 und in der zweiten Jahreshälfte lediglich 54 Exemplare. In den Folgejahren 
wurden die Mengen der verkauften Bücher immer geringer. Im internationalen 
Vergleich verkaufte sich die deutsche Ausgabe damit besonders schlecht.32 

29	 Vgl. Garraio, Höhlenbewohner, in: Hess-Lüttich u. a. (Hrsg.), Metropolen.
30	 Diese Haltung ist gemessen an anderen weiblichen Tagebüchern nicht selbstverständlich. 

Susanne zur Nieden hat anhand mehrerer Frauen- und Mädchentagebücher aus der unmit-
telbaren Nachkriegszeit mangelnde Selbstreflexion und Leugnung der persönlichen Anteil-
nahme am Nationalsozialismus herausgearbeitet; vgl. dies., Alltag im Ausnahmezustand. 

31	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Helmut Kossodo an Karl Dietschy, 15.2.1960.
32	 Zahlen zusammengetragen aus Honorarabrechnungen des Verlags für Karl Dietschy, in: IfZ-

Archiv, ED 934/15.
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Tabelle 1: Übersicht über die verkauften Exemplare der deutschen Ausgabe

Jahr

1959
1. HJ 1960
2. HJ 1960
1. HJ 1961
2. HJ 1961
1. HJ 1962
2. HJ 1962

Anders als in ihrer Heimat war Anonyma zu dieser Zeit im Ausland eine Berühmt-
heit. Als die deutsche Version erschien, hatte sich das Buch allein in den USA 
(294.500) und in Großbritannien (210.000) bereits mehr als eine halbe Million 
mal verkauft und war überdies zumeist positiv besprochen worden.33 Der eng-
lische Verlag – Martin Secker & Warburg, Ltd. – versicherte Karl Dietschy im Fe-
bruar 1959, das Buch gehöre zu den erfolgreichsten, die der Verlag jemals heraus-
gegeben habe. Ausgesprochen gut ging das Tagebuch in Finnland, wo es schon 
nach drei Monaten in zweiter Auflage mit 7.000 Exemplaren erschien.34 In den 
Niederlanden wurde es sieben Mal aufgelegt; 13.500 Exemplare fanden allein 
1959 einen Käufer, wobei der holländische Verleger sich sogar anbot, eine deut-
sche Version des Buchs herauszubringen. Für ein Land mit circa elf Millionen 
Einwohnern war diese Bilanz bemerkenswert. Die Übersetzerin der holländischen 
Ausgabe Eli Krog erhielt viele bewegende Lesebriefe, in denen nach der Identität 
der Autorin und ihrem weiteren Schicksal gefragt wurde.35 1959 belief sich die 
internationale Verkaufsbilanz auf insgesamt 536.000 Exemplare, zehn Jahre spä-
ter auf 750.000 Stück. Der Großteil entfiel auf die USA, Großbritannien, Finnland 
und die Niederlande.36 

Doch die Autorin rechnete nicht mit einer vergleichbaren Resonanz beim 
deutschen Publikum, das sie trotz ihrer Anonymität offensichtlich sehr scheute. 
Ihr in den USA lebender Freund Kurt Marek, mit dem sie einen intensiven Brief-
wechsel pflegte, hatte immer wieder versucht, sie zu einer deutschen Ausgabe zu 
überreden. „Zehn Jahre nach Kriegsschluss und nachdem das Buch jetzt schon in 
mehreren Sprachen erschienen ist, entfallen fast alle Deine Argumente, die da-
mals verständlich waren. Auch für die deutsche Ausgabe kann Deine Anonymität 

33	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Börsenblatt für den deutschen Buchhandel. Frankfurter Ausgabe 15 
(1959); in der gebundenen Ausgabe des Börsenblatts in der Bibliothek des IfZ lässt sich diese 
Seite nicht nachweisen. Auch: IfZ-Archiv, ED 934/12, Karl Dietschy an Helmut Kosssodo, 
1.3.1960.

34	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 25.11.1959 und 26.4.1961.
35	 IfZ-Archiv, ED 934/13, Eli Krog an Karl Dietschy, 12.5.1956.
36	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Karl Dietschy an Deutsche Bibliothek, 4.2.1969, und Karl Dietschy an 

Helmut Kossodo, 24.2.1959.

Verkaufte Exemplare

735
590
405
201
54
53
41

Jahr

1. HJ 1963
2. HJ 1963
1. HJ 1964
2. HJ 1964
1. HJ 1965
2. HJ 1965/1. HJ 1966
2. HJ 1966
1. HJ 1967

Verkaufte Exemplare

31
38
Keine Angaben
19
14
37
22
6
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weiterhin gewahrt bleiben“, schrieb er ihr im September 1955.37 „Gib das Buch 
für Deutsch frei – es ist Zeit dazu. […] Denke darüber mal öfter nach.“ Und weiter: 
„Rein vom literarischen [sic!] her ist die Sache klar. Ein solches Buch müsste ein-
fach in Deutschland erscheinen.“ Es sei ein „einmaliges Dokument“, insistierte er 
und bot sich an, das Buch in Deutschland herauszubringen.38 

Hillers ließ sich allerdings von einigen negativen Rezensionen auf ihr Buch, 
vor allem in Großbritannien, beeindrucken und hatte Angst, eine „heftige öffent-
liche Steinigung“ von ihren Landsleuten zu erfahren. „Wir wollen noch warten. 
Ich will versuchen, meine Empfindsamkeit unterzukriegen, mir ein dickeres Fell 
wachsen zu lassen. Karl will Echos weiterer Ausgaben, die ja jetzt laufend fällig 
sind, abwarten und danach seine Entscheidung treffen“, teilte sie Marek Ende 
1955 mit.39 Auch die Befürchtung, mit dem Buch die dort beschriebenen Per-
sonen zu verletzen, und ihre Bescheidenheit als Autorin spielten eine Rolle. „Und 
‚schön‘ ist es wirklich nicht, kann keinen Leser freuen. Eben nur ein Mosaikstein-
chen mehr für künftige Historiker“,40 schrieb sie an Marek in einem der zahllosen 
Briefe. Es brauchte viele gute Worte ihres Freunds, ehe sie sich Ende 1956 mit der 
Idee anfreunden konnte, das Tagebuch auf Deutsch zu veröffentlichen.41 

Marek wollte sich um die deutsche Ausgabe persönlich kümmern und diese bei 
keinem anderen als dem namhaften Rowohlt Verlag unterbringen – schließlich 
hatte er die besten Verbindungen ins Haus. Nach der Neugründung des Verlags 
1946 war er jahrelang Lektor bei Rowohlt gewesen und hatte dort auch seinen 
Bestseller „Götter, Gräber und Gelehrte“ veröffentlicht.42 Der Plan ging allerdings 
nicht auf. Ernst Rowohlt, der sich persönlich um die Manuskripte kümmerte und 
laut Marek „sentimentale Bindungen […] an den kahlköpfigen Obersten 
Tulpanow“43 pflegte, sah in dem Tagebuch ein „Kuckucks-Ei“ und lehnte es ab. 
Von da an stand jede Option einer deutschen Ausgabe unter einem schlechten 
Stern. Während in allen fremdsprachigen Ausgaben Kurt Marek überall sonst im 
Vorwort für den Inhalt der Aufzeichnungen mit seinem Renommee bürgte, kam 
diese Empfehlung nach der Absage von Rowohlt nicht mehr in Frage. „Der Grund 
ist einfach“, schrieb er ihr im Januar 1957: 

„Ich kann [das] Buch keinem der großen deutschen Verleger anbieten. […] Und 
sie sagen sich sofort: Was ist da faul? Ein von Ceram eingeleitetes Buch erscheint 

37	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Kurt Marek an Marta Hillers, 13.9.1955.
38	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Kurt Marek an Marta Hillers, 7.10., 22.10. und 22.11.1955 ; Hervorhe-

bung im Original.
39	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 3.12.1955.
40	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 2.7.1959, und ED 934/13, Karl Dietschy 

an Sanford Greenburger, 6.10.1954.
41	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 10.5.1956, und ED 934/13, Karl Diet-

schy an Kurt Marek, 25.1.1957.
42	 Vgl. David Oels, Rowohlts Rotationsroutine. Markterfolge und Modernisierung eines Buch-

verlags vom Ende der Weimarer Republik bis in die fünfziger Jahre, Essen 2013.
43	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Kurt Marek an Marta Hillers, 22.10.1956. Sergej Tjul’panov leitete 

als Oberst der Roten Armee zwischen 1945 und 1949 die Propaganda- und Informations-
Abteilung der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland.
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nicht bei Rowohlt? Kurz gesagt: wenn ich dieses Buch etwa bei Desch oder Piper 
oder Fischer anbiete, werden die nicht die Qualität des Buches prüfen, sondern 
werden ein Misstrauensvotum abgeben.“44 

Die Suche nach einem anderen „namhaften“45 Verleger war jedoch alles andere 
als einfach. So wurde das Manuskript vom Verlag Kurt Desch ohne Begründung 
abgelehnt.46 Es war nichts anderes als eine Notlösung, dass das Buch – ohne eine 
Einleitung von Marek – im wenig bekannten Kossodo-Verlag erschien.

Trotz der Pressearbeit des Verlags,47 hielt sich die Zahl der Besprechungen in 
Grenzen. Die Rezensionen in den deutschen Medien waren kurz, aber keineswegs 
durchgehend negativ. Zwar tadelte man den „quälenden Ton“, in dem sie das The-
ma behandelte, und störte sich an der „fragwürdige[n] Art“, mit der „nationalen 
Katastrophe“ Geld zu machen.48 Andere verteidigten Anonymas Bericht jedoch. 
Die Berliner Zeitung Telegraf lobte die Verfasserin als „kluge Frau, die auch noch 
im Leide beobachtete und sich in einen Zynismus flüchtete“ und empfahl die Lek-
türe vor allem dort, „wo keine russischen Eroberer hingekommen sind“.49 Auch 
der Spiegel verteidigte das Buch als „mit Verstand und Wirklichkeitssinn 
aufgefasst“.50 Dass „Eine Frau in Berlin“ nur so schleppend rezipiert wurde, hat 
weniger mit einem angeblichen Tabubruch wegen der offenen Thematisierung 
sexueller Gewalt zu tun als vielmehr mit den ungünstigen sozio-politischen Rah-
menbedingungen und der mangelnden Professionalität des Kossodo-Verlags.

Als Kossodo das Manuskript im März 1958 annahm,51 stand Berlin eine erneute 
Krise bevor. Der sowjetische Generalsekretär Nikita Chruščev forderte im Novem-
ber 1958 ultimativ den Abschluss eines Friedensvertrags und die Entmilitarisie-
rung Berlins, verbunden mit der Aufhebung der Besatzungsrechte. Da diese For-
derung zu einer Aufgabe West-Berlins und zur Anerkennung der DDR geführt 
hätte, wurde sie von den Alliierten energisch abgelehnt. Die Verhandlungen der 
vier Mächte über das weitere Schicksal Berlins zogen sich über zwei Jahre hin und 

44	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Kurt Marek an Marta Hillers, 19.1.1957.
45	 So der ursprüngliche Anspruch der Autorin; IfZ-Archiv, ED 934/13, Karl Dietschy an Kurt 

Marek, 25.1.1957.
46	 IfZ-Archiv, ED 934/13, Verlag Kurt Desch an Kurt Dietschy, 21.11.1957. Keine zehn Jahre 

später erschien im Verlag Kurt Desch das autobiografische Werk „Westend“ von Annemarie 
Weber, das positive Kritiken bekam. „Man ist heute härter im Nehmen als vor 15 Jahren“, 
kommentierte Marta Hillers das Erscheinen des Buchs in einem Brief an Kurt Marek am 
14.1.1969; IfZ-Archiv, ED 934/10.

47	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Helmut Kossodo an Karl Dietschy, 15.2.1960.
48	 Tagesspiegel vom 6.12.1959: „Schlechter Dienst an der Berlinerin“. In dieser später von den 

Medien oft zitierten Rezension verurteilte Maria Sack nicht die Verletzung der Ehre der deut-
schen Frau, sondern den „lüsternen Ton“ der Verfasserin, in dem sie das Thema sexuelle 
Gewalt verarbeitet habe. Sie schrieb: „Ich kämpfe hier – vielleicht ist es nötig, das zu sagen – 
nicht für die ‚Ehre der deutschen Frau‘. Ich habe nie geglaubt, dass bei einer Vergewaltigung 
die Ehre der Vergewaltigten leidet.“

49	 Telegraf vom 29.11.1959: „Eine Frau in Berlin. Tagebuchaufzeichnungen in schwerer Zeit“.
50	 Der Spiegel vom 30.3.1960: „Neu in Deutschland. ,Eine Frau in Berlin‘“; ähnlich auch Deut-

sche Zeitung vom 19./20.3.1960: „Tagebuch vom Untergang Berlins“.
51	 IfZ-Archiv, ED 934/13, Literaturagentur Mohrbooks an Karl Dietschy, 3.3.1958.
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markierten einen der Höhepunkte des Kalten Kriegs.52 Der Verlag instrumentali-
sierte die Berlin-Krise bewusst, um ein Déjà-vu bei den Lesern auszulösen und das 
Buch interessanter zu machen. Im Klappentext der deutschen Ausgabe heißt es: 

„Heute jedoch ist das Schicksal der Stadt Berlin wieder in Frage gestellt. Und 
deshalb ist es notwendig, diese Stunden schlimmster Erniedrigung sich wieder 
vor Augen zu führen, um zu wissen, was auch heute noch immer als die letzte und 
bitterste Möglichkeit vor uns allen steht. Neuer Wohlstand und Geborgenheit 
sollen uns nicht darüber hinwegtäuschen. Möge dieses Buch […] uns allen eine 
Mahnung sein und uns lebendig vor Augen führen, daß auch vom 20. Jahrhun-
dert der Weg zurück in die Steinzeit erschreckend kurz ist.“ 

Doch dieses Katastrophenszenario der politischen Lage war eher kontraproduk-
tiv,53 wie eine Episode mit der Münchner Illustrierten zeigt: Zu Werbezwecken hatte 
der Verlag einen Abdruck des Tagebuchs in den größeren deutschen Zeitschriften 
geplant. Diese Vorhaben wurden jedoch nicht umgesetzt, weil das Manuskript 
zwar für interessant, aber als „für die breite Leserschaft zu problematisch“ befun-
den wurde.54 Das einzige Ergebnis der missglückten Werbekampagne war der un-
verhältnismäßig zensierte Abdruck von Tagebuchauszügen in der Münchner Illus-
trierten am 14. Mai 1960 – und mithin nach Erscheinen des Buchs – unter der 
Überschrift „Eine Frau erlebt die Hölle“. Bemerkenswerterweise wurde die ei-
gentliche „Hölle“, und das sind vor allem die wiederholten Vergewaltigungen 
durch die Soldaten der Roten Armee und die von Anonyma beschriebene perma-
nente Verfügbarkeit des weiblichen Körpers, ohne jede Erklärung weggelassen. 
Der massive Eingriff in den Text wurde an keiner Stelle kenntlich gemacht; ledig-
lich am Ende stand die Bemerkung „Auszüge aus Eine Frau in Berlin“. Die Zeitung 
rechtfertige ein solches Vorgehen gegenüber dem Verlag mit der bevorstehenden 
Gipfelkonferenz zwischen Großbritannien, Frankreich, den USA und der UdSSR 
in Paris.55 Man teilte dabei die Befürchtung, dass bestimmte Stellen des Buchs die 
Ost-West-Beziehungen angesichts des schwelenden Konflikts um Berlin nur unnö-
tig belasten würden und dass „gewisse Szenen eine Welle des Russenhasses auslö-
sen könnten“.56

Es waren aber nicht nur die ungünstigen politischen Umstände, die einem Er-
folg des Buchs entgegenstanden, sondern auch die gesellschaftlichen Verhält-

52	 Zu Chručševs Westpolitik vgl. die Dokumentensammlung von Gerhard Wettig (Hrsg.), 
Chruschtschows Westpolitik 1955 bis 1964. Gespräche, Aufzeichnungen und Stellungnah-
men, Bd. 2: Anfangsjahre der Berlin-Krise (Herbst 1958 bis Herbst 1960), München 2015. 
Als spannende Lektüre, die einen Blick hinter die Kulissen der sowjetischen Politik zulässt, 
empfiehlt sich das Buch des sowjetischen Diplomaten Oleg Grinevskij, Tauwetter. Entspan-
nung, Krisen und neue Eiszeit, Berlin 1996.

53	 Kossodo wollte das Buch ursprünglich im Frühjahr 1959 herausbringen.
54	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Helmut Kossodo an Karl Dietschy, 16.1.1959.
55	 Infolge der Affäre um den Spionageflug des US-Piloten Gary Powers kam diese Konferenz 

jedoch nicht zu Stande.
56	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Helmut Kossodo an Karl Dietschy, 11.5.1960.
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nisse im Nachkriegsdeutschland und negativen Assoziationen, die ein weibliches 
Opfer sexueller Gewalt auslöste.57 Hanna Schissler hat in diesem Zusammenhang 
vom „Normalisierungsprojekt“ der 1950er Jahre gesprochen, das wie ein „macht-
volles Werkzeug“58 gewirkt habe. Damit war zweierlei verbunden: eine „Normali-
sierung“ der eigenen Biografie durch Unterdrückung von unangenehmen Wahr-
heiten und Kriegserfahrungen sowie die Restitution der patriarchalischen 
Verhältnisse und die damit einhergehende „Remaskulinisierung“59 der deutschen 
Gesellschaft. Die Redefinition der deutschen Männlichkeit vollzog sich vor dem 
Hintergrund des allgemeinen „Sittlichkeitskampfs“ in der Bundesrepublik60 und 
auf mehreren „Bühnen“, wobei eine der wichtigsten die Familie war. Wie Robert 
Moeller beschrieben hat, erfolgte die Reintegration der aus dem Krieg zurückge-
kehrten Männer in die Gesellschaft vor allem über die Familie. Dabei wurde die 
neue Männlichkeit über die Rolle des „Bürger-Vaters“, und nicht mehr über die 

57	 Die Figur des positiv konnotierten Opfers ist das Resultat einer langen Wahrnehmungsver-
schiebung. Sexuelle bzw. sexualisierte Gewalt wurde lange nicht als eine Körperverletzung 
oder seelische Gewalt betrachtet; Vergewaltigungsopfer fielen nicht in dieselbe Kategorie 
der Kriegsopfer wie etwa Soldaten. Die Figur des individuellen weiblichen Opfers als ein 
Rechtssubjekt mit Rechten und Ansprüchen auf eine Anerkennung, Behandlung und Ent-
schädigung ist relativ neu. So wird erst seit dem 1.7.2002 sexuelle Gewalt im Völkerstrafrecht 
explizit als Verbrechen gegen die Menschlichkeit und als Kriegsverbrechen benannt. Zur 
Historizität der weiblichen Opferfigur vgl. Susan Brownmiller, Gegen unseren Willen. Ver-
gewaltigungen und Männerherrschaft, Frankfurt a. M. 1983; Svenja Goltermann, Opfer. Die 
Wahrnehmung von Krieg und Gewalt in der Moderne, Frankfurt a. M. 2017; Miriam Geb-
hardt, Als die Soldaten kamen. Die Vergewaltigung deutscher Frauen am Ende des Zweiten 
Weltkriegs, München 2015, und Regina Mühlhäuser, Sexuelle Gewalt als Kriegsverbrechen. 
Eine Herausforderung für die Internationale Strafgerichtsbarkeit, in: Jens-Rainer Ahrens/
Maja Apelt/Christiane Bender (Hrsg.), Frauen im Militär. Empirische Befunde und Perspek-
tiven zur Integration von Frauen in die Streitkräfte, Wiesbaden 2005, S. 242–264.

58	 Hanna Schissler, „Normalization“ as Project. Some Thoughts on Gender Relations in West 
Germany during the 1950s, in: Dies. (Hrsg.), The Miracle Years. A Cultural History of West 
Germany, 1949–1968, Princeton 2001, S. 359–375, hier S. 360: „Powerful tool in the social 
and ideological reality“. Vgl. auch Lutz Niethammer, „Normalization“ in the West. Traces in 
Memory Leading Back into the 1950s, in: Ebenda, S. 237–265.

59	 Vgl. Robert G. Moeller, Heimkehr ins Vaterland. Die Remaskulinisierung Westdeutschlands 
in den fünfziger Jahren, in: Militärgeschichtliche Zeitschrift 60 (2001), S. 403–436, und Uta 
G. Poiger, Krise der Männlichkeit. Remaskulinisierung in beiden deutschen Nachkriegs-
gesellschaften, in: Klaus Naumann (Hrsg.), Nachkrieg in Deutschland, Hamburg 2001,  
S. 227–263. Zu Differenzierung der These von „Remaskulinisierung“ vgl. Bernhard Gotto/
Elke Seefried, Von Männern und „Makeln“. Einleitende Überlegungen zur Gesellschaftsge-
schichte der Bundesrepublik in geschlechterhistorischer Perspektive, in: Bernhard Gotto/
Elke Seefried (Hrsg.), Männer mit „Makel“. Männlichkeiten und gesellschaftlicher Wandel 
in der frühen Bundesrepublik, Berlin/Boston 2017, S. 7–23.

60	 Ende der 1950er Jahre/Anfang der 1960er Jahre war die Zeit sozialer und politischer Aus-
einandersetzungen um die Geschlechterordnung, Sexualität und geltenden Moralvorstel-
lungen. Der „Sittlichkeitskampf“ hatte zur Folge, dass der Staat sich aus seinem Anspruch 
der Vormundschaft und moralisierender Politik bereits am Ende der 1960er Jahre langsam 
zurückzog; vgl. Sybille Steinbacher, Wie der Sex nach Deutschland kam. Der Kampf um Sitt-
lichkeit und Anstand in der frühen Bundesrepublik, München 2011.
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Uniform definiert.61 Eine solche Umdeutung tangierte zwangsläufig den Platz der 
Frau in der gesellschaftlichen Ordnung. Von der einst tatkräftigen „Trümmer-
frau“ wurde nun der Rückzug in die Rolle des passiven, sprachlosen, bestenfalls 
teilzeitarbeitenden Glieds der Familie erwartet. Damit einher ging auch die Priva-
tisierung der Erfahrung sexueller Gewalt. 

Wer zu dieser Zeit in Westdeutschland über die kollektive Gewalterfahrung von 
Frauen sprach, brach dennoch kein Tabu.62 Sie diente im Gegenteil politisch der 
Selbst-Viktimisierung und wurde so, wie die amerikanische Historikerin Elizabeth 
Heineman schrieb, gleichsam „nationalisiert“.63 Die Vergewaltigung stand dabei 
als Metapher für den Opferstatus Deutschlands und wurde sogar auf den Wahl-
plakaten der CDU und CSU instrumentalisiert.64 Damit ging aber auch eine Bana-
lisierung der Gewalt einher, die erst von der feministischen Bewegung seit Anfang 
der 1970er Jahre, zunächst in den USA und später auch in Deutschland, öffent-
lich angeprangert wurde.65 Anders als etwa die „Dokumentation der Vertreibung 
der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa“ passte Anonymas Buch jedoch nicht in die-
ses Narrativ. Die individuellen Gewalterfahrungen standen unter „Normalisie-
rungsdruck“ und waren bestimmten Regeln des Sagbaren unterworfen,66 die Hil-
lers selbst 1962 auf den Punkt brachte: „christlich-konservativ-vaterländisch“.67 
Die konkreten Erlebnisse und Nöte der Frauen passten ebenso wenig in dieses 
Bild wie die „Besatzungskinder“.68 Das Bild der Frau als Opfer sexueller Gewalt 

61	 Till van Rahden vertritt die These von einer explizit nicht militaristischen „sanften Väterlich-
keit“ bzw. von der „sanften väterlichen Autorität“ als neues Leitbild der familialen Männlich-
keit; vgl. ders., Sanfte Vaterschaft und Demokratie in der frühen Bundesrepublik, in: Gotto/
Seefried (Hrsg.), Männer, S. 142–156. 

62	 In der Tat lagen zum Thema Vergewaltigung einige Veröffentlichungen in Deutschland be-
reits vor. In diesem Zusammenhang sind vor allem die vom Bundesvertriebenenministerium 
in Auftrag gegebenen Bände zu nennen, die Vergewaltigungen durch „asiatische“ Russen 
thematisierten; vgl. Theodor Schieder (Hrsg.), Dokumentation der Vertreibung der Deut-
schen aus Ost-Mitteleuropa, 6 Bde., Bonn 1954–1963; auch Ursula von Kardorff, Berliner 
Aufzeichnungen aus den Jahren 1942 bis 1945, München 1962; Hans Graf von Lehndorff, 
Ostpreußisches Tagebuch. Aufzeichnungen eines Arztes aus den Jahren 1945–1947, Mün-
chen 21961, und Käthe von Normann, Tagebuch aus Pommern 1945/46, München 1962.  

63	 Elizabeth Heineman, Die Stunde der Frauen. Erinnerungen an Deutschlands „Krisenjahre“ 
und westdeutsche nationale Identität, in: Naumann (Hrsg.), Nachkrieg in Deutschland,  
S. 149–177, hier S. 158; vgl. auch Regina Mühlhäuser, Vergewaltigungen in Deutschland 
1945. Nationaler Opferdiskurs und individuelles Erinnern betroffener Frauen, in: Ebenda, 
S. 384–408. 

64	 Vgl. Heineman, Stunde der Frauen, in: Naumann (Hrsg.), Nachkrieg in Deutschland.
65	 Vgl. Brownmiller, Gegen unseren Willen, und Sander/Johr (Hrgs.), BeFreier.
66	 Zit. nach Benjamin Möckel, „Die Bewährung der jungen Generation“. Geschlechterbilder in 

Jugendtagebüchern des Zweiten Weltkrieges und der unmittelbaren Nachkriegszeit, in: Ger-
halter/Hämmerle (Hrsg.), Tagebücher von Frauen, S. 87–107, hier S. 99. Möckel attestierte 
bei den Jugendlichen und Frauen die „Sprachlosigkeit“ (ebenda, S. 100) in Bezug auf ihre 
Erfahrungen von Verlust und Gewalt. 

67	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 11.5.1962.
68	 Erst in den späten 1950er Jahren bewilligte das Finanzministerium einem Teil der vergewal-

tigten Frauen begrenzte finanzielle Unterstützung. Die Mehrheit bekam keine Entschädi-
gungen und keine Unterstützung für ihre Kinder; vgl. Heineman, Stunde der Frauen, in: 
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blieb sogar eine Zeitlang nach dem Krieg negativ konnotiert, das erfahrene indi-
viduelle Leid wurde nicht anerkannt, sondern vielmehr bagatellisiert.69 Es lag also 
nicht an einer Tabuisierung des Themas sexueller Gewalt an sich, wie die Feminis-
tinnen Helke Sander und Barbara Johr Anfang der 1990er Jahre vermuteten,70  
sondern an der Diskrepanz zwischen Anonymas Schilderungen und der Erwartungs-
haltung der westdeutschen Gesellschaft, dass das Tagebuch ein Ladenhüter blieb. 

Der Verlag führte die geringen Verkaufszahlen auf die Buchhändler und ihre 
„Vorzensur“ zurück; sie seien schuld an den geringen Verkaufszahlen, da sie das 
Buch nicht auf Lager hätten.71 Das Ehepaar Dietschy machte dagegen in erster 
Linie den unprofessionellen Helmut Kossodo – laut Marta Hillers „eine Niete“ – 
für die Misere verantwortlich,72 da er das Buch viel zu schlecht vermarktete. Mit 
der Arbeit des kleinen Verlags, von der Autorin auch als „fauler Verein“73 be-
schimpft, waren die Eheleute äußerst unzufrieden. Sie beklagten sich vor allem 
über die Verschleppung von Fristen, unsaubere Umbruchkorrekturen und unfä-
hige Mitarbeiter des Verlags.74 Bemerkenswerterweise gab es nach Erscheinen der 
deutschen Ausgabe dennoch eine Anfrage der Fritko Film GmbH, die Anonymas 
Erfahrungen verfilmen wollte; die Autorin lehnte dies ab.75 

Obwohl das Tagebuch in Deutschland wenig Staub aufwirbelte, wurde es in fe-
ministischen Kreisen, von Historikern und Journalisten durchaus rezipiert und 
zitiert.76 Dem deutschen Journalisten Erich Kuby diente das Tagebuch als ein 
„Zeitzeugendokument“ in seiner sechsteiligen Spiegel-Reihe „Die Russen in Berlin 

Naumann (Hrsg.), Nachkrieg in Deutschland; Silke Satjukow, „Besatzungskinder“. Nach-
kommen deutscher Frauen und alliierter Soldaten seit 1945, in: Geschichte und Gesellschaft 
37 (2011), S. 559–591, und dies., „Kinder des Feindes – Kinder der Freunde“. Die Nachkom-
men sowjetischer Besatzungssoldaten in Deutschland nach 1945, in: Elke Kleinau/Ingvill 
Mochmann (Hrsg.), Kinder des Zweiten Weltkrieges. Stigmatisierung, Ausgrenzung, Bewälti-
gungsstrategien, Frankfurt a. M./New York 2016, S. 31–48, und Gebhardt, Soldaten, S. 169–
246. Eine ähnliche Erfahrung teilten Frauen in Österreich; vgl. Barbara Stelzl-Marx, Stalins 
Soldaten in Österreich. Die Innensicht der sowjetischen Besatzung 1945–1955, Wien 2012.

69	 Vgl. u. a. Gebhardt, Soldaten.
70	 Vgl. Sander/Johr (Hrgs.), BeFreier.
71	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Helmut Kossodo an Karl Dietschy, 15.2.1960 und 7.4.1960.
72	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 7.2.1961, S. 2.
73	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 22.11.1960.
74	 Zahlreiche Briefe in: IfZ-Archiv, ED 934/12, Karl Dietschy an Helmut Kossodo, 2.4., 24.4., 

27.6. und 3.8.1959; Helmut Kossodo an Dr. Mohrenwitz, 15.4.1959, und Karl Dietschy an 
Greenburger, 7.4.1959.

75	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Fritko Film an Helmut Kossodo, 28.3.1960, und Karl Dietschy an 
Greenburger, 7.4.1969.

76	 Vgl. Atina Grossmann, Eine Frage des Schweigens. Die Vergewaltigung deutscher Frauen 
durch Besatzungssoldaten – Zum historischen Hintergrund von Helke Sanders Film „BeFrei-
er und Befreite“, in: Frauen und Film, Nr. 54/55 (1994), S. 15–28; Schmidt-Harzbach, Woche 
im April; Erika M. Hoerning, Frauen als Kriegsbeute. Der Zwei-Fronten-Krieg, in: Lutz Niet-
hammer/Alexander von Plato (Hrsg.), „Wir kriegen jetzt andere Zeiten“. Auf der Suche nach 
der Erfahrung des Volkes in nachfaschistischen Ländern, Berlin/Bonn 1985, S. 327–344, 
und Sander/Johr (Hrsg.), BeFreier.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

  Anonyma: „Eine Frau in Berlin“   359

1945“.77 Die Echtheit des Tagebuchs wurde damals zumindest öffentlich nicht in 
Frage gestellt.

IV. Anonyma – ein „Fall für Historiker“78

Anders als in der Nachkriegszeit wurde die von Hans Magnus Enzensberger auf 
den Weg gebrachte Neuausgabe in den 2000er Jahren mit Begeisterung aufge-
nommen. Das Tagebuch erlebte auch international eine zweite Erfolgswelle, wur-
de in englischer Fassung wiederaufgelegt und in zahlreiche andere Sprachen 
übersetzt.79 Die Publikation löste zugleich eine Lawine an Spekulationen über die 
ideologische Belastung der Autorin und über den historischen Wert ihres Texts 
aus. Angestoßen wurde die Diskussion von Enzensberger selbst, der im Hes-
sischen Rundfunk im Juni 2003 erstmals die Vermutung äußerte, dass es sich bei 
der Autorin um jemanden handeln müsse, der in der NS-Zeit im Medienbereich, 
„vielleicht in einem Modejournal überwintert hat“. Wenig später deckte Jens Bis-
ky die wahre Identität der Autorin auf und brachte damit den Stein ins Rollen.80 

Die Anonyma entpuppte sich als die selbstbestimmte, weit gereiste und gebil-
dete Journalistin Marta Hillers, die im Nationalsozialismus nicht einfach „über-
wintert“, sondern das NS-Regime als „Kleinpropagandistin“ unter anderem bei 
der Schülerzeitschrift des NS-Lehrerbunds mitgetragen hatte. Diese Entdeckung 
warf berechtigte Fragen nach Entstehung und Authentizität des Tagebuchs auf. 
Dass manche zeitgenössische Reflexionen durch nachträgliches Rechtfertigungs-
bedürfnis und spätere Bearbeitungen strukturiert und damit als Zeugnis wenig 
verlässlich sind, ist eine wenig umstrittene Tatsache, die auch bei diesem Buch 
Zweifel aufkommen ließ.81 Das in einem auffällig „literarischen Verfahren der 
Spannungserzeugung“ drehbuchartig geschriebene Tagebuch der Anonyma, so 
Bisky, erinnere zudem sehr stark an die „Dokufiction“ nach Mareks Art.82 Diese 
Beobachtungen sowie die Feststellung textlicher Abweichungen zwischen der ers-
ten und der neuen deutschen Ausgabe nahm Bisky zum Anlass, den Quellenwert 
des Tagebuchs anzuzweifeln. Er äußerte den schwerwiegenden Verdacht der Ma-
nuskriptfälschung und insinuierte, Marek habe als Meister der Kolportage am 
Text mitgeschrieben. Als Zeitdokument sei das Tagebuch deshalb „wertlos“, es 
zeuge vielmehr von der „Umtriebigkeit der Herausgeber“. Damit warf Bisky En-

77	 Später erschien diese Reportage im gleichnamigen Band; vgl. Erich Kuby, Die Russen in Ber-
lin 1945, München/Bern/Wien 1965.

78	 SZ vom 18.10.2003: „Ein Fall für Historiker. Offene Fragen um das Buch ,Eine Frau in Ber-
lin‘“ (Götz Aly). 

79	 Der Überblick aller Übersetzungen findet sich bei Schnabel, Mehr als Anonyma, S. 213–215.
80	 SZ vom 24.9.2003: „Wenn Jungen Weltgeschichte spielen, haben Mädchen stumme Rollen“; 

die folgenden Zitate ebenda. 
81	 Ein vergleichbares Beispiel ist die von Peter Hartl herausgegebene Neuauflage der Tage-

buchaufzeichnungen der Berliner Journalistin Ursula von Kardorff, Berliner Aufzeichnun-
gen 1942–1945. Unter Verwendung der Originaltagebücher, München 1992. Kritisch dazu 
Die Zeit vom 3.7.1992: „Geschönt und darum kaum mehr authentisch“ (Volker Ullrich).

82	 Gemeint ist der 1941 von Kurt Marek verfasste literarische Bericht „Wir hielten Narvik“,  
Berlin 1941.
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zensberger, der das Buch ohne hinreichende Erklärung der Textgeschichte und 
ohne dokumentarische Belege als authentische Aufzeichnungen herausgegeben 
hatte, editorische Nachlässigkeit vor. 

Mit seinen Enthüllungen löste der SZ-Journalist eine hitzige Debatte aus. Die 
Kontroverse drehte sich zunächst darum, ob es zulässig sei, das Inkognito einer 
Autorin zu lüften, die anonym bleiben wollte, verlagerte sich dann aber relativ 
schnell auf die Frage, wer wann am Manuskript mitgeschrieben habe und wie au-
thentisch das Tagebuch sei. Während Enzensberger Biskys voyeuristische Enthül-
lungen als „ekelhaft“ bezeichnete und den dokumentarischen Wert des Buchs mit 
Aussagen von Hannelore Marek verteidigte, rechtfertigten andere Journalisten 
Biskys Vorgehen und verlangten genaue Informationen zur Textgeschichte.83 Der 
Historiker Götz Aly argumentierte quellenkritisch: Ein Tagebuch werde nur dann 
zum Dokument, wenn seine historische Einordnung möglich sei, das heißt „wenn 
man Lebensumstände, Funktion und Interessen derjenigen rekonstruiert, die an 
seiner Entstehung mitwirkten“. Solange die Entstehungsgeschichte und die Rolle 
des „alten Freundes“ Marek dabei ungeklärt blieben, sei auch der Wert des Buchs 
zweifelhaft.84 

Licht ins Dunkel sollte Mareks Witwe Hannelore bringen, die versicherte, ihr 
Mann habe die Autorin zur Publikation ermuntert, ihre Aufzeichnungen aber we-
der bearbeitet noch redigiert.85 Der Journalist und Historiker Volker Ullrich er-
hielt dabei kurz Einsicht in die geheimnisumwitterten Manuskripte, das unmittel-
bar nach dem Krieg von der Autorin angefertigte Typoskript und die autorisierten 
Änderungen der Anonyma zur Buchausgabe von 1959. Eine vergleichende Prü-
fung der Manuskripte zur Rekonstruktion der verschiedenen Stufen der Bearbei-
tung lehnte Hannelore Marke jedoch mit dem Argument ab, die Anonymität der 
Autorin wahren zu wollen; zugleich stellte sie die Übergabe der Urschriften an ein 
Archiv in Aussicht.86 

Die Zweifel an Hillers als Autorin und an der Authentizität des publizierten 
Tagesbuchs wurden damit nicht ausgeräumt, ganz im Gegenteil: Offen blieb etwa 
die Frage, wie viele Bearbeitungsstufen die Version von 2003 hinter sich hatte, die 
sich offensichtlich auch von den fremdsprachigen Ausgaben unterschied.87 Der 
Eichborn Verlag, der die Originale mit der deutschen Erstausgabe nie abgegli-
chen hatte (was sich erst in der Auseinandersetzung herausstellte) und keine ver-
nünftige Auskunft hierzu geben konnte, wurde weiterhin mit editorischen Fragen 
und Vorwürfen der Schlamperei konfrontiert.88 Daraufhin gab der Verlag ein Gut-
achten bei Walter Kempowski (1929–2007) in Auftrag, der als Herausgeber zahl-

83	 Vgl. Spiegel vom 29.9.2003: „Verdeckte Ermittlungen von Schnüfflern“. Vgl. auch Neue Zür-
cher Zeitung vom 28.9.2003: „Profilneurose eines Journalisten“ und vom 1.10.2003: „Ver-
dächtigung ohne Beleg“.

84	 SZ vom 18.10.2003: „Ein Fall für Historiker“.
85	 Vgl. Die Zeit vom 9.10.2003: „Authentisch? Vielleicht, vielleicht auch nicht“.
86	 Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 1.10.2003: „Verdächtigung ohne Beleg“.
87	 Vgl. Schnabel, Mehr als Anonyma. 
88	 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 21.12.2003: „Das Prinzip Aussitzen“. 
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reicher Tagebücher89 bekannt war. In einem knappen Gutachten bestätigte er die 
Existenz der Originale und ihre Authentizität sowie des auf 121 Seiten engzeilig 
abgetippten Manuskripts.90 Zu dem Vorwurf, Marek habe der Autorin souffliert, 
stellte Kempowski lapidar fest: „Ohne Zweifel hat Marek an dem Schicksal der 
Autorin und deren Aufzeichnungen Anteil genommen. Die Durchsicht der Hand-
schrift und des Typoskripts ergeben aber keinen Hinweis darauf, daß Marek – 
oder irgendeine andere Person – an der Herstellung des Manuskripts mitgewirkt 
haben könnte.“ Kempowskis oberflächliches und auffällig wohlwollendes Gutach-
ten, das keinerlei Beweise für Marta Hillers’ alleinige Autorenschaft lieferte, 
konnte den Streit um das Buch nicht beenden, da es die Frage nach dem Verhält-
nis der ursprünglichen Aufzeichnungen zur publizierten Fassung offen ließ.91 Da 
Kempowski lediglich „einige Stunden“ für eine stichprobenartige Begutachtung 
zur Verfügung hatte und auch keine Fotokopie erhielt,92 konnte er den erforder-
lichen Textabgleich gar nicht durchführen. Für erneute Verwirrung sorgte 
schließlich Hannelore Mareks nachträgliche Aussage, es habe zwischen der abge-
tippten Tagebuchfassung und der Buchausgabe des Kossodo-Verlags doch noch 
ein weiteres Manuskript gegeben.93 

Offen blieben aber weiterhin folgende Fragen: Welche Schritte der Bearbei-
tung gab es von den ursprünglichen Aufzeichnungen der Autorin bis zur letzten 
Veröffentlichung? Wie viele Zwischenstufen waren zwischen dem Typoskript und 
der Buchausgabe von 2003 zu verzeichnen? War Marta Hillers allein für die Aus-
formulierung des 121-seitigen Schreibmaschinentyposkripts im Umfang von  
circa 49.610 Wörtern auf 274 Druckseiten mit einem Textumfang von etwa 91.120  
Wörtern verantwortlich? Die Zweifel an der Authentizität der deutschen Buchpu-
blikation und die unterschwellige Frage nach der Rolle politischer Überzeu-
gungen blieben weiterhin bestehen. Die Polemik zwischen der SZ und der FAZ 
konnte diese Zweifel nicht beseitigen.94 Die Auseinandersetzung über das Buch 
ging weiter, und auch die Neugierde hinsichtlich der Anonyma war nicht befrie-
digt. Die Diskussion verlagerte sich aber auf die akademische Ebene und drehte 
sich um die Frage, inwieweit die Viktimisierung deutscher Frauen zulässig war, 
wie sehr historische Fakten literarisch verändert werden durften und ob der  

89	 Bekannt ist Walter Kempowski vor allem für sein über mehrere Jahre geführtes Projekt „Das 
Echolot“, in dem er Tagebücher, Briefe und andere Alltagszeugnisse gesammelt und in meh-
reren Bänden zu einer Kolportage zusammengestellt hat. 

90	 Vgl. FAZ vom 20.1.2004: „Gutachten zur Authentizität des Tagebuchs der Anonyma. Unver-
wechselbarer Ton“. Das folgende Zitat ebenda.

91	 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 19.1.2004: „Kempowski über Anonyma. Und jetzt: Alles wie 
vorher?“; Neue Zürcher Zeitung vom 20.1.2004: „Entscheidendes bleibt offen“, und SZ vom 
21.1.2004: „Kieselsteine zählen“. 

92	 Interview Kempowski im Spiegel vom 26.1.2004: „Stichproben“.
93	 Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 1.10.2003: „Verdächtigung ohne Beleg“.
94	 Vgl. FAZ vom 19.1.2004: „Walter Kempowski über das Tagebuch ,Eine Frau in Berlin‘“; SZ 

vom 21.1.2004: „Kieselsteine zählen“ und vom 30.1.2004: „Achsenbruch. Hans Magnus En-
zensberger und die Last der Beweise“.
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geschlechterspezifische Zugang ein Mittel zur Bewältigung der NS-Vergangenheit 
sein kann.95 

Zehn Jahre nach Erscheinen der zweiten Buchausgabe hat Matthias Sträßner 
noch einmal versucht, neue Erkenntnisse über die Textgenese mittels einer Text-
analyse sowie einem Abgleich der ersten Kossodo- mit der englischen Ausgabe 
von 1954 zu gewinnen. Er stellte Unterschiede vor allem zwischen der englischen 
und der deutschen Ausgabe fest und fragte, ob für diverse Abweichungen nicht 
die Stenotypistinnen verantwortlich sein könnten, welche die Übertragungen aus 
den Aufzeichnungen der Autorin angefertigt hätten.96 Diese Interpretation mag 
die kleineren Abweichungen im Text nachvollziehbar machen. Sie erklärt aber 
nicht, wie aus der 121-seitigen Transkription das doppelt so viele Seiten umfas-
sende Buch (ob Englisch oder Deutsch) wurde, und vor allem, ob jemand (Ma-
rek?) an dieser wundersamen Seitenvermehrung mitwirkte. Sträßners Plädoyer, 
das Tagebuch trotzdem nicht automatisch als wertlos zu verurteilen und es statt-
dessen als eine historische Quelle mit „literarischen Elementen“ zu lesen, bleibt 
allerdings kraftlos, solange man nichts über den Umfang, den Gehalt und den 
Ursprung dieser „literarischen Elemente“ weiß. 

Den letzten Versuch, den Geheimnissen um Marta Hillers’ Buch auf den 
Grund zu gehen, hat die Journalistin Clarissa Schnabel unternommen. In ihrer 
Biografie „Mehr als Anonyma“ hat Schnabel die amerikanische, schwedische, dä-
nische, norwegische, niederländische, italienische und deutsche Erstausgabe so-
wie die deutsche Neuausgabe des Tagebuchs verglichen. Dabei ist sie wie Sträßner 
zu dem Schluss gekommen, dass die größten inhaltlichen Abweichungen zwi-
schen der englischen und der deutschen Erstausgabe bestehen und gravierender 
sind als die Abweichungen zwischen beiden deutschen Ausgaben.97 Da ein Teil 
der Übersetzungen in weitere Sprachen auf der englischen und ein anderer Teil 
auf der deutschen Version beruhen,98 seien zahlreiche Abweichungen natürlich  
auf die Veränderungen beim Übersetzungsvorgang zurückzuführen. Eine Beteili-
gung des Verlags oder Mareks an der Bearbeitung verschiedener Textversionen 
konnte sie zwar nicht ausschließen, doch als Kennerin von Marta Hillers’ journa-
listischen Arbeiten und Korrespondenzen meinte sie, darin „ganz unverwechsel-
bar Martas Stimme“ zu erkennen.99 Und selbst wenn Marek den gesamten Text 
ausformuliert habe, so beruhe es doch auf Marta Hillers’ Erlebnissen und sei des-
halb ihr persönliches Buch, urteilte Schnabel und resümierte: „Die Frage nach 
der Authentizität stellt sich also bestenfalls bei der äußeren Form, nicht beim 

95	 Vgl. Elizabeth Heineman, Gender, Sexuality, and Coming to Terms with the Nazi Past, in: 
Central European History 38 (2005), S. 41–74; Halley, Vergewaltigung in Berlin, und Laurel 
Cohen-Pfister, Rape, War, and Outrage. Changing Perceptions on German Victimhood in 
the Period of Post-Unification, in: Dies./Dagmar Wienroeder-Skinner (Hrsg.), Victims and 
Perpetrators, 1933–1945. (Re)Presenting the Past in Post-Unification Culture, Berlin/New 
York 2006, S. 316–336.

96	 Vgl. Sträßner, Erzähl mir vom Krieg, S. 178. 
97	 Vgl. Schnabel, Mehr als Anonyma, S. 232 f.
98	 Vgl. ebenda.
99	 Ebenda, S. 161. 
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Inhalt.“100 Doch weil auch Form und Sprache, die von Sträßner angesprochenen 
„literarischen Elemente“, einen wertenden und emotionalen Inhalt transpor-
tierten, im vorliegenden Fall sogar einen äußerst vielschichtigen und scharfsin-
nigen, ist es nicht unwichtig zu wissen, wieviel und was genau nachträglich ausfor-
muliert worden ist – und wer dafür verantwortlich zeichnete. Damit ist das Buch 
„Anonyma. Eine Frau in Berlin“ – mit Götz Aly gesprochen – weiterhin „ein Fall 
für Historiker“.101 

Bemerkenswert ist, dass die deutsche Diskussion102 über die Authentizität des 
Buchs seinem erneuten internationalen Erfolg in keiner Weise abträglich war. 
Nach der Wiederentdeckung des Tagebuchs in Deutschland wurde es in weitere 
Sprachen – beispielsweise ins Jiddische, Slowenische und Griechische – übersetzt. 
Somit liegt das Tagebuch heute insgesamt in 23 Sprachen vor. Eine Ausnahme 
gibt es: Es fehlt eine russische Ausgabe. Ausgerechnet im Land der Roten Armee 
konnte das Buch keinen Verleger finden, obgleich im Internet eine Übersetzung 
kursiert103 und das Tagebuch nach seiner Verfilmung zumindest den meisten His-
torikern und Germanisten bekannt sein dürfte. Doch nahmen konservative Ver-
treter der historischen Zunft in Russland den ungeklärten dokumentarischen 
Wert des Buchs  gerne zum Anlass, um die Historizität der beschriebenen Massen-
vergewaltigungen grundsätzlich in Frage zu stellen.104 

V. Vom Manuskript zum Buch

Fasst man die bisherigen Ergebnisse zusammen, bleiben zwei zentrale Sachver-
halte zu klären. Erstens: Wie viele Manuskripte gab es, wer formulierte sie aus 
oder korrigierte sie? Tippte Marta Hillers selbst ihre originalen Aufzeichnungen 
ab oder waren ihr Stenotypistinnen behilflich? Brachte sie ihre Manuskripte ei-
genständig in eine endgültige Form? Welchen Anteil am Inhalt hatte Marek, au-
ßer dass er seine Freundin stets zur Publikation in Deutschland ermutigte? Zwei-
tens: Welche Ergebnisse bringt ein inhaltlicher Textabgleich der Originale (Stufe 
1) mit dem abgetippten Typoskript (Stufe 2) und der publizierten Fassung (Stufe 
3)? Inwiefern entsprechen die durch alle Stufen transportierten Inhalte noch 
dem von Hargen Thomsen entwickelten Kriterium des „persönlichen Augen-
blicks“ als Merkmal des authentischen Tagebuchs?105 Konkret ist also der Frage 

100	 Ebenda, S. 163.
101	 SZ vom 18.10.2003: „Ein Fall für Historiker“.
102	 Mit geringerer Intensität, doch nicht weniger polarisierend, wurde die Diskussion über den 

Wert des Buchs in den amerikanischen Feuilletons geführt; vgl. Halley, Vergewaltigung in Berlin.
103	 Schnabel führte in ihrer Recherche fälschlicherweise die russische Publikation auf. Diese ist 

allerdings als Buch nie erschienen, sondern wurde auf eine Initiative engagierter Germanis-
ten übersetzt und ins Internet gestellt; vgl. www.litmir.me/br/?b=138844 [29.3.2019].

104	 Vgl. O. V. Sdvižkov, Fal’sifikacija osvoboditel’noj missii na Zapade. Istoričeskaja publicistika, 
SMI, kinematograf, „vojna s pamjatnikami“, in: Elena Senjavskaja (Hrsg.), Osvoboditel’naja 
missija Krasnoj Armii v 1944–1945 gg. Gumanitarnye i social’no-psichologičeskie aspekty, 
Moskau/St. Petersburg 2015, S. 307–379, hier S. 342–344.

105	 Thomsen, Tagebuch, S. 376.
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nachzugehen, ob es sich bei den zusätzlich hinzugekommenen Textstellen ledig-
lich um Ausformulierungen verkürzter Aufzeichnungen handelt oder ob diese 
ganz neu, aus der Distanz erinnert und literarisch verarbeitet worden sind. Erst 
wenn wir wissen, was zeitnah und was aus der Distanz und damit nachträglich 
umgeformt niedergeschrieben wurde, können wir über die Authentizität des pu-
blizierten Tagebuchs urteilen. 

Die versprochene Authentizität: Die zweifelsfrei von Marta Hillers stammenden 
Originalaufzeichnungen, deren Authentizität bereits Kempowski bestätigte, um-
fassen drei Hefte, dicht und größtenteils mit Tinte beschrieben (Stufe 1): ein Soft-
cover (vom 20. April bis 27. April) mit 72 Seiten,106 ein umschlagloses Heft (vom 
28. April bis 17. Mai) mit 78 Seiten107 und eine Kladde (vom 18. Mai bis 22. Juni) 
mit 70 Seiten.108 Den Inhalt dieser drei Hefte (Textumfang circa 32.700 Wörter) 
tippte Marta Hillers im Juli und August 1945 ab, was ein 121-seitiges Typoskript109 
mit dem Textumfang von 49.610 Wörtern (Stufe 2) ergab. 

Einige Stellen des handschriftlichen Originals sind mit Bleistift geschrieben, 
bei einer einzigen hat die Verfasserin einen Rotstift verwendet. Das erste Heft ist 
mit ein paar kleineren Zeichnungen illustriert – Hillers war nicht nur eine scharf-
sinnige Beobachterin, sondern auch eine sehr gute Zeichnerin.110 Die fehlenden 
Zeichnungen in späteren Einträgen sind wohl auf Zeitmangel zurückzuführen. 
Die zackige Schrift verrät die Lebendigkeit des Schreibens. Die Hefte sind in einer 
relativ gut lesbaren Sütterlinschrift verfasst.111 Anders als Marek in seinem Nach-
wort behauptet hat und entgegen der Bemerkung der Autorin, sie habe ihr Tage-
buch als Russisch-Wörterbuch getarnt, haben wir es weder mit einem „Gemisch 
von Kurzschrift, Normalschrift und Geheimschrift“ noch mit „schrecklichen 
Abkürzungen“112 oder der Form eines Wörterbuchs113 zu tun. Auch das angeblich 
oft anzutreffende Kürzel „VG“, für „Vergewaltigung“,114 taucht nirgendwo auf. Hil-
lers sprach explizit von „Schändung“.115 

Die Tagebücher sind auch keine „lose[n] Kritzelzettel“, wie uns das Vorwort 
zur deutschen Buchausgabe glauben lässt. Ganz im Gegenteil: Die Originalauf-
zeichnungen sind in einem sehr guten Zustand erhalten. Die Seiten sind zwar et-
was vergilbt, doch tragen sie ansonsten keinerlei Gebrauchsspuren, sind nicht 
verschmiert und keineswegs als „Zettel“ zu bezeichnen. Bis auf wenige Ausnah-
men sind alle Wörter ausgeschrieben, wenn auch die Sätze nicht immer vollstän-

106	 IfZ-Archiv, ED 934/2, Heft I. 
107	 IfZ-Archiv, ED 934/3, Heft II. 
108	 IfZ-Archiv, ED 934/4, Heft III. 
109	 IfZ-Archiv, ED 934/8, Reinschrift Kopie.
110	 Vgl. Schnabel, Mehr als Anonyma.
111	 An dieser Stelle möchte ich mich ausdrücklich bei den Kollegeninnen und Kollegen bedan-

ken, die beim Einlesen in die Schrift behilflich waren. Ein besonderer Dank geht an Sybille 
Benker und Verena Brunel.

112	 So Marek in seinem Nachwort, in: Anonyma, Frau in Berlin, S. 281.
113	 An keiner Stelle der Hefte ist eine Tarnung als Russisch-Wörterbuch erkennbar.
114	 So Marek in seinem Nachwort, in: Anonyma, Frau in Berlin, S. 281.
115	 Beispielsweise IfZ-Archiv, ED 934/3, Heft II, S. 2.
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dig sind. Das Original stellt zugleich keine buchhalterische Aufzeichnung dar. 
Wenn auch manchmal stichwortartig und trocken verfasst, wurde die Autorin 
doch von den augenblicklichen Gefühlen (meistens Hunger) und Erlebnissen ge-
trieben, die sie nicht nur notierte, sondern auch intellektuell verarbeitete und 
stellenweise in größere Zusammenhänge einordnete. Die Originale kommen so-
mit in ihrer äußeren Form und dem kolportageartigen Inhalt der Buchausgabe 
sehr nah. 

Gleichwohl weisen Hillers’ Aufzeichnungen viele Eigentümlichkeiten auf, die 
sich so im Buch nicht immer finden. Dazu gehören etwa die willkürliche Syntax, 
viele Berlin-typische Sprüche und eine sehr saloppe Ausdrucksweise („Kramm“, 
„Palaver“, „trollt sich“), die manchmal auch im gedruckten Tagebuch zu lesen ist. 
Uneinheitlich ist auch die Groß- und Kleinschreibung. Hillers’ Sätze sind oft 
grammatisch unvollständig, verbunden durch viele Kommas; erst im Typoskript 
wurden sie zu vollständigen Sätzen und größeren Passagen ausformuliert. Daraus 
kann man zunächst schließen, dass Hillers das Tagebuch für sich allein führte. 
Eine weitere Besonderheit der Originale besteht darin, dass die Verfasserin mit 
Unterstreichungen aus ihrer Sicht wichtige Punkte hervorhob und russische Aus-
drücke benutzte, die sie sogar in Kyrillisch aufschrieb.116 

Diese Eigenheiten erschweren stellenweise die Transkription des Originaltexts, 
von einer „Geheimschrift“ kann aber keine Rede sein. Angesichts einer solchen 
Diskrepanz zwischen der äußeren Form der Aufzeichnungen und ihrer Beschrei-
bung durch Marek drängt sich die Vermutung auf, dass er die Originale gar nicht 
kannte oder es bewusst darauf anlegte, das Tagebuch für den Buchmarkt mög-
lichst interessant zu machen. Seine Behauptung vom August 1954 „[w]ährend ich 
dies schreibe, habe ich diese Blätter vor mir“,117 kann sich unmöglich auf die Ori-
ginale beziehen, sondern höchstens auf das Typoskript (tatsächlich in Form loser 
Blätter). Es lässt sich zwar nicht ganz ausschließen, dass sich Marek an der Vorbe-
reitung des Buchmanuskripts – ob durch kleinere Korrekturen oder größere Ein-
griffe – beteiligte und dass es mehrere Versionen von Buchmanuskripten gab.118 
Schließlich war Marek ein „interessierter Dritter“, der an Hillers’ Tantiemen ver-
diente, und es ist gut möglich, dass er der Autorin bei der Vorbereitung des Buch-
manuskripts mit einigen verlegerischen Tricks zur Seite stand.119 Dass er Hillers’ 
Text in seiner eigenen Manier stark redigiert oder umformuliert haben soll, wie 
Jens Bisky insinuierte, ist allerdings angesichts der überlieferten Dokumente sehr 

116	 IfZ-Archiv, ED 934/3, Heft II, S. 32. Das, was später im Typoskript und im Buch zum Beispiel 
nur noch als „Mutterfluch“ (Typoskript, S. 56; Buch, S. 121) erwähnt wird, ist im Heft origi-
nal wiedergegeben und unterstreicht dessen authentischen Charakter.

117	 Nachwort zum Anonyma, Frau in Berlin, S. 280.
118	 So erwähnte Marta Hillers in einem Brief an Marek ein „altes Durchschlagsexemplar mit al-

lerlei Handkorrekturen, doch lesbar“, die von ihm stammten; IfZ-Archiv, ED 934/10, Brief 
vom 24.7.1956.

119	 Aller Wahrscheinlichkeit nach geschah dies aufgrund mündlicher Absprachen. Nicht nur 
weil Hillers diese Form der Zusammenarbeit selbst dann bevorzugte, als er in den USA und 
damit weit entfernt von ihr war, sondern weil die Vorbereitung des ersten Manuskripts noch 
vor Mareks Übersiedlung in die Staaten und damit bei geringer räumlicher Distanz erfolgte. 
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unwahrscheinlich. Dagegen kann Marek für sich beanspruchen, die Autorin über-
zeugt zu haben, ihr Tagebuch überhaupt zu veröffentlichen. Über dies bürgte er 
mit seinem Namen für die Authentizität und versuchte so, Anonyma zu mehr Po-
pularität zu verhelfen. Überhaupt forderte er Hillers immer wieder auf, in ihrer 
schnoddrigen und schonungslosen Art literarisch weiter tätig zu bleiben, ja sogar 
einen „Markstein“ für die künftige Literatur zu setzen.120 Aus der Korrespondenz 
geht deutlich hervor, dass Mareks Meinung von großer Bedeutung für Hillers war. 
Sie suchte stets seinen Rat – als Autorin, als Geschäftsfrau und als Freundin. Nach 
ihrer Heirat und dem Umzug in die Schweiz blieb sie journalistisch tätig121 und 
verfolgte die deutschsprachige Literaturwelt sehr genau, über die sie sich sehr in-
tensiv und in der ihr eigenen Süffisanz mit Marek austauschte. 

Aus der überlieferten Korrespondenz geht hervor, dass Hillers einen sehr sorg-
samen Umgang mit ihrem Manuskript (und erst recht mit dem Original und dem 
Typoskript) pflegte, dass sie es in der englischen und französischen Übersetzung122 
selbstständig überarbeitete123 und nur die von ihr autorisierten Texte zur Veröf-
fentlichung freigab. Dass jede, auch die kleinste Änderung des Manuskripts einer 
schriftlichen Zustimmung der Verfasserin bedurfte, war vertraglich geregelt.124 Als 
der Kossodo-Verlag die stilistische Überarbeitung des Manuskripts ankündigte, 
protestierte Karl Dietschy energisch dagegen. „Der getreue Abdruck ihres Textes 
ist das Hauptanliegen der Autorin […], da es sich ja nicht um Literatur, sondern 
um ein Dokument handelt“,125 hieß es in einem der Briefe. Nach einem intensiven 
Meinungsaustausch wurden die Korrekturen auf ein Minimum beschränkt.126

So sind die erst von Jens Bisky festgestellten inhaltlichen Abweichungen zwi-
schen der amerikanischen und deutschen Ausgabe allein auf Marta Hillers zu-

120	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Kurt Marek an Marta Hillers, 20.3.1960.
121	 Sie schrieb vor allem für die Schweizer Zeitungen. Eine ausgewählte Bibliografie ist bei 

Schnabel, Mehr als Anonyma, S. 181–215, zu finden.
122	 Die französische Übersetzung wurde als eine der ersten angefertigt. Der Verlag Les Éditi-

ons du Rocher erhielt das Manuskript bereits im Sommer 1954, übersetzte es zur höchsten 
Zufriedenheit der Autorin ins Französische und wollte es im Herbst 1955 publizieren. Auch 
wurde ein Vertrag abgeschlossen und ein Honorar-Vorschuss gezahlt. Ein halbes Jahr später 
zog jedoch der Verlag völlig unerwartet die Publikation zurück und erklärte diese Entschei-
dung mit dem radikalen Programmwechsel, der einer solchen Veröffentlichung entgegen-
stehe. Auf Französisch erschien das Buch erst im Jahr 2006. Dazu den umfangreichen Brief-
wechsel und die Korrespondenz mit dem Verlag in: IfZ-Archiv, ED 934/10. 

123	 Ihre Korrekturen für die englische Version in: IfZ-Archiv, ED 934/13, Karl Dietschy an 
Greenburger, 24.7.1954 und 25.7.1954.

124	 Der Paragraph 5 enthielt folgende Bestimmung: „The German original of the said work 
which is in the hand of the Publishers shall be printed faithfully and accurately and no ab-
breviations or alterations shall be made in the text thereof without the written consent of 
the proprietor or the proprietors representative“; IfZ-Archiv, ED 934/12, Karl Dietschy an 
Helmut Kossodo, 27.6.1958; Helmut Kossodo an Karl Dietschy, 9.7.1958, und Karl Dietschy 
an Literaturagentur Mohrbooks, 27.6.1958.

125	 IfZ-Archiv, ED 934/12, Karl Dietschy an Helmut Kossodo, 14.7.1958.
126	 Es gab einen regen Briefwechsel zwischen Dietschy und dem Verlag wegen der von Marta 

Hillers vorgenommenen Korrekturen; IfZ-Archiv, ED 934/12, mehrere Briefe aus dem Jahr 
1959.
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rückzuführen. Da sie ihr Agent Greenburger von den Vereinigten Staaten aus ver-
trat, lagen ihm die Manuskripte in englischer Sprache vor. Diese wurden teilweise 
als Grundlage für die Veröffentlichungen in den anderen Sprachen verwendet 
und vor Ort abgetippt. 

Für den deutschsprachigen Markt bereitete Marta Hillers jedoch eine eigene 
Fassung vor. In einem Brief an Kurt Marek bat sie ihn Ende 1956, ihr Manuskript 
als das einzige für die angedachte deutsche Veröffentlichung zu betrachten und 
keines der neu getippten zu versenden. Darin seien noch Stellen enthalten, die 
sie für die amerikanische Ausgabe gestrichen haben wollte, sowie andere, die sie 
wiederum für die deutsche Ausgabe für überflüssig halte.127 Während also Mareks 
korrigierende Eingriffe in das Manuskript als Lektor denkbar, jedoch an keiner 
Stelle nachweisbar sind, kann man Korrekturen seitens Dritter beziehungsweise 
der Verlage eindeutig ausschließen. Wie authentisch war aber das zur Buchveröf-
fentlichung vorgelegte deutsche Manuskript, auch wenn es ausschließlich die Au-
torin selbst bearbeitet hatte? 

Literarisierung und Umdeutung des Erlebten: Grundsätzlich stellt ein Tagebuch kei-
ne objektive zeitgenössische Quelle dar, da das Bewusstsein der Autorin oder des 
Autors das Schreiben prägt. Der Schreibprozess selbst unterliegt darüber hinaus 
stets einem Selektionsmechanismus, der zu Verkürzungen bis hin zu unbeabsich-
tigten Verfälschungen von wahren Begebenheiten führen kann.128 Daher werden 
Ereignisse, Gefühle und Situationen notiert und literarisch ausformuliert, die im 
Moment wesentlich sind, während anderes außen vor bleibt. Dies führt zwangs-
läufig zu einem subjektiven Bild, ja radikale Subjektivität ist eines der wichtigsten 
Merkmale dieses Genres überhaupt. Je stärker diese Subjektivität im Prozess der 
Nachbearbeitung verloren geht, desto mehr verwandelt sich ein authentisches Ta-
gebuch in ein literarisches. Am Ende haben wir es vielleicht mit einem autobio-
grafischen Monolog zu tun, der im besten Fall die Entwicklung einer Sichtweise 
auf die Vergangenheit spiegelt. In vielen Fällen ist aber genau diese verfälscht, da 
Erinnerungen an vergangene Überzeugungen oder Werte besonders unzuverläs-
sig sind.129 Zuweilen erscheinen sie auch als überholt und nicht opportun.130 Dass 
auch Hillers sehr viel nachträglich in ihr Tagebuch einfügte und dass somit ein 
nicht unwesentlicher Teil des Publizierten nicht originär und situativ war, offen-

127	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 8.11.1956. Eine weitere Bestätigung 
ist ein Brief ihres Manns an den amerikanischen Vertreter Greenburger im Jahr 1957, in 
dem steht: „It has been checked carefully by the author; there is only this manuscript to be 
given away for a German edition“; IfZ-Archiv, ED 934/13, Karl Dietschy an Greenburger, 
31.8.1957. In einem weiteren Brief schrieb Marek an Hillers, dass sie sofort „ein Exemplar 
[des] deutschen Manuskriptes“ an den Leiter des Nachtprogramms im Nordwestdeutschen 
Rundfunk für seine Sendung schicken solle; IfZ-Archiv, ED 934/10, Kurt Marek an Marta 
Hillers, 25.11.1955.

128	 Vgl. Fritz Fellner, Der Krieg in Tagebüchern und Briefen. Überlegungen zu einer wenig ge-
nützten Quellenart, in: Klaus Amann/Hubert Lengauer (Hrsg.), Österreich und der Große 
Krieg 1914–1918. Die andere Seite der Geschichte, Wien 1989, S. 205–213, hier S. 207.

129	 Vgl. Lutz Niethammer, Fragen – Antworten – Fragen. Methodische Erfahrungen und Erwä-
gungen der Oral History, in: Ders./von Plato (Hrsg.), Andere Zeiten, S. 392–445.

130	 Vgl. zur Nieden, Alltag im Ausnahmezustand.
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bart schon die Tatsache, dass der Umfang des Buchs, den des 1945 getippten Ma-
nuskripts um fast das Doppelte überstieg. Fast die Hälfte des publizierten Texts ist 
damit nach 1945 hinzugefügt worden, vermutlich Anfang der 1950er Jahre, nach-
dem sich die Autorin entschlossen hatte, das Buch zu publizieren.131 Die abgetipp-
te Fassung weicht hingegen rein quantitativ nicht allzu sehr vom Original ab. Ver-
gleicht man Buch und Original, sind nur noch circa 35 Prozent des publizierten 
Texts als authentisch zu bewerten. 

Doch wie verhält es sich mit den Inhalten? Welche Ereignisse und Beobach-
tungen hielt Hillers bei der ersten Niederschrift für wichtig genug, um sie in der 
knappen Zeit zu notieren? Was erinnerte sie und was fügte sie nachträglich hinzu? 
Wie authentisch sind zum Beispiel ihr distanzierter Blick auf den Nationalsozialis-
mus und ihre herablassende Analyse der Geschlechterverhältnisse? Lässt sich bei 
ihr eine nachträgliche Korrektur der Gedanken- und Gefühlswelt festmachen?

Vergleicht man das Original mit dem Typoskript, so lassen sich bereits hier ei-
nige minimale Abweichungen feststellen. In erster Linie sind es „ordnende“ Ein-
griffe oder Verschiebungen, zuweilen formulierte die Autorin bestimmte Passa-
gen aus und fügte beschreibende Ergänzungen hinzu. Was sie wegließ, ging 
entweder sehr ins Persönliche oder betraf aus Sicht der Autorin unbedeutende 
Aspekte. Dazu gehörte etwa der Hunger, von dem fast täglich die Rede war. Eine 
bewusste Abweichung, die sie bei der Bearbeitung des Typoskripts zum Buch mit 
einer fast schon besessenen Konsequenz vorantrieb, fällt sofort ins Auge. Gemeint 
sind die Abkürzungen oder Änderungen von Namen jener Personen, die der Au-
torin besonders nahe standen, in der offensichtlichen Absicht, ihre Anonymität 
zu schützen. Bei der Bearbeitung der Originale zum Typoskript ging es vor allem 
um ihren Geliebten, den Großcousin Hans Hillers, der nur noch als „H“ auf-
tauchte und im Buch zu „Gerd“ wurde. Auch Herr Pauli und die Witwe, bei denen 
sie unterkam, tauchen in den Originalaufzeichnungen mit einer Abkürzung auf, 
die auf einen anderen Namen als im Buch schließen lässt. Ebenso werden direkte 
Angaben zu Anonymas Person wie das Alter132 nicht ins Typoskript übernommen. 
Aber vermutlich dachte Marta Hillers im Sommer 1945 über eine spätere Veröf-
fentlichung noch nicht nach, denn sie behielt fast alle anderen Namen, Orts- und 
Straßenbezeichnungen unverändert bei. Bei der Druckvorbereitung vermied sie 
bereits jeden Hinweis auf die realen Personen und Orte sehr penibel. Alle Na-
men, Ortsbezeichnungen und Berufsangaben sind verändert; selbst Rasse, Ge-
schlecht und Name eines Hundes133 sowie die Nummern von Verkehrsmitteln 
wurden verändert oder gelöscht. 

Natürlich machte ihre Person keine Ausnahme: Die Selbstbeschreibung als 
„blasse Blondine“ aus der Dachwohnung eines ehemaligen Kollegen, die spätes-

131	 Wann sie diesen Entschluss traf und das Typoskript zum Buchmanuskript umwandelte, 
kann heute nicht mehr ermittelt werden.

132	 „Bin innerlich zufrieden und ausgeglichen, habe 33 erlebniswerte Jahre hinter mir – so viele 
Jahre wie mein Vater gelebt hat“, notierte sie am 25.4.1945 auf S. 51; IfZ-Archiv, ED 934/2, 
Heft I.

133	 Das betrifft die Dackeldame Nico (IfZ-Archiv, ED 934/8, Typoskript, S. 4), die im Buch  
(S. 17 und S. 43) zum Foxterrier Foxel wird. 
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tens nach Färberböcks Film aus dem Jahr 2008 das Gesicht der blonden Schau-
spielerin Nina Hoss bekam, hatte nichts mit der realen Marta Hillers zu tun. In 
Wirklichkeit war sie brünett, eher kräftig gebaut und bezog vorübergehend das 
im oberen Geschoss gelegene Atelier ihres geliebten Großcousins Hans. Auch be-
mühte sie sich darum, ihre frühere Begeisterung für das sozialistische Experi-
ment im gedruckten Buch aus nachvollziehbaren Gründen zu verschleiern. In 
den frühen 1930er Jahren war sie in der KPD aktiv;134 als Parteifunktionärin war 
sie in Benrath für die Frauenarbeit verantwortlich. Vom Zentralkomitee der KPD 
wurde sie als aktive „Genossin“ zur Überführung als Kandidatin in die KPdSU 
empfohlen, während sie sich in Moskau aufhielt.135 Dort arbeitete sie als Redakti-
onssekretärin bei der staatlichen Bildagentur Sojusfoto in den Jahren 1932/33 
und beherrschte die russische Sprache offensichtlich mehr als gut. Die Behaup-
tung „Mein Russisch ist simpel, ist reine Gebrauchssprache, unterwegs aufge-
pickt. Immerhin kann ich zählen, kann ein Datum benennen und die Buchstaben 
lesen“ (S. 53), kann nicht stimmen. Dass sie mehr als nur „lesen“ und „zählen“ 
konnte, beweisen neben ihrer Tätigkeit in Moskau die russischsprachigen Einträ-
ge im Originaltagebuch, die Konversationen zu politischen Themen mit den so-
wjetischen Soldaten oder auch ihre Mitarbeit an einer russischen Kinderfibel. Die 
Sprachfibel, die 1945 tatsächlich erschienen ist,136 tarnte sie am Ende der Tage-
buchaufzeichnungen als „neue Zeitung“, an der sie zusammen mit einem Un-
garn137 mit viel Enthusiasmus gearbeitet habe. 

Ein anderes erkennbares Muster stellen die Korrekturen von historischen Er-
eignissen ex post dar. Diese Korrekturen gibt es nur an wenigen Stellen und sie 
betreffen Details, doch im Endeffekt sind diese korrigierten Aussagen nicht mehr 
authentisch. Als Beispiel sei der Eintrag vom 30. April genannt.138 Im Original 
sind Gerüchte über den angeblichen Selbstmord von Hitler in der Hauptstadt der 
NSDAP-Bewegung – also in München – zu lesen,139 dazu kommt die Nachricht, 
Goebbels und Mussolini seien noch am Leben. Beim Abtippen ihrer Aufzeich-
nungen korrigierte Hillers diese Stelle entsprechend der historischen Fakten und 
ergänzte sie für die Buchpublikation noch zusätzlich.

134	 Lediglich eine erst im Zuge der Buchvorbereitung hinzugefügte Stelle vom 13.5.1945 verrät 
es deutlich: „Zur roten Fahne, die mir in jungen Jahren so leuchtend erschien, führt kein 
Weg zurück“ (S. 190). 

135	 Im Russischen Staatsarchiv für sozialpolitische Geschichte (RGASPI, F. 495, op. 205,  
d. 352) ist ein Bestand zu ihrer Person mit entsprechender Dokumentation und ein von ihr 
selbst verfassten Lebenslauf sowie ein ausgefülltes Formular erhalten geblieben. Ich danke 
Sergej Slutsch für die Vermittlung der Akten.

136	 Vgl. Schnabel, Mehr als Anonyma, S. 194; danach handelt es sich um „Wir lernen Russisch. 
Eine Sprachfibel für Anfänger, Hefte 1, 2, 3“.

137	 Der Ungar war im Original ein Grieche.
138	 Diese Stelle und weitere Beispiele aus dem Originalmanuskript und Typoskript sowie Infor-

mationen zur aktuellen Ausstellung „Anonyma – eine Frau mit vielen Gesichtern“ im IfZ sind 
unter www.ifz-muenchen.de/vierteljahrshefte/zusatzangebote/beilagen/ einzusehen.

139	 Hitler wurde unmittelbar vor dem Angriff auf Berlin gedrängt, die Hauptstadt Richtung 
Süden (Berchtesgaden) zu verlassen; vgl. Ian Kershaw, Hitler. 1936–1945, Stuttgart 2000, 
S.1029 f. 
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Tabelle 2: Vergleich der Einträge am 30. April 1945140

Heft II, S. 20 Typoskript, S. 47 Buch, S. 94 f.

„Schnell, schnell sage ich, 
was ich an Nachrichten 
weiß: Mussolini in Como 
gefangen, die Russen an 
der Elbe, trafen sich in 
Torgau mit Amerikanern, 
in Wittenberg, im Stadt-
inneren, in Zehlendorf, 
Lichterfelde; Hitler soll 
sich erschossen haben, in 
München. Goebbels soll 
in Berlin sein, noch leben. 
Sonst wissen wir nichts, ich 
habe es aus der russischen 
Soldaten-Zeitung. Hausbe-
wohner herzlich zu mir.“

„Im schnellen Tempo, so 
schnell ich sprechen kann, 
teile ich mit, was ich aus 
russischen Zeitungen weiss: 
Kreis um Berlin geschlos-
sen, alle südwestlichen 
Vororte besetzt, bloss Tier-
garten und Moabit noch 
umkämpft, –zig Generäle 
gefangen, Hitler soll tot 
sein, Genaues weiss man 
nicht, Goebbels soll mit 
Familie Selbstmord began-
gen haben, Mussolini ist 
von Italienern erschossen 
worden, die Russen stehen 
an der Elbe… Gierig hor-
chen alle, das alles ist neu.“

„In schnellstem Tempo, so 
schnell ich sprechen kann, 
teile ich mit, was ich an 
Neuigkeiten aus russischen 
Zeitungen weiß und von 
den Russen, hauptsächlich 
von Andrej und Anatol, 
erzählt bekam: Kreis um 
Berlin geschlossen; alle 
Vororte besetzt, bloß Tier-
garten und Moabit noch 
umkämpft; massenhaft 
Generäle gefangen; Hitler 
soll tot sein, doch Genaues 
weiß man nicht; Goebbels 
soll Selbstmord begangen 
haben; Mussolini soll von 
Italienern erschossen 
worden sein; die Russen 
stehen an der Elbe, haben 
sich dort mit den Ameri-
kanern getroffen und ver-
brüdert.“

Diese nachträgliche Korrektur ist in doppelter Hinsicht verzerrend. Zum einen 
gehen dem Leser der Grad an Desinformation der Berliner Bevölkerung und die 
brodelnde Gerüchteküche verloren, die man noch dem Original entnehmen 
kann. Zum anderen hält die korrigierte Version ein Ereigniss fest, das am 30. April 
noch gar nicht stattgefunden hatte: Goebbels beging erst einen Tag später zusam-
men mit seiner Frau Selbstmord, auch ihre sechs Kinder starben durch Gift.

Ähnlich nachgearbeitet ist der Eintrag vom 21. Mai: Beim Abtippen der schrift-
lichen Aufzeichnungen ersetzte Hillers Goebbels in der Logik der korrigierten 
Einträge vom 30. April durch Himmler, den sie in Gefangenschaft wähnte (Goeb-
bels hatte laut ihrer Korrektur ja bereits Selbstmord begangen) und streute zusätz-
lich Zweifel über Hitlers Schicksal. Doch auch diese minimalen Korrekturen sind 
verzerrend. Heinrich Himmler wurde am 21. Mai gefasst.141 Selbst wenn die Ge-
rüchte über seine Festnahme bereits im Umlauf waren, so lesen wir doch nichts 
darüber in den ursprünglichen Notizen. Hitlers Tod wurde wiederum von Groß-
admiral Karl Dönitz in seiner Radioansprache am späten Abend des 1. Mai ver-
kündet, allerdings in einer verfälschten, Hitler ein letztes Mal glorifizierenden 

140	 Die Hervorhebungen stammen von der Autorin des Aufsatzes.
141	 Vgl. Peter Longerich, Heinrich Himmler. Biographie, München 2008, S. 757.
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Form. Von seinem Selbstmord sollte die deutsche Bevölkerung nichts wissen, 
stattdessen wurde die Version in Umlauf gebracht, er sei in der belagerten Haupt-
stadt den „Heldentod“ gestorben.142 Die nachträgliche Ergänzung, man wisse am 
21. Mai immer noch nichts über Hitler, entsprach daher nicht dem tatsächlichen 
Informationsstand der Bevölkerung. Hillers’ Eintrag im Original hingegen, der 
Hitler gar nicht erwähnte, sondern die Nachricht vom erweiterten Suizid des Ehe-
paars Goebbels kolportiert, gibt somit den realen und unverfälschten Kenntnis-
stand der Berlinerinnen und Berliner wieder. 

Tabelle 3: Vergleich der Einträge am 21. Mai 1945143

Heft III, S. 13 Typoskript, S. 98 Buch, S. 221

„Ich […] bringe Detektor-
Nachrichten: dass Leipzig 
Zentrum werden soll und 
Berlin eine Art freie Stadt; 
dass die Verbündeten sich 
noch um das Fell des Bären 
zanken, dass der gefangene 
Goebbels mit Familie tot 
sein soll“. 

„Ich […] teile freigebig 
meine Detektor-Neuigkei-
ten aus: Dass Berlin eine 
internationale Stadt für alle 
Verbündeten und Leipzig 
Russenzentrum werden soll; 
dass sich die Alliierten noch 
um das Fell des Bären zan-
ken; dass Himmler gefan-
gen sein soll, während man 
über Adolf immer noch 
nichts Sicheres weiss…“

„Tatsächlich brachte der 
Ingenieur einige Nachrich-
ten von den Nachbarn mit. 
Danach soll Berlin eine 
internationale Stadt für alle 
Sieger werden und Leipzig 
die Russenhauptstadt. Es 
heißt, daß Himmler gefan-
gen sei. Über Adolf immer 
noch keine sicheren Nach-
richten.“

Das Ausmaß der Unwissenheit und der erlebnisnahe Moment der Niederschrift 
gehen durch diese auf den ersten Blick minimalen Korrekturen verloren. Auch 
wenn solche Beispiele nicht zahlreich sind, so ziehen sie die Authentizität des  
Tagebuchs doch in Mitleidenschaft. 

Insgesamt hatte Marta Hillers jedoch im Jahr 1945 ihre handschriftlichen No-
tizen noch sehr sorgfältig in ein Typoskript übertragen. Die Abweichungen sind 
bis auf die eindeutig falschen historischen Fakten, die sie im Wissen um die tat-
sächlichen Ereignisse korrigierte, minimal: In der Mehrzahl betreffen sie eher 
den Stil, die Wortwahl, die Redundanzen des Alltags (der allgegenwärtige Hun-
ger) und die Komposition der Ereignisse. Das Typoskript kann daher als ein mini-
mal korrigiertes Zeitdokument durchgehen. Ganz anderes verhält es sich mit der 
Umgestaltung des Typoskripts zum Buchmanuskript; dadurch wurde das Tage-
buch stark literarisch verarbeitet und ergänzt. Das Ergebnis ist eine Art zeithisto-
rische Collage, für die mit hoher Wahrscheinlichkeit Hillers allein verantwortlich 
war. Die Umformung erfolgte in mehreren Schritten, die hier im Einzelnen nicht 
beschrieben werden können. Charakteristisch sind vor allem fünf Punkte:

142	 Zit. nach Wolfram Pyta, Hitler. Der Künstler als Politiker und Feldherr, München 2015,  
S. 644.

143	 Hervorhebungen und Auslassungen von der Autorin des Aufsatzes.
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Als erstes ist die bereits erwähnte konsequente Anonymisierung aller Personen 
zu nennen, inklusive der Rotarmisten. Ein zweites Unterscheidungsmerkmal zwi-
schen Original und Buch stellt die nachträgliche Ausformulierung von Gedan-
ken, Gefühlen und Beobachtungen dar, die Hillers in der handschriftlichen Fas-
sung nur stichpunktartig festgehalten hatte und in die Struktur des Buchs 
einfügte. Die zum Teil philosophischen Reflexionen über das deutsche Leid, den 
Zusammenbruch der Zivilisation und die Sinnlosigkeit der Technik im zerbomb-
ten Berlin, über die Verfügbarkeit des weiblichen Körpers und auch ihre bissigen 
soziologischen Beobachtungen der Deutschen, insbesondere der Männer, die Ty-
pologisierungen der Sowjets („offenbar unerschöpfliche[n] Mustersammlung“;  
S. 110), die Gedanken über Sexualität und Nationalsozialismus sind nicht authen-
tisch und daher nur bedingt als Reflexe auf momentane Empfindungen zu lesen. 
Im Original sind sie höchstens angedeutet und dann erst nach Kriegsende nieder-
geschrieben worden. Vor allem Berliner Leidensgenossen wie das „Kellervolk“ (S. 
53) oder die Nachbarn und insbesondere Sowjets beschreibt sie mit soziologischer 
Präzision erst im Buch. Auch längere Vergleiche zwischen dem Umgang deut-
scher und sowjetischer Männer mit Frauen zog sie erst in der Rückschau; rückbli-
ckend reflektierte sie auch über die Art ihrer Beziehung zu den Rotarmisten und 
zu ihrem Verlobten. Die längere Passage, in der sie feststellte, dass sie dem Major 
„freiwillig zu Diensten“ (S. 128) stehe – an der verschwommenen Grenze zwischen 
Vergewaltigung und Prostitution –, ist Jahre später für die Buchveröffentlichung 
geschrieben worden. Solche nachträglichen Einschübe sind in einem besonders 
lakonischen Ton verfasst und erstrecken sich teilweise über mehr als eine Seite. 
Dazu zählt die Passage vom 8. Mai, in der die Autorin über die Massenvergewalti-
gungen und die Überwindung ihrer Folgen nachdachte, um dann zum Schluss zu 
kommen, dass dies nur kollektiv und öffentlich möglich sei, „indem [man] darü-
ber spricht“ (S. 161).

Ein drittes Differenzmuster zwischen Buch und Original betrifft die geänderte 
Gefühls- und Gedankenwelt Marta Hillers’, wie sie in Aussagen zum NS-Regime 
und zu den sowjetischen Männern zum Ausdruck kommt. Ausgerechnet jene 
selbstreflexiven Passagen, die auf eine weltgewandte, selbstbewusste und dem NS-
Regime distanziert gegenüberstehende Autorin schließen lassen, erweisen sich 
oft als nachgeschobenes Produkt. Es sind Stellen der bewussten Abgrenzung von 
Hitler und den „Nazis“ (S. 209), die so im Original noch nicht zu finden sind; es 
sind nur kleine, aber bissige Kommentare und Anmerkungen, die im Original 
fehlen, im Buch aber eine Distanz zum Nationalsozialismus suggerieren. Als klei-
ner, jedoch schwerwiegender Einschub sei Hillers’ selbstbewusste Replik auf den 
Ausspruch genannt, der öfter von Rotarmisten zu hören war: „Hitler ist ein Schafs-
kopf.“ Dazu lesen wir im Buch, nicht aber im Original: „Das sagen sie uns immer-
zu triumphierend, als sei es ihre Entdeckung.“ (S. 105; Hervorhebung der Autorin) 
Im Zusammenhang mit der Ahnungslosigkeit der Bevölkerung über das Gesche-
hen steht unter dem 23. April süffisant im Buch: „Es kümmert sich kein Schwein 
mehr um uns. Wir sind plötzlich Individuen, keine Volksgenossen mehr.“ (S. 30) 
In ihren ursprünglichen Aufzeichnungen hatte sie an diesem Tag lapidar notiert: 
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„Keinerlei Nachricht, nichts.“144 Umgekehrt sind einige Passagen, die zu viel 
Nähe zum Regime nahelegen konnten, für die Veröffentlichung umformuliert 
worden. Am 13. Juni ist in der Buchausgabe folgender Eintrag über eine Filmvor-
führung zu lesen, in der der Sieg der Sowjetunion gefeiert wurde: „Wieder be-
drückt mich unser deutsches Unglück. Bin tieftraurig aus dem Kino gekommen 
und helfe mir, indem ich alles herbeirufe, was meinem Lebenstrieb das Feuer 
nimmt.“ (S. 270) Im Original wiegt ihre Betroffenheit viel schwerer: „Ich weiß 
bloß von Niederlage, habe 2 schwere Weltkriege mitverloren. Unser unseliges 
Volksschicksal drückt so schwer, dunkle Gedanken … drüben muss Sieg tollen 
Auftrieb geben, eine Welle neugeborener Kinder wird 1946 steigen ... und mir 
winken Not + Hunger, verrammelte Tore, vor jedem von uns.“145 Zwar gab Marta 
Hillers in der veröffentlichten Version zu, ein Teil des NS-Systems, sozusagen „mit-
tendrin“ (S. 183), gewesen zu sein. Doch diese Einsicht und die persönliche Ent-
täuschung gewann und verschriftlichte sie erst aus der Distanz heraus. 

Bemerkenswerterweise veränderte sie auch Textstellen, denen eine positive 
Gefühlslage gegenüber ihren beschützenden Peinigern zu entnehmen ist. Über 
die Nacht vom 28. April hielt sie in ihrem zweiten Heft Folgendes fest: „Ich hatte 
viel getrunken, war nicht zu vermeiden, habe Erinnerungslücken. Weiß noch, 
dass ich mit Akim zusammen war – [...] hat mir nicht weh getan. […] Gefühl des 
Beschütztseins.“146 Im Buch ist zu lesen: „Ich trank an diesem Abend viel, wollte 
viel trinken, betrunken werden, was mir auch gelang. Daher Erinnerungslücken. 
Den Anatol finde ich neben mir wieder […]. Freundlich, zutunlich, kindlich […] 
Ich glaubte eine fühllose Puppe zu sein, geschüttelt, herumgeschoben, ein Ding 
aus Holz.“ (S. 81) An einer anderen Stelle ihrer originalen Aufzeichnungen no-
tierte sie über Akim, der im Buch Anatol heißt, lapidar: „Ich hab ihn gern, er 
wärmt die ganze Stube.“147 Oder: „Wir wären glücklich, wenn Akim der feste Pol in 
diesem Wirbel bleiben könnte.“148 Als er am 8. Mai kam, um von ihr Abschied zu 
nehmen, schrieb Marta Hillers: „Mir ist ein wenig weh, ein wenig leer zumute – 
ich fing an, ihn gern zu haben.“149 Solche positiven Gefühlsregungen finden sich 
nur noch in einer sehr reduzierten Form im Buch. In der Rückschau ist diese aus 
der Not geborene Wärme offensichtlich verlorengegangen; politisch opportun 
war sie ohnehin nicht mehr. An diesen Beispielen zeigt sich, dass wertende Ur-
teile und Gefühle die unbeständigsten Elemente autobiografischen Schreibens 
darstellen. Sie unterliegen einem natürlichen Wandel und werden mit der Zeit 
bewusst oder unbewusst verformt, wenn nicht sogar verdrängt. In diesem Sinne 
schrieb Marta Hillers bereits 1959 an Kurt Marek: „Zum Inhalt habe ich nach so 
langen Jahren keine Beziehung mehr.“150

144	 IfZ-Archiv, ED 934/2, Heft I, S. 28.
145	 IfZ-Archiv, ED 934/4, Heft III, S. 64.
146	 IfZ-Archiv, ED 934/3, Heft II, S. 8 f.
147	 IfZ-Archiv, ED 934/3, Heft II, S. 44.
148	 Ebenda, S. 12.
149	 Ebenda, S. 56.
150	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers an Kurt Marek, 4.8.1959.
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Das vierte Charakteristikum der gedruckten Ausgabe ist der Schein der Gegen-
wärtigkeit, des erlebnisnahen Moments, den Anonyma durch Aussagen erzeugte 
wie „während ich dies schreibe“ (S. 11), „Und nun sitze ich hier am Küchentisch 
[…] und schreibe“ (S. 70) oder „wo ich jetzt dies schreibe“ (S. 244). Im Original 
sind sie nirgends zu finden. Als verlegerischen Trick lassen sich durch einen flüch-
tigen Blick in die Hefte indes die Aussagen über den Wörterbuchcharakter der 
Hefte dekonstruieren. Am 2. Mai ist im Buch zu lesen: „Vorsichtshalber habe ich 
mir die letzten Seiten dieser Schreibkladde als deutsch-russisches Wörterverzeich-
nis eingerichtet, das ich neugierig dazwischenplatzenden Russen jederzeit vorwei-
sen kann.“ (S. 105)151 Als billiges Stilmittel erweist sich auch die angebliche „Trä-
nenschmiere“ auf den Notizen zum 29. Mai (S. 244). 

Viel schwerer wiegt aber, fünftens, die dramaturgische Aufladung einzelner Szenen 
mit fiktiven Elementen, die allzu filmskriptartig und daher plump wirken. Die erzähl-
technischen Konstrukte, die sich teilweise schlichter Nachkriegsnarrative bedienen, 
stellen wohl den größten Bruch zwischen Original und Buch dar und sind bewusst von 
Hillers (möglicherweise auf Mareks Empfehlung hin) eingebaut worden. Dazu zählt 
der übersteigerte „weibliche[…] Voluntarismus“,152 der sich in der inneren Weigerung 
der Autorin äußert, schwanger zu werden. Während sie noch in der englischen Buch-
ausgabe genauso wie im Original Angaben zu Beginn und Ende ihrer Periode machte 
(am 24. und am 27. April), fehlen diese in beiden deutschen Buchversionen. Stattdes-
sen thematisierte Hillers im Buch am 23. und am 30. Mai das Ausbleiben der Menstru-
ation sowie die Angst vor Krankheiten und Schwangerschaft: 

„Die kleine Gerti war heute äußerst vergnügt, sang und trällerte in einem fort. 
Sie ist so froh, weil sie seit heute weiß, daß es kein kleiner Rußki geworden ist, 
damals auf dem Sofa. Wobei ich mir überlege, daß ich jetzt eine Woche überfällig 
bin. Trotzdem habe ich keinerlei Vorgefühle, glaube immer noch, daß ich durch 
mein innerliches ,Nein‘ mich dagegen habe zusperren können.“ (S. 245) 

Entwarnung brachte erst ihr Besuch bei einer Frauenärztin am 7. Juni, die das 
Ausbleiben von Blutungen auf die mangelnde Ernährung zurückführte. Liest 
man ihre handschriftlichen Aufzeichnungen an den erwähnten Tagen, erweisen 
sich diese Stellen als reine Fiktion. Dort steht am 30. Mai – fast schon liebevoll und 
bedauernd: „im Rücken zieht es – meine Tage haben begonnen, es ist nichts mit 
meinem kleinen Ruski“.153 Und statt zu einer Gynäkologin ging sie am 7. Juni laut 
ihren Einträgen zu einer Zahnärztin, die ihr einen Weisheitszahn zog.154 Die Um-
deutung dieser Banalitäten zu einem dramatischen Erzählstrang, der sich durchs 
ganze Buch zieht, ist bemerkenswert. Daran lässt sich ziemlich genau ablesen, wie 
Anonyma das Erlebte während der Arbeit an ihrem Text Zug um Zug literarisierte 

151	 Ein solches „Wörterverzeichnis“, das sie als Tarnung auch an den anderen Stellen des Buchs 
erwähnte, lässt sich nirgends im Original feststellen.

152	 Sträßner, Erzähl mir vom Krieg, S. 168.
153	 IfZ-Archiv, ED 934/4, Heft III, S. 40 f.
154	 Ebenda, S. 55.
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und veränderte, indem sie zum Teil einfach die Figuren verschob und Rollen 
tauschte. Bereits beim Erstellen des Typoskripts änderte sie den Eintrag vom 30. 
Mai in signifikanter Form: „Olli [im Original ist es sie selbst, im Buch Gerti] hat 
Schmerzen, ist aber sehr vergnügt, weil sie nun weiss, dass es kein kleiner Russki 
geworden ist. Ich weiss noch gar nichts, bin etwas überfällig, glaub’s aber nicht, 
bin kaum disponiert.“155 Ihre eigene Erfahrung übertrug sie auf eine erfundene 
Nebenfigur; sie selbst nahm stattdessen für sich in Anspruch, für jene Frauen zu 
sprechen, die bangten, schwanger geworden zu sein oder sich mit einer Ge-
schlechtskrankheit angesteckt zu haben. Als Marta Hillers das Typoskript zum 
Buch umarbeitete, steigerte sie die Spannung noch einmal durch den erfun-
denen Besuch bei einer Frauenärztin.

Fügt sich dieses stark feminisierte Element noch in die Erfahrung Tausender 
Frauen ein, wirkten die Episoden, in denen Hillers die Rückkehr ihres Freunds 
Gerd (in Wirklichkeit Hans) beschrieb, und der Rückblick auf einen gemein-
samen Spaziergang im Jahr 1939 künstlich und gerade zu plump. Für die Vorberei-
tung der Druckfassung bediente sie sich schriftstellerisch des Narrativs vom trau-
matisierten Ostfront-Heimkehrer, der fremd blieb und kein Verständnis für das 
aufbringen konnte, was die Geliebte in seiner Abwesenheit erlitten hatte. Die wah-
re Geschichte ist viel weniger dramatisch. Hans (im Buch Gerd) kam nicht von der 
Ostfront, sondern aus dem Riesengebirge, wo er sechs Wochen lang als Kurgast „in 
Speck und Überfluss“ festhing und „an all dem Trubel“ vorbeirutschte.156 Verant-
wortlich dafür, dass der Geliebte rasch das Weite suchte, war wohl nicht sein mora-
lisierendes Unverständnis über die Frauen in Berlin. Entscheidend waren nach 
den handschriftlichen Aufzeichnungen wohl andere Gründe: „Freß-, Sauf-, Rauch-
probleme“. Erst bei der Übertragung der handschriftlichen Notizen in ein Typo-
skript erwähnte sie seine Verachtung gegenüber ihr und anderen Frauen, die er 
mit „Hündinnen“ verglich.157 Ob diese Stelle nicht eine retroperspektive Verdich-
tung von Nachkriegsrealitäten und damit alles andere als authentisch ist, bleibt 
offen. Der Rückblick auf einen Waldspaziergang mit Gerd, den Hillers in ihr Buch 
eingebaut hat, ist dagegen ein bloßes Konstrukt. Sie beschrieb wie die Liebenden 
in eine Wolke von Schmetterlingen gerieten, darunter ein „Trauermantel“. Der 
„Trauermantel“ ist nicht nur erfunden; er wird symbolisch den vergewaltigten 
Frauen „übergeworfen“,158 für die Hillers sprechen wollte.

155	 IfZ-Archiv, ED 934/8, Typoskript, S. 110.
156	 Hillers’ Zitate in: IfZ-Archiv, ED 934/8, Typoskript, S. 120, und ED 934/4, Heft III, S. 67.
157	 IfZ-Archiv, ED 934/8, Typoskript, S. 121.
158	 Sträßner, Erzähl mir vom Krieg, S. 169. Aufschlussreich ist an dieser Stelle der von Sträßner 

vorgenommene Vergleich der deutschen Buchausgabe aus den 1950er Jahren mit der ersten 
englischen Veröffentlichung. Der englischen Ausgabe wurde in dieser Passage das mehrdeu-
tige Zitat aus Shakespeares „Wintermärchen“ eingefügt, das eine Anspielung der Autorin 
auf die Demütigung des betrogenen deutschen Manns darstellt. Dies fügt sich in Hillers’ 
große Enttäuschung über den nationalsozialistischen Mythos des starken „arischen“ Manns, 
der die Frauen nicht vor den wütenden Rotarmisten beschützen und mit der „Entehrung“ 
dieser Frauen anschließend nicht zurechtkommen konnte. In der deutschen Fassung fielen 
das Zitat und damit der Hohn gegenüber den deutschen Männern weg; geblieben ist der 
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VI. Resümee

Matthias Sträßners Einschätzung, es handle sich bei Anonymas Tagebuch um 
„eine Mischung aus Versatzstücken eines Romans, eines Filmskripts und eines Ta-
gebuchs“, erweist sich nach der Analyse des vorliegenden Materials als weitestge-
hend zutreffend. Es ist stellenweise ausgesprochen schwierig, die miteinander ver-
schmolzenen Elemente zu dekonstruieren und das Authentische vom Literarischen 
zu unterscheiden. Das liegt nicht zuletzt daran, dass der Text aus der Feder einer 
Schriftstellerin stammt und mindestens zwei Bearbeitungsstufen in einem größe-
ren zeitlichen Abstand durchlaufen hat. Die heterogene Komposition der Buch-
ausgabe aus ursprünglichen, korrigierten oder verdichteten und anonymisierten 
Passagen des Originals, ergänzt durch kleine und große Lügen sowie um drama-
turgische Szenen, erfolgte laut Hillers „frei Schnauze“.159 Die Machart spricht kei-
nesfalls gegen Marta Hillers’ Autorenschaft, der es im Übrigen bewusst war, dass 
man unterstellen konnte ihr Text sei von fremder Hand bearbeitet worden.160 Dies 
lässt sich anhand des vorliegenden Quellenmaterials jedoch ausschließen. Denk-
bar bleiben lediglich Mareks verlegerische und technische Kniffe, die er Hillers als 
großer Meister lehrte und derer er sich selbst im Vorwort bediente. Sie selbst stufte 
ihr Tagebuch als ein Dokument und streckenweise literarisiertes Zeugnis ein.

Doch spricht einiges dafür, den Bestseller nicht als Zeitdokument und nicht als 
authentisch, sondern als einen stark literarisierten Monolog in Tagebuch-Form zu 
lesen, ohne die dort festgehaltenen Ereignisse und Beobachtungen für Historiker 
als unbrauchbar zu erklären. So sind etwa die Vergewaltigungsszenen im Buch mit 
denen in den handschriftlichen Aufzeichnungen weitgehend identisch. Dass es 
sich dabei um ein Massenphänomen handelte, mit dem aber unterschiedlich um-
gegangen wurde, legt Hillers’ Tagebuch absolut authentisch dar. Und dennoch 
muss Mareks Urteil zugestimmt werden, der 1959 an seine Freundin schrieb: 

„Ich habe ein deutsches Exemplar Deines Buches lange nicht in der Hand  
gehabt, so hab ich die Gelegenheit wahrgenommen und es noch einmal gele-
sen, aus Neugier vor allem – ich wollte Deine immer wieder betonte Einstellung 
einmal nachprüfen, dass es sich hier ‚nicht um Literatur‘ handele. Also das ist 
Blödsinn. Es handelt sich hier wohl um Literatur. Du bist nicht durchgehend bis 
zur ‚Kunstform Tagebuch‘ vorgestossen, aber doch in vielen Passagen.“161

Wer ein authentisches Zeitdokument lesen will, muss zu Marta Hillers’ hand-
schriftlichen Aufzeichnungen und nicht zum literarisierten Tagebuch der „Ano-
nyma“ greifen. 

„Trauermantel“ als Symbol für das Vergewaltigungsschicksal Tausender von Frauen, für die 
sich damals niemand wirklich interessierte.

159	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Marta Hillers am Kurt Marek, 4.8.1959.
160	 Ebenda.
161	 IfZ-Archiv, ED 934/10, Kurt Marek an Marta Hillers, 27.10.1959.
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Die Dekolonisierung der 1950er und 1960er Jahre ging an der Bundesrepublik 
scheinbar spurlos vorüber, hatte Deutschland doch alle seine Besitzungen in Übersee 
schon nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg verloren. Allerdings wurden Politik 
und Gesellschaft wiederholt mit Problemen konfrontiert, die das zumeist von Gewalt 
begleitete Ende der europäischen Kolonialreiche mit sich brachte. Lucas Hardt zeigt 
am Beispiel des Unabhängigkeitskriegs in Algerien auf, wie Bund und Länder im 
Spannungsfeld von Ausländer- und Asylrecht, Außenpolitik und wirtschaftlichen In-
teressen auf die Herausforderung antworteten, die von nordafrikanischen Migranten 
ausging. Von besonderer Bedeutung waren dabei die deutsch-französischen Bezie-
hungen, die der vielleicht wichtigste Katalysator für die Herausbildung administra-
tiver Verfahrensweisen waren, die Lucas Hardt als „westdeutsches Algerier-Regime“ 
bezeichnet.  nnnn

Lucas Hardt

Flüchtlinge, Terroristen, Freiheitskämpfer? 
Algerische Migranten und die Bundesrepublik Deutschland 1954 bis 1962 

I. Migration zwischen Innen- und Außenpolitik

Die Zuwanderung algerischer Migranten in die Bundesrepublik während des al-
gerischen Unabhängigkeitskriegs von 1954 bis 1962 stellt einen bislang kaum be-
achteten Aspekt westdeutscher Migrationsgeschichte dar.1 Dies erscheint auf den 
ersten Blick durchaus nachvollziehbar. So waren die Algerier nur eine verschwin-
dend kleine Gruppe unter den sozialversicherungspflichtig beschäftigten Auslän-
dern, deren Gesamtzahl zu Beginn der 1960er Jahre noch bei unter 700.000 lag.2 
Während die französische Wirtschaft nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs auf 
den massiven Zustrom von Arbeitskräften aus Italien, Polen und der algerischen 
Kolonie angewiesen war, spielten ausländische Arbeiter in der Bundesrepublik 
bis zum Mauerbau 1961 aufgrund der Abwanderung aus der DDR eher eine Ne-
benrolle.3 Es wird jedoch zu zeigen sein, dass die Präsenz von Algeriern auf west-
deutschem Boden zum Ende der 1950er Jahre ungeachtet deren relativ geringer 
Anzahl zeitweise eine beträchtliche Aufmerksamkeit seitens der Medien sowie der 
Landes- und Bundespolitik auf sich zog. Auslöser dafür waren die auch in Europa 
umkämpften Fragen nach der politischen Zukunft Algeriens und der nationalen 

1	 Ich danke Sabine Hoscislawski, Dominik Rigoll und Daniel Schönpflug für ihre Unterstüt-
zung bei der Ausarbeitung dieses Aufsatzes.

2	 Vgl. Jochen Oltmer, Migration im 19. und 20. Jahrhundert, München 2010, S. 53.
3	 Vgl. ders., Einführung. Migrationsvershältnisse und Migrationsregime nach dem Zweiten 

Weltkrieg, in: Ders./Axel Kreienbrink/Carlos Sanz Díaz (Hrsg.), Das „Gastarbeiter“-System. 
Arbeitsmigration und ihre Folgen in der Bundesrepublik Deutschland und Westeuropa, 
München 2012, S. 9–21, hier S. 13 f.
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Zugehörigkeit von Algeriern, die entsprechend der Kolonialdoktrin l’Algérie, c’est 
la France offiziell als „französische Muslime Algeriens“ galten. 

Es wurde bereits an anderer Stelle gezeigt, dass die Situation der Algerier in der 
Bundesrepublik und der Umgang mit ihnen in entscheidender Weise von den 
deutsch-französischen Beziehungen abhingen. Damit stand aber auch der alge-
rische Unabhängigkeitskrieg auf der Tagesordnung deutscher Innenpolitik.4 Die 
weitreichendsten Studien dazu hat bislang Mathilde von Bülow vorgelegt, die die 
westdeutschen Reaktionen auf die algerische Zuwanderung vor dem Hintergrund 
der politischen Beziehungen zwischen Paris und Bonn umfassend untersucht 
hat.5 Darüber hinausgehend wird in diesem Aufsatz beleuchtet, dass über den 
Umgang mit Algeriern in der Bundesrepublik zwar durchaus unter einem erheb-
lichen außenpolitischen Druck verhandelt wurde, die Bundesregierung und die 
betroffenen Landesregierungen diese Frage aber letztendlich mit Blick auf ihre 
eigenen Wahrnehmungen und Interessen regelten. Nur so sind die besonderen 
Maßnahmen zu verstehen, die westdeutsche Asylbehörden sowie Polizei- und 
Grenzbeamte zwischen 1958 und 1962 gegenüber Algeriern zur Anwendung 
brachten – Maßnahmen, die im Folgenden als „westdeutsches Algerier-Regime“ 
bezeichnet werden. Dieser Begriff zielt im Anschluss an den Terminus Migrations-
regime6 auf eine institutionelle Ordnung, welche die Definition und Kontrolle 
einer von der Bundesregierung als potenziell gefährlich eingestuften Personen-
gruppe ermöglichen sollte.

II. Arbeitsmigranten oder Wirtschaftsflüchtlinge? Die algerische Zuwan-
derung nach Europa im Zeichen der französischen Kolonialherrschaft 

Die algerische Migration nach Frankreich setzte in einem größeren Maßstab erst 
nach dem Ende des Ersten Weltkriegs ein. Gleichwohl hatten bereits der 1830 

4	 Vgl. Patrice G. Poutrus, Asyl im Kalten Krieg. Eine Parallelgeschichte aus dem geteilten 
Nachkriegsdeutschland, in: Totalitarismus und Demokratie 2 (2005), S. 273–288, und ders., 
Zuflucht im Nachkriegsdeutschland. Politik und Praxis der Flüchtlingsaufnahme in Bun-
desrepublik und DDR von den späten 1940er Jahren bis zur Grundgesetzänderung im ver-
einten Deutschland von 1993, in: Jochen Oltmer (Hrsg.), Handbuch Staat und Migration in 
Deutschland seit dem 17. Jahrhundert, Berlin/Boston 2015, S. 853–893.

5	 Unter den Arbeiten Mathilde von Bülows sind zu nennen: The Foreign Policy of the Federal 
Republic of Germany, Franco-German Relations and the Algerian War, 1954–62, Cambridge 
2006 (Diss.); West Germany, Cold War Europe and the Algerian War, Cambridge 2016; Hôtes 
importuns. Des Algériens en République fédérale pendant la guerre d’Algérie (1957–1962), 
in: Jean-Paul Cahn/Bernard Poloni (Hrsg.), Migrations et identité. L’exemple de l’Allemagne 
aux XIXe et XXe siècles, Villeneuve-d’Asq 2009, S. 119–129, und Exposing the „Paradoxical 
Citizenship“. French Authorities’ Responses to the Algerian Presence in Federal Germany du-
ring the Algerian War, 1954–1962, in: Martin Thomas (Hrsg.), The French Colonial Mind, Bd. 
2: Violence, Military Encounters, and Colonialism, Lincoln 2011, S. 304–333.

6	 Jochen Oltmer definierte Migrationsregime als „integrierte Gestaltungs- und Handlungsfel-
der institutioneller Akteure, die einen bestimmten Ausschnitt des Migrationsgeschehens fo-
kussierten, Migrationsbewegungen kanalisierten und die (potenziellen) Migrantinnen und 
Migranten kategorisierten“; ders., Einleitung. Staat im Prozess der Aushandlung von Migrati-
on, in: Ders. (Hrsg.), Handbuch, S. 1–42, hier S. 21.
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begonnene Eroberungskrieg Frankreichs und die umfassenden Landenteig-
nungen in der Kolonie,7 die 1848 offiziell in das französische Staatsgebiet inkor-
poriert wurde, zahlreiche Menschen zur Abwanderung bewogen. Die Geschichte 
der algerischen Migration während des 19. und 20. Jahrhunderts kann nicht ohne 
die der französischen Kolonialherrschaft über dieses Land beschrieben und ver-
standen werden.8 Bis zur Unabhängigkeit Algeriens 1962 scheiterten alle ernst-
haften Versuche, die darauf zielten, die wirtschaftliche, politische und kulturelle 
Unterdrückung der indigenen Bevölkerung spürbar zu mildern. Dies lag in erster 
Linie am Widerstand der großen Minderheit von Algerienfranzosen. Ihr privile-
gierter Status basierte auf einer rechtlichen Differenzierung zwischen Muslimen 
und Nicht-Muslimen,9 die Pierre Bourdieu als faktische rassistische Segregation 
bezeichnet hat.10 Die institutionalisierte Unterscheidung zwischen vollwertigen 
citoyens und den nur mit minderen politischen Rechten ausgestatteten musli-
mischen Algeriern als sujets français zementierte die subalterne Position der meis-
ten Algerier. Ein enormes Bevölkerungswachstum und mehrere Dürreperioden 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts trugen überdies dazu bei, dass immer 
mehr Menschen Algerien verließen, um anderswo Arbeit und Brot zu finden. 
Dass das kontinentale Frankreich dabei seit 1918 zur wichtigsten Destination wur-
de, lag vor allem an den Erfahrungen Hunderttausender algerischer Männer, die 
im Arbeitsdienst und als Soldaten der französischen Armee gedient hatten, und 
am enormen Arbeitskräftebedarf, der insbesondere im Bausektor, in den Minen 
und in der Schwerindustrie herrschte.11 

Nach 1945 war die soziale und wirtschaftliche Situation in der wichtigsten fran-
zösischen Kolonie derart katastrophal, dass die Auswanderung ins „Mutterland“ 
für einen großen Teil der algerischen Bevölkerung zu einer Überlebensfrage wur-
de. Von 1947 bis zur Mitte der 1950er Jahre versechsfachte sich die Zahl der in  
 

7	 Trotz der anderslautenden Sprachregelung damaliger französischer Behörden wird Algeri-
en im Folgenden als Kolonie bezeichnet. Jan C. Jansen hat dazu treffend formuliert, dass 
es sich um eine Kolonie des französischen Staats handelte, „die sich darüber zu definieren 
hatte, ihren kolonialen Charakter zu negieren“; ders., Erobern und Erinnern. Symbolpolitik, 
öffentlicher Raum und französischer Kolonialismus in Algerien 1830–1950, München 2013,  
S. 467 f.

8	 Vgl. Emmanuel Blanchard, Histoire de l’immigration algérienne en France, Paris 2018.
9	 Diese Differenzierung sollte in der kolonialen Propaganda den Respekt vor der angeblich 

arabisch-muslimischen Identität Algeriens suggerieren, da „französische Muslime“ von der 
vollständigen Anwendung des französischen Zivilrechts ausgenommen waren. Tatsächlich 
war diese Regelung jedoch eine gezielt eingesetzte Diskriminierung. Es gab kaum Algerier, 
die gewillt waren, ihren religiösen Status abzulegen, weil sie sich sonst selbst ihres sozialen 
und kulturellen Umfelds beraubt hätten. Die politische Gleichstellung mit den Algerienfran-
zosen blieb ihnen in der Folge verwehrt. 

10	 Vgl. Pierre Bourdieu, Sociologie de l’Algérie, Paris 2010, S. 128. Diese in der heutigen For-
schung weitgehend anerkannte These war zum Zeitpunkt der erstmaligen Publikationen des 
Buchs im Jahr 1958 politisch äußerst brisant. 

11	 Vgl. Gilbert Meynier, L’Algérie révélée. La guerre de 1914–1918 et le premier quart du XXe 
siècle, Saint-Denis 2015.
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Frankreich lebenden Algerier von 50.000 auf etwa 300.000.12 Die prekäre soziale 
Lage, in der sie zumeist lebten, war vor allem auf die ungenügende oder gar feh-
lende Schul- und Berufsausbildung zurückzuführen. Die Zuwanderer aus Alge-
rien versuchten in der Regel, ihre Familien durch Pendelmigration zu unterstüt-
zen, und sie nahmen im Vergleich zu ausländischen Arbeitern, deren Status in 
den meisten Fällen von einem zwischenstaatlichen Anwerbeabkommen geregelt 
wurde, überdurchschnittlich oft schlecht bezahlte und gefährliche Jobs an. Sie 
lebten meist in provisorischen Unterkünften wie Barackensiedlungen, Wohnhei-
men oder Arbeiterherbergen und wurden in den Medien häufig zur Zielscheibe 
einer umfassenden Stigmatisierung kolonialistischen Typs. 

Offiziell galten Algerier, die ihren Wohnsitz im europäischen Teil Frankreichs 
hatten, seit 1946 zwar als vollwertige französische Staatsbürger, de facto führten 
sie ein Leben als Bürger zweiter Klasse. Die andauernde und kaum verhohlene 
Diskriminierung hatte der algerischen Unabhängigkeitsbewegung um Messali 
Hadj trotz massiver Repressionen bereits seit den 1930er Jahren regen Zulauf ver-
schafft. Unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs erlebte die Bewegung 
unter dem Namen Mouvement pour le triomphe des libertés démocratiques (MTLD) auf 
beiden Seiten des Mittelmeers ihren Durchbruch. Sowohl in Frankreich als auch 
in Algerien konnte die Partei Tausende mobilisieren, um mit Demonstrationen 
oder Streiks die algerische Unabhängigkeit zu fordern. Aus Sicht der Regierung in 
Paris entwickelte sich der MTLD neben der Kommunistischen Partei Frankreichs 
zu einem der wichtigsten Faktoren innenpolitischer Bedrohung.13 

Nach der Spaltung des MTLD im Laufe des Jahrs 1954 löste eine Gruppe alge-
rischer Untergrundaktivisten unter dem Namen Front de Libération Nationale 
(FLN) mit einer Serie von Anschlägen am 1. November den algerischen Unab-
hängigkeitskrieg aus. Vor allem aufgrund seiner frühen militärischen und diplo-
matischen Erfolge entwickelte sich der FLN schnell von einer Splittergruppe zur 
wichtigsten Führungskraft des Unabhängigkeitskriegs. Bis zum Ende wurde ihm 
diese Position jedoch von den im Mouvement National Algérien (MNA) versammel-
ten Getreuen Messali Hadjs streitig gemacht. Die beiden Gruppierungen liefer-
ten sich einen erbitterten Kampf, der häufig als inneralgerischer Krieg im Krieg 
bezeichnet wurde und der allein im französischen „Mutterland“ seit 1956 über 
4.000 Algerier das Leben kostete.14 

 Aller Repression zum Trotz versuchten sowohl der FLN als auch der MNA, die 
algerische Bevölkerung auf beiden Seiten des Mittelmeers für ihre Zwecke zu mo-
bilisieren. In der Manier zweier algerischer Staaten im Wartestand hielten sie alle 
Algerier dazu an, regelmäßig Geld beziehungsweise eine Revolutionssteuer zu 

12	 Vgl. Emmanuel Blanchard, Un „deuxième âge“ de l’émigration en France?, in: Abderrahma-
ne Bouchène u. a. (Hrsg.), Histoire de l’Algérie à la période coloniale, 1830–1962, Paris 2012, 
S. 589–595, hier S. 594.

13	 Vgl. Benjamin Stora, Messali Hadj, Paris 2004; Omar Carlier, Entre nation et jihad. Histoire 
sociale des radicalismes algériens, Paris 1995, und Jacques Simon, Le MTLD. Le Mouvement 
pour le triomphe des libertés démocratiques, 1947–1954, Paris 2003. 

14	 Vgl. Benjamin Stora, Ils venaient d’Algérie. L’immigration algérienne en France (1912–1992), 
Paris 1992, S. 186.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

  Flüchtlinge, Terroristen, Freiheitskämpfer?   381

zahlen und sich ihrer jeweiligen Rechtsprechung zu beugen. Aufgrund dieses An-
spruchs gerieten wiederum alle Algerier schnell in den Generalverdacht, alge-
rische Separatisten aktiv zu unterstützen. In der Folge trat der brutale Grundzug 
der kolonialen Herrschaft in Algerien vor allem in Form von kollektiven Erschie-
ßungen, Umsiedlungen und Internierungen offen zu Tage. Dabei sollte das Wort 
Krieg explizit vermieden werden, da es sich nach französischer Staatsräson um 
eine innere Angelegenheit handelte. Zum Kampf gegen die wahlweise als Re-
bellen oder Terroristen bezeichneten Aktivisten der Unabhängigkeitsbewegung 
verabschiedeten Parlament und Regierung mehrere Sondergesetze, die den Spiel-
raum der Exekutive sukzessive vergrößerten und die Bürgerrechte im Gegenzug 
einschränkten.15 Auch im europäischen Teil Frankreichs kam es nach massen-
haften Schikanen und Verhaftungen von Algeriern zur Einrichtung spezieller In-
ternierungslager für verdächtige Algerier, sowie zu mehreren Fällen von Folter 
und Mord durch die französische Polizei und Gendarmerie.16 Mit Blick auf diese 
Entwicklung hat der Historiker Emmanuel Blanchard die Phase zwischen 1958 
und 1962 in Frankreich zu Recht als Jahre des Polizeistaats bezeichnet.17 

Aufgrund der andauernden Unterdrückung und Gewalt, die Algerier in Frank-
reich sowohl von staatlichen Sicherheitskräften aber auch von Aktivisten der Un-
tergrundorganisationen befürchten mussten, wurde der Alltag in Frankreich für 
viele von ihnen unerträglich. So entschieden sich seit Ende des Jahrs 1958 immer 
mehr Algerier dafür, ihren Lebensmittelpunkt in die Bundesrepublik zu verla-
gern. In kürzester Zeit entwickelte sich Westdeutschland zum wichtigsten Zu-
fluchtsgebiet für Algerier in Europa während des Unabhängigkeitskriegs.18 

III. Muslime bitte abweisen! Einreisebedingungen für Algerier in Bel-
gien, Luxemburg und der Schweiz

Die Bundesrepublik war als Rückzugsgebiet schon wegen der besonders schwie-
rigen Einreisebedingungen attraktiv, die in den anderen Nachbarstaaten Frank-
reichs speziell für sogenannte muslimische Franzosen herrschten. Dabei nahm 
Luxemburg die mit Abstand härteste Haltung gegenüber Algeriern ein. Da man 
ein Übergreifen des „muslimischen Terrorismus“ auf das eigene Territorium be-
fürchtete, verhängte das Justizministerium im Mai 1958 für alle Algerier inoffizi-
ell ein Aufenthaltsverbot. In einer entsprechenden Anweisung an die Polizei und 
Gendarmerie des Lands hieß es:  

15	 Vgl. Pierre Vidal-Naquet, La torture dans la République. Essai d’histoire et de politique con-
temporaines (1954–1962), Paris 1998.

16	 Den traurigen Höhepunkt dieser Entwicklung stellte das Vorgehen der Pariser Polizei ge-
gen friedlich demonstrierende Algerier am 17.10.1961 dar; vgl. Jim House/Neil MacMaster,  
Paris 1961. Les Algériens, la terreur d’État et la mémoire, Paris 2008. An dieser Stelle ist 
darauf hinzuweisen, dass die Erforschung der Repressionen gegenüber Algeriern im franzö-
sischen „Mutterland“ bis heute einige große Lücken aufweist. 

17	 Vgl. Emmanuel Blanchard, La police parisienne et les Algériens. 1945–1962, Paris 2011, S. 332.
18	 Vgl. von Bülow, West Germany, S. 392.
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„Das generelle Verhalten der Algerier, die sich auf dem Territorium des Großher-
zogtums aufhalten, sowie die Zunahme der subversiven und terroristischen Akti-
vitäten der Muslime in Frankreich, welche die Grenzen zu überschreiten drohen, 
zwingen uns dazu, diesen Unerwünschten den Zugang zu unserem Territorium 
rigoros zu verbieten. In Zukunft müssen diese Ausländer ebenso an den Grenzen 
als auch im Inland zurückgedrängt werden[,] und zwar auch, wenn sie im Besitz 
eines gültigen französischen Reisepasses sind.“19

Dieses vom luxemburgischen Justizminister persönlich angeordnete Vorgehen 
wies den Algeriern auch im Großherzogtum einen Sonderstatus zu, obwohl sie 
eigentlich als französische Staatsbürger zu gelten hatten. Das französische Außen-
ministerium beschwerte sich bereits im Juli über die in der Praxis allzu offensicht-
liche Diskriminierung der „aus Algerien stammenden französischen Muslime“ an 
der französisch-luxemburgischen Grenze.20 Die luxemburgische Regierung rea-
gierte darauf mit einem offiziellen Dementi, ließ die genannte Direktive jedoch 
unangetastet. Im April 1959 erinnerte das luxemburgische Justizministerium den 
Chef der Gendarmerie nochmals daran, dass Algerier sich nur mit einer Sonder-
erlaubnis in Luxemburg aufhalten dürften und selbst mit einem französischen 
Pass des Lands verwiesen werden müssten. Zur Begründung hieß es: „Wir können 
in unserem Land nicht den Aufenthalt oder die Präsenz von Personen dulden, die 
hier unter Rückgriff auf terroristische Methoden unweigerlich ihre Auseinander-
setzungen austragen werden.“21 Daher konnte Luxemburg für Algerier aus Frank-
reich spätestens seit 1958 kaum noch ein Ort der Zuflucht sein. 

In Belgien stellte sich die Situation ähnlich dar. Aufgrund der Terrorgefahr, 
mit der Algerier auch hier assoziiert wurden, durfte die dortige Ausländerpolizei 
seit Oktober 1957 nicht mehr alleine über die Visumsanträge von Algeriern ent-
scheiden, sondern musste den Staatsschutz in das Prüfungsverfahren einbezie-
hen. Angesichts der angeblich subversiven Aktivitäten von Algeriern sollten die 
Sicherheitsbeamten fortan alle bearbeiteten Anträge, die Algerier betrafen, auto-
matisch zur Einsicht erhalten. Außerdem beschloss die Regierung, die Erteilung 
von Arbeitserlaubnissen an Algerier generell zu unterbinden – mit der Ausnahme 
von Arbeit in den Kohlebergwerken.22 Zu diesen seit Ende 1957 stark erschwerten 
Einreisebedingungen kam, dass Algerier in Belgien auch keinerlei Aussicht auf 

19	 Archives Nationales du Luxembourg, Fonds Affaires Etrangères (künftig: ANL-AE), 16376,  
Justizminister, Victor Bodson an Chef der Gendarmerie und Direktor der Polizei Luxem-
burgs, in Kopie an Herrn Außenminister, Herrn Arbeitsminister und Herrn Generalstaatsan-
walt, 6.5.1958. Dieses und das folgende Zitat sind Übersetzungen des Autors. 

20	 ANL-AE, 16376, Außenminister Frankreichs, Direktion der administrativen und sozialen An-
gelegenheiten am 2.7.1958, angehängt an Brief des luxemburgischen Botschafters in Paris an 
luxemburgischen Außenminister, 7.7.1958. 

21	 ANL-AE, 16376, Justizminister, Paul Elvinger, an Chef der luxemburgischen Gendarmerie, 
in Kopie an Herrn Außenminister, Herrn Arbeitsminister, Herrn Generalstaatsanwalt und 
Direktor der Polizei, 19.4.1959.

22	 Vgl. Jenny Pleinen, Die Migrationsregime Belgiens und der Bundesrepublik seit dem Zwei-
ten Weltkrieg. Eine Kollektivbiographie, unveröffentlichte Diss., Trier 2011, S. 79 f. Die Ar-
beit erschien 2012 unter demselben Titel bei Wallstein/Göttingen.
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politisches Asyl hatten. Auf eine diesbezügliche Anfrage der westdeutschen Bot-
schaft legte der Chef der belgischen Fremdenpolizei dar, dass seine Regierung 
größten Wert darauf lege, die freundschaftlichen Beziehungen zu Frankreich auf-
recht zu erhalten, und daher Algeriern kein Asylrecht gewähren würde.23 

Nicht zuletzt aufgrund der Befürchtung, dass jeder Machtverlust Frankreichs 
in Algerien auch die Position Belgiens im Kongo schwächen könne, stand die Hal-
tung der belgischen Regierung unter Paul-Henri Spaak in der Algerienfrage bis 
1960 ganz im Zeichen kolonialer Solidarität.24 So ist auch zu erklären, dass sich 
die Zahl der Algerier in Belgien während des Unabhängigkeitskriegs kaum verän-
derte. Einer in der Zeitschrift Études sociales nord-africaines veröffentlichten Studie 
zufolge lebten 1955 etwa 2.000 „Nordafrikaner“ in Belgien.25 Vier Jahre später hat-
te das belgische Justizministerium nach Angaben der beiden Journalisten Jean L. 
Doneux und Hugues Le Paige 1.834 Algerier im Königreich registriert.26 Wie viele 
Algerier sich ohne Kenntnis der staatlichen Sicherheitsorgane in Belgien auf-
hielten, muss Spekulation bleiben.27 

Die Schweiz spielte unter den Nachbarländern Frankreichs während des alge-
rischen Unabhängigkeitskriegs aus zwei Gründen eine besondere Rolle: Auf-
grund ihrer langjährigen Tradition als international anerkannte neutrale Vermitt-
lerin war die Präsenz des FLN vor Ort von besonders großer Bedeutung. 
Abgesehen davon war die Alpenrepublik der einzige Anrainerstaat Frankreichs, 
in dem der Algerienkrieg zumindest kurzzeitig zu einem Thema von nationaler 
Tragweite wurde. Der Skandal um den Staatsanwalt René Dubois, der auf Betrei-
ben des französischen Geheimdiensts Telefongespräche der ägyptischen Bot-
schaft abhören ließ und sich nach dem Auffliegen dieser Aktion am 23. März 1957 
das Leben nahm, brachte das ganze Land in Aufruhr. Mehrere Wochen lang 
schlug die schweizerische Presse deutliche antifranzösische Töne an.28 

Nach der sogenannten Affaire Dubois stellte die Schweiz ihre Zusammenarbeit 
mit den französischen Geheimdiensten für mehrere Monate ein. Damien Carron 
zufolge konnten Algerier dadurch von einem gestiegenen Wohlwollen einiger 
schweizerischer Behörden profitieren.29 Dennoch blieb die Position der Schweiz 
gegenüber Algeriern Anfang 1958 und darüber hinaus prekär. So stieg die Ableh-
nung im Zuge einer breit geführten Debatte über das „Problem der ausländischen 

23	 Bundesarchiv Koblenz (künftig: BArch Koblenz), B 106/5350, Botschaft der Bundesrepu-
blik Deutschland in Brüssel an das Auswärtige Amt, 22.9.1958.

24	 Vgl. Dominique Masset, Une affaire intérieure française? La Belgique et la guerre d’Algérie, 
1954–1956, Louvain-la-Neuve 1988, S. 26–32.

25	 Vgl. Charles Decker, Les Algériens en Belgique, in: Études sociales nord-africaines 47 (1955), 
S. 12.

26	 Vgl. Jean L. Doneux/Hugues Le Paige, Le front du Nord. Des Belges dans la guerre d’Algérie, 
1954–1962, Brüssel 1992, S. 35.

27	 Die Zahl der in Belgien lebenden Algerier wurde, laut von Bülow, West Germany, S. 192, 
während des Algerienkriegs nie auf mehr als 4.000 geschätzt.

28	 Vgl. Damien Carron, La Suisse et la guerre d’indépendance algérienne. 1954–1962, Lausan-
ne 2013, S. 182.

29	 Vgl. ebenda, S. 196 f.
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Arbeiter“ wieder deutlich an.30 Zudem konnten Algerier in der Schweiz nur provi-
sorische Aufenthaltspapiere bekommen,31 die ähnlich der späteren Regelung in 
der Bundesrepublik eine offizielle Anerkennung als Asylanten aus Rücksicht auf 
Frankreich vermeiden sollte.32 

Dass man in der Schweiz trotz dieser im Vergleich zu Luxemburg und Belgien 
relativ guten Aufnahmebedingungen von 1957 bis zum Ende des Kriegs offiziell 
kaum mehr als 200 algerische Arbeitskräfte und Studierende zählte,33 ist vor allem 
drei Faktoren geschuldet: Erstens waren die Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten 
für Algerier in der Schweiz deutlich schlechter als in der Bundesrepublik. Zwei-
tens erhielten die Mitglieder des FLN im Mai 1960 die Anweisung, sämtliche Ak-
tivitäten in der Schweiz einzustellen, um den Status der Organisation in einem so 
wichtigen Vermittler-Land nicht zu gefährden.34 Vermutlich entscheidend war je-
doch, drittens, dass eine schnelle und unbemerkte Überquerung der franzö-
sischen Staatsgrenze in Richtung Schweiz für die meisten Algerier deutlich schwie-
riger und aufwändiger war, als ein Grenzübertritt in die Bundesrepublik. Neben 
den Großräumen Paris und Lyon gehörten die beiden unmittelbarer an West-
deutschland, Belgien und Luxemburg angrenzenden Regionen Lothringen und 
der Nord-Pas-de-Calais zu den mit Abstand wichtigsten Anlaufgebieten der alge-
rischen Migration in Frankreich.35 Von dort aus konnte das französische Staatsge-
biet vergleichsweise unkompliziert verlassen werden. Was die Schweiz – und eben-
so Italien und Spanien – betrifft, stellten die Berge für die Migranten ein lästiges 
Hindernis dar. Ferner grenzte keine der größeren Anlaufregionen algerischer 
Migranten unmittelbar an eine der drei südlichen Staatsgrenzen Frankreichs. 

IV. Dimensionen der algerischen Migration: Flucht, politischer Aktivis-
mus, Arbeitssuche

In der Forschung besteht heute kein Zweifel daran, dass eine Mehrheit der Alge-
rier, die in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre in die Bundesrepublik kam, dies 
aus Gründen tat, die mit dem Kolonialkrieg zusammenhingen. Diese Beobach-
tung führte jedoch oft zu der irreführenden Darstellung der Migranten als poli-
tisch interessierte und aktive Akteure. Ein Grund für diese Kategorisierung ist 

30	 Ebenda, S. 272.
31	 Vgl. ebenda, S. 354 f.
32	 Auch hier fand ein Austausch zwischen den westdeutschen und den schweizerischen Behör-

den statt, wie man in Bezug auf die Algerier mit der Frage des Asyls umgehen sollte; BArch 
Koblenz, B 106/5350, Bundesministerium des Innern: Hausruf 5741, 28.11.1958.

33	 Vgl. Carron, Suisse, S. 357. Schätzungen, die von 500 bis 800 Algeriern in der Schweiz ausgin-
gen, führte von Bülow, West Germany, S. 192, an.

34	 Vgl. Carron, Suisse, S. 346 f. 
35	 Etwa ein Jahr vor dem Beginn des algerischen Unabhängigkeitskriegs lebten allein in den bei-

den nahe der deutschen Grenze gelegenen Departements Moselle und Meurthe-et-Moselle 
nach offiziellen Angaben rund 26.000 Algerier; Archiv des Départements Moselle, 297 W 65, 
Direktion der Dienste für Algerien und Überseedepartements: Zensuserhebung der aus Al-
gerien stammenden französischen Muslime, die in der Metropole wohnen, undatiert, S. 3 f.; 
Angaben für Anfang September 1953. 
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zweifellos die massive Verbreitung dieser Sichtweise sowohl durch algerische Se-
paratisten als auch durch Anhänger der Algérie française, deren Auseinanderset-
zungen sich in erster Linie um die politische Gefolgschaft aller Algerier drehten. 
Eine solche Perspektive hat mit den Lebensrealitäten von Migranten jedoch nur 
wenig gemein. 

Dass Menschen nach dem Muster der Rational-Choice-Theorie, also nach einer 
aufgeklärten Abwägung von persönlichem Aufwand und Ertrag zu Migranten 
wurden,36 ist historisch gesehen eher ein Ausnahmefall. Bezüglich der Algerier 
könnte dies noch am ehesten auf die Aktivisten von MNA und FLN zutreffen, 
wobei auch hier neben der politischen Gesinnung andere Gründe die Entschei-
dung beeinflusst haben könnten, den Interessen der jeweiligen Untergrundorga-
nisation im europäischen Ausland zu dienen. 

In der Regel spielen bei Migrationsentscheidungen mehrere, gleichzeitig wir-
kende soziale Faktoren – Jochen Oltmer spricht von „multiplen Antrieben“ – eine 
Rolle.37 Die Betroffenen machen sich den jeweiligen Einfluss dieser Faktoren, 
wenn überhaupt, erst im Nachhinein bewusst, so dass deren historisches Gewicht 
nicht exakt rekonstruiert werden kann. Bezüglich der algerischen Migration in die 
Bundesrepublik zwischen 1958 und 1962 können mindestens drei verschiedene 
Triebkräfte identifiziert werden, die oft parallel zueinander wirksam wurden:

Erstens konnten politische Beweggründe durchaus eine wichtige Rolle spielen. 
Dazu gehörten etwa die Übernahme einer Funktion in den Netzwerken von FLN 
und MNA in der Bundesrepublik oder die Absicht, die Befreiungsarmee in Nord-
afrika zu verstärken und zur Umgehung der französischen Kontrollen von einem 
deutschen Flughafen aus nach Tunesien oder Marokko zu gelangen. Den meisten 
Algeriern, die sich vom europäischen Boden aus der algerischen Befreiungsar-
mee (Armée de libération nationale, ALN) anschließen wollten, diente das FLN-Büro 
in der tunesischen Botschaft in Bad Godesberg als erste Anlaufstation. Der Chef 
des Büros, Hafid Keramane, überprüfte die Antragsteller und besorgte ihnen ge-
gebenenfalls für die Reise einen tunesischen Pass und ein Flugticket nach Tunis 
oder Rabat. Der Chef der Fédération de France des FLN, Omar Boudaoud, schrieb 
in seinen Memoiren, dass die Aktivisten in der Regel nicht länger als einen Monat 
im Raum Köln/Bonn auf ihren Flug warten mussten.38 

Spätestens seit Oktober 1958, als das italienische Konsulat in Bern keine Tran-
sitvisa mehr für Algerier ausstellte und Algerier an der schweizerisch-italienischen 
Grenze trotz gültiger französischer Reispässe ohne Begründung abgewiesen 
wurden,39 führte der Weg nach Nordafrika für Anhänger des FLN meist entweder 

36	 Eine solche Theorie der Migration hat etwa der Soziologe Hartmut Esser vorgelegt. Die Dar-
legung seiner Position vgl. bei Petrus Han, Soziologie der Migration. Erklärungsmodelle, 
Fakten, politische Konsequenzen, Perspektiven, Stuttgart 2000, S. 63–69.

37	 Jochen Oltmer, Einführung. Europäische Migrationsverhältnisse und Migrationsregime in 
der Neuzeit, in: Geschichte und Gesellschaft 35 (2009), S. 5–27, hier S. 11. Vgl. auch Philipp 
Ther, Die Außenseiter. Flucht, Flüchtlinge und Integration im modernen Europa, Berlin 
2018, S. 13.

38	 Vgl. Omar Boudaoud, Du PPA au FLN. Mémoires d’un combattant, Alger 2007, S. 118 f.
39	 Vgl. Carron, Suisse, S. 355 f.
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über Spanien oder über die Hauptstadt der Bundesrepublik.40 Aufgrund ihrer 
besseren Erreichbarkeit und der höheren Durchlässigkeit der deutsch-franzö-
sischen Grenze wählte die große Mehrheit die zweite Option.  

Allerdings dürfen die zum Teil spektakulären Aktivitäten von FLN-Aktivisten in 
der Bundesrepublik nicht dazu verleiten, den Einfluss jener Untergrundorganisa-
tion auf Algerier zu überschätzen.41 Nicht nur in Frankreich, sondern auch in der 
Bundesrepublik war die Selbstinszenierung des FLN als alleiniger legitimer poli-
tischer Vertreter aller Algerier ein wichtiger Teil der Propaganda.42 Vor allem hin-
sichtlich der prekären sozialen Lage der meisten Algerier ist davon auszugehen, 
dass sich viele von ihnen in der Bundesrepublik vor den Aktivisten des FLN ver-
bargen und sich deren direktem Zugriff entzogen. 

Zweitens setzten sich viele Algerier auch deshalb in die Bundesrepublik ab, 
weil sie aufgrund ihrer Gesinnung oder ihrer Ablehnung, eine bestimmte poli-
tische Position zu vertreten, auf der Flucht waren; sie befanden sich also in einer 
akuten Notsituation. Es ist davon auszugehen, dass seit Ende des Jahrs 1957 im-
mer mehr in Frankreich lebende Algerier glaubten, der polizeilichen Verfolgung, 
dem Dienst in der französischen Armee oder den Nachstellungen algerischer Na-
tionalisten nur im Ausland entgehen zu können. Zwei Beispiele können dies ver-
deutlichen: Der in Jeumont im Departement Nord wohnhafte Ahmed Gouchiche 
floh im September 1958 vor dem MNA bis nach West-Berlin und versuchte dort, 
in einer französischen Kaserne Arbeit zu finden. Die Militärs hatten jedoch kei-
nerlei Verwendung für ihn und rieten ihm, bei den französischen Streitkräften im 
Saarland anzuheuern, was Gouchiche dann auch tat.43 Tayeb M., der in Paris auf 
einem Internat die Abiturprüfungen abgelegt hatte, flüchtete 1959 ins Saarland, 
um seinen Wehrdienst nicht antreten zu müssen. Die deutsche Polizei griff ihn 
ohne Reisepass zwischen Nancy und Saarbrücken in einem Zug auf, und er konn-

40	 Vgl. Ali Haroun, La 7e wilaya. La guerre du FLN en France, 1954–1962, Paris 2012, S. 87–89. 
Über die Position Italiens zum Algerienkrieg ist bislang nur wenig bekannt. Lediglich ein 
Aufsatz des Zeitgenossen Romain Rainero hat sich bislang diesem Thema gewidmet und eine 
grobe Einteilung der Entwicklung der öffentlichen Meinung in Italien zum Algerienkrieg 
vorgenommen. Die Präsenz von Algeriern in Italien erwähnte er lediglich mit einem Satz, der 
sich auf die FLN-Delegation in Rom unter der Leitung von Boulharouf bezog; vgl. Romain 
Rainero, L’Italie entre amitié francaise et solidarité algérienne, in: Jean-Pierre Rioux (Hrsg.), 
La guerre d’Algérie et les Français. Colloque de l’Institut d’histoire du temps présent, Paris 
1990, S. 389–396.

41	 Sicherlich stark übertrieben ist die kommentarlos übernommene Behauptung Omar Bou-
daouds, der FLN habe alle Algerier in der Bundesrepublik kontrolliert; vgl. von Bülow, West 
Germany, S. 208.

42	 So beharrte etwa ein ehemals führender Kader des FLN im Saarland gegenüber dem Autor 
darauf, dass sich dort während des Algerienkriegs stets ungefähr 200 Algerier aufgehalten 
hätten, während das Landeskriminalamt in Saarbrücken im Herbst 1958 bereits über 700 
registrierte; vgl. Interview des Autors mit Abdelhamid M. in Aïn Benian 2014. Des Weiteren: 
BArch Koblenz, B 106/15779, Landeskriminalamt Saarbrücken: Erfassung der im Saarland 
aufhaltsamen Algerier, 17.11.1958.

43	 Service historique de l’Armée de Terre (künftig: SHAT), 2007 ZM 1/209 690, Befehlshaber 
des Feldjägerpostens 4 Souillot an Staffelchef und Befehlshaber der Gendarmerieeinheit im 
Saarland: Bericht über die Aktivitäten der Nordafrikaner, 19.1.1959. 
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te seiner Verhaftung am Saarbrücker Hauptbahnhof nur aufgrund der lautstarken 
Proteste seiner saarländischen Kontaktperson entgehen.44 Dieser Fall verdeut- 
licht, dass eine erfolgreiche Flucht oftmals nicht nur von der Motivation und dem 
Glück der Betroffenen, sondern auch von ökonomischen und sozialen Ressour-
cen abhängig war. 

Drittens schließlich konnte die Verlegung des Wohnsitzes oder Arbeitsplatzes 
auf deutschsprachiges Gebiet auch auf unpolitischen Motiven wie der Arbeits-
suche beruhen.45 Wie schon vor der Jahreswende 1957/58 sind auch für die Zeit 
danach Fälle von Algeriern überliefert, bei denen der Aufenthalt in der Bundesre-
publik scheinbar keinen direkten Bezug zum Unabhängigkeitskrieg hatte. Claus 
Leggewie hat diese als „ganz ,unpolitische‘ Flüchtlinge“ bezeichnet, die aufgrund 
der Wirtschaftslage gute Chancen gehabt hätten, in Westdeutschland Arbeit zu 
finden.46 Ein Beispiel dafür ist der im September 1958 von der Gendarmerie in 
Moselle kontrollierte Moussa Larch. Als 28-Jähriger war er 1943 aus der Region 
von Orléansville zunächst nach Bordeaux gekommen und 1956 nach Sarregue-
mines gezogen. Dort hatte er für kurze Zeit eine Unterkunft bei einem algerischen 
Hotelier gefunden, der jedoch im November 1957 aufgrund eines Haftbefehls 
des Militärtribunals in Algier festgenommen wurde und sein Hotel schließen 
musste. Aus diesem Grund und weil er den Behörden durch häufige Ortswechsel 
auffiel, galt Larch der Gendarmerie als verdächtig. Die Ermittlungen gegen ihn 
ergaben jedoch keinerlei Hinweise auf politische Aktivitäten. Vielmehr legte eine 
Übersicht über seine zuletzt abgeschlossenen Arbeitsverträge den Schluss nahe, 
dass die mangelnde Sesshaftigkeit des Algeriers allein dem Problem geschuldet 
war, dass er keine dauerhafte Anstellung finden konnte.47 An dieser Stelle er-
scheint die Bundesrepublik weder als Zufluchtsort eines politisch Verfolgten, 
noch als potenzielles Operationsgebiet algerischer Nationalisten. Für Moussa 
Larch war das Saarland im Frühling 1958 lediglich eine von mehreren Stationen 
bei der Arbeitssuche im lothringischen Grenzgebiet. 

44	 Interview des Autors mit Tayeb M. in Algier am 2014, S. 17 f., S. 29 und S. 58 f. 
45	 Yves Frey hat die Arbeitssuche algerischer Migranten neben der Flucht vor Repressionen 

durch den FLN als entscheidenden Grund für die Grenzübertretung der meisten Algerier 
ausgemacht; vgl. ders., La guerre d’Algérie en Alsace. Enquête sur les combattants de l’ombre 
1945–1965, Straßburg 2013, S. 128–130. Zu diesem Fehlschluss trug sehr wahrscheinlich bei, 
dass sich seine Analyse fast ausschließlich auf Berichte des französischen Inlandsgeheim-
diensts „Renseignements Généraux“ stützt, der die Konsequenzen der polizeilichen Repres-
sionen gegenüber Algeriern kaum oder gar nicht beachtete; vgl. ebenda, S. 12–14.

46	 Claus Leggewie, Kofferträger. Das Algerien-Projekt der Linken im Adenauer-Deutschland, 
Berlin 1984, S. 42.

47	 Demnach hatte Moussa Larch zunächst von März 1957 bis April 1958 bei einem Bauunter-
nehmen in Sarreguemines gearbeitet und dann vom 22.4. bis zum 19.5. des gleichen Jahrs 
bei einem saarländischen Unternehmen in Hannweiler. Zwischen dem 21.8. und dem 3.9. 
hatte er sein Geld bei einem Bauunternehmen in Rohrbach-lès-Bitche verdient. Zuletzt stell-
te ihn eine Holzverarbeitungsfirma ein, die sich wiederum in Sarreguemines befand; SHAT, 
2007 ZM 1/135 734, Bericht des Staffelchefs Gauroy, Befehlshaber der Kompanie der Gen-
darmerie in Moselle, 26.9.1958.
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Es ist davon auszugehen, dass nur sehr wenige Algerier Frankreich wegen eines 
einzigen Motivs in Richtung Saarland beziehungsweise Bundesrepublik verlie-
ßen. Die Grenzen verschwimmen etwa in solchen Fällen, in denen Algerier auf-
grund ihrer Mitgliedschaft in FLN oder MNA nach Westdeutschland flohen, dort 
eine Funktion in einer der beiden Organisationen übernahmen und anschlie-
ßend versuchten, Arbeit zu finden. Das war in der Regel schon deshalb notwen-
dig, weil FLN und MNA nur wenigen ausgewählten Kadern oder Studenten ein 
festes Gehalt zahlten. Insofern soll und kann die hier entwickelte Trias von poli-
tischem Aktivismus, Flucht und Arbeitssuche keineswegs als Klassifizierungsmus-
ter für algerische Migranten dienen. 

V. „Französische Muslime“ in westdeutschen Köpfen und Statistiken  

Bis heute liegen keine verlässlichen Zahlen über die Zahl algerischer Migranten 
vor, die sich während des Unabhängigkeitskriegs in der Bundesrepublik auf-
hielten. Jede Arbeit, die sich mit Algeriern zwischen 1945 und 1962 auseinander-
setzt, ist mit dem Umstand konfrontiert, dass sie in den meisten der damals in 
Frankreich und anderswo angefertigten Statistiken als Franzosen geführt und 
nicht als groupe à part erfasst wurden.48 Nicht nur aus diesem Grund sind genaue 
Zahlenangaben für Historiker schwierig. Es kommt hinzu, dass viele Algerier 
Angst vor Abschiebung hatten und den Kontakt mit den Repräsentanten des 
Staats auch außerhalb Frankreichs generell mieden. Schließlich müssen auch jene 
Algerier bedacht werden, die sich in der Bundesrepublik einen falschen tune-
sischen oder marokkanischen Ausweis beschafften und in den Statistiken entspre-
chend vermerkt wurden. 

Angesichts dieser schwierigen Ausgangslage kann es kaum überraschen, dass 
in den Quellen die Zahlen über Algerier in der Bundesrepublik zum Teil weit 
auseinandergehen. So nahmen etwa der Bundesnachrichtendienst und das Bun-
desamt für Verfassungsschutz 1959 an, dass sich etwa 2.000 Algerier in West-
deutschland aufhielten, wohingegen der Präsident der vom FLN kontrollierten 
provisorischen Regierung Algeriens, Ferhat Abbas, von 3.000 sprach.49 Das BKA 
hielt diese Einschätzung, die sich weitgehend mit der der Französischen Streit-
kräfte in der Bundesrepublik (Forces françaises en Allemagne, FFA) deckte,50 für rea-

48	 Wenn die Behörden in Frankreich statistische Erhebungen über Algerier anstellten, wurden 
diese in der Regel dem nicht weiter spezifizierten Kollektiv der „Nordafrikaner“ zugerechnet. 

49	 BArch Koblenz, B 106/200 199, Bericht des Bundeskriminalamts vom 19.9.1959: Die Aktivi-
tät der Algerier in der Bundesrepublik, S. 20. 

50	 Im Mai 1960 vermutete der Oberbefehlshaber der FFA, dass sich in der Bundesrepublik zwi-
schen 2.000 und 3.000 Algerier aufhalten würden, und bezeichnete eine Schätzung der „Ba-
dischen Neuesten Nachrichten“ in Höhe von 3.500 als übertrieben; SHAT, 10 T 550, Bericht 
des Armeegenerals Allard, Oberbefehlshaber der französischen Streitkräfte in der Bundesre-
publik an Herrn Verteidigungsminister, Generalstab der Armee, 2ème Bureau, 2.5.1960, S. 3 f.
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listisch.51 Das Landeskriminalamt des Saarlands ging dagegen Mitte 1959 davon 
aus, dass sich allein im Saarland 2.000 bis 4.000 Algerier aufhielten.52 

Diese unterschiedlichen Schätzungen blieben auch für die Forschung nicht 
ohne Folgen. Claus Leggewie vermutete, dass Ende der 1950er Jahre zwischen 
4.000 und 6.000 Algerier in der Bundesrepublik gelebt hätten.53 Alexander Clark-
son nannte sogar die Zahl von bis zu 10.000.54 Demgegenüber erscheinen die 
Schätzungen von Jean-Paul Cahn, Klaus-Jürgen Müller55 und Mathilde von Bülow 
mit Blick auf ihre differenzierteren Quellenanalysen glaubwürdiger zu sein: Da-
raus ergibt sich, dass sich zwischen 1958 und 1962 nicht mehr als 3.000 bis 4.000 
Algerier in der Bundesrepublik befunden haben. 

Die Quellen und Forschungsarbeiten über Algerier, die sich während des Alge-
rienkriegs in der Bundesrepublik aufhielten, stimmen zumindest darin überein, 
dass die Zahl der Algerier in Westdeutschland seit 1958 deutlich zunahm,56 die 
meisten von ihnen sich im grenznahen Saarland aufhielten und ihnen im Zuge 
der eskalierenden Auseinandersetzungen um die algerische Unabhängigkeit eine 
wachsende Aufmerksamkeit zu Teil wurde. Letzteres ist vor allem auf drei Ent-
wicklungen zurückzuführen: Erstens nahm die Sichtbarkeit der Aktivitäten alge-
rischer Nationalisten in der Bundesrepublik in der zweiten Hälfte der 1950er Jah-
re deutlich zu. Bereits seit 1955 waren sowohl Aktivisten des FLN als auch des 
MNA in mehreren Städten der Bundesrepublik und im Saarland aktiv, verhielten 
sich dort jedoch weitgehend unauffällig. Am 28. September 1956 explodierte 
dann eine Bombe im Büro des Hamburger Waffenhändlers Otto Schlüter, der im 
Verdacht stand, Waffen an den FLN zu liefern. Bei diesem Anschlag, den vermut-
lich der französische Geheimdienst durchgeführt hatte, kam ein Mitarbeiter 
Schlüters ums Leben.57 Weniger als ein Jahr später, am 3. Juni 1957, tötete eine 
Autobombe die Mutter Otto Schlüters. Daraufhin berichtete die westdeutsche 
Presse ausführlich über mögliche Aktivitäten algerischer Nationalisten und fran-
zösischer Agenten in der Bundesrepublik.58 Für entsprechend großes Aufsehen 
sorgten die Verhaftung eines Algeriers im Saarland, der im gleichen Monat bei 

51	 BArch Koblenz, B 106/200 199, Bericht des Bundeskriminalamts vom 19.9.1959: Die Aktivi-
tät der Algerier in der Bundesrepublik, S. 20.

52	 BArch Koblenz, B 106/5351, Präsident der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung an Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 5.1.1960.

53	 Leggewie lieferte hierzu jedoch keinen Quellennachweis; vgl. ders., Kofferträger, S. 41.
54	 Dabei reflektierte Alexander Clarkson jedoch nicht, dass die Maximalzahl von 10.000 auf 

eine Schätzung des Innenministeriums in Baden-Württemberg zurückging, dem für eine 
fundierte Evaluation weniger konkrete Hinweise zur Verfügung standen als etwa dem Bundes- 
innenministerium; vgl. ders., Fragmented Fatherland. Immigration and Cold War Conflict in 
the Federal Republic of Germany, 1945–1980, Oxford 2013, S. 91. 

55	 Vgl. Jean-Paul Cahn/Klaus-Jürgen Müller, La République Féderale d’Allemagne et la guerre 
d’Algérie (1954–1962). Perception, implication et retombées diplomatiques, Paris 2003, S. 197.

56	 Eine Ausnahme stellt diesbezüglich von Bülow, West Germany, S. 88, dar, die schrieb, die 
Zahl der Algerier in der Bundesrepublik habe sich bereits 1956 deutlich erhöht. Sie führte 
jedoch keinerlei Zahlen oder Quellennachweise an, um diese These zu belegen. 

57	 Vgl. ebenda, S. 140 f.
58	 Vgl. ebenda, S. 143.
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Türkismühle mit 48 Handgranaten, 30 Pistolen und mehreren Hundert Schuss 
Munition aufgegriffen wurde,59 sowie die Anordnung der Hamburger General-
staatsanwaltschaft, sämtliches Propagandamaterial von MNA und FLN in der 
Bundesrepublik zu beschlagnahmen. Die Polizei konfiszierte daraufhin etwa 
2.500 Broschüren in der Hansestadt, in München und Frankfurt am Main.60 Am 
2. Dezember 1957 entdeckte die saarländische Polizei ein Versteck des MNA in 
Bexbach mit zahlreichen Waffen und umfangreichem Propagandamaterial.61 Im-
mer öfter füllte der Algerienkrieg nicht nur die Seiten des Auslandsteils in der 
überregionalen Presse. 

Am Vormittag des 5. November 1958 wurde der FLN-Kader Améziane Aït Ah-
cène unmittelbar vor der tunesischen Botschaft in Bonn aus einem fahrenden 
PKW heraus niedergeschossen.62 Dabei hielten Beobachter die Involvierung des 
französischen Geheimdiensts für ebenso evident wie im Falle des Mords an Georg 
Puchert am 3. März 1959 durch eine Autobombe in Frankfurt am Main. Wie 
Schlüter war Puchert Waffenhändler und eine wichtige Kontaktperson des FLN in 
der Bundesrepublik. Am 31. Dezember 1959 verlor dann Pucherts algerischer 
Partner Nouasri beide Hände durch eine Paketbombe, die in seinem Hotelzim-
mer in Frankfurt am Main explodierte. Der Münchener Waffenhändler Wilhelm 
Beisner wiederum wurde am 16. Oktober 1960 durch eine Autobombe schwer 
verletzt. Schließlich erschossen Unbekannte am 28. Juni 1961 den Waffenhändler 
Walter Heck vor seinem Haus in Karlsruhe. 

All diese Attacken erregten in der Bundesrepublik großes Aufsehen und wur-
den von der Presse ausführlich kommentiert. Bei allen ungeklärten Aspekten 
schien zumindest Gewissheit darüber zu bestehen, dass diese Attentate in einer 
direkten Verbindung mit dem Algerienkrieg und den Aktivitäten algerischer Na-
tionalisten in der Bundesrepublik standen.63 Tatsächlich vermochten die Akti-
visten des MNA und des FLN, die Bundesrepublik als Hinterland zu nutzen. Sie 
konnten insbesondere im Saargebiet wie auch in den Regionen um Bonn, Köln, 
Stuttgart, München, Frankfurt am Main und Hamburg auf Aktivisten, Unterstüt-
zer und Waffenverstecke zurückgreifen. Spätestens im Laufe des Jahrs 1959 mach-
ten die im Saarland und in Köln begangenen Morde an vier Algeriern einer grö-
ßeren Öffentlichkeit deutlich, dass FLN und MNA im Notfall auch in der 
Bundesrepublik zur Eliminierung ihrer jeweiligen Feinde bereit waren. Die Reak-
tion der westdeutschen Presse auf diese Entwicklung bestand zumeist darin, ei-
nerseits die Pariser Regierung und den Kolonialkrieg zu kritisieren und anderer-
seits sämtliche Algerier pauschal als Risiko für die innere Sicherheit darzustellen.  

59	 Vgl. Saarbrücker Zeitung vom 25.6.1957: „Der Schmuggelkoffer Belkacems“.
60	 Vgl. von Bülow, Foreign Policy of the Federal Republic, S. 83 f.
61	 BArch Koblenz, B 106/15779, Landesamt für Verfassungsschutz Köln an Bundesminister 

des Innern, 4.6.1959.
62	 Aufgrund zahlreicher Verhaftungen hatte die Führung der „Fédération de France“ des FLN 

ihren Standort in die Bundesrepublik verlegt und dort insbesondere in den Konsulaten Tu-
nesiens und Marokkos Unterstützung erhalten; vgl. von Bülow, West Germany, S. 216 f.; die 
folgenden Episoden finden sich ebenda, S. 306 f.

63	 Vgl. ebenda, S. 307.
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Zweitens ist zu beachten, dass Bonn durch den Algerienkrieg auch außenpoli-
tisch stark unter Druck geriet. Dabei befand sich die Regierung Konrad Adenau-
ers in einem Dilemma: Einerseits wollte sie aus wirtschaftlichen Gründen und 
wegen des Ziels, die außenpolitische Isolation der DDR aufrecht zu erhalten, die 
Beziehungen zu den arabischen Staaten, die den FLN unterstützen, nicht gefähr-
den. Andererseits sollte es im Sinne der Westbindung und insbesondere mit Blick 
auf die Unterstützung Frankreichs in der Berlin-Frage vermieden werden, Paris in 
Sachen Algerien zu verärgern. Entgegen der überholten These, Bonn habe in die-
ser Situation zur Strategie einer „Spagatpolitik“ gegriffen, hat Mathilde von Bülow 
deutlich gezeigt, dass die Regierung Adenauer in dieser Situation trotz zum Teil 
anderslautender Ankündigungen und starker Kritik aus dem In- und Ausland 
meist im Sinne Frankreichs handelte.64 

In der westdeutschen Presse dominierte bereits seit 1956 das Urteil, dass Frank-
reichs Krieg aussichtslos sei.65 Als am 8. Februar 1958 ein französisches Kampf-
flugzeug das tunesische Grenzdorf Sakiet Sidi Youssef bombardierte, gewann die 
Kritik an Frankreichs Kriegsführung in der Bundesrepublik eine neue Qualität. 
Die angeblich gegen versteckte Einheiten der ALN gerichtete Militäraktion, die 
68 Tote und etwa 150 Verletzte hinterließ, erregte keine zwei Jahre nach der Unab-
hängigkeit Tunesiens von Frankreich weltweit empörtes Aufsehen. Der tunesische 
Präsident Habib Bourguiba reagierte mit einer Blockade der französischen Mili-
tärbasis in Bizerte, der Schließung aller französischen Konsulate, Ausweisung 
sämtlicher französischer Staatsbürger und schaltete den Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen ein.66 Die Spannungen, die sich daraufhin insbesondere zwi-
schen Frankreich und den USA einstellten, wurden in Bonn aufmerksam verfolgt. 
Doch die Bombardierung von Sakiet Sidi Youssef hatte für die Regierung Adenau-
er neben außenpolitischen auch innenpolitische Konsequenzen. Vielerorts, ins-
besondere an Universitäten und in den Reihen der Sozialdemokratie, nahmen 
die öffentliche Kritik am Algerienkrieg und die Unterstützung für den FLN 
schlagartig zu.67 

Die Empörung über den Luftangriff führten ebenso wie die Bestrebungen der 
französischen Regierung, die NATO in Nordafrika einzubinden, dazu, dass sich 
in der SPD ein Sammelbecken für Frankreich-Kritiker formierte, das Thomas 
Scheffler als „lockere ,Algerien-Lobby‘“ bezeichnet hat.68 Sie sorgte zunächst im 

64	 Zur Beschäftigung mit der These der „Spagatpolitik“ vgl. ebenda, S. 168.
65	 So Klaus-Jürgen Müller, La guerre d’Algérie vue par la presse ouest-allemande, in: Relations 

internationales 58 (1989), S. 177–185.
66	 Vgl. Sylvie Thénault, Histoire de la guerre d’indépendance algérienne, Paris 2005, S. 152.
67	 Am 12.3.1958 forderten die SPD-Abgeordneten Karl Mommer und Walter Menzel im Bun-

destag eine Stellungnahme der Regierung zu der Bombardierung des tunesischen Dorfs, und 
die sozialdemokratische Parteipresse ging mehrfach so weit, die Aktion mit den Verbrechen 
der Wehrmacht während des Zweiten Weltkriegs zu vergleichen; vgl. Cahn/Müller, Répu-
blique Féderale d’Allemagne, S. 139, und Thomas Scheffler, Die SPD und der Algerienkrieg 
(1954–1962), Berlin 1995, S. 49; www.d-nb.info/1070262633/34 [17.1.2019]. Von Bülow hat 
die Bombardierung von Sakiet Sidi Youssef als „Katalysator für deutsches Engagement für 
den FLN“ bezeichnet; dies., Foreign Policy of the Federal Republic, S. 93.

68	 Scheffler, SPD, S. 52.
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Mai 1958 für den öffentlichkeitswirksamen Auftritt einiger Vertreter des FLN auf 
dem Stuttgarter SPD-Parteitag, weshalb eine Delegation der französischen Schwes-
terpartei Section française de l’Internationale ouvrière sofort abreiste.69 Darüber hi-
naus wurde die „Algerien-Lobby“ zu einem zentralen Bestandteil des Unterstüt-
zernetzwerks des FLN in der Bundesrepublik, das zahlreiche öffentliche Auftritte 
und Publikationen für die Belange der Algerier und gegen den Krieg organisier-
te. Weiterhin erhielten FLN-Aktivisten auch vor Ort konkrete Hilfe,70 was häufig 
Proteste des französischen Außenministeriums und der französischen Botschaft 
nach sich zog. 

Drittens war die verstärkte Aufmerksamkeit für algerische Migranten in der 
Bundesrepublik auf den politischen Druck zurückzuführen, den Paris auf die 
Bundesregierung ausübte, um eine erhöhte Überwachung „französischer Musli-
me“ zu erreichen. Mitte 1956 hatte Premierminister Antoine Pinay den Verteidi-
gungsminister Franz Josef Strauß erstmals dazu angehalten, sich für eine enge 
Kooperation auf der Ebene der Geheimdienste einzusetzen, um die Aktivitäten 
des FLN in der Bundesrepublik möglichst intensiv überwachen zu lassen.71 Seit 
Anfang 1958 bedrängte Paris die Bonner Regierung immer stärker und brachte 
wiederholt ein paradoxes Anliegen vor: Algerier sollten in besonderem Maße ob-
serviert, zugleich aber als vollwertige französische Staatsbürger betrachtet wer-
den.72 Diese Haltung und ihre Folgen lassen sich besonders deutlich anhand 
eines Vorstoßes des französischen Botschafters Tanguy de Courson in Saarbrü-
cken veranschaulichen. Der Diplomat bat die Bundesregierung am 19. Februar 
1958, möglichst bald eine Konferenz einzuberufen, die sich mit den Problemen be-
fassen sollte, die aus der „Präsenz einer wachsenden Kolonie französischer Nord- 
afrikaner im Saarland“ resultierten.73 Bei dem folgenden Treffen einer Delegation 
der französischen Botschaft mit mehreren Vertretern der saarländischen Landes-
regierung und der bundesdeutschen Passkontrolldirektion am 6. März 1958 be-
klagte de Courson, dass sich viele „Nordafrikaner“ ohne erforderliche polizei-
liche Anmeldung und daher auch ohne soziale Sicherung im Saarland aufhielten. 
Dies nutzten saarländische Arbeitgeber häufig aus, um die Migranten auszubeu-
ten. Ein Vertreter des Landesarbeitsamts sagte daraufhin zu, Arbeitgeber und Ar-
beitsämter nochmals darauf hinzuweisen, bei der Erteilung der Arbeitserlaubnis 

69	 Vgl. Jean Paul Cahn/Klaus-Jürgen Müller, L’engagement du député ouest-allemand Hans-
Jürgen Wischnewski en faveur de l’indépendance algérienne, in: Jean-Charles Jauffret 
(Hrsg.), Des hommes et des femmes en guerre d’Algérie. Actes du colloque international des 
7 et 8 octobre 2002 à l’auditorium du CNRS – Paris, Paris 2003, S. 210–225, hier S. 213.

70	 Der bekannteste und einflussreichste Unterstützer des FLN in der Bundesrepublik war der 
SPD-Bundestagsabgeordnete Hans-Jürgen Wischnewski; vgl. ebenda, und Leggewie, Koffer-
träger.

71	 Vgl. von Bülow, Foreign Policy of the Federal Republic, S. 59.
72	 Vgl. dies., West Germany, S. 197.
73	 BArch Koblenz, B 106/5349, Herrr de Curson, Delegation der französischen Botschaft 

in Saarbrücken an Herrn Schaeder, Repräsentant der Regierung der Bundesrepublik, 
19.2.1958.
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beziehungsweise bei der Einstellung von „Nordafrikanern“ besonders sorgfältig 
auf die Einhaltung der offiziellen Bestimmungen zu achten.74 

Das Gesprächsprotokoll vermerkte von deutscher Seite keinerlei Widerstand. 
Vielmehr war es de Courson selbst, der seine eigentliche Forderung – eine inten-
sivere Überwachung der Algerier im Saarland – während des besagten Treffens 
relativierte: Auf die Bitte der französischen Delegation, „Gruppen von Algeriern 
[…], die man vielfach in Saarbrücken herumlungern sähe“, stärker zu kontrollie-
ren, stellten die deutschen Beamten die Gegenfrage, ob eine Sonderbehandlung 
der Algerier erwünscht sei. Daraufhin ließ de Courson sein Anliegen sofort wie-
der fallen und löste letztendlich sogar eine Lockerung jener Kontrollen aus. Als 
ein Vertreter des Passkontrolldiensts dem Botschafter darlegte, dass „Nordafrika-
ner“, die im Saarland arbeiten wollten ohne gültigen Pass und Sichtvermerk zu-
rückgewiesen würden, reagierte de Courson geradezu empört. Er forderte ein 
Ende dieser illegalen Praxis und wies darauf hin, dass für Algerier wie für alle 
anderen Franzosen ein gültiger Reisepass und der seit 1955 eingeführte Personal-
ausweis als Reisedokumente ausreichen müssten. Dem Botschafter wurde darauf-
hin zugesichert, dass dem Kontrollpersonal umgehend entsprechende Anwei-
sungen zugehen würden.75 

Die Ambivalenz der französischen Position machte den deutschen Behörden 
deutlich, dass Paris dem Umgang mit den Algeriern eine hohe Bedeutung bei-
maß. Die Folge war eine größere Sensibilisierung westdeutscher Behörden für alle 
Personen, die als „Nordafrikaner“ gelten konnten. 

VI. Gefährliche „Nordafrikaner“ als alte Bekannte. Der lange Schatten 
der „Schwarzen Schmach“

In den ersten Nachkriegszeitjahren gehörte die Regelung der Zuwanderung von 
Vertriebenen, Flüchtlingen und Arbeitsmigranten zu den zentralen Herausforde-
rungen der Bundesregierung. Im Umgang mit Ausländern galten dabei zunächst 
Bestimmungen, die noch vor Beginn des Zweiten Weltkriegs erlassen worden wa-
ren. Ein zentraler Bestandteil jenes Regelwerks war die Ausländerpolizeiverord-
nung (APVO) von 1938, deren Bestimmungen das Bundesverwaltungsgericht in 
einem Urteil von 1955 bestätigte.76 Demnach konnten unter anderem Bettelei, 
Mittellosigkeit, Vagabundentum, Straffälligkeit oder die unerlaubte Arbeitsauf-
nahme als Gründe für die Ausweisung eines Ausländers herangezogen werden.77 

Zu den harschen Regelungen der APVO traten zu Anfang der 1950er Jahre ei-
nige zusätzliche Regelungen. Die Bundesrepublik liberalisierte im Zuge der West-

74	 BArch Koblenz, B 106/5349, Dienststelle Bundesregierung in Saarbrücken an Bundesminis-
terium des Innern, z. Hd. von Herrn Oberregierungsrat Röber, 7.3.1958. Das folgende Zitat 
ebenda.

75	 Ebenda.
76	 Vgl. Wilhelm Bender, Zur Kritik des Ausländerrechts, Gießen 1973, S. 44.
77	 Vgl. Pleinen, Migrationsregime, S. 99–101, und Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländer-

beschäftigung in Deutschland 1880 bis 1980. Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, 
Berlin 1986, S. 192–194.
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integration ihren Grenzverkehr, insbesondere mit den westlichen Nachbar-
staaten. 1953 entfiel der Visumszwang für Bürger aus Staaten, die der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung angehörten.78 Zwei Jahre 
später verpflichtete sich die Bundesregierung im Rahmen des europäischen Nie-
derlassungsabkommens von 1955, Bürger der Mitgliedsstaaten des Europarats, 
die sich legal in Westdeutschland aufhielten, nur auszuweisen, wenn sie eine Ge-
fahr für die Staatssicherheit und die öffentliche Ordnung darstellten.79 Als franzö-
sische Staatsbürger waren offiziell auch Algerier von diesen Regelungen betrof-
fen. Dennoch standen sie in der Bundesrepublik unter besonderer Beobachtung. 
Es ist bislang übersehen worden, dass die sogenannten französischen Muslime 
lange vor dem Ausbruch des Kolonialkriegs insbesondere im Saarland als uner-
wünschte Migrantengruppe angesehen und behandelt wurden, im Unterschied 
zu Franzosen europäischer Abstammung. Ein wichtiger Faktor dafür war die Kam-
pagne gegen die „Schwarze Schmach“ nach Ende des Ersten Weltkriegs. 

Im Sommer 1920 waren französischen Angaben zufolge zwischen 14.000 und 
25.000 Kolonialsoldaten in Deutschland stationiert;80 deutschen Angaben zufolge 
zwischen 30.000 und 40.000.81 Ihre Präsenz löste eine Welle nationalen und inter-
nationalen Protests aus, nachdem die französische Armee am 6. April 1920 ver-
tragswidrig in Frankfurt einmarschiert war und marokkanische Soldaten in einer 
Situation der Bedrängnis in eine Menschenmenge geschossen hatten.82 Bis dahin 
hatte es nur vereinzelt Beschwerden und Anzeigen aus der Zivilbevölkerung ge-
gen französische Kolonialsoldaten gegeben. Nach den Ereignissen von Frankfurt 
stieg die Zahl der Proteste sprunghaft an.83 Seither empörten sich viele Zeitungs-
artikel darüber, dass der Einsatz von Kolonialsoldaten auf dem Gebiet der ehema-
ligen Kolonialmacht Deutschland eine Erniedrigung darstelle und von Frank-
reich auch gezielt als solche intendiert sei. An verschiedenen Orten des 

78	 Vgl. Pleinen, Migrationsregime, S. 55.
79	 Vgl. ebenda, S. 64.
80	 Vgl. Gisela Lebzelter, „Schwarze Schmach“. Vorurteile – Propaganda – Mythos, in: Geschichte 

und Gesellschaft 11 (1985), S. 37–58, hier S. 37.
81	 Vgl. Christian Koller, „Von Wilden aller Rassen niedergemetzelt“. Die Diskussion um die Ver-

wendung von Kolonialtruppen in Europa zwischen Rassismus, Kolonial- und Militärpolitik 
(1914–1930), Stuttgart 2001, S. 202. Dem Auswärtigen Amt zufolge setzten sich drei der sechs 
Divisionen der französischen Armee, die sich im Sommer 1920 auf deutschem Boden befan-
den, vorwiegend aus „farbigen Truppen“ zusammen. Darunter befanden sich fünf marokka-
nische Schützenregimenter, 14 algerische und tunesische Schützenregimenter ebenso wie 
zwei Jägerbataillone aus Madagaskar, die in Kreuznach, Mainz, Homburg, Bonn, Trier, Eus-
kirchen, Bad Ems, Oranienstein, Ludwigshafen, Speyer und Germersheim stationiert waren; 
vgl. Reiner Pommerin, „Sterilisierung der Rheinlandbastarde“. Das Schicksal einer farbigen 
deutschen Minderheit 1918–1937, Düsseldorf 1979, S. 12. Helmut Hirsch hat auf die Präsenz 
von Kolonialsoldaten im Saarland hingewiesen, diesbezüglich jedoch keine Zahlen genannt. 
Insgesamt waren 1921 im Saarland 7.000 französische Soldaten stationiert; vgl. ders., Die Saar 
von Genf. Die Saarfrage während des Völkerbundregimes von 1920–1935, Bonn 1954, S. 16.

82	 Vgl. Lebzelter, Schwarze Schmach, S. 38, und Koller, Kolonialtruppen in Europa, S. 207. 
83	 Die Zahl der von den Besatzungstruppen tatsächlich begangenen Verbrechen lässt sich heute 

in Anbetracht der vielen erfundenen Gräueltaten der deutschen Propaganda nicht mehr er-
mitteln; vgl. ebenda, S. 203–205.
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ehemaligen Reichsgebiets entstanden lokale Initiativen, die sich gegen die Prä-
senz der Kolonialtruppen aussprachen84 und insbesondere angebliche Sexualde-
likte beklagten.85 

Die von der deutschen Regierung angeregte und zum Teil gesteuerte Kampa-
gne86 wurde auch von den meisten im Reichstag vertretenen Parteien unterstützt.87 
Durch ihre radikale Stoßrichtung befeuerte die Propaganda gegen die „Schwarze 
Schmach“ bestehende Vorurteile gegenüber dunkelhäutigen Menschen auf dem 
gesamten deutschen Staatsgebiet; sie galten als aus Frankreich importierte Bedro-
hung der eigenen „Volksgemeinschaft“.88 

Noch nach Ende des Zweiten Weltkriegs war die Erinnerung an diese Kampa-
gne lebendig, wie sich am Beispiel des Saarlands zeigen lässt, das erst 1957 in die 
Bundesrepublik integriert wurde.89 Anfang 1955 hielten sich etwa 1.000 Algerier 
im Saarland auf. Diese wurden als Kollektiv in der saarländischen Presse mehr-
fach verunglimpft90 und standen auch unter besonderer polizeilicher Beobach-
tung. So hob etwa der Jahresbericht des saarländischen Landeskriminalamts für 
1953 als einzige Gruppe unter den kriminell gewordenen Nicht-Saarländern ex-
plizit „Nordafrikaner“ hervor und zählte diese zu den am häufigsten straffällig 
gewordenen Ausländern im Saarland.91 Seit 1957 führte die nach Nationalitäten 
gegliederte jährliche Polizeistatistik des Saarlands sogar Algerier als eigene Grup-
pe neben Franzosen auf.92 

84	 Vgl. Pommerin, Rheinlandbastarde, S. 17 f.
85	 Vgl. Lebzelter, Schwarze Schmach, S. 45.
86	 Vgl. Christian Koller, Die „Schwarze Schmach“. Wahrnehmungen der Besatzungssoldaten im 

Rheinland nach dem Ersten Weltkrieg in deutscher und französischer Perspektive, in: Rose-
marie Beier-de Haan/Jan Werquet (Hrsg.), Fremde? Bilder von den „Anderen“ in Deutsch-
land und Frankreich seit 1871, Dresden 2009, S. 66–75, hier S. 69. Im August 1920 publi-
zierte die „Rheinische Frauenliga“, die vom Krupp-Konzern finanziell unterstützt wurde, 
eine Schrift, in der verschiedene Verbrechen der Kolonialsoldaten, insbesondere sexuelle 
Übergriffe, detailliert dargestellt wurden. Ihr Titel war: „Farbige Franzosen an Rhein und 
Ruhr“. Das Auswärtige Amt unterstützte die internationale Verbreitung und Übersetzung in 
mehrere Sprachen. Die Schrift wurde ins Italienische, Niederländische und sogar in Espe-
ranto übersetzt. Die spanische Übersetzung erschien unter anderem in Buenos Aires und 
Lima; vgl. Keith L. Nelson, The „Black Horror on the Rhine“. Race as a Factor in Post-World 
War I Diplomacy, in: The Journal of Modern History 42 (1970), S. 606–627, hier S. 618. 

87	 Am 19.5.1920 stellten diese mit Ausnahme der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands eine gemeinsame Anfrage bezüglich der Position der Reichsregierung zur 
Stationierung „farbiger Besatzungstruppen auf deutschem Boden“, die unter anderem als 
„unauslöschliche Schmach“ und „unheimliche Bedrohung deutscher Frauen und Kinder“ 
bezeichnet wurde; Lebzelter, Schwarze Schmach, S. 39.

88	 Ebenda, S. 53.
89	 Vgl. Johannes Schäfer, Das autonome Saarland. Demokratie im Saarstaat 1945–1957, St. Ing-

bert 2012.
90	 Vgl. Wilfried Busemann, Den eigenen Weg gehen. Die Selbstfindung der Sozialdemokratie 

an der Saar 1945 bis 1968, St. Ingbert 2013, S. 392.
91	 Landesarchiv des Saarlands Saarbrücken (künftig: LA SB), LKA 10, Landeskriminalamt des 

Saarlands: Polizeiliche Kriminalstatistik für das Jahr 1953, S. 44 f. 
92	 Zuvor hatte die Kriminalstatistik in den Jahresberichten des saarländischen Landeskriminal-

amts noch nicht nach Nationalitäten unterschieden. Bis 1957 differenzierten die Statistiken 
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Bis heute verdichten sich die in den frühen 1920er Jahren gestreuten Vorbe-
halte gegenüber „Nordafrikanern“, die meist als Marokkaner identifiziert wur-
den, im Saarland in der negativ konnotierten umgangssprachlichen Bezeichnung 
„Mokscher“. Der 1928 geborene saarländische Journalist Otto Klinkhammer war 
davon überzeugt, dass der Begriff aus der Zeit der Besatzung durch französische 
Kolonialsoldaten aus Marokko stamme. Tayeb M., der während des Algerienkriegs 
ins Saarland flüchtete, erinnerte sich daran, dass er dort wiederholt mit „Moroc-
co“ angesprochen worden sei und man ihm Geschichten über französische Kolo-
nialsoldaten erzählt habe, die zahlreiche saarländische Frauen vergewaltigt hät-
ten.93

Vor diesem Hintergrund erscheinen die besonderen Maßnahmen, die wäh-
rend des Algerienkriegs zunächst im Saarland und dann im Rest der Bundesrepu-
blik für den Umgang mit Algeriern getroffen wurden, keineswegs allein als das 
Resultat des politischen Drucks aus Paris. Anders als bislang dargelegt, ist die Son-
derbehandlung dieser Personengruppe seit 1958 auch auf westdeutsche Eigenini-
tiativen zurückzuführen.94 Noch bevor in Bonn vor dem Hintergrund des Algeri-
enkriegs Fragen nach der besonderen Schutzbedürftigkeit oder Gefährlichkeit 
von Algeriern verhandelt wurden, galten diese bereits als unerwünschte Perso-
nengruppe.95 

VII. Das „westdeutsche Algerier-Regime“ 1958 bis 1962

Im Dezember 1957 sprachen Mitarbeiter des nordrhein-westfälischen Innenminis-
teriums erstmals die „Frage der Asylberechtigung algerischer Aufständischer im 

lediglich nach Geschlechtern, Saarländern, Nicht-Saarländern und nach Altersgruppen; LA 
SB, LKA 13, Polizeiliche Kriminalstatistik 1956. 

93	 Interview des Autors mit Otto Klinkhammer 2014, Wadern-Lockweiler, und Interview des 
Autors mit Tayeb M. in Algier 2014. Eine wissenschaftliche Untersuchung zu dem Begriff 
„Mokscher“ liegt bis heute nicht vor. Sie wäre jedoch zumindest insofern von Interesse als 
sich daran beispielhaft zeigen lassen könnte, wie sich rassistische Stereotype über Jahrzehnte 
hinweg in ihrer Anwendung und ihrer Deutung verändern. Der 1950 in die saarländische Po-
lizei eingetretene Toni Straub bezeichnete das Wort „Mokscher“ im Zuge eines Telefonats mit 
dem Autor am 1.12.2014 zwar als „im letzten Sinne abwertend“, wollte bei der Anwendung 
des Begriffs, der seiner Ansicht nach als „Abkürzung für das lange Wort Marokkaner“ einge-
führt worden sei, jedoch keine Bösartigkeit erkennen. Mehrere Bekannte des Autors aus dem 
Saarland gaben an, dass dieser Begriff jedem Einheimischen bekannt sei.

94	 Dass das Bonner Innenministerium ein eigenes „legal regime“ entwarf, das Algerier in West-
deutschland tolerieren und zugleich den französischen Ansprüchen der Kontrolle gerecht 
werden sollte, hat bereits von Bülow aufgezeigt. Dabei blendete sie jedoch die Initiative des 
Bundesministeriums des Innern (BMI) aus. Sie resümierte diesbezüglich: „This indepen-
det framework was itself born out of an effort to assist the French security and intelligence  
services in their war against nationalist subversion“; von Bülow, West Germany, S. 399.

95	 Bereits 1955 hatte sich das Bundesarbeitsministerium explizit gegen eine Rekrutierung alge-
rischer Arbeiter ausgesprochen. Diese Position wurde 1956 von Seiten des Auswärtigen Amts 
bestätigt; vgl. ebenda, S. 95–97. 
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Bundesgebiet“ an.96 Den Anlass dazu gab ihnen neben der wachsenden alge-
rischen Zuwanderung eine Besprechung von Vertretern des Bunds und der Län-
der über ausländerpolizeiliche Angelegenheiten. Die Formulierung, dass es sich 
nicht etwa um algerische Flüchtlinge oder Migranten, sondern um Rebellen han-
deln würde, deutete bereits auf eine gewisse Voreingenommenheit gegenüber Al-
geriern hin, die zu diesem Zeitpunkt auch in Belgien und Luxemburg herrschte.

In einem späteren Rundschreiben an die Innenminister der Länder bestätigte 
das Bundesinnenministerium zunächst den grundsätzlichen Anspruch von Alge-
riern auf Asyl, erläuterte jedoch zugleich, dass sich dieser Anspruch lediglich aus 
den Verpflichtungen ableite, die sich aus Artikel 16 des Grundgesetzes (GG) erga-
ben. Die Asylverordnung vom 6. Januar 1953 sollte hingegen nicht zur Anwen-
dung kommen. Dieser Verordnung lag nämlich der Flüchtlingsbegriff der Genfer 
Konventionen vom 28. Juli 1951 zugrunde, der seinerzeit nur zum Tragen kom-
men konnte, wenn eine Fluchtursache vorlag, die vor dem 1. Januar 1951 da-
tierte.97 Besonders aufschlussreich für das Verständnis des westdeutschen Um-
gangs mit Algeriern ist an dieser Stelle Folgendes: Den Landesinnenministern 
wurde explizit deutlich gemacht, dass die Bewertung der Rechtslage auf einer 
politisch motivierten Interpretation des Asylrechts beruhte – im Sinne der 
deutsch-französischen Annäherung und einer harten Haltung gegenüber der  
Sowjetunion: 

„Hinsichtlich der Ungarn-Flüchtlinge, die aufgrund der Oktoberrevolution von 
1956 ins Bundesgebiet kamen, wird festgestellt, daß es sich bei dieser Revolution 
um eine Folge der in den Jahren 1944/45 erfolgten Sowjetisierung des Landes 
handelt. Ob man zu einer Fiktion bei den Algeriern in der Richtung gelangen 
kann, daß man ihre Revolution als Folge der Kolonialnahme zwischen 1830 und 
1846 nimmt oder sie als Folge der Proklamierung des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker darstellt, wird aus politischen Gründen für ausgeschlossen gehalten.“98 

Nur einen Monat später wurde die Debatte erstmals in die Öffentlichkeit getra-
gen, als die Frankfurter Allgemeine Zeitung in einem Artikel vom 25. Februar 1958 
forderte, Algerier müssten in der Bundesrepublik Asyl bekommen. Diese Position 
nahmen kurz darauf auch Die Welt und die Westdeutsche Allgemeine Zeitung ein. Die 
Regierung in Paris machte daraufhin deutlich, dass ein solches Vorgehen mit der 
deutsch-französischen Annäherung unvereinbar sei. Das Auswärtige Amt und das 
Innenministerium begegneten den Vorhaltungen aus Frankreich und der Forde-
rung der Presse zunächst mit der Feststellung, politisch Verfolgten sei Asyl zu  
gewähren; dies gelte jedoch nicht für „kriminelle Elemente“. Auf diese Weise  
unterstützte die Bundesregierung unter dem Deckmantel einer Politik der Nicht-

96	 BArch Koblenz, B 106/5350, Innenminister Nordrhein-Westfalens an Herrn Bundesminis-
ter des Innern, 25.4.1958.

97	 Landesarchiv Koblenz (künftig LAK), 880/2353, Vermerk aus dem Innenministerium von 
Rheinland-Pfalz, ungezeichnet, 25.1.1958, S. 1 f.

98	 Ebenda, S. 2.
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Einmischung die französische Strategie, die antikoloniale Rebellion zu kriminali-
sieren.99 

Abgesehen von Ausnahmefällen100 war es gängige Praxis der Passkontrollbehör-
den, Algerier bei der Einreise abzuweisen. Als offizielle Begründung wurden ent-
weder ihre Mittellosigkeit oder das Fehlen eines Sichtvermerks angeführt, den sie 
zur Aufnahme einer Arbeit in der Bundesrepublik benötigen würden.101 Dass 
Letztere nicht vorhanden war, stellte keinen legalen Grund für die Verweigerung 
einer Einreise dar und fiel dabei weniger ins Gewicht als die Einschätzung des 
Bundesinnenministeriums, Algerier würden eine „ernste Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung“ darstellen.102 Seit September 1958 sollte die Pass-
kontrolldirektion Algeriern, die keinerlei Aussichten auf einen Arbeitsplatz in 
der Bundesrepublik hatten, die Einreise nur gewähren, wenn sie eine politische 
Verfolgung in ihrem Heimatstaat glaubhaft machen konnten. „Politische Verfol-
gungsmaßnahmen durch Vereinigungen, Gruppen oder einzelne Personen“ 
sollten davon strikt ausgenommen sein.103 Aus einer etwaigen Bedrohung durch 
den FLN oder den MNA sollte somit kein Recht auf Einreise abgeleitet werden 
können.  

Ungeachtet dieser restriktiven Einreisebestimmungen nahm die Zahl alge-
rischer Migranten in der Bundesrepublik im Spätsommer 1958 weiter zu.104 Die 
Bundesministerien mussten ebenso wie die einzelnen Landesregierungen einse-
hen, dass sich die Zuwanderung von Algeriern zumindest nicht in dem gewünsch-
ten Maße steuern oder gar verhindern ließ. Daher wurden die Vorgaben einer 
generellen Blockade von Algeriern an der Grenze um ein Regelwerk zu ihrer 
Überwachung ergänzt. Neben mehreren Landesinnenministerien forderte Ende 
September 1958 das stets auf die Wahrung französischer Interessen bedachte Aus-
wärtige Amt, konkrete Richtlinien für die Erteilung von Aufenthalts- und Arbeits-
genehmigungen für Algerier auszuarbeiten. Angesichts der steigenden Zahl alge-
rischer Migranten sowie Hinweisen und Gerüchten über terroristische Aktivitäten 
hielt Außenminister Heinrich von Brentano die „Überwachung des algerischen 

99	 Vgl. von Bülow, West Germany, S. 99–101.
100	 In Rheinland-Pfalz wies der zuständige Staatssekretär im Innenministerium die einzelnen Be-

zirksregierungen an, eine Prüfung des Asylanspruchs algerischer Flüchtlinge lediglich dann 
einzuleiten, wenn die Betroffenen dies „von sich aus“ explizit beantragen würden. Die Worte 
„von sich aus“ sind in der Anweisung unterstrichen; LAK, 880/2353, Innenministerium des 
Lands Rheinland-Pfalz, Dr. Krauthausen, an die Bezirksregierungen, 30.5.1958, S. 2.

101	 BArch Koblenz, B 106/5350, Vermerk des Referats VI B 5 des Bundesinnenministeriums, 
Betreff: Einreise mittelloser Personen, 25.9.1958.

102	 LAK, 880/2353, Bundesminister des Innern an Passkontrolldirektion Koblenz, 30.9.1958.
103	 Ebenda.
104	 Es ist zu vermuten, dass hier ein enger Zusammenhang mit der massiven Steigerung der 

polizeilichen Repressionen und Kontrollen bestand, denen die Algerier infolge der „Opé-
ration Orage“, einer Anschlagserie des FLN, in Frankreich Ende August 1958 ausgesetzt 
waren. 
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Elements“ sowohl mit Blick auf das Verhältnis zu Frankreich als auch aus Gründen 
der inneren Sicherheit für dringend geboten.105 

Die Forderungen des Auswärtigen Amts fielen bei einer Innenministerkonfe-
renz über ausländerpolizeiliche Fragen am 10. Oktober 1958 auf fruchtbaren Bo-
den. Hier wurde der Grundstein des westdeutschen Sonderregimes für Algerier 
gelegt, das bis 1962 gelten sollte. Um sich ein konkreteres Bild über die Zahl der 
Algerier in der Bundesrepublik machen zu können, vereinbarten die Teilnehmer 
zunächst, die Migranten nicht nur an der Grenze, sondern auch im Inland zu er-
fassen. Insbesondere Hessen, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Baden-
Württemberg sollten möglichst bald die im Saarland gemachten Erfahrungen nut-
zen und konkrete Angaben über die Zahl der Algerier liefern.106 Als 
Rechtsgrundlage für diese Maßnahme empfahl das Bundesinnenministerium die 
Bestimmungen der APVO. Es sei davon auszugehen, dass Algerier, die sich auf-
grund der politischen Verhältnisse in Frankreich in das Bundesgebiet begeben 
hätten, länger als drei Monate bleiben und Arbeit suchen würden, was sie dazu 
verpflichten würde, einen Antrag auf „Erteilung der besonderen Aufenthaltsan-
zeige“ zu stellen.107 

Eine Abschiebung algerischer Migranten nach Frankreich sollte wegen des 
Asylrechts nach Artikel 16 GG und wegen möglicher negativer Rückwirkungen 
auf die Beziehungen zu den arabischen Staaten vermieden werden. Ebenso schien 
jedoch eine genauere Überprüfung der Asylansprüche einzelner Algerier aus 
Rücksicht auf das Verhältnis zu Frankreich inopportun.108 Die Lösung dieses Pro-
blems sollte in einem vorübergehenden Aufenthaltsstatus liegen, der Algeriern 
die Arbeitsaufnahme gestattete und es ermöglichte, die Überprüfung ihrer 
Asylansprüche zu umgehen.109 

Die spezielle Aufenthaltserlaubnis der Algerier sollte durch einen Ersatzausweis 
dokumentiert werden, in dem alle persönlichen Daten aufgeführt wurden und 
der auch ein Passbild der betroffenen Person enthielt. Die Ersatzausweise wurden 
als „blaue Karten“110 bezeichnet und waren lediglich drei Monate gültig, wobei 
eine Aussicht auf eine Verlängerung bestand – aber kein Anspruch. Ferner waren 
die „blauen Karten“ an politische Abstinenz und die Achtung deutscher Gesetze 
gekoppelt.111 Im Fall eines Verstoßes sollten die Betroffenen in Abschiebehaft ge-
nommen und nach Möglichkeit in einen anderen Staat als Frankreich abgescho-

105	 BArch Koblenz, B 106/5350, Bundesminister des Auswärtigen an Bundesminister des In-
nern, 25.9.1958.

106	 LAK, 880/2353, Niederschrift über Besprechung mit Vertretern der Innenministerien der 
Länder über ausländerpolizeiliche Fragen im Sammellager für Ausländer in Nürnberg, un-
gezeichnet, 10.10.1958, S. 9.

107	 Ebenda, S. 10.
108	 LAK, 880/2353, Vermerk des Innenministeriums von Rheinland-Pfalz, ungezeichnet, 

22.10.1958, S. 2.
109	 Ebenda, S. 2 f.
110	 Vgl. von Bülow, Hôtes importuns, in: Cahn/Poloni (Hrsg.), Migrations et identité, und von 

Bülow, Paradoxical Citizenship, in: Thomas (Hrsg.), French Colonial Mind, Bd. 2.
111	 LAK 880, 2353, Innenministerium von Rheinland-Pfalz an die Bezirksregierungen, 2.12.1958, 

S. 3.
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ben werden. Um eine lückenlose Überwachung zu ermöglichen, wurden die Lan-
deskriminalämter angewiesen, in Bezug auf Algerier ständig Informationen 
auszutauschen und insbesondere die Innenministerien des Saarlands und des 
Bunds über alle Maßnahmen auf dem Laufenden zu halten.112 Dieses völlig neue 
System der Überwachung sollte die Mängel der bis Oktober 1958 verfolgten Strate-
gie, algerische Migranten an der Grenze abzuweisen, lediglich kompensieren. Die 
Vorgabe des Bundesinnenministeriums, Algerier bei der Einreise nach Möglich-
keit abzuweisen, galt auch weiterhin. Die „blauen Karten“ dienten zudem ledig-
lich als gültiges Dokument zur Ausreise, berechtigten aber nicht zur Einreise.113 

Die Ausgestaltung der speziellen Richtlinien für den Umgang mit Algeriern 
zeigt, dass es Bonn nicht allein um eine Ablehnung beziehungsweise Überwa-
chung im Sinne Frankreichs ging. Tatsächlich lassen die weitreichenden Rege-
lungen auch die Sorge erkennen, als Komplize der französischen Kolonialmacht 
zu erscheinen. Da Algeriern in Frankreich häufig jedwede Ausweispapiere verwei-
gert wurden, beabsichtigte das Bundesinnenministerium, ihnen die „blauen Kar-
ten“ notfalls auch ohne persönliche Dokumente auszustellen. De facto konnten 
dadurch alle Personen „blaue Karten“ bekommen, die glaubhaft versicherten, sie 
seien Algerier.114 

Diese Regelungen zeigen deutlich, dass Algerier, die seit 1958 nach West-
deutschland kamen, sich nicht in einem rechtlich ungeregelten Raum befan-
den.115 Während der Umgang mit algerischen Deserteuren in der Bundesrepublik 
aufgrund der besonders komplizierten Rechtslage weiterhin ungeklärt blieb,116 
waren die Richtlinien für algerische Zivilisten relativ präzise. Sofern sie die Gren-
ze unbemerkt überqueren konnten und sich den Bestimmungen der APVO ent-

112	 Ebenda, S. 3 f.
113	 BArch Koblenz, B 106/5350, Bundesministerium des Innern, Vermerk des Referats VI B 5, 

29.11.1958, S. 1.
114	 LAK, 880/2353, Bundesminister des Innern an die Herren Innenminister (Senatoren) 

der Länder, nachrichtlich an Landesvertretungen beim Bund, 13.11.1958, S. 3 f.: „Bei der 
Entscheidung über die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis wird davon ausgegangen werden 
müssen, daß die Angehörigen dieses Personenkreises [Algerier], die lediglich im Besitz ei-
nes abgelaufenen französischen Nationalpasses oder einer Carte d’identité nationale sind 
oder ein französisches Legitimationspapier nicht besitzen, sich die für den Aufenthalt und 
die Arbeitsaufnahme im Bundesgebiet erforderlichen Legitimationspapiere innerhalb ei-
ner angemessenen Frist nicht beschaffen können. Diese Personen werden nach Absprache 
mit dem Auswärtigen Amt, wenn ihnen die Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, für die Gel-
tungsdauer der Aufenthaltserlaubnis auf Grund von § 4 S. 1 des Paßgesetzes vom Paßzwang 
nach §2 des Paßgesetzes befreit. Soweit Personen, die kein französisches Legitimationspa-
pier vorlegen können, die Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, bitte ich, ihnen ausnahmsweise 
einen Personalausweis (blau) nach dem Gesetz vom 19. Dezember 1950 (BGB S. 809) aus-
stellen zu lassen.“

115	 Vgl. Cahn/Müller, République Féderale d’Allemagne, S. 189–192.
116	 Im Mai 1959 hatten sich das Bundesinnenministerium und das Auswärtige Amt in die-

ser Frage noch immer auf keine gemeinsame Position einigen können; BArch Koblenz,  
B 106/15778, Unterabteilungsleiter VI A im Bundesinnenministerium, Dr. Toyka: Vermerk 
über Zusammenarbeit zwischen deutschen und französischen Behörden in Sicherheitsfra-
gen, 26.5.1959, S. 9.
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sprechend verhielten, unterstanden sie einem rechtlichen Sonderregime, das das 
Bundesinnenministerium in Kooperation mit den Ländern eigens für Algerier 
entwickelte. Mit diesen seit dem Herbst 1958 zur Anwendung gebrachten Rege-
lungen war es jedoch nicht getan. Bis zum Ende des Unabhängigkeitskriegs wur-
de das westdeutsche Algerien-Regime mehrfach überarbeitet und ergänzt. Grund 
dafür war vor allem die Aktivität algerischer Nationalisten in der Bundesrepublik 
und ein gewisser Druck von Seiten der französischen Regierung.

Am 18. November 1958 reisten die Chefs der französischen Inlandsgeheim-
dienste Direction de la Sûreté du Territoire und Renseignements Généraux, Pierre Verdier 
und Jean-Emile Vié, nach Bonn. Offiziell sollten sie das Bundesinnenministerium 
über „das Algerier-Problem“ informieren.117 Tatsächlich ging es den beiden füh-
renden Sicherheitsbeamten darum, die Bundesregierung für eine Kooperation 
im Kampf gegen den FLN zu gewinnen. Damit waren sie jedoch nur teilweise er-
folgreich. Einerseits stimmte das Bundesinnenministerium der Übermittlung 
umfassenden Informationsmaterials durch die französischen Geheimdienste 
zu.118 Daher nahmen die westdeutschen Geheimdienste die Algerier seither auch 
durch die Brille französischer Quellen wahr, die dem Ziel verpflichtet waren, den 
kolonialen Status quo in Algerien zu bewahren. Andererseits wurden Algerier in 
der Bundesrepublik auch weiterhin mit „blauen Karten“ ausgestattet, obwohl Ver-
dier und Vié explizit dagegen protestiert hatten. Zudem konnte das FLN-Büro in 
Bad Godesberg seine Arbeit zunächst fortsetzen, obgleich Verdier und Vié und 
vor ihnen auch die französische Botschaft dies mehrfach verurteilt hatten.119 

Wenn die Bundesregierung die Richtlinien für den Umgang mit Algeriern im 
Lauf des Jahrs 1959 zunehmend verschärfte, so lag dies nicht allein an franzö-
sischen Interventionen. Vielmehr führten die Waffenkäufe und Morde algerischer 
Aktivisten des FLN und des MNA in Westdeutschland sogar dazu, dass das Bun-
desinnenministerium mehr Kontrollen wünschte, als die französischen Behörden 
angemahnt hatten. Im Juli schlug der mit der „Algerierfrage“ beauftragte Dr. Reu-
ter vor, unter Verweis auf die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit Paragraph 4 
des Passgesetzes zu nutzen, der es der Regierung ermögliche, „Einzelweisungen 
über die Sperrung der Ein- und Ausreise sowie über die Ausstellung von Pässen 
und Sichtvermerken zu erteilen“.120 Darüber hinaus sahen die Beamten des In-

117	 BArch Koblenz, B 106/15779, Unterabteilungsleiter VI A im BMI an Herrn Staatssekretär I 
im BMI, 14.11.1958.

118	 Der Verbindungsoffizier und Beauftragte für Sicherheitsfragen bei der französischen Bot-
schaft, Lieutenant-Colonel Duchêne, übergab Mitarbeitern des Innenministeriums im De-
zember die damals etwa 13.000 Einträge umfassende Personenkartei „fichier Z“. Im Januar 
1959 lieferte die „Direction de la Sûreté du Territoire“ dann auch einen Bericht an das BKA, 
der den Stand der Ermittlungen über den FLN in der Metropole zusammenfasste; dazu die 
Kopie dieses Berichts im BArch Koblenz, B 106/15779.

119	 BArch Koblenz, B 106/5350, Aufzeichnung über Besprechung am 18.11.1958 über im 
Zusammenhang mit Anwesenheit von Algeriern im Bundesgebiet stehenden Fragen, unge-
zeichnet, S. 15.

120	 BArch Koblenz, B 106/5350, Dr. Reuter: Interner Vermerk des Bundesministeriums des In-
nern betreffs Algerierfrage, 16.7.1959, S. 3–5, beiliegend zum Schreiben des Bundesminis-
ters des Innern an Auswärtige Amt, 16.7.1959.
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nenministeriums die Bundesregierung mit Blick auf Artikel 25 GG in der Pflicht, 
Angriffshandlungen oder subversive Tätigkeiten zu unterbinden, die sich von 
deutschem Staatsgebiet aus gegen ein Nachbarland richteten. Das daraus abgelei-
tete Vorhaben bestand darin, auch der deutschen Botschaft in Paris den fichier Z 
zu übermitteln und Anträge von Algeriern auf ein Visum mit Rückgriff auf darin 
enthaltene Informationen zu prüfen. Auf diese Weise sollten einerseits aufsehen-
erregende Verhandlungen über eine Einreise an der Grenze vermieden werden. 
Andererseits, so lautete der Plan, würden auf diese Weise alle Algerier in der Bun-
desrepublik drei Monate nach dem Inkrafttreten des Sichtvermerks-Zwangs dazu 
gezwungen sein, sich eine Aufenthaltserlaubnis zu besorgen.121 Aufgrund der po-
litischen Tragweite einer solchen Neuerung, sollte die weitere Bearbeitung dieses 
Vorschlags jedoch von der Zustimmung Frankreichs abhängig gemacht werden: 

„Der Paß- und Visumszwang für Algerier sollte nur eingeführt werden, wenn die 
französische Regierung zu verstehen gibt, daß sie sich durch die vorgesehene 
Maßnahme, die eine unterschiedliche Behandlung französischer Staatsangehö-
riger zur Folge hätte, nicht diskriminiert fühlt. Es erscheint zweckmäßig, Herrn 
Oberst Duchene [sic!] zu bitten, hierüber eine informative Stellungnahme seiner 
Regierung einzuholen.“122

Die Überlegungen, in der Bundesrepublik einen speziellen Visumszwang für Al-
gerier einzuführen, wurden aufgrund des Widerstands der französischen Regie-
rung zunächst fallen gelassen. Einer derart offensichtlichen Missachtung der fran-
zösischen Kolonialdoktrin, einer rechtlichen Sonderbehandlung „muslimischer 
Franzosen“, konnte Paris nicht zustimmen.123 So blieb es zunächst bei den bis da-
hin geltenden Richtlinien, die jedoch durch einen immer intensiveren Informati-
onsaustausch mit den französischen Behörden ergänzt wurden.124 

Kurz darauf wurden die Kontrollvorgaben für Algerier in der Bundesrepublik 
abermals verschärft. Infolge eines aufsehenerregenden Attentats des MNA in 
Köln am 22. Oktober 1959125 lud der Bundesinnenminister die Innenminister der 
Länder zu einer Konferenz ein, die sich mit „dringend erforderlichen Maßnah-

121	 Ebenda, S. 5 f.
122	 Ebenda, S. 7.
123	 Vgl. von Bülow, West Germany, S. 212.
124	 Diesbezüglich stellte der Innenminister explizit fest, dass sich im Rahmen des Asylrechts 

nicht der Informationsaustausch, sondern lediglich Auslieferung, Ausweisung und Abwei-
sung verbieten würden; BArch Koblenz, B 106/15779, Bundesminister des Innern an Bot-
schaft der Französischen Republik – „Service de Liaisons“ – am 21.10.1959.

125	 An jenem Tag hatten zwei Aktivisten auf einem Parkplatz den zum FLN übergelaufenen ehe-
maligen Verantwortlichen der saarländischen „Schocktruppe“ des MNA, Ahmed Nesbah, 
erschossen und waren anschließend über die Grenze nach Belgien geflohen. Einige Medi-
en, wie etwa „Der Spiegel“, berichteten in reißerischer Weise über das Ereignis. Erneut hatte 
sich in Westdeutschland ein Mord ereignet, der in einem direkten Zusammenhang mit dem 
Algerienkrieg stand, und erneut hatten sich die Täter dem Zugriff der westdeutschen Polizei 
entziehen können. Vgl. Der Spiegel vom 4.11.1959: „Attentat. Zwölf kleine Negerlein“.
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men gegen Algerier im Bundesgebiet“ befassen sollte.126 Als wichtigste Neuerung 
wurde auf dieser Konferenz beschlossen, dass alle Grenzbehörden fortan sowohl 
an Algerier als auch an Angehörige anderer arabischer Staaten im Fall einer lega-
len Einreise Zählkarten ausgeben sollten. Ungeachtet der zuvor geäußerten Be-
denken Frankreichs bezüglich eines solchen Vorgehens, wurde damit erstmals 
eine Ungleichbehandlung französischer Staatsangehöriger auf der Grundlage 
ethnischer Kriterien an der Grenze vorgeschrieben. Trotz Protesten arabischer 
Diplomaten127 hielt das Bundesinnenministerium an dieser Regelung fest und 
drängte die Landesinnenministerien dazu, sie konsequent umzusetzen. 

In der Praxis stellte sich jedoch nicht nur das Problem, dass die meisten Algeri-
er weiterhin unkontrolliert in die Bundesrepublik einreisten.128 Viele Passkon-
trollstellen versäumten einfach die Ausgabe von Zählkarten an Algerier und wa-
ren vermutlich wiederholt damit überfordert zu erkennen, wer von den 
französischen Staatsbürgern Algerier war und wer nicht. Schließlich konnte es für 
eine solche Unterscheidung schlicht keine objektiven Kriterien geben. So berich-
tete das Innenministerium in Rheinland-Pfalz im März 1959 über mehrere Fälle, 
bei denen Polizisten die Grenzbehörden zur Ausgabe von Zählkarten an Algerier 
geradezu hatten drängen müssen.129 In diesem Bundesland war über drei Monate 
nach dem Inkrafttreten der neuen Vorgabe nur ein einziger Algerier kontrolliert 
worden, der eine Zählkarte mit sich führte.130 Zuvor hatte das hessische Innenmi-
nisterium im Februar 1960 berichtet, bei Personenkontrollen von Algeriern sei 
noch nie eine Zählkarte vorgefunden worden.131 

Spätestens im Frühjahr 1960 musste die Bundesregierung feststellen, dass ihre 
immer intensiveren Kontrollbestrebungen an die Grenze der Umsetzbarkeit ge-
stoßen waren. Das Vorhaben einer konsequenten Ausgabe von Zählkarten an Alge-
rier scheiterte nicht nur an den Protesten arabischer Staaten, der französischen 
Kolonialdoktrin und den meist unbemerkten Grenzübertritten der Migranten. 
Offenbar war auch das Personal der Passkontrolle teilweise überfordert. Die Be-
amten konnten beim Vorzeigen eines französischen Ausweisdokuments anhand 
von Name und Geburtsort lediglich Vermutungen anstellen, ob es sich um eine 
Person handelte, die als Algerier den besonderen Maßnahmen unterzogen wer-
den sollte. 

Die speziellen Richtlinien des Bundesinnenministeriums für Algerier verloren 
nach der algerischen Unabhängigkeit ihre Wirksamkeit. Vom Juli 1962 bis zum 

126	 BArch Koblenz, B 106/5351, Bundesminister des Innern an Innenminister der Bundeslän-
der, 23.10.1959.

127	 BArch Koblenz, B 106/5351, Die Welt vom 30.1.1960.	
128	 BArch Koblenz, B 106/5350, Bundesministerium des Innern, Regierungsrat Dr. Schäfer an 

Ministerium des Innern des Lands Rheinland-Pfalz, 30.3.1960.
129	 BArch Koblenz, B 106/5350, Rheinland-Pfalz, Ministerium des Innern an Herrn Bundes-

minister des Innern, 9.3.1960.
130	 Ebenda.
131	 BArch Koblenz, B 106/5350, Ministerium des Innern in Wiesbaden an Herrn Bundesminis-

ter des Innern, 19.2.1960.
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Ende einer in Evian ausgehandelten Übergangsfrist132 sollten Algerier in West-
deutschland als Doppelstaatler gelten, denen bei der Vorlage eines gültigen Aus-
weisdokuments die Einreise in die Bundesrepublik nicht mehr verweigert werden 
sollte. Da das Bundesinnenministerium auch ihre Befreiung vom Passzwang 
aufhob,133 war die Frage, wer unter der Bezeichnung „Algerier“ zu führen sei, da-
mit auch aus westdeutscher Sicht geklärt. Nach dem Ende der Übergangszeit und 
im Zuge der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen Bonn und Algier 
verschwanden alle Sonderregelungen für den Umgang mit Algeriern.134 Dem gän-
gigen Schema nationalstaatlicher Zugehörigkeit entsprechend, wurden sie zu ei-
ner Ausländergruppe unter vielen, deren Rechte auf der Grundlage ihrer jewei-
ligen Ausweispapiere definiert wurden.  

VIII. Fazit

Bis Anfang 1958 schlug sich das Dilemma, in dem sich die Bonner Regierung wäh-
rend des Algerienkriegs befand, vor allem in der Außenpolitik nieder. Die zuneh-
mende Präsenz algerischer Migranten in der Bundesrepublik fügte diesem Dilem-
ma noch eine innenpolitische Dimension hinzu. Sowohl Frankreich als auch die 
arabischen Regierungen, die den FLN unterstützten, sahen den Umgang der 
westdeutschen Regierung mit Algeriern als Gradmesser für die Haltung der Bun-
desrepublik zu diesem Kolonialkrieg. Dementsprechend hoch war auch der 
Druck, den die verschiedenen Konfliktparteien auf Bonn ausübten. Es kam hin-
zu, dass der innenpolitische Spielraum der Regierung Adenauer durch die grund-
gesetzlich verankerten Asylbestimmungen begrenzt wurde. Die westdeutsche Ver-
fassung räumte politisch Verfolgten nicht nur ein subjektives Grundrecht auf Asyl 

132	 Die „Ordonnance“ vom 21.7.1962 sah vor, dass Algerier, die vor dem 1.1.1963 nicht nach 
Frankreich gezogen waren und ihren Willen bekundet hatten, französische Staatsbürger zu 
bleiben, diesen Status automatisch verloren. Diese Frist wurde in der Folge mehrfach ver-
längert. Definitiv wurde sie auf den 1.1.1968 festgesetzt; vgl. Amelia H. Lyons, French or 
Foreign? The Algerian Migrants’ Status at the End of Empire (1962–1968), in: Journal of 
Modern European History 12 (2014), S. 126–144, hier S. 130–138. Wie die Bundesrepublik 
auf diese Verlängerungen reagierte, ist nicht bekannt. 

133	 BArch Koblenz, B 106/5350, Bundesministerium des Innern: Hausruf 5703, 25.9.1962.
134	 Ab September 1962 durften Algerier in die Bundesrepublik ohne einen Abgleich mit dem 

„fichier Z“ einreisen. Als gültige Reisedokumente galten für sie fortan französische und auch 
algerische Reisepässe. Dennoch sollte das System der „blauen Karten“ auf Anordnung des 
Bonner Innenministeriums übergangsweise bestehen bleiben. Algerier hatten nur bis zum 
31.12.1962 Zeit, um sich einen französischen Pass zu besorgen, was sie nur in Frankreich tun 
konnten. Wenn sie es nicht taten, verloren sie automatisch die französische Staatsbürger-
schaft. Da die algerische Regierung aber noch nicht in der Lage war alle Anfragen für Pässe 
zu bearbeiten, wurden mehrere Algerier faktisch zu Staatenlosen, die nicht reisen konnten 
bzw. durften. Erst ab Mai 1964 wurden die Sonderregelungen für Algerier in der Bundesre-
publik definitiv aufgehoben; vgl. von Bülow, West Germany, S. 368 f.
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ein,135 sondern statuierte de facto auch ein Recht auf Einreise.136 Diese Regelung 
stand zwar unter mehreren Vorbehalten,137 konnte jedoch mit Blick auf ihren Ver-
fassungsrang und die zahlreichen Unterstützer des FLN von den westdeutschen 
Behörden im Umgang mit algerischen Migranten nicht ignoriert werden. 

In dieser schwierigen Lage behalfen sich die Innenministerien des Bunds und 
der Länder mit spezifischen Umgangsregeln für Algerier an den westdeutschen 
Außengrenzen und im Inland. Nach der Einsicht, dass die Einreise algerischer 
Migranten auch durch besonders restriktive Anordnungen nicht zu verhindern 
war, erhielten Polizei- und Grenzbehörden im Herbst 1958 eine Reihe spezieller 
Anweisungen, die exklusiv für algerische Migranten gelten sollten. Dieses Bündel 
von Anweisungen wurde hier als „westdeutsches Algerier-Regime“ bezeichnet. Es 
umfasste letztendlich eine zeitlich eng befristete Aufenthalts- und Arbeitserlaub-
nis, die eine umfassende Überwachung der Migranten bei gleichzeitiger Ausklam-
merung der Frage des politischen Asyls ermöglichen sollte. In dem Bestreben, die 
Algerier in der Bundesrepublik möglichst lückenlos zu überwachen, wurde dieses 
System der offensiven Beobachtung zum Teil in Kooperation mit den franzö-
sischen Geheimdiensten sukzessive ausgebaut. 

Bevor die algerische Unabhängigkeit im Juli 1962 die verschiedenen Sonderre-
gelungen für Algerier in der Bundesrepublik obsolet machte, hatte das „westdeut-
sche Algerier-Regime“ eine Qualität angenommen, die der Erschaffung einer vor-
läufigen algerischen Nationalität gleichkam: Bundesdeutsche Beamte wurden 
angewiesen an der Grenze gemäß der französischen Kolonialdoktrin zwischen 
unterschiedlichen Gruppen französischer Staatsbürger zu unterscheiden. Die Be-
hörden verteilten provisorische Ausweispapiere an alle Personen, die glaubwür-
dig machen konnten, Algerier zu sein. Algerier wurden trotz ihrer französischen 
Staatsbürgerschaft als eine problembehaftete Personengruppe à part etikettiert, 
die unter dem Generalverdacht stand, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu 
gefährden. Schließlich wurde die Frage der Gewährung politischen Asyls mit Hil-
fe einer zeitlich eng befristeten Aufenthaltsgenehmigung umgangen, so dass die 

135	 Vgl. Otto Krimminich, Das Asylrecht in der Bundesrepublik Deutschland, in: Stimmen der 
Zeit 200 (1982), S. 307–321, hier S. 308 f.

136	 Vgl. Astrid Bröker/Jens Rautenberg, Die Asylpolitik in der Bundesrepublik Deutschland. 
Unter besonderer Berücksichtigung des sogenannten „Asylmissbrauchs“, Berlin 1986, S. 92. 
Die Interpretation eines faktischen Einreiserechts von Asylbewerbern leitete sich aus dem 
Argument ab, es sei kaum bzw. nicht möglich, Ansprüche auf Asyl außerhalb der eigenen 
Grenzen zu prüfen. 

137	 Eine der wichtigsten Einschränkungen des Art. 16 GG lag in Art. 18 GG, demnach Aus-
länder, die aktiv gegen die „freiheitlich demokratische Grundordnung“ agierten, ihr Recht 
auf Asyl verwirkten; ebenda, S. 110. Den Kerngedanken des grundgesetzlich verankerten 
Anspruchs auf Asyl hat Hans Ingo von Pollern treffend zusammengefasst: „Die Asylverhei-
ßung der Verfassung ist nicht in erster Linie auf den aktiv politischen Rebellen des 19. Jahr-
hunderts zugeschnitten, sondern soll vor allem den passiv-politischen Flüchtlingstyp des 20. 
Jahrhunderts einbeziehen und einen umfassenden Verfolgungsschutz garantieren“; ders., 
Asylrecht im deutschen Recht, in: Wolfgang G. Beitz u. a. (Hrsg.), Handbuch des Asylrechts. 
Unter Einschluss des Rechts der Kontingentflüchtlinge, Bd. 1, Baden-Baden 1980/81,  
S. 185–245, hier S. 195.
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Migranten ständig mit der Gefahr leben mussten, in einen Drittstaat abgescho-
ben zu werden. 

Die Historiografie des Algerienkriegs krankt bis heute daran, dass die Akteure 
entsprechend den damals dominanten politischen Diskursen häufig in ein bi-
näres Konfliktschema gepresst werden, in dem es nur ein für oder wider die Un-
abhängigkeit Algeriens gibt. Im Fall der Regierung Adenauer ist zu konstatieren, 
dass diese sich in den meisten Fragen, die den algerischen Unabhängigkeitskrieg 
betrafen, durchaus auf die Seite Frankreichs schlug. Bezüglich des Umgangs mit 
algerischen Flüchtlingen nahm Bonn aber letztendlich eine Position ein, die we-
der Paris noch dem FLN und dessen Verbündeten vollständig entsprach. Die Hal-
tung der Regierung Adenauer kann auch nicht als flüchtlingsfreundlich im Sinne 
der Rechtsstaatlichkeit bezeichnet werden,138 obgleich sie im Vergleich zu ande-
ren westeuropäischen Staaten als vergleichsweise liberal anzusehen ist und die 
Bundesrepublik als Zufluchtsort für Algerier auch attraktiver machte als die 
DDR,139 aller Symbolpolitik aus Pankow in der Algerienfrage zum Trotz.

Zuletzt hat Mathilde von Bülow gezeigt, dass Algerier, die seit 1958 in die Bun-
desrepublik kamen, sich keinesfalls in einem „no mans land juridique“140 befan-
den und das Bonner Innenministerium ein spezifisches „legal regime“ entwarf, 
das Algerier in Westdeutschland tolerieren, zugleich aber den französischen An-
sprüchen der Kontrolle gerecht werden sollte. Dabei unterschätzte von Bülow je-
doch die Bedeutung der westdeutschen Initiativen für die Ausgestaltung dieses 
Regimes.141 Zum einen wurden „Nordafrikaner“ – speziell Algerier – in der Bun-
desrepublik bereits vor dem algerischen Unabhängigkeitskrieg als unerwünschte 
Migranten angesehen, die zumindest im Saarland unter spezieller polizeilicher 
Beobachtung standen. Dass sich die Angst vor Algeriern in Westdeutschland seit 
1958 binnen kürzester Zeit zu einer „Algerian psychosis“ auswachsen konnte,142 

138	 Die Bundesregierung war um 1960 dazu bereit, politisch verfolgte Kroaten, die in der Bun-
desrepublik Anschläge begangen hatten, an Jugoslawien auszuliefern, obwohl die beiden 
Staaten damals keine diplomatischen Beziehungen unterhielten – darauf machte Poutrus, 
Zuflucht im Nachkriegsdeutschland, in: Oltmer (Hrsg.), Handbuch, S. 882, aufmerksam. 
Vor diesem Hintergrund betrachtet, erscheint die grundsätzliche Position in Bonn, Algerier 
nicht an Frankreich auszuliefern, als besonders fragil und wurde vermutlich nur hinsicht-
lich des internationalen Aufsehens um die Algerienfrage durchgehalten.

139	 Die Bundesrepublik war für Algerier bei ihrer Flucht aus dem französischen „Mutterland“ 
in der Regel das Ziel und nur in sehr wenigen Fällen eine Durchreisestation in die DDR. Im 
Unterschied zur Regierung in Bonn stellte sich die ostdeutsche Regierung in Pankow zwar 
in offiziellen Stellungnahmen hinter den FLN, lud algerische Flüchtlinge in die DDR ein 
und vergab unter anderem Stipendien an algerische Studenten für einen Aufenthalt vor 
Ort. Der Einschätzung des Historikers Fritz Taubert zufolge dürften sich während des Al-
gerienkriegs jedoch nie mehr als 600 Algerier in der DDR aufgehalten haben; vgl. ders., La 
guerre d’Algérie et la République Démocratique Allemande. Le rôle de l’ „autre“ Allemagne 
pendant les „événements“ (1954–1962), Dijon 2010, S. 138–140.

140	 Vgl. dazu Cahn/Müller, République Féderale d’Allemagne, S. 189–192.
141	 Diesbezüglich schrieb von Bülow, West Germany, S. 399: „This independet framework was 

itself born out of an effort to assist the French security and intelligence services in their war 
against nationalist subversion.“

142	 Ebenda, S. 194.
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muss im Kontext der deutschen Kolonialgeschichte und somit auch als Nachwir-
kung der Kampagne gegen die sogenannte Schwarzen Schmach gesehen werden. 
Zum anderen folgte die Regierung Adenauer den Pariser Wünschen nur bedingt 
und trotzte sowohl den französischen Protesten gegen die Ausgabe „blauer Kar-
ten“ an Algerier im Inland als auch gegen die gesonderte Behandlung „franzö-
sischer Muslime“ bei der Einreise, die de facto eine Diskriminierung gegenüber 
„Franzosen europäischer Abstammung“ darstellte. Letztendlich schlugen die 
Bundesregierung und in mehreren Fällen auch einzelne Landesregierungen in 
der Frage des Umgangs mit Algeriern jeweils einen eigenen Weg ein.
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Obwohl seit dem Ende der deutschen Teilung fast drei Jahrzehnte vergangen 
sind, weist die Landkarte der historischen Forschung bemerkenswerte weiße Flecken 
auf. Dazu gehört die Geschichte der Gewerkschaften ebenso wie die Geschichte der 
Medien in der Phase des Übergangs von der Diktatur zur Demokratie. Christian Rau 
nimmt sich dieses doppelten Desiderats an und fördert überraschende Befunde zu-
tage: Die Führung des Deutschen Gewerkschaftsbunds konservierte bis weit in die 
1990er Jahre ein Medienbild, das deutliche Züge des Klassenkampfs trug. Initiativen, 
die auf eine Anpassung an die veränderten Verhältnisse einer demokratischen Indus-
triegesellschaft zielten, stießen rasch an die Grenzen verkrusteter organisatorischer 
Strukturen – wie auch Dieter Schmidt erfahren musste, der sich 1990 der doppelten 
Herausforderung stellte, die Interessen der Gewerkschaften in den neuen Ländern zu 
wahren und zugleich moderne Medienpolitik zu machen.  nnnn

Christian Rau 

Von Gegnern zu Partnern? 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund und die Medienöffentlichkeit der Bundesrepublik

I. Krise und Anpassung: Die Gewerkschaften „nach dem Boom“

Medienpolitik gehört nicht zu den zentralen Feldern gewerkschaftsgeschicht-
licher Forschung. Im Zentrum stehen stattdessen klassische Themen wie Tarifpo-
litik, Mitbestimmung und im Zuge der Debatten um die Phase „nach dem Boom“1 
zunehmend auch Probleme wie De-Industrialisierung, Jugend, Migration, Com-
puterisierung oder Humanisierung der Arbeit, um nur einige Stichwörter zu 
benennen.2 Themen, die die ältere Forschung bewegt haben, drohen indes aus 
dem Blick zu geraten. So standen die Gewerkschaften seit den 1970er Jahren und  
insbesondere seit dem Skandal um die gemeinwirtschaftlichen Unternehmen 

1	 Ausgelöst durch Anselm Doering-Manteuffel/Lutz Raphael, Nach dem Boom. Perspektiven 
auf die Zeitgeschichte seit 1970, 3., ergänzte Aufl., Göttingen 2012.

2	 Vgl. Andrea Rehling, Konfliktstrategie und Konsenssuche in der Krise. Von der Zentralar-
beitsgemeinschaft zur Konzertierten Aktion, Baden-Baden 2011; Knud Andresen/Ursula 
Bitzegeio/Jürgen Mittag (Hrsg.), Nach dem Strukturbruch? Kontinuität und Wandel von 
Arbeitswelten, Bonn 2011; Oliver Trede, Zwischen Misstrauen, Regulation und Integration. 
Gewerkschaften und Arbeitsmigration in der Bundesrepublik und Großbritannien in den 
1960er und 70er Jahren, Paderborn 2015; Knud Andresen, Gebremste Radikalisierung. Die 
IG Metall und ihre Jugend 1968 bis in die 1980er Jahre, Göttingen 2016; Nina Kleinöder, 
Humanisierung der Arbeit. Literaturbericht zum „Forschungsprogramm zur Humanisierung 
des Arbeitslebens“, Düsseldorf 2016 (= Hans-Böckler-Stiftung Forschungsförderung Working 
Paper Nr. 8), und Christian Testorf, Ein heißes Eisen. Die Entstehung des Gesetzes über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer von 1976, Bonn 2017. Hingewiesen sei zudem auf das lau-
fende, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Graduiertenkolleg „Soziale Folgen des Wan-
dels der Arbeitswelt in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts“.
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Mitte der 1980er Jahre vermehrt einer kritischen Medienöffentlichkeit gegen-
über, die sie des Öfteren als überholt oder überflüssig charakterisierte. „Zurück 
ins Neunzehnte (Jahrhundert)“ titelte die Welt nach dem 13. Bundeskongress des 
Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) im Mai 1986, die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (FAZ) unterstellte dem Dachverband im selben Atemzug Richtungslosig-
keit.3 Ralf Dahrendorf sprach sogar vom „Ende des sozialdemokratischen Jahr-
hunderts“, und selbst ein österreichischer Sozialdemokrat nannte die Gewerk-
schaften „Dinosaurier des Industriezeitalters“.4 Marxistische Intellektuelle warfen 
dem DGB und seinen Einzelgewerkschaften dagegen vor, ihre gesellschaftliche 
Rolle als unabhängige Gegenmacht zugunsten neo-korporatistischer Konsensbe-
reitschaft aufgegeben zu haben.5 Forderten also konservative und zum Teil auch 
sozialdemokratische Kritiker die Gewerkschaften auf, sich den geänderten öko-
nomischen Rahmenbedingungen nicht länger zu verschließen und ihre (tarifpo-
litischen) Ziele zu revidieren, mahnten Linksintellektuelle eine Rückbesinnung 
auf die marxistischen Wurzeln an, forderten die Widerstandsfunktion der Ge-
werkschaftsbewegung ein oder lehnten die Gewerkschaften als „Systemorganisa-
tionen“ generell ab.

Im Verlauf dieser Krisendebatten begann auch die innere Gewerkschaftsein-
heit zu erodieren. Gewöhnt an kontinuierlich steigende Mitgliederzahlen und Er-
folge bei Tarifverhandlungen war mit der Zeit in Vergessenheit geraten, dass das 
„Wirtschaftswunder“ der 1950er und frühen 1960er Jahre die Voraussetzungen 
dafür geschafften hatte. Umso einschneidender wirkten die Jahrzehnte „nach 
dem Boom“. Rückläufige Wachstumsraten, Rezessionen, Verschiebungen in der 
globalen Arbeitsteilung, das Ende des internationalen Währungssystems von Bret-
ton Woods, die Liberalisierung des Finanzmarkts, der vielfach konstatierte Struk-
turwandel, die Computerisierung, weltweite wirtschaftliche und politische Krisen 
schufen neue Unsicherheiten und begünstigten politische Experimente, die häu-
fig unter dem Begriff Neoliberalismus zusammengefasst wurden.6 

Vor diesem Hintergrund gerieten die Gewerkschaften nicht nur öffentlich un-
ter Druck. Auch im eigenen Milieu bildeten sich basisdemokratische, oft mit den 
 
 
 

3	 Vgl. Die Welt vom 30.5.1986: „Zurück ins Neunzehnte (Jahrhundert)“, und Frankfurter Allge-
meine Zeitung (FAZ) vom 31.5.1986: „Radikal und richtungslos“.

4	 Ralf Dahrendorf, Die Chance der Krise, Stuttgart 1983, S. 16, und Erich Gumplmaier, Was 
nun? Arbeitswelt im Umbruch, Wien 1988, S. 26.

5	 Als prominentester Kritiker vgl. Josef Esser, Gewerkschaften in der Krise, Frankfurt a. M. 
1982, und Sebastian Kasper, Das Ende der Utopien. Der Wandel der Spontis in den langen 
1970er-Jahren, unveröffentlichte Diss., Ulm 2017, S. 45 f.

6	 Vgl. Lutz Raphael, 1980er. Typische Jahre „nach dem Boom“, in: Aus Politik und Zeitgeschich-
te 46/2015, S. 8–12, hier S. 10. Einschlägig auch Andreas Wirsching, Abschied vom Provi-
sorium, 1982–1990, München 2006, und Meik Woyke (Hrsg.), Wandel des Politischen. Die 
Bundesrepublik Deutschland während der 1980er Jahre, Bonn 2013.
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Neuen sozialen Bewegungen sympathisierende Gegenkollektive,7 die sich gegen 
die unbewegliche Gewerkschaftspolitik stellten und Alternativen formulierten, 
auch wenn diese darauf zielten, traditionelle Werte der Arbeitsgesellschaft zu 
konservieren.8 Parallel versuchten konkurrierende Organisationen wie etwa die 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG), den Bedeutungszuwachs von qualifi-
zierten Angestelltenberufen zu nutzen, um dem DGB und seinen Einzelgewerk-
schaften das Wasser abzugraben.9 Die DGB-Gewerkschaften reagierten, besonders 
nach dem Wahlsieg der christlich-liberalen Koalition im März 1983, unterschied-
lich. Die Industriegewerkschaft (IG) Metall und die Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr (ÖTV) etwa positionierten sich verstärkt als Op-
position gegen die als neoliberal kritisierte Regierung von Bundeskanzler Helmut 
Kohl. Die IG Chemie-Papier-Keramik dagegen gab sich kompromissbereit, auch 
wenn ihr Vorsitzender Hermann Rappe für die SPD im Bundestag saß.10 Die Kon-
flikte zwischen den großen Einzelgewerkschaften gipfelten in der Wahl des Nach-
folgers von DGB-Chef Ernst Breit im Mai 1990. Mit Heinz-Werner Meyer einigte 
man sich nach internen Querelen, die vor den Medien kaum verheimlicht wer-
den konnten, auf einen Vorsitzenden, den konservative Zeitungen als Mann der 
„Vernunft“,11 linke und linksliberale Medien dagegen als „profillos“ und „schwach“ 
(weil „von oben“ durchgedrückt) porträtierten.12 Der mediale Krisendiskurs 
überlebte somit die Zäsur von 1989/90 und er gab bestehenden Zweifeln an der 
poli-tischen Unabhängigkeit der Gewerkschaften neue Nahrung. Kurzum: Die 
Krise der Gewerkschaften war auch eine Krise ihres Images. 

Die Gewerkschaftskritik in der Medien- und intellektuellen Öffentlichkeit wur-
de vielfach zum Ausgangspunkt sozialwissenschaftlicher Studien über die Krise 

7	 Zu den Neuen sozialen Bewegungen als Herausforderung für die Gewerkschaften vgl. Stefan 
Berger, Social Movement in Europe since the End of the Second World War, in: Jan-Otmar 
Hesse u. a. (Hrsg.), Perspectives on European Economic and Social History, Baden-Baden 
2014, S. 15–46, hier S. 25.

8	 Vgl. Jörg Neuheiser, Postmaterialismus am laufenden Band? Mitbestimmung, Demokratie 
und die „Humanisierung der Arbeitswelt“ in den Konflikten zwischen „plakat“-Gruppe und 
IG Metall bei Daimler-Benz in Untertürkheim, in: Knut Andresen u. a. (Hrsg.), Der Betrieb 
als sozialer und politischer Ort. Studien zu Praktiken und Diskursen in den Arbeitswelten des 
20. Jahrhunderts, Bonn 2015, S. 99–114.

9	 Vgl. Hans-Peter Müller, Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft im Wettbewerb mit dem 
DGB. Geschichte der DAG 1947–2001, Baden-Baden 2011, S. 469–591.

10	 Vgl. Michael Schneider, Kleine Geschichte der Gewerkschaften. Ihre Entwicklung in Deutsch-
land von den Anfängen bis heute, Bonn 2000, S. 373 f., und Jürgen Kädtler/Hans-Hermann 
Hertle, Sozialpartnerschaft und Industriepolitik. Strukturwandel im Organisationsbereich 
der IG Chemie-Papier-Keramik, Wiesbaden 1997.

11	 Zit. in FAZ vom 20.1.1990: „Meyer will DGB zu neuem Profil verhelfen“, und Westdeutsche 
Allgemeine Zeitung vom 23.5.1990: „Erst Lambsdorff spricht die wunden Punkte im DGB an. 
,Wir haben aus den Fehlern nichts gelernt‘“.

12	 Zit. in taz vom 23.5.1990: „Der Meyer wird gewählt, basta! Trotz Kritik am designierten Vor-
sitzenden sollen DGBlerInnen Meyer wählen“, und Die Zeit vom 1.6.1990: „Das Trio hinter 
Meyer“.
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der Gewerkschaften.13 Auf den ersten Blick drängen sich angesichts sinkender  
Organisationsgrade14 solche Diagnosen geradezu auf, weshalb die ältere Gewerk-
schaftsgeschichtsschreibung dieses Narrativ unterhinterfragt übernommen, es 
zum Teil selbst konstruiert oder dagegen angeschrieben hat.15 Heute erscheinen 
diese Studien selbst als Kinder ihrer Zeit und müssen einer gründlichen Histori-
sierung unterzogen werden. So ist zunächst zu konstatieren, dass es in den Krisen-
debatten der 1980er Jahre nicht allein um die Gewerkschaften ging. Sie wurden 
zur Projektionsfläche von Unsicherheits- und Zukunftsdebatten, die in der Me-
dienöffentlichkeit geführt wurden.16 Das vermeintliche Ende der Gewerkschaften 
war für viele Intellektuelle, Publizisten und Journalisten Symptom eines unterge-
henden Zeitalters. 

Die Gewerkschaften eigneten sich als Projektionsfläche vor allem auch des-
halb, weil sie als Akteure in der Medienöffentlichkeit kaum in Erscheinung traten. 
Erst seit Mitte der 1990er Jahre rückte das Thema Öffentlichkeitsarbeit als eigen-
ständiges Problemfeld auf die gewerkschaftliche Agenda. Seit diesem Zeitpunkt 
begann sich auch die sozial- und medienwissenschaftliche Forschung für gewerk-
schaftliche Öffentlichkeitsarbeit zu interessieren, wenn auch nur zögerlich. Die 
wenigen Studien attestierten Fortschritte bei der als notwendig vorausgesetzten 
Anpassung an eine sich verändernde Medienlandschaft. Dabei wurden unter-
schiedliche Zäsuren gesetzt. Zwar hätten institutionelle Reformen bei der Organi-
sation gewerkschaftlicher Kommunikation bereits in den 1980er Jahren gegriffen, 
aber das Verhältnis von gewerkschaftlichen Öffentlichkeitsarbeitern und Journa-
listen habe sich erst um die Jahrtausendwende zu wandeln begonnen, was auch 
zur verstärkten Übernahme journalistischer Praktiken geführt habe.17 Über Be-
dingungen, Widerstände, Grenzen und Grauzonen dieses linear erscheinenden 
Anpassungsprozesses sagen diese Untersuchungen jedoch nichts aus.

13	 Ende der 1980er Jahre führte das gewerkschaftsnahe Institut für Angewandte Sozialwissen-
schaften ein großes Forschungsprojekt unter dem Titel „Wandel des politischen Bewusstseins 
von Arbeitnehmern“ durch, dessen Ergebnisse 1989 in sechs Bänden publiziert wurden.

14	 Vgl. Walther Müller-Jentsch/Peter Ittermann, Industrielle Beziehungen. Daten, Zeitreihen, 
Trends 1950–1999, Frankfurt a. M./New York 2000, S. 85.

15	 Neben der sozialwissenschaftlichen Literatur finden sich diese Deutungsmuster auch in 
maßgebenden historischen Überblicksdarstellungen, vgl. Frank Deppe/Georg Fülberth/
Jürgen Harrer (Hrsg.), Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung, Köln 1977,  
S. 410–468; Klaus Schönhoven, Die deutschen Gewerkschaften, Frankfurt a. M. 1987,  
S. 232–250; Schneider, Kleine Geschichte der Gewerkschaften, S. 403–636, und Walther  
Müller-Jentsch, Gewerkschaften und Soziale Marktwirtschaft seit 1945, Stuttgart 2011.

16	 Vgl. Frank Bösch/Annette Vowinckel, Mediengeschichte, Version: 2.0, in: Docupedia-Zeit-
geschichte, 29.10.2012; www.docupedia.de/zg/boesch_vowinckel_mediengeschichte_v2_
de_2012 [18.5.2018].

17	 Vgl. Christina Stockfisch, PR-Akteure, journalistische Akteure und ihre Beziehungen in der 
externen Gewerkschaftskommunikation. Eine Analyse des Spannungsfeldes zwischen Öf-
fentlichkeitsarbeit und Journalismus auf Basis des Intereffikationsmodells, unveröffentlichte 
Diss., Leipzig 2005, und Dominik Lachenmeier, Gewerkschaftskommunikation im Wandel. 
Eine systemtheoretische Analyse der Organisationskommunikation des Schweizerischen, 
Deutschen und Österreichischen Gewerkschaftsbunds 1972–2005, Basel 2009.
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Der vorliegende Beitrag zielt darauf ab, nach einer historischen Rückblende 
auf das Feld der gewerkschaftlichen Öffentlichkeitsarbeit die Anpassungsthese zu 
hinterfragen. Dabei stehen das Verhältnis von DGB und Medienöffentlichkeit so-
wie die Frage nach dem Stellenwert von Journalisten im DGB zwischen 1949 und 
1995 im Zentrum der Untersuchung. Vor allem geht es um die Frage, wie sich ge-
werkschaftliche Öffentlichkeitsarbeit und gewerkschaftliche Wahrnehmungen 
der Medienöffentlichkeit und Mediengesellschaft wechselseitig bedingten. Den 
Kontext hierfür bilden Erkenntnisse der Mediengeschichte, die unter anderem 
festgestellt hat, dass seit den 1960er Jahren die Bedeutung von Journalisten als 
eigenständige Akteure in der Medienöffentlichkeit kontinuierlich gewachsen 
sei.18 Der Analysebegriff Medienöffentlichkeit ermöglicht eine Erweiterung der 
Perspektive, da nicht nur Veränderungen von Teilsystemen (Medienlandschaft) 
in den Blick geraten, sondern vielmehr alle daran beteiligten Akteure, ihr Selbst-
verständnis, ihre Handlungsräume und ihre Widersprüche. Zudem werden – im 
Gegensatz zur systemtheoretischen Herangehensweise – keine scharfen Grenzen 
zwischen Teilsystemen gezogen, sondern vielmehr deren Verflechtungen und 
Spannungsverhältnisse betont.

Die Mediengeschichte hat das Verhältnis der Gewerkschaften zur Medienöf-
fentlichkeit bislang kaum beachtet. Für die Jahre bis 1989 mag dies an der gerin-
gen aktiven Medienpräsenz der Gewerkschaften liegen. Erst der Blick über die 
Zäsur von 1989/90 hinaus verleiht diesem Thema eine größere Relevanz, denn 
die gewerkschaftliche Debatte über den Einigungsprozess der frühen 1990er Jah-
re19 ließ die Imagekrise noch deutlicher zutage treten und bot zugleich Raum für 
eine Kontroverse über das Verhältnis von klassischer Gewerkschaftspolitik und 
journalistischer Expertise – ein Spannungsfeld, in dem die gewerkschaftlichen 
Öffentlichkeitsarbeiter agieren mussten. 1989/90 bildet dabei weniger eine harte 
Zäsur, sondern eher den Kulminationspunkt einer latenten Debatte, die interne 

18	 Vgl. Karl Christian Führer/Knut Hickethier/Axel Schildt, Öffentlichkeit – Medien – Ge-
schichte. Konzepte der modernen Öffentlichkeit und Zugänge zu ihrer Erforschung, in: Ar-
chiv für Sozialgeschichte 41 (2001), S. 1–38; Christina von Hodenberg, Konsens und Krise. 
Eine Geschichte der westdeutschen Medienöffentlichkeit 1945–1973, Göttingen 2006; Frank 
Bösch/Norbert Frei (Hrsg.), Medialisierung und Demokratie im 20. Jahrhundert, Göttin-
gen 2006; Bernd Weisbrod (Hrsg.), Die Politik der Öffentlichkeit – die Öffentlichkeit der 
Politik. Politische Medialisierung in der Geschichte der Bundesrepublik, Göttingen 2003; 
Thomas Lindenberger (Hrsg.), Massenmedien im Kalten Krieg. Akteure, Bilder, Resonan-
zen, Köln 2006; Frank Bösch/Lucian Hölscher (Hrsg.), Kirche – Medien – Öffentlichkeit. 
Transformationen kirchlicher Selbst- und Fremddeutungen seit 1945, Göttingen 2009; Tho-
mas Mergel, Propaganda nach Hitler. Eine Kulturgeschichte des Wahlkampfs in der Bundes-
republik 1949–1990, Göttingen 2010, und Peter Hoeres, Außenpolitik und Öffentlichkeit. 
Massenmedien, Meinungsforschung und Arkanpolitik in den deutsch-amerikanischen Be-
ziehungen von Erhard bis Brandt, München 2013.

19	 Dieser Beitrag präsentiert erste Ergebnisse der Studie „Kooperation – Konflikt – Kompro-
miss: Gewerkschaften, Treuhandanstalt und politische Kultur der Transformation Ost-
deutschlands (1989–1994)“, die Teil eines am Institut für Zeitgeschichte München–Berlin 
durchgeführten Projekts ist; vgl. Dierk Hoffmann, Im Laboratorium der Marktwirtschaft: Zur 
Geschichte der Treuhandanstalt 1989/90 bis 1994. Ein neues Forschungsprojekt des Insti-
tuts für Zeitgeschichte, in: VfZ 66 (2018), S. 167–185.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

414   Christian Rau

Machtverhältnisse ebenso berührte wie das Selbstverständnis der Gewerkschaf-
ten. Der Beitrag stützt sich sowohl auf Editionen und Gewerkschaftszeitschriften 
als auch auf den umfangreichen Nachlass Dieter Schmidts, der seit 1990 als Pres-
severantwortlicher des DGB für die ostdeutschen Bundesländer in Berlin tätig 
war und seine neue Aufgabe als Chance begriff, dem Bundesvorstand die Defizite 
der bisherigen Medienpolitik vor Augen zu führen.

II. Ein schwieriges Verhältnis: Gewerkschaften, Medien und Öffentlich-
keit 1949 bis 1989

Gewerkschaftsarbeit kannte traditionell vor allem drei Adressaten: die eigenen 
Mitglieder, Unternehmen beziehungsweise Wirtschafts- und Arbeitgeberverbän-
de sowie den Staat. Daraus entstand ein Kommunikationsraum, den die Gewerk-
schaften traditionell als Öffentlichkeit verstanden. Dass Medien darin einen Platz 
hatten, war unumstritten. Schon der Vorbereitende Ausschuss für den Grün-
dungskongress des DGB im Oktober 1949 hatte ein umfangreiches Pressepro-
gramm entwickelt, das für die gewerkschaftliche Medienpolitik noch nach 1990 
in Grundsätzen Gültigkeit besaß. Der Fokus lag dabei auf den gewerkschaftseige-
nen Medien, die „gegenüber den Mitgliedern und Funktionären vor allem aber 
auch gegenüber der Öffentlichkeit, wirksam werden“ sollten.20 Folgerichtig sahen 
die schließlich zum Beschluss erhobenen Empfehlungen die Gründung verschie-
dener Zeitschriften vor, darunter die Wochenzeitschrift Welt der Arbeit (WdA), die 
Funktionärszeitschrift Quelle und das Debattenmagazin Gewerkschaftliche Monats-
hefte.21 Strukturell wurde die Pressearbeit damit beim Bundesvorstand des DGB 
zentralisiert, die vormaligen Landeszeitungen wurden durch Landesbeilagen in 
der WdA ersetzt, der Redakteur der WdA wurde vom Bundesvorstand ernannt 
und mit beratender Stimme zu dessen Sitzungen hinzugezogen. Seit 1956 erfolgte 
die Koordination der Pressearbeit in Fachabteilungen auf Bundesvorstandsebe-
ne, wobei die organisatorische Trennung zwischen Kommunikation nach außen 
(Pressestelle) und nach innen (Werbung) prägend blieb.22 Die Kommunikations-
abteilungen des DGB spielten nicht nur bei der Koordination der Einzelgewerk-
schaften eine wichtige Rolle, die ihrerseits Gewerkschaftszeitungen herausgaben 
und eine eigene, sich aber nicht grundsätzlich vom DGB unterscheidende Presse-
politik betrieben. Sie nahmen auch wichtige Aufgaben gegenüber den regionalen 
und lokalen DGB-Stellen wahr, die sie mit Material für ihre Pressearbeit vor Ort 
versorgten.23 Für Herstellung und Vertrieb der Presseerzeugnisse war der bereits 
1947 gegründete gewerkschaftseigene Bund-Verlag zuständig. 

20	 Protokoll Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes, München, 12.–14. Okto-
ber 1949, Reprint, Köln 1989, S. 76.

21	 Vgl. ebenda, S. 209 und S. 367.
22	 Zu den institutionellen Entwicklungen im Detail vgl. Sascha Kristin Futh, Strategische Kom-

munikation von Gewerkschaften. Die Kampagnen Samstags gehört Vati mir, 35-Stunden-Wo-
che und Mindestlohn, Wiesbaden 2018, S. 116 f.

23	 Vgl. Walter Nickel, Zur Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), 
in: Günther Haedrich/Günter Barthenheier/Horst Kleinert (Hrsg.), Öffentlichkeitsarbeit. 
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Die Pressearbeit des DGB diente klar dem Ziel, ein einheitliches Bild nach au-
ßen und innen zu kommunizieren. Die Wirkungskraft der Gewerkschaftsorgane 
auf Mitglieder und Öffentlichkeit stand indes schon früh zur Debatte, und para-
doxerweise hatten die Gewerkschaften daran selbst maßgeblichen Anteil. So be-
richteten marktmächtige Printmedien weniger über das, was in den Gewerk-
schaftszeitungen stand, sondern führten vielmehr selbst Interviews mit markanten 
Persönlichkeiten; und solche fanden sich im DGB zuhauf. So äußerte sich der 
Vorsitzende des DGB-Landesbezirks Bayern, Max Wönner, in den 1950er Jahren 
mehrfach kritisch und teilweise polemisch über die SPD und die Kampfmetho-
den der Gewerkschaften im Spiegel. Auch andere Gewerkschaftsfunktionäre gaben 
dem Hamburger Nachrichtenmagazin immer wieder nicht abgesprochene Inter-
views, die sich in der Medienöffentlichkeit dann zu einem Negativbild der Ge-
werkschaften als Störenfriede der sozialen Harmonie im „Wirtschaftswunder“ ver-
dichteten. Es verwundert nicht, dass der DGB-Bundesvorstand 1956 den Beschluss 
fasste, dem Spiegel keine Interviews mehr zu geben; durchsetzen ließ sich dieser 
Beschluss freilich nicht.24 

Ein ähnliches Gewerkschaftsbild zeichneten die Zeitungen des Springer-Kon-
zerns, der wie kaum ein anderes Unternehmen den antikommunistischen Inte-
grationskurs der Regierung Konrad Adenauers in der Medienöffentlichkeit unter-
stützte. Auch die allmähliche Abwendung der Springer-Presse von diesem 
staatstragenden Kurs seit den 1960er Jahren bedeutete nicht, dass diese nun ge-
werkschaftsfreundlicher berichteten, wie Gudrun Kruip herausgearbeitet hat.25

Dagegen traf die Gewerkschaftspresse bei den eigenen Mitgliedern auf immer 
weniger Resonanz, und auch dazu hatten die Gewerkschaften selbst indirekt bei-
getragen. So setzten sie 1956 nach und nach die 40-Stunden-Woche durch, was 
den Beschäftigten mehr Raum für individuelle Freizeitgestaltung ließ.26 In ihrer 
neuen Freizeit konsumierten Gewerkschaftsmitglieder aber zunehmend die von 
den Vorständen als gewerkschaftsfeindlich verfemte Massenpresse. Das „Wirt-
schaftswunder“, zu dem auch die Gewerkschaften beigetragen hatten, machte die 
Gewerkschaftspresse mehr oder weniger überflüssig, zumal sich kommerzielle 
Zeitungen und Journalisten zunehmend selbst als Agenten der Demokratisierung 
begriffen. Die damit verbundene Politisierung der Massenpresse steigerte zu-
gleich deren Absatzzahlen, traf sie doch auf eine zunehmend politisierte Gesell-

Dialog zwischen Institutionen und Gesellschaft – Ein Handbuch, Berlin/New York 1982,  
S. 317–325.

24	 Vgl. Protokoll der 15. Sitzung des Bundesvorstands, 5.11.1957, in: Quellen zur Geschichte der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung im 20. Jahrhundert, Bd. 12: Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund 1956–1963, bearb. von Jens Hildebrandt, Bonn 2005, S. 206–214, hier  
S.  207–209; Protokoll der 24. Sitzung des Bundesvorstands, 8.7.1958, in: Ebenda, S. 321–335,  
hier S. 333, und Protokoll der 30. Sitzung des Bundesvorstands, 2./3.7.1962, in: Ebenda,  
S. 815–826, hier S. 817 f.

25	 Vgl. Gudrun Kruip, Das „Welt“-„Bild“ des Axel Springer Verlags. Journalismus zwischen west-
lichen Werten und deutschen Denktraditionen, München 1999, S. 211–217.

26	 Vgl. Karl A. Otto, Die Arbeitszeit. Von der vorindustriellen Gesellschaft bis zur „Krise der 
Arbeitsgesellschaft“, Pfaffenweiler 1989, S. 268.
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schaft. Damit einher ging eine Pluralisierung des Medienangebots.27 Parteien, 
politische Institutionen und Verbände erweiterten und professionalisierten ihre 
Öffentlichkeitsarbeit; zugleich intensivierten sie ihre Kontakte zu Journalisten 
und Massenmedien.28 Parallel liefen im DGB Debatten über das Selbstbild der 
Gewerkschaften, die 1963 in die Verabschiedung eines neuen Grundsatzpro-
gramms mündeten, mit dem sich der DGB neu positionierte – nicht mehr als an-
tikapitalistische Gegenmacht, sondern stattdessen als Bestandteil der demokra- 
tischen Gesellschaft. Damit öffnete sich der Blick für neue gesellschaftliche  
Gruppen, die man für Gewerkschaftsarbeit gewinnen wollte. DGB-Chef Ludwig 
Rosenberg verband damit den Anspruch, durch Mitbestimmung den „sich das 
Nachdenken abgewöhnenden Wohlstandsbürger“ aus seiner „geistigen Verö-
dung“ herauszuholen.29 Presse und Gewerkschaftsbund einte damit ein umfas-
sender Demokratisierungsanspruch, der auch das Medienbild des DGB nachhal-
tig verändern sollte.

Auf dem 6. Bundeskongress wurde 1962 erstmals intensiv über die gewerk-
schaftliche Öffentlichkeitsarbeit diskutiert. Dabei bildeten sich (jedoch keines-
wegs festgefügte) Lager, die diesen Entwicklungen mit Offenheit, Skepsis oder 
einer Mischung aus beiden begegneten. Allein 20 Anträge widmeten sich diesem 
Themenfeld. Egon Lutz, Chefredakteur des Sprachrohrs der IG Druck und Pa-
pier und einer der Initiatoren der Debatte, erkannte hierin den Ausdruck eines 
zunehmenden „Unbehagen[s] über die Werbe- und Öffentlichkeitsarbeit der 
deutschen Gewerkschaften“, und auch der Bundesvorstand des DGB sah sich zu 
einer ausführlichen Resolution veranlasst. Gewerkschaftliche Öffentlichkeitsar-
beit sollte gezielter auf die „planmäßige“, „geschickte“ und „intensivere“ Propa-
ganda der Arbeitgeber reagieren. Es bestand aber auch Einigkeit darüber, dass 
gewerkschaftliche „Repräsentation in der Öffentlichkeit“ nicht von Öffentlich-
keitsarbeit abhänge, sondern weiterhin von der „gewerkschaftlichen Tagesarbeit“, 
die durch Propaganda bestenfalls zu unterstützen sei.30 Gewerkschaftseigene wie 
kommerzielle Medien galten somit nach wie vor als Instrumente, mit denen sich 
die Öffentlichkeit beeinflussen ließ, ohne ihnen aber eine entscheidende Wir-
kung für die Durchsetzung gewerkschaftlichen Einflusses zuzuweisen.

27	 Vgl. von Hodenberg, Konsens und Krise, S. 359–362, und Hermann Meyn, Massenmedien in 
der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1966, S. 50.

28	 Vgl. Mergel, Propaganda nach Hitler; für den Verfassungsschutz und den Bundesnachrich-
tendienst vgl. Constantin Goschler/Michael Wala, „Keine neue Gestapo“. Das Bundesamt 
für Verfassungsschutz und die NS-Vergangenheit, Hamburg 2015, S. 326–337; Ronny Hei-
denreich/Daniela Münkel/Elke Stadelmann-Wenz, Geheimdienstkrieg in Deutschland. 
Die Konfrontation von DDR-Staatssicherheit und Organisation Gehlen 1953, Berlin 2016,  
S. 342–355, und Jost Dülffer, Geheimdienst in der Krise. Der BND in den 1960er-Jahren, 
Berlin 2018, S. 541–620.

29	 Zit. nach Frank Ahland, Bürger und Gewerkschafter. Ludwig Rosenberg 1903 bis 1977 – Eine 
Biografie, Essen 2016, S. 279.

30	 Protokoll des 6. ordentlichen Bundeskongresses. Hannover, 22. bis 27. Oktober 1962, hrsg. 
vom Deutschen Gewerkschaftsbund, Köln [1963], S. 279; zu den Anträgen und der Resolu-
tion K vgl. ebenda, S. 729–744 und S. 924–926.
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Anträge, die im Verdacht standen, dem Feld der Öffentlichkeitsarbeit zu viel 
Gewicht zu geben, auch wenn sie in der gewerkschaftlichen Logik argumen-
tierten, wurden abgewiesen. Dies betraf etwa einen Antrag zur Etablierung einer 
illustrierten Zeitschrift, die der „sensationslüsterne[n], nur nach ihren Profitinte-
ressen ausgerichtete[n] Presse“ ein der „humanitären Zielsetzung“ der Gewerk-
schaften verpflichtetes Organ entgegensetzen sollte. Ein weiterer Antrag zur 
Schaffung einer gewerkschaftseigenen Tageszeitung wurde zwar an den Bundes-
vorstand überwiesen, aber zugleich von der Antragskommission wegen angeblich 
unkalkulierbarer finanzieller Risiken als wenig aussichtsreich bezeichnet.31 

Auch in den Gremien des DGB, der angesichts des Konkurrenzdrucks auf die 
WdA bereits Ende der 1950er Jahre Veränderungen der gewerkschaftlichen Medi-
enpolitik einzuleiten bemüht war, scheiterten solche Initiativen schnell am Wider-
stand vieler Bundesvorstandsmitglieder. So hatte Klaus Besser, der 1958 von sei-
nem Posten als Chefredakteur der Neuen Ruhr Zeitung an die Spitze der WdA 
wechselte, nicht nur Skepsis für sein Medienkonzept geerntet, das für eine „le-
bendigere“ Aufmachung der Gewerkschaftspresse warb, etwa durch eine Unter-
haltungsbeilage über Freizeitgestaltung.32 Auch scheiterte er 1962 mit seiner For-
derung, den Redaktionsstab auf das Vierfache zu erweitern als Voraussetzung 
dafür, „eine Zeitschrift von dem Niveau der ‚Zeit‘ herauszubringen“.33 Resigniert 
warf er daraufhin bald das Handtuch.34 

Am wachsenden Misserfolg der WdA änderte sich jedoch nichts, bis der DGB-
Vorsitzende Ernst Breit 1988 die Reißleine zog und die Einstellung des erfolg-
losen, aber kostenintensiven Blatts verkündete. Über die damit verbundenen in-
ternen Verwerfungen berichtete selbst die Zeit. Die WdA – zu diesem Zeitpunkt 
nur noch „eine kleine, auflagenschwache Wochenzeitung“, „die praktisch unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit erscheint“ – hatte damit noch einmal die öffentliche 
Aufmerksamkeit auf sich gezogen, die ihr sonst bestenfalls dann zuteilwurde, 
wenn sie polemisch gegen die Bundesregierung auftrat.35

Obwohl der DGB-Bundesvorstand an seinem Medienbild von 1949 prinzipiell 
festhielt, erhielt die Debatte seit den 1970er Jahren auch neue Impulse. Dabei 
erfuhr auch der Öffentlichkeits-Begriff eine Erweiterung. Nun wurde Öffentlich-
keit nicht mehr nur als (reale) Kampfarena verstanden, in der den Medien und 
der Presse bestenfalls eine unterstützende Funktion zukam. Auch die Mitglieder-
basis rückte zunehmend als eigenständige Öffentlichkeit in den Blick – nicht 
mehr als passiv oder von oben zu erziehende, sondern als gewollt aktiv-kritische. 
Diese Neujustierung des Öffentlichkeits-Begriffs umfasste auch die Forderung, 
die bisherige Trennung zwischen interner und externer Kommunikation zu über-
winden. Einen entscheidenden Impuls erhielt dieser Diskurs, der sich vor allem 

31	 Ebenda, S. 283 f. und S. 745 f.
32	 Protokoll der 18. Sitzung des Bundesvorstands, 4.2.1958, in: Quellen, Bd. 12, S. 241–253, 

hier S. 242–245.
33	 Protokoll der 24. Sitzung des Bundesvorstands, 8.7.1958, in: Ebenda, S. 333–335.
34	 Vgl. Protokoll der 30. Sitzung des Bundesvorstands, 2./3.7.1962, in: Ebenda, S. 825.
35	 Die Zeit vom 21.10.1988: „Flaggschiff am Ende. Der DGB stellt seine Wochenzeitung Welt der 

Arbeit ein“.
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in den Gewerkschaftlichen Monatsheften niederschlug, durch die vom DGB-Bundes-
vorstand initiierte Reformdebatte, zu deren Eckpunkten auch die „Belebung der 
innergewerkschaftlichen Demokratie“ zählte.36

Was unter „innergewerkschaftlicher Demokratie“ in Bezug auf Medien jedoch 
konkret zu verstehen war, beantworteten Gewerkschaftsfunktionäre auf unter-
schiedliche Art und Weise. Von der Spitze des DGB kamen kaum Impulse. So be-
klagte sich der 1969 aus dem Amt geschiedene DGB-Vorsitzende Ludwig Rosen-
berg bei seinem Nachfolger Heinz Oskar Vetter noch 1974 darüber, dass die 
Gewerkschaften „eine der am schlechtesten publizistisch wirksamen Organisati-
onen“ seien, machte aber immer wieder selbst die Erfahrung, dass marktmäch-
tige Zeitungen nur wenige seiner Beiträge abdruckten.37 Während aber auch Vet-
ter kaum konkrete Vorschläge zu einer Neuordnung der Öffentlichkeitsarbeit 
entwickelte, forderten andere Akteure wie die Reformkommission der Deutschen 
Postgewerkschaft offensiv einen intensiven „Kontakt zu den Meinungsmedien“. 
Zudem sollte die Gewerkschaftspresse nicht mehr nur „Kampfpresse“ im traditio-
nellen Sinne sein, sondern auch zur Belebung der inner- und zwischen-gewerk-
schaftlichen Debatte beitragen.38 

Noch weiter ging Dieter Wunder, Vorsitzender der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft, der sich Mitte der 1980er Jahre angesichts der wachsenden Kri-
tik an den Gewerkschaftszeitungen dafür aussprach, dass diese eine eigene Öf-
fentlichkeit konstituieren sollten – freilich koordiniert durch den DGB, dem dies-
bezüglich mehr Kompetenzen als bisher zufallen sollten. Auch revidierte Wunder 
das Schwarz-Weiß-Bild von den gewerkschaftsfeindlichen Massenmedien. Zwar 
räumte er ein, dass es immer noch Journalistinnen und Journalisten gebe, die 
den Gewerkschaften gegenüber negativ eingestellt seien, Wunder wollte dies aber 
nicht mehr als Argument dafür verstanden wissen, die Medien und ihre Metho-
den prinzipiell abzulehnen. Wunders Kritik gipfelte 1985 in einem provokanten 
Satz, den ein Gewerkschaftsfunktionär noch zehn Jahre zuvor wohl kaum in den 
Mund genommen hätte: „Können wir von Axel Springer wirklich nichts lernen?“39

III. Media matter: Ostdeutschland als Katalysator und die DGB-Pressestelle Ost

Im Streit um die Nachfolge von DGB-Chef Ernst Breit, der auf dem 14. Bundes-
kongress im Mai 1990 durch die Wahl Heinz-Werner Meyers beendet worden war, 
hatte lediglich die FAZ registriert, dass Meyer auch die Modernisierung der Öf-
fentlichkeitsarbeit auf die Agenda der Programm- und Organisationsreform ge-

36	 Heinz Oskar Vetter, Die Bedeutung des DGB-Grundsatzprogramms für die Politik der deut-
schen Gewerkschaftsbewegung, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 21 (1970), S. 330–340, 
hier S. 337.

37	 Zit. nach Ahland, Bürger und Gewerkschafter, S. 388.
38	 Zit. nach „Selbstverständnis der Gewerkschaften“. Auszüge aus dem Bericht der von der 

Deutschen Postgewerkschaft eingesetzten Reformkommission, in: Gewerkschaftliche Mo-
natshefte 22 (1971), S. 349–360, hier S. 354 f.

39	 Dieter Wunder, Die Gewerkschaften – eine Kraft der Vergangenheit?, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte 36 (1985), S. 65–73, hier S. 72.
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hoben hatte.40 Öffentlichkeitsarbeit war eigentlich kein Thema, mit dem man den 
eigenen Modernisierungswillen unter Beweis stellen konnte. Im Bundesvorstand 
aber rückte dieser Aspekt mit der Wiedervereinigung immer stärker in den Fokus. 
Im Vorfeld der Unterzeichnung des Staatsvertrags zwischen beiden deutschen 
Staaten (nur wenige Tage vor dem Bundeskongress) hatte der DGB medienwirk-
sam selbst alle Segel in Richtung Einheit gesetzt und sich endgültig vom unklaren 
Kurs Ernst Breits verabschiedet, der eine Zusammenarbeit mit dem Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbund (FDGB) der DDR für möglich hielt.41 Der DGB drängte 
nun auf die Auflösung der ostdeutschen Konkurrenz und bereitete sich auf eine 
Erweiterung seines Organisationsbereichs vor.

Schon bald nach Meyers Wahl wurden erste Konzepte im Bundesvorstand dis-
kutiert. Dabei nahm auch die Öffentlichkeitsarbeit einen zentralen Platz ein. Sie 
könne, so ein im Juni 1990 diskutiertes Papier, im Osten nicht auf ihre bisherigen 
traditionellen Aufgaben reduziert werden, sondern müsse darüber hinaus zur 
„Entwicklung einer demokratischen politischen Kultur“ beitragen. Sie sollte zu-
dem Ratgeber für neue Gewerkschaftsfunktionäre und -mitglieder sein und an 
Beispielen aufzeigen, wie Gewerkschaftsarbeit funktioniere.42 Die Debatten der 
1980er Jahre über eine Neuordnung des Verhältnisses zwischen Gewerkschaften 
und Medien fanden hier keinen expliziten Widerhall. Es ging bestenfalls um eine 
Erweiterung des bisherigen Aufgabengebiets. Öffentlichkeitsarbeit sollte helfen, 
die Gewerkschaften im Osten als feste gesellschaftliche Größe zu etablieren und 
diesen einen wahren Mitgliedersegen zu bescheren.

Die Aufbauarbeit in der (ehemaligen) DDR stellte die Gewerkschaften vor 
neue Herausforderungen, die alle Krisennarrative der 1980er Jahre schnell an 
Relevanz verlieren ließen. So begegneten ostdeutsche Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer den Gewerkschaftsfunktionären oft mit viel Offenheit und Neu-
gier, aber auch mit hohen Erwartungen. Der FDGB und seine Funktionäre waren 
als Teil des Regimes der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) vieler-
orts diskreditiert und schienen keine Antworten auf Alltagsfragen der Transfor-
mation mehr liefern zu können. Umfragen und Berichte von westdeutschen Ge-
werkschaftern über ihre Erfahrungen in ostdeutschen Betrieben signalisierten 
den Vorständen, dass die Mehrheit der Beschäftigten die westdeutschen Gewerk-
schaften als Hoffnungsträger sah. Dabei machten sie kaum Unterschiede zwi-
schen DGB-Gewerkschaften und der konkurrierenden DAG, so dass zwischenzeit-

40	 Vgl. FAZ vom 20.1.1990: „Meyer will DGB zu neuem Profil verhelfen“.
41	 Dieser Prozess ist historiografisch noch nicht aufgearbeitet. Neben älterer politikwissen-

schaftlicher Literatur, insbesondere Manfred Wilke/Hans-Peter Müller, Zwischen Solida-
rität und Eigennutz. Die Gewerkschaften des DGB im deutschen Vereinigungsprozess, St. 
Augustin 1991, existieren hierzu bislang nur jüngere Zeitzeugenberichte, zuletzt Wolfgang 
Uellenberg-van Dawen, Gewerkschaften und deutsche Einheit, in: Detlev Brunner/Michae-
la Kuhnhenne/Hartmut Simon (Hrsg.), Gewerkschaften im deutschen Einheitsprozess. 
Möglichkeiten und Grenzen in Zeiten der Transformation, Bielefeld 2018, S. 45–67.

42	 Archiv der sozialen Demokratie Bonn (künftig: AdsD), IG Metall-Archiv, 5/IGMZ100766, 
Büro Vorsitzender, DGB, Vorstandsbereich Vorsitzender, Schritte zur Wahrnehmung von 
Aufgaben des DGB im geeinten Deutschland, 12.6.1990. 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

420   Christian Rau

lich beigelegte Konflikte zwischen den beiden Organisationen erneut zu 
eskalieren drohten. 

Parallel dazu traten aus westdeutscher Sicht grundlegende Übersetzungspro-
bleme auf. Ein zentrales Konfliktfeld bildete die Arbeitsteilung von Gewerkschaf-
ten und Betriebsräten, die das westdeutsche System der institutionalisierten Inte-
ressenvertretung kennzeichnete. In ostdeutschen Betrieben sah man hierin 
jedoch vielfach eine Schwächung der Arbeitnehmervertretung.43 Dieser Dissens 
ließ unterschiedliche Vorstellungen von Gewerkschaftsarbeit offensichtlich wer-
den. Ging es den westdeutschen Gewerkschaften darum, die Strukturen des kor-
porativen Kapitalismus auf den Osten zu übertragen, forderten viele ostdeutsche 
Beschäftigte von den Gewerkschaften, als starke Gegenmacht gegen die als be-
drohlich empfundene Marktwirtschaft zu agieren.

Dazu kamen soziokulturelle Kontinuitäten des Betriebs, der nicht nur Arbeits-
platz und Ort der realsozialistischen Politik, sondern tief mit dem Alltagsleben in 
der DDR verwoben war. Der Betrieb stand immer für einen Ort sozialer Dienstleis-
tungen, die Verteilung lebensnotwendiger Güter, die Organisation von Urlaub 
und kulturellen Veranstaltungen. Dies war zugleich der zentrale Wirkungsbereich 
gewerkschaftlicher Funktionäre in den Betrieben.44 Daraus ergaben sich ernüch-
ternde Einsichten. Im August 1990 zeigte eine interne Umfrage, dass 47 Prozent 
von rund 7.000 befragten ostdeutschen IG Metall-Mitgliedern den westdeutschen 
Funktionären nicht zutrauten, die betriebliche Situation in der DDR zu verste-
hen.45 Auch später wandten sich immer wieder ostdeutsche Gewerkschafter mit 
Leserbriefen an die Mitgliederzeitschrift metall, in denen sie ihrer Enttäuschung 
darüber Ausdruck gaben, dass Gewerkschaftsfunktionäre im betrieblichen Alltag 
kaum verankert waren. 

In dieser Situation setzten die Gewerkschaften nicht zuletzt auf ihre eigenen 
Medien, die – so die Hoffnung im Sommer 1990 – Funktionsträger vor Ort darin 
unterstützen sollten, die ostdeutschen Belegschaften dauerhaft an die Organisati-
onen zu binden. Dabei nahm man in den Gewerkschaften durchaus zur Kenntnis, 
dass der ostdeutsche Medienmarkt den Gewerkschaften ungewohnt wohlwollend 
gegenüberstand. Hier waren es vor allem die ehemaligen SED-Bezirkszeitungen, 
die sich nach ihrer Privatisierung als marktführende Leitmedien ihrer Region  
 

43	 So etwa die Berichte im Zusammenhang mit Partnerschaften west- und ostdeutscher Chemie-
betriebe, die von der IG Chemie-Papier-Keramik initiiert wurden; Archiv für soziale Bewe-
gungen Bochum, IG CPK, 257.

44	 Vgl. Renate Hürtgen, Zwischen Disziplinierung und Partizipation. Vertrauensleute des FDGB 
im DDR-Betrieb, Köln/Weimar/Wien 2005, S. 118–160; Annette Schumann, Kulturarbeit 
im sozialistischen Betrieb. Gewerkschaftliche Erziehungspraxis in der SBZ/DDR 1946 bis 
1970, Köln/Weimar/Wien 2006, und Christoph Kleßmann, Arbeiter im „Arbeiterstaat“ 
DDR. Deutsche Traditionen, sowjetisches Modell, westdeutsches Magnetfeld (1945 bis 
1971), Bonn 2007, S. 721–736.

45	 AdsD, IG Metall-Archiv, 5/IGMZ220632, Abt. Wirtschaft, IG Metall, DDR-Umfrage August 1990.
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etablierten und den großen westdeutschen Zeitungen das Wasser abgruben.46 
Zwar hatten bekannte westdeutsche Verlagshäuser die SED-Provinzpresse über-
nommen, aber die Blätter beschäftigten vielfach ihre ostdeutschen Lokaljourna-
listen weiter. Diese begriffen sich nunmehr in Abgrenzung zu ihrer vorherigen 
Funktion als Sprachrohr der SED  als „Anwalt der Bürger“.47 Bereits in einem im 
August 1990 diskutierten Positionspapier nahm man in der IG Metall das unge-
wohnte Wohlwollen der ostdeutschen Lokalzeitungen an Gewerkschaftsthemen 
wahr. Zugleich konstatierten die Verfasser des Papiers jedoch, die Pressearbeit in 
den Informationsbüros der IG Metall im Osten rangiere „unter ‚ferner liefen‘“; 
zudem gebe es einen Mangel an presseerfahrenen Gewerkschaftern beziehungs-
weise „gewerkschaftserfahrenen Journalisten“.48 Da für die Einzelgewerkschaften 
aber weiterhin das Praxisgeschäft Vorrang hatte, stand der DGB unter dem Druck, 
die Initiative zu ergreifen. Tatsächlich reagierte der DGB prompt. So hatte der 
Bundesvorstand bereits im Juli 1990 beschlossen, in (Ost-)Berlin eine eigene Pres-
sestelle Ost als Teil des wenige Monate zuvor eingerichteten Verbindungsbüros 
für die neuen Länder49 zu installieren.50 

Dort wirkte Dieter Schmidt (1937–2008), der zunächst als Leiter der Pressestel-
le Ost eingestellt wurde, Ende Februar 1991 aber dann die Gesamtleitung der 
Berliner Dependance übernahm, bis diese zum 31. März 1992 wieder aufgelöst 
wurde. Die Pressestelle Ost blieb jedoch bestehen, wobei Schmidt, nun mit redu-
ziertem Stab, zahlreiche Aufgaben des Verbindungsbüros fortführte, die über die 
eigentlichen Aufgaben der Pressestelle hinausgingen. Schmidt zählte sich zu der 
Generation „schreibender Funktionäre“,51 die sowohl über einschlägige Erfah-
rungen in der Gewerkschaftsarbeit als auch über journalistische Expertise ver-
fügten. So war Schmidt nach der Volksschule zunächst in die Fußstapfen seines 
Vaters getreten und hatte bis 1957 im Bergbau gearbeitet. Anschließend sammelte 
er bis 1961 Erfahrungen als gewerkschaftlicher Jugendsekretär und gewerkschaft-
licher Pressesprecher in Baden-Württemberg, bis er seine journalistische und pu-
blizistische Karriere begann – als Redakteur von Wochenzeitungen, Autor von 

46	 Vgl. Frank Bösch/Christoph Classen, Bridge over troubled Water? Deutsch-deutsche Mas-
senmedien, in: Frank Bösch (Hrsg.), Geteilte Geschichte. Ost- und Westdeutschland 1970–
2000, Göttingen 2015, S. 449–488, hier S. 479.

47	 So die Selbstwahrnehmung vieler Lokaljournalisten, die ihre Tätigkeit auch nach 1990 fort-
setzten; kressnews vom 1.10.2018: „Lokaljournalisten in der DDR. Am Tisch der Mächti- 
gen“; www.kress.de/news/detail/beitrag/141229-lokal-journalisten-in-der-ddr-am-tisch-der- 
maechtigen.html [8.10.2018]. Vgl. auch Praxis: 20 Jahre Einheit – Lokaljournalismus in Ost-
deutschland. Interviewreihe mit Chefredakteurinnen und Redakteuren zu den Entwicklun-
gen nach der Wende, auf der Homepage der Bundeszentrale für politische Bildung: www.
bpb.de/gesellschaft/medien-und-sport/lokaljournalismus/151451/praxis-lokaljournalis-
mus-in-ostdeutschland [8.10.2018].

48	 AdsD, IG Metall-Archiv, 5/IGMZ210780, Abt. Tarifpolitik, IG Metall, Möglichkeiten der 
Presseunterstützung bei der Mitgliederwerbung der DDR, diskutiert in der 7. Sitzung der 
Steuerungsgruppe DDR, 10.8.1990.

49	 Vgl. Wilke/Müller, Solidarität und Eigennutz, S. 42.
50	 Vgl. Lachenmeier, Gewerkschaftskommunikation im Wandel, S. 155.
51	 So der Titel einer autobiografischen Fernsehdokumentation des WDR aus dem Jahr 1981.
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Radiofeatures, Hörspielen, Romanen, Sachbüchern und als Filmregisseur. Außer-
halb der Gewerkschaften publizierte Schmidt zumeist unter seinem Pseudonym 
Hans Dieter Baroth. Zudem waren Schmidts tiefe Wurzeln im gewerkschaftlichen 
Milieu des Ruhrgebiets häufig Gegenstand seines publizistischen Schaffens. In 
den 1970er Jahren gründete er die DGB-Jugendzeitschrift ‘ran, die er bis zur Ein-
stellung des Blatts 1979 leitete. Anschließend arbeitete er bis zu deren Einstellung 
1988 als Chefredakteur der WdA.52 

Damit war Schmidt, als er in Berlin seine neue Stelle antrat, ein gebranntes 
Kind. Die Einstellung beider Blätter hatte er als großen persönlichen Verlust, aber 
auch als Niederlage journalistischer Expertise gegenüber dem DGB-Vorstand er-
fahren.53 Wie viele seiner Kollegen in der gewerkschaftlichen Öffentlichkeitsar-
beit war sich Schmidt seiner untergeordneten Stellung in der gewerkschaftlichen 
Hackordnung bewusst. Die Offenheit der Entwicklungen im Osten und die Dis-
tanz zur DGB-Zentrale in Düsseldorf weckten bei Schmidt jedoch Hoffnungen, 
dies könne sich ändern. Das Pressebüro sollte in seinen Augen nicht – wie vom 
Bundesvorstand intendiert – lediglich als koordinierende Stelle wirken wie die  
Öffentlichkeitsabteilungen, sondern als Kompetenzzentrum für eine eigenstän-
dige gewerkschaftliche Medienpolitik. Als „Journalist und Autor“, schrieb Schmidt 
an DGB-Chef Meyer im Februar 1991, könne er „sicherlich seismographische 
Stimmungen“ besser erfassen als ein „Nur-Funktionär“.54 Er könne sogar als 
„Horchposten“55 für die ostdeutschen Bundesländer fungieren.

Schmidt und seine Kollegen im Berliner Büro sahen sich somit nicht nur als 
Mittler zwischen Ost und West, auch wenn sie dies gegenüber Düsseldorf hervor-
hoben, sondern auch als Missionare im Kampf um ein zeitgemäßes Medienbild, 
das den kommerziellen Medien und der Gewerkschaftspresse den gleichen Stel-
lenwert zumaß. Aus Berlin erreichten den Bundesvorstand immer wieder alarmie-
rende Berichte über die geringe Medienpräsenz des DGB in den ostdeutschen 
Bundesländern, wo sich der Aufbau gewerkschaftlicher Strukturen weitgehend 
unbeachtet von den (westdeutschen) Massenmedien vollzog.56 „Alles, was wir in 
dieser Hinsicht jetzt versäumen, wird später negativ zu Buche schlagen“, mahnte 
im November 1990 Peter Seideneck, der das Berliner Büro anfangs kurzzeitig lei-
tete. Nicht zuletzt deshalb müsse, so der gelernte Journalist, von Berlin aus die 
Pressearbeit mit ostdeutschen Medien organisiert werden.57 Damit befand sich 

52	 Vgl. Thomas Kraft, Art. „Baroth, Hans Dieter“, in: Dieter-Rüdiger Moser (Hrsg.), Neues 
Handbuch der deutschsprachigen Gegenwartsliteratur seit 1945, München 1993, S. 67 f.

53	 Auf diesen Konflikt kam Schmidt in seiner Korrespondenz immer wieder zu sprechen, so 
etwa: AdsD, DGB, 5/DGAI002913, Abt. Vorsitzender, Dieter Schmidt an Heinz-Werner Mey-
er, 12.6.1992. 

54	 AdsD, DGB, 5/DGAI002913, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Meyer, 28.2.1991.
55	 So eine DGB-intern gebräuchliche Bezeichnung für das Pressebüro Ost; AdsD, DGB,  

5/DGAI002913, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Meyer, 6.4.1992.
56	 AdsD, DGB, 5/DGBG000200, Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Vorstand, DGB, Landes-

bezirk Berlin, Beschlussprotokoll 2. ordentliche Sitzung des Landesbezirksvorstands des 
DGB, 9.3.1990.

57	 AdsD, DGB, 5/DGAI002217, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Vermerk Peter Seideneck 
für Hans Brauser und Friedel Heße, 2.11.1990. 
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Seideneck ganz auf Schmidts Linie. Schon im Sommer 1990 hatte dieser die 
Nachricht, der Bundesvorstand habe 1,5 Millionen DM für die Werbearbeit in 
der DDR in den Haushalt eingestellt, dazu genutzt, um DGB-Chef Meyer persön-
lich auf die Chancen des ostdeutschen Medienmarkts hinzuweisen. Dieser gestal-
te sich „noch sehr verwirrend“, die Menschen erführen vieles nur durch „Zufall“ 
oder „durch die Gerüchtelage“. Dadurch bestehe ein Vakuum, das die Gewerk-
schaften ausnutzen sollten. Auch müsse die bisherige organisatorische Trennung 
von Werbung und Pressearbeit überdacht werden.58 Dass beide Fachabteilungen 
noch 1990 zu einer Abteilung Pressearbeit zusammengelegt wurden, die DGB-
Chef Meyer direkt unterstand,59 wird die Hoffnungen Schmidts noch bestärkt ha-
ben.

IV. Westdeutsche Konfliktlinien, ostdeutscher Experimentierraum: Das 
DGB-Pressebüro Ost

Gewerkschaftspresse, Kampagnen, Pressekonferenzen: Für Dieter Schmidt war die ehe-
malige DDR in erster Linie ein medienpolitisches Laboratorium. Hier konnte er, 
aufbauend auf seinen westdeutschen Erfahrungen, auf quasi nicht kontami-
niertem Boden beobachten, erkunden und selbst erproben, wie gewerkschaft-
liche Medienarbeit funktionierte. So studierte Schmidt intensiv den Umgang mit 
den Presseerzeugnissen des Bund-Verlags in den Kreisbüros der neuen Bundes-
länder. In einem umfangreichen Erfahrungsbericht vom Herbst 1992 schilderte 
er dem Bundesvorstand am Beispiel der Funktionärszeitschrift Quelle seine Be-
obachtungen. Schmidts Besuche in den Kreisbüros waren auch eine Reaktion auf 
eine zuvor vom Bund-Verlag in Auftrag gegebene Untersuchung, die der Attrakti-
vität der Gewerkschaftspresse in den neuen Bundesländern stichprobenartig 
nachspüren sollte – in Schmidts Augen eine Gefälligkeitsstudie mit vorprogram-
mierten positiven Ergebnissen. Er habe dagegen bei seinen Besuchen immer wie-
der große Zeitschriftenstapel gesehen, die teilweise „gerümpelhaft“ auf  
Tischen oder in „riesigen Haufen im Gang“ herumlagen. Auf Nachfrage hätten 
Kreisvorsitzende entweder peinlich berührt reagiert oder unverhohlen zugege-
ben, die Blätter fänden keine Beachtung, weil sie keine für ostdeutsche Lese-
rinnen und Leser relevanten Themen behandelten. Auch sei es gängige Praxis, 
dass Vertreter von Einzelgewerkschaften ihre Exemplare ungelesen in den DGB-
Kreisbüros ablieferten.60

Schmidts Kritik richtete sich vor allem gegen den autark über seine Produkte 
herrschenden Bund-Verlag, dessen unwirtschaftliche Geschäftspraktiken ihm 
schon viele Jahre ein Dorn im Auge waren. Damit verfolgte Schmidt zugleich das 
Ziel, dem Bundesvorstand die Vorzüge des kommerziellen Medienverständnisses 

58	 AdsD, IG Metall-Archiv, Nachlass (NL) Dieter Schmidt, 1/DSAG000036, Schmidt an Meyer, 
26.7.1990.

59	 Vgl. Futh, Strategische Kommunikation, S. 119.
60	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt, Stichproben 

über die Akzeptanz der „Quelle“, 23.9.1992. 
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darzulegen, indem er auf das finanzielle Argument setzte. Es sei sinnvoller, effek-
tiver und billiger, sich an den Konsumenten zu orientieren; das pädagogische Me-
dienverständnis des DGB sei dagegen nicht mehr zeitgemäß. Die Gewerkschaften 
säßen einem glatten Selbstbetrug auf und duldeten obendrein mafiöse Zustände 
in den eigenen Reihen. Schmidt hatte dem Bundesvorstand gegenüber immer 
wieder darauf hingewiesen, dass die Geschäftsführer des Verlags „krampfhaft“ an 
der Quelle festhielten, „weil sie das Ruhegeld des Unternehmens bedeute“. Die 
Kreisbüros waren nämlich dazu verpflichtet, die Zeitschrift in einer viel zu hohen 
Auflage abzunehmen, um sie dann vor Ort zu verteilen, ohne jedoch über das 
notwendige Personal zu verfügen.61 Im Juni 1992, noch bevor Schmidt eigene Er-
kundungen anstellte, hatte er sich sogar an DGB-Chef Meyer gewandt und ihn 
gebeten, die Probleme im geschäftsführenden Bundesvorstand zu diskutieren.62 
Er selbst habe immer wieder versucht, gestaltend auf die Verlagspolitik einzuwir-
ken. Sein Vorschlag, die Auflagen für die neuen Bundesländer zumindest testwei-
se zu reduzieren,63 sei geflissentlich ignoriert worden. Auch in Bezug auf inhalt-
liche Empfehlungen habe die Verlagsleitung „jede Aktivität zur Öffnung der 
Blätter in Ostfragen“ niedergebügelt.64 

Im DGB-Bundesvorstand herrschte Ratlosigkeit, ging es doch schon lang nicht 
mehr nur um inhaltliche Fragen. Offenbar weckten die durchaus bekannten Pro-
bleme des verlustreichen Bund-Verlags Erinnerungen an die Skandale der ge-
werkschaftseigenen Unternehmen Neue Heimat und co op in den 1980er Jahren, 
die 1992 teilweise noch gerichtlich verhandelt wurden.65 Denn ähnlich wie in die-
sen Fällen stand auch der Vorwurf der persönlichen Bereicherung im Raum. Ein 
öffentlicher Skandal hätte wohl nicht nur erneut eine traditionelle Stütze gewerk-
schaftlicher Politik wegbrechen lassen, sondern zugleich das ohnehin schlechte 
Image des DGB weiter belastet. Schmidt ließ sich indes nicht davon abhalten, wei-
tere Fälle minutiös zu dokumentieren und zu kommentieren, um den Bundesvor-
stand zum Einlenken zu bewegen. Dabei wies er alarmierend darauf hin, dass die 
Medienpolitik des DGB in der ehemaligen DDR eine desillusionierende Wirkung 
habe, da sie Gerüchte über die Verschwendungssucht von Gewerkschaftsfunktio-
nären nähre, für die der FDGB gerade abgestraft worden sei. In einem Brief an 
die Redaktion des ebenfalls kaum noch gelesenen, aber gleichfalls in hohen Auf-
lagen (jeweils 2.000 Exemplare) an die Kreise abgegebenen Angestellten-Magazins 
zitierte er einen Kollegen mit den Worten: „[D]ie Ostdeutschen regen sich noch 

61	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Günther  
Horzetzky, 5.6.1992.

62	 AdsD, DGB, 5/DGAI002913, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Meyer, 12.6.1992.
63	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000036, Schmidt an DGB, Leiter der 

Abteilung Finanzen, Teitzel, 23.9.1992. 
64	 AdsD, DGB, 5/DGAI002916, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt, Aktennotiz für 

Regina Görner, 27.3.1992. 
65	 Zu diesen Skandalen ist viel geschrieben worden. Einen historisch fundierten Überblick 

bietet Peter Kramper, Das Ende der Gemeinwirtschaft. Krisen und Skandale gewerkschafts-
eigener Unternehmen in den 1980er Jahren, in: Archiv für Sozialgeschichte 52 (2012),  
S. 111–138.
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auf, weil sie aus der Mangelwirtschaft kommen. Im Westen haben sie doch schon 
völlig resigniert, sie sammeln die Blätter und entsorgen sie nach einem Viertel-
jahr mit der Müllabfuhr.“66 Der fehlenden Reaktion zum Trotz hatte Schmidts Kri-
tik, die nicht nur er immer wieder an den Bundesvorstand herangetragen hatte, 
zumindest teilweise Erfolg. 1993 verfügte der DGB eine drastische Kürzung der 
Auflagenzahl der Quelle sowie umfangreiche Sparmaßnahmen. Inhaltliche Kor-
rekturen blieben jedoch aus.67

Ein weiterer Konflikt zwischen Schmidt und dem Bundesvorstand entbrannte 
um öffentlichkeitswirksame Kampagnen in den neuen Bundesländern. Deren 
Planung oblag den Fachabteilungen, während die Öffentlichkeitsabteilungen tra-
ditionell kaum eingebunden wurden. Schmidt sah sich in seinem Verdacht bestä-
tigt, journalistische Expertise und er persönlich würden ausgegrenzt. Zudem war 
er davon überzeugt, dass die in Düsseldorf geplanten Aktionen in den neuen 
Bundesländern nur bedingt auf Interesse stießen. Den Grund dafür sah Schmidt 
in grundlegenden Organisationsmängeln. Exemplarisch machte er dies anhand 
der Kampagnen rund um das am 8. März 1991 vom Bundeskabinett beschlossene 
„Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost“ deutlich, ein Infrastrukturprogramm, das 
die wirtschaftliche Entwicklung in der ehemaligen DDR ankurbeln sollte. Dieses 
Programm wollte der DGB zur eigenen Profilierung in den neuen Bundesländern 
nutzen und mit der bereits laufenden Kampagne „Die soziale Einheit gestalten“ 
verbinden. Wie wichtig der erhoffte Werbeeffekt aus Sicht des Düsseldorfer Bun-
desvorstands war, zeigt sich darin, dass bereits für den 10. April 1991 eine Veran-
staltung mit Heinz-Werner Meyer in Potsdam angedacht wurde, auf der erste „po-
sitive Ergebnisse des sogenannten Gemeinschaftswerkes vorgestellt werden“ 
sollten. Allerdings müssten Erfolge, wie Schmidt gegenüber Bundesvorstandsse-
kretär Günther Horzetzky bemerkte, „wie auf einem Hühnerhof gesucht werden“. 
Bei Schmidt hinterließ das Vorhaben nicht nur den Eindruck, dass „Aktionen aus 
der ‚Zentrale‘ mit einer gewissen Hektik geplant werden“. Er war auch davon 
überzeugt, dass „sich, was die Öffentlichkeitsarbeit betrifft, die einzelnen Mitglie-
der des geschäftsführenden Bundesvorstandes gegenseitig das Wasser nehmen“.68 

Ein weiteres Planungsdesaster sprach Schmidt nur wenige Tage später nach 
einem Besuch in der Düsseldorfer Vorstandsverwaltung an. Dort habe er – aller-
dings nur im informellen Gespräch in der Kantine – erfahren, dass zwischen dem 
10. und 14. April 1991 noch sechs weitere Veranstaltungen des DGB geplant, aber 
nicht miteinander koordiniert worden seien. Dieser Umstand untermauerte die 
Kritik am Primat der Fachabteilungen. In diesem Zusammenhang warnte  
Schmidt auch vor einer Überforderung der Presse („Allen Ernstes: Die kommt 
bald nicht mehr!“) und vor negativen Auswirkungen des Kommunikationschaos 

66	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000036, Schmidt an Hermann A. 
Grontzki, c/o Bund-Verlag, Redaktion Angestellten-Magazin, 15.4.1993. 

67	 Vgl. Lachenmeier, Gewerkschaftskommunikation, S. 154.
68	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 

2.4.1991. 
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auf die Stimmung an der DGB-Basis: „Sowas bestärkt die Frauen und Männer an 
der ‚Front‘ in der Einstellung, in Düsseldorf wisse man nicht, was hier laufe.“69

Die Reaktionen in Düsseldorf auf das von Schmidt beschriebene Koordinati-
onschaos fielen jedoch nicht in seinem Sinne aus. Anstatt die Gewerkschaftsbüros 
vor Ort und insbesondere die Öffentlichkeitsarbeit einzubinden, wurde die wei-
tere Planung der Kampagne auf Bundesvorstandsebene in der hausinternen Ar-
beitsgruppe „Die soziale Einheit gestalten“ gebündelt.70 Die örtlichen Reaktionen 
auf die dort im Mai 1991 ohne Absprache mit den Landesbezirken und Kreisen 
geborene Idee, dezentrale „Tage der Begegnung“ zu organisieren, bestärkten  
Schmidt erneut in seiner Wahrnehmung. Die Aktionstage sollten am 1. Juli 1991 
stattfinden, zeitgleich mit Inkrafttreten des Solidaritätszuschlags, und durch per-
sönliche Begegnungen von Gewerkschaftern aus Ost und West betonen, dass der 
„Soli“ als Erfolg gewerkschaftlicher Einflussnahme zu werten sei. Zudem sollten 
die Aktionstage der gegenseitigen Verständigung dienen und damit den Zusam-
menhalt der gesamten Organisation stärken. 

Bei den Funktionären in den neuen Bundesländern, die mit der Durchfüh-
rung der Aktionstage beauftragt waren, stieß dies auf wenig Gegenliebe. Ein Zwi-
schenbericht zum Stand der Vorbereitungen brachte die aus der Sicht des Bun-
desvorstands überraschende Erkenntnis, dass die Landesvorsitzenden und 
Sekretäre die Aktion für von oben „aufgesetzt“ und „politisch verfehlt“ hielten. 
Vielmehr müsse, so der Gegenvorschlag, angesichts der wachsenden Arbeitslo-
senzahlen sozialer Protest organisiert werden.71 Interessant ist dabei, dass die Kri-
tik an den „Tagen der Begegnung“ und der Ruf nach Protesten ausschließlich von 
Gewerkschaftern kamen, die aus Westdeutschland in den Osten gekommen wa-
ren, während Gewerkschafter aus der ehemaligen DDR die Idee prinzipiell be-
grüßten, aber am Diskurs allenfalls passiv teilnahmen.72 Damit war der Osten im 
DGB und selbst vor Ort ein Diskursraum, der weitgehend von traditionellen, in 
der alten Bundesrepublik gewachsenen Mechanismen bestimmt wurde.

Dieser Aspekt der Kommunikationskultur stand aber auch bei Schmidt nicht 
infrage, der sich in seinem Operationsgebiet fast ausschließlich in westdeutschen 
Netzwerken bewegte. Dies zeigt etwa ein Eklat vom Frühjahr 1992, als Schmidt 
zusammen mit den Landesbeauftragten und Pressesprechern des DGB in den 
neuen Bundesländern nur auf jeweils verschlungenen Pfaden erfahren hatte, dass 
der Bundesvorstand 100.000 DM zur Finanzierung einer tarifpolitischen Kampa-
gne in den neuen Bundesländern bewilligt hatte. Vor allem die Landesbeauftrag-
ten und Pressesprecher reagierten umgehend und schlugen vor, „auf Grund der 
völlig anders gelagerten Stimmungslage“ der ostdeutschen Mitglieder eine Dresd-

69	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 4.4.1991.
70	 AdsD, DGB, 5/DGAI002216, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, DGB, Abt. Grundsatz und 

Politische Bildung, Protokoll der Sitzung der hausinternen Arbeitsgruppe „Die soziale Ein-
heit gestalten“, 18.4.1991.

71	 AdsD, DGB, 5/DGAI002216, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Heße, Zwischenbericht: 
Geplante Tage der Begegnung am 1.7.1991, 22.5.1991.

72	 AdsD, DGB, 5/DGAI002216, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Heße an Meyer, Horzetzky 
u. a., hier: Thüringen, 22.5.1991.
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ner Agentur mit der Umsetzung der Kampagne zu beauftragen. Erst zu diesem 
Zeitpunkt erfuhren sie vom Pressesprecher im DGB-Bundesvorstand, Hans-Jür-
gen Arlt, dass bereits ein von einer westdeutschen Agentur ausgearbeitetes Kon-
zept existierte.73 Aus Sicht der Pressesprecher in den neuen Bundesländern war 
damit der Gipfel der Ausgrenzung erreicht. Nachdem der vom DGB-Bundesvor-
stand in Auftrag gegebene Rundfunk-Spot zur Tarifpolitik gesendet worden war, 
fanden sie sich am 22. und 23. April 1992 zu einer Diskussion in Leipzig zusam-
men, deren Ergebnisse sie in einem Protestbrief an Arlt zusammenfassten. Auch 
hier waren es wiederum ausschließlich westdeutsche Gewerkschafter, die die man-
gelnde Kommunikation zwischen Zentrale und DGB-Stellen in Ostdeutschland 
anprangerten. In ihrem Brief kritisierten sie die Öffentlichkeitsarbeit des DGB 
scharf. Sie bescheinigten ihr eine zweifelhafte Wirkung in der ehemaligen DDR, 
warnten vor Desinformation und warfen dem Bundesvorstand vor, Hinweise auf 
die mögliche Kooperation mit lokalen Radiosendern geflissentlich zu ignorieren. 
Es mache sich „bei vielen aus Westdeutschland hier tätigen Gewerkschaftern Är-
ger und Frust über die Arbeit aus Düsseldorf breit“.74 Kaum ein Hinweis verdeut-
licht eindringlicher, dass es letztlich westdeutsche Gewerkschafter waren, die die 
Deutungshoheit über den Osten beanspruchten. Einen Monat später legte Sch-
midt noch einmal nach und listete für Arlt auf, warum der Rundfunk-Spot in den 
neuen Bundesländern eher belächelt wurde: Er habe Informationen enthalten, 
die aus ostdeutscher Sicht keine Relevanz besaßen, und damit sei das Ziel verfehlt 
worden, den „Ostdeutschen“ die Bedeutung der Tarifpolitik der Gewerkschaften 
klar vor Augen zu führen: 

„Obst ist aus Sicht der Ostdeutschen nicht teurer, es ist billiger geworden. Auto-
fahren ist aus der Sicht der Ostdeutschen nicht teurer, es ist billiger geworden. 
Im Verhältnis auf die Einkommen umgerechnet ist der Liter Benzin nicht teurer, 
er ist billiger geworden. Und aus der Mentalität der Ostdeutschen ist Lotto ein 
reines Vergnügen. Der Hinweis, daß auch Lottospielen teurer geworden sei, 
kratzt sie nicht.“75 

Ostdeutsche Gewerkschafter waren auch in diesem Fall nicht aktiver, sondern bes-
tenfalls passiver Teil des Diskurses. Andererseits zeigte dieser Protest von unten 
zumindest bei Arlt Wirkung, denn bereits wenige Tage später lud er dazu ein, die 
gewerkschaftliche Öffentlichkeitsarbeit kritisch zu bilanzieren.76

73	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 16.3.1992.
74	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000029, Pressesprecher des DGB in 

Ostdeutschland an Hans-Jürgen Arlt, Kopien an Meyer und Lothar Zimmermann, 23.4.1992. 
75	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000029, Schmidt an Arlt, 21.5.1992.
76	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000030, Schmidt an den DGB-Landes-

bezirk Mecklenburg-Vorpommern, Peter Deutschland, 14.5.1992. Seit 1994 trat Arlt in den 
„Gewerkschaftlichen Monatsheften“ dann verstärkt als Fürsprecher einer deutlich dezen-
tralisierteren Öffentlichkeitsarbeit auf; dadurch erhielten Journalisten innerhalb des DGB 
erstmals eine breitere Öffentlichkeit; vgl. Hans-Jürgen Arlt, Kampfkraft kommt aus Kommu-
nikation – oder verkümmert, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 45 (1994), S. 281–296, und 
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Der DGB und der ostdeutsche Medienmarkt: Eine wesentliche Referenzquelle für 
Schmidts Perzeption des Ostens bildete der Medienmarkt in den ostdeutschen 
Bundesländern, den er selbst als gespalten wahrnahm. Symptomatisch dafür war 
die Übernahme des Topos von der „medialen Mauer“ in seinen Sprachschatz. Da-
von hatten im Dezember 1992 die taz und vor ihr Alexander Gauland gesprochen, 
seinerzeit Geschäftsführer der Märkischen Allgemeinen, heute Vorsitzender der 
rechtsnationalen Alternative für Deutschland, um auf die geringe Integrations-
kraft der öffentlich-rechtlichen Medien in den neuen Bundesländern aufmerk-
sam zu machen.77 Schmidt fand diese Kritik durch eingeschliffene Verhaltensmus-
ter auf Führungsebene des DGB bestätigt. So war es auch nach der 
Wiedervereinigung nicht nur in der Düsseldorfer, sondern auch in der Berliner 
Pressestelle üblich, lediglich die bekannten überregionalen Zeitungen West-
deutschlands auszuwerten; dazu kamen das ehemalige SED-Zentralorgan Neues 
Deutschland und das frühere Sprachrohr der Ost-CDU, die Neue Zeit, die zunächst 
von der FAZ übernommen, nach der enttäuschten Hoffnung, auf dem ostdeut-
schen Medienmarkt Fuß fassen zu können, aber bereits 1994 eingestellt wurde. In 
Düsseldorf, so Schmidts Vorwurf, ignorierte man die Bedeutung der „Provinzblät-
ter“, obwohl diese für die Gewinnung der ostdeutschen Seele zentral seien.78 

Schon seit 1991 beobachtete Schmidt ein abnehmendes Interesse westdeut-
scher Journalistinnen und Journalisten an der Gewerkschaftspolitik in den neuen 
Bundesländern. Vor allem die vom DGB finanzierten Reisen mit der westdeut-
schen Presse hätten für den Gewerkschaftsbund bald kaum noch einen Mehrwert, 
so Schmidts alarmierende Beobachtung im Dezember 1991. Der „Reiz für Bonner 
Journalisten, auf Kosten Dritter in die neuen Länder zu reisen“ habe „dramatisch“ 
nachgelassen, und wenn überhaupt, dann schrieben sie bestenfalls noch „in Re-
portagen oder Berichten über eine besonders betrübliche Situation in einem Be-
trieb oder einer Gemeinde oder größeren Stadt oder Region, über Gewerkschaf-
ten und Gewerkschafter kaum“.79 

Aber auch DGB-Pressekonferenzen in den neuen Ländern waren für Schmidt 
Schauplätze der „medialen Mauer“, zumal sie zunehmend in Konkurrenz zu an-
deren öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen traten, die weitaus mehr Auf-
merksamkeit erregten – so etwa wenn parallel ostdeutsche Ministerpräsidenten 
bei der Treuhandanstalt aufschlugen oder regionale Themen wie Wohnungsbau 
und die Entwicklung strukturbestimmender Wirtschaftsbranchen diskutiert wur-
den.80 Diese selektive Aufmerksamkeit führte Schmidt vor allem auf zunehmende 
Konzentrationsprozesse und auf einen sich dynamisierenden Verdrängungswett-

ders./Otfried Jarren, Mehr PR wagen? Über Agitation, Öffentlichkeitswandel und Gewerk-
schaftsreform, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 47 (1996), S. 298–308.

77	 Vgl. taz vom 11.12.1992: „Die mediale Mauer. Über die Integrationsfunktion von ARD und 
ZDF“ (Karl-Heinz Stamm).

78	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 24.3.1992. 
79	 AdsD, DGB, 5/DGAI003087, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Heße, 9.12.1991.
80	 AdsD, DGB, 5/DGAI002915, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Ulf Fink, 4.11.1991. 
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bewerb zurück,81 der Zeitungsredaktionen in der ehemaligen DDR verstärkt zu 
Rationalisierungsmaßnahmen zwinge. Dabei konnte Schmidt auf Informationen 
aus erster Hand verweisen. So hätten ihm Pressevertreter im Anschluss an eine 
DGB-Pressekonferenz in Bogensee im November 1992 nahegelegt, „die Inflation“ 
dieser Veranstaltungen künftig zu unterlassen.82 Zur Landespressekonferenz in 
Potsdam einen Monat später schickten die regionalen Medien nur noch die „zwei-
te Garnitur“. Auch in diesem Fall fand die Gewerkschaftsveranstaltung keinen Wi-
derhall in den Medien, sondern trat hinter parallele Konkurrenzveranstaltungen 
zurück, bei denen Ministerpräsident Manfred Stolpe (SPD) und Ex-Kanzler Hel-
mut Schmidt aufgetreten waren.83 Dieter Schmidt konnte mit zahlreichen Eindrü-
cken aufwarten, die belegen sollten, dass sich der DGB dem Medienmarkt nicht 
nur in quantitativer Hinsicht, sondern auch qualitativ anpassen musste. Gerade 
„schwadronierende“ Redebeiträge auf Pressekonferenzen würden Journalistinnen 
und Journalisten dazu veranlassen, vorzeitig ihre Mikrophone abzubauen.84 Statt-
dessen seien kurze, knackige Statements gefragt, und dafür müssten PR-Berater 
in die Vorbereitungen eingebunden werden. 

Dieser Vorschlag scheiterte jedoch ebenso am Bundesvorstand wie Schmidts 
Idee, medienwirksame Auftritte von DGB-Chef Meyer in einer ostdeutschen Stadt 
oder zumindest im Berliner Ableger der Bundespressekonferenz zum Thema „Ge-
werkschaftliche Aufbauarbeit Ost“ zu organisieren.85 Auch gaben die Nachrichten 
vom nachlassenden Interesse der westdeutschen Presse aus Düsseldorfer Sicht kei-
nen Anlass dazu, speziell den Kontakt zu Medien in den neuen Bundesländern zu 
suchen. Wenn es im DGB überhaupt engere Kontakte zu Journalisten gab, dann 
Schmidts Beobachtungen zufolge nur, wenn zufällig verwandtschaftliche Bezie-
hungen zu Bundesvorstandsmitgliedern bestanden.86 So würden sich Medienver-
treter aus den neuen Bundesländern denn auch stets an Schmidt, aber nicht an 
den Bundesvorstand beziehungsweise dessen Fachabteilungen wenden, um etwas 
über die gewerkschaftlichen „Interpretationen der Politik“ zu erfahren.87

Verärgert über die Düsseldorfer „Ausgrenzungspolitik“ knüpfte Schmidt nicht 
nur intensive Kontakte zu lokalen Zeitungs- und Rundfunkredaktionen, er ver-
fasste zunehmend selbst Medienbeiträge, um den DGB in der ostdeutschen Lo-
kalpresse stärker als Gegenmacht sichtbar werden zu lassen. Anfangs hatte  
Schmidt noch versucht, den Bundesvorstand zu eigenen Initiativen zu animieren. 

81	 Vgl. Manuela Glaab, Medien, in: Werner Weidenfeld/Karl-Rudolf Korte (Hrsg.), Handbuch 
zur deutschen Einheit 1949–1989–1999, aktualisierte und erweiterte Aufl., Frankfurt a. M. 
1999, S. 559–572, hier S. 562–564.

82	 AdsD, DGB, 5/DGAI002909, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an den DGB-Bun-
desvorstand, Abt. Umwelt und Gesundheit, 10.11.1992. 

83	 AdsD, DGB, 5/DGAI002909, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Doris Schnei-
der-Zugowski, 3.12.1992.

84	 AdsD, DGB, 5/DGAI002909, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Schneider-
Zugowski, 29.6.1993.

85	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 9.3.1993.
86	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 16.3.1992.
87	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 30.11.1992.
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Dabei verwies er insbesondere auf die „Faktenorientierung“ der ostdeutschen 
Medien, deren stärkere Präferenz für konkretere Zahlen und Einzelfälle zur Do-
kumentation der „Unrechtsvorgänge“ er erkannt hatte. So schlug Schmidt im 
April 1991 vor, auf diesen Zug aufzuspringen und Klagen vor Arbeitsgerichten zu 
sammeln, mit denen er in der Presse auf „einen beachtlichen Widerhall“ zu sto-
ßen hoffte.88 Auch sollte die „kaninchenhafte Produktion von Pressemeldungen“ 
ein Ende haben, die „in der Presse des Anschlußgebietes keinerlei Niederschlag“ 
fänden.89 Sie sollten im Gegenteil dosiert und durch konkrete Fakten angefüttert 
werden, um mehr Aufmerksamkeit zu finden.90 Wie diese Methode funktioniere, 
führte Schmidt dem Bundesvorstand erstmals im Februar 1992 vor Augen, als er 
eine Pressemeldung über den Rückgang der Forschungsaktivitäten in ostdeut-
schen Betrieben mit Zahlen unterfütterte, die er jedoch erst aus den entspre-
chenden Abteilungen „herausfragen“ musste. Das Ergebnis habe sich gelohnt; er 
habe die Meldung in der Weise „verfaßt, wie sie hier sein muß und siehe da, in 
allen mir erreichbaren Blättern war sie zu finden“.91 

Vom Erfolg seiner Initiativen beseelt unterbreitete Schmidt weitere Ideen, wie 
sich der aufmerksamkeitsgenerierende Wert von Zahlen noch steigern ließe, etwa 
durch geschicktes Timing. So schlug er der stellvertretenden DGB-Vorsitzenden 
Ursula Engelen-Kefer im April 1992 vor, unmittelbar nach der Bekanntgabe der 
Arbeitslosenzahlen durch die Bundesanstalt für Arbeit öffentlich zu reagieren, da 
die Arbeitslosenzahlen im Mai erfahrungsgemäß „saisonbedingt“ wieder zurück-
gingen. Vergleiche man die Zahlen indes mit denen vom April des Vorjahrs, kön-
ne man die Bundesregierung gezielt kritisieren und dabei den „dramatischen“ 
Anstieg der Arbeitslosenzahlen oder das „arbeitsmarktpolitische Desaster“ he-
rausstellen.92

Da Schmidt jedoch die Erfahrung gemacht hatte, dass seine Ratschläge in Düs-
seldorf auf taube Ohren stießen, wurde er 1993 zunehmend selbst aktiv. Die „west-
deutsche Selbstgefälligkeit“ des Bundesvorstands habe ihn dazu gebracht, sein 
Wissen zu „kommerzialisieren“.93 So verfasste Schmidt im Winter 1993/94 mehre-
re Artikel; die Meldungen enthielten konkretes Zahlenmaterial, das er überdies 
„dem DGB-Vorsitzenden ‚anlastete‘“. Der am 27. November 1993 auf seine Initia-
tive hin im Neuen Deutschland publizierte Artikel „DGB: Rund 500 000 Ostdeut-
sche als Arbeitspendler“ stieß auf umfangreiche Resonanz in ostdeutschen Lokal-
medien; der Nordkurier aus Mecklenburg-Vorpommern brachte den Beitrag gar 
auf der ersten Seite. „Nur mit Fakten und konkreten Äußerungen und freier Hand 
für den Pressemenschen“, so Schmidts explizite Botschaft für den Bundesvor-

88	 AdsD, DGB, 5/DGAI002914, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Ursula Enge-
len-Kefer, 15.4.1991. 

89	 AdsD, DGB, 5/DGAI002913, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Meyer, 28.2.1991.
90	 AdsD, DGB, 5/DGAI002909, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Roland Schneider, 

30.9.1991.
91	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000029, Schmidt an Arlt, 11.2.1992.
92	 AdsD, DGB, 5/DGAI002914, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Engelen-Kefer, 14.4.1992. 
93	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000031, Schmidt an Horzetzky, 17.10.1994. 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

  Von Gegnern zu Partnern?   431

stand, sei der DGB-Vorsitzende „aus dem ‚Schatten‘ der Vize herauszuholen“.94 
Mit ähnlichem Erfolg wiederholte Schmidt diese Aktion noch einmal einen Mo-
nat später, wiederum verbunden mit der unmissverständlichen Botschaft, der ge-
werkschaftlichen Medienpolitik mehr Profilierungschancen einzuräumen.95 

Ob Schmidt auch Misserfolge zu verzeichnen hatte, lässt sich aus seinem 
Schriftwechsel nicht ersehen. Zu sehr war er darauf aus, seine Strategie als Erfolgs-
modell zu verkaufen. In Düsseldorf blieb allerdings alles beim Alten; Schmidt ern-
tete für seine Initiativen allenfalls Skepsis. Erst im August 1994 reagierte Bundes-
vorstandssekretär Horzetzky mit verhaltener Kritik. So schrieb er an Schmidt, 
dass man auch in Düsseldorf „Staatsverschuldung, Arbeitslosigkeit, Zahl der Plei-
ten, arbeitslose Jugendliche und Armut“ als Probleme wahrnehme, für deren Lö-
sung aber auch die Gewerkschaften kein Patentrezept hätten. Zudem sei eine Per-
sonalisierung der Debatte im Guten wie im Schlechten wenig vorteilhaft, dies 
ginge zulasten einer nüchternen Analyse.96 

Horzetzkys Kritik war nicht unberechtigt, sah er doch die Gefahr, dass der 
DGB als Problemlöser erscheinen konnte, ohne über ausreichende Handlungs-
optionen zu verfügen. Allerdings zeigt seine Reaktion auch, dass die Interessen-
konflikte zwischen Gewerkschaftspolitikern und Öffentlichkeitsarbeitern im Bun-
desvorstand noch immer ausgeblendet wurden. Daher blieben Missverständnisse 
unausgesprochen. Schmidt ging es nicht so sehr darum, den DGB als Heilsbrin-
ger zu profilieren, sondern er zielte auf den inszenatorischen Charakter der Medi-
enberichterstattung. So wiederholte er schon fast gebetsmühlenartig „in West-
deutschland inszenierte Themen [interessierten] in Ostdeutschland kaum einen 
Konsumenten von Medien“.97 Dies sei einer der wesentlichen Gründe dafür, dass 
der DGB in den neuen Bundesländern streckenweise nicht einmal bekannt sei.98

Lokale Unterstützernetzwerke und Widerstände: Schmidt traf in Düsseldorf keines-
wegs nur auf Ignoranz oder Skepsis. Vielmehr verstand er sich als Teil einer Exper-
tenminderheit im DGB und konnte in der Zentrale durchaus auch auf Unterstüt-
zer bauen. Dazu zählten neben Pressesprecher Arlt auch das für Kulturpolitik 
verantwortliche Bundesvorstandsmitglied Wolfgang Römisch, zuvor Chefredak-
teur von ‘ran, später Pressesprecher der niedersächsischen Landesregierung,99 
oder der Abteilungsleiter Jugend im Bundesvorstand, Bernhard Schulz. Letzterer 
war wie Schmidt der Überzeugung, dass eine „mediale Mauer“ Deutschland durch-
ziehe und der DGB hiervon unmittelbar betroffen sei. Anders als Schmidt aber sah 
Schulz die Aufgabe des DGB nicht so sehr darin, die ostdeutschen Medien stärker 
zu bearbeiten, sondern die westdeutsche Presse, da diese den „Osten gerne 

94	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000031, Schmidt an Horzetzky, 2.11.1993.
95	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 5.1.1994. 
96	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Horzetzky an Schmidt, 19.8.1994.
97	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000029, Schmidt an Arlt, 10.1.1995.
98	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000034, Schmidt an DGB-Landesbezirk 

Thüringen, Frank Spieth, 23.1.1995. 
99	 AdsD, DGB, 5/DGAI002911, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Wolfgang Römisch an 

Schmidt, 24.2.1992.
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ignoriert“.100 Zudem arbeiteten die Pressesprecher des DGB in den neuen Bundes-
ländern, die allesamt aus der alten Bundesrepublik stammten, eng mit Schmidt 
zusammen. So sprach sich etwa der Pressesprecher des DGB-Landesverbands Ber-
lin-Brandenburg, Dieter Pienkny, ebenso wie Schmidt für institutionalisierte Kon-
takte zu Journalistinnen und Journalisten vor Ort aus. Der ehemalige Redakteur 
und Betriebsratsvorsitzende des Berliner Volksblatts verwies auf den großen Vorteil 
der ostdeutschen Lokalmedien, die im Gegensatz zum „Springer-Meinungsmono-
pol“ den „Gewerkschaftsthemen aufgeschlossen gegenüberstehen“.101

Allerdings spiegelte sich auch in den ostdeutschen Landesbezirks- und Kreis- 
büros der westdeutsche Grundkonflikt zwischen Gewerkschaftspolitik und Öffent-
lichkeitsarbeit wider. So saßen in den Gremien der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten in den neuen wie alten Bundesländern vor allem die Landes- 
vorsitzenden, nicht aber „gewerkschaftlich aktive Journalisten“.102 Diese würden, so 
Schmidt am Beispiel der Gewerkschafter im Rundfunkrat des Mitteldeutschen 
Rundfunks, weder Initiativen für eigene Sendungen ergreifen noch an medien-poli-
tischen Veranstaltungen teilnehmen.103 Dabei ignorierte Schmidt, dass sich die Ge-
werkschafter in den Rundfunkräten eher im traditionellen Sinne als gesellschaft-
liche Kontrollinstanz verstanden, nicht aber als Akteure der Mediengesellschaft. 

Überlagert wurde diese schwierige Konstellation jedoch durch eine weitere 
Konfliktlinie zwischen Bundesvorstand und Landesverband. Gerade die ostdeut-
schen Landesbezirksvorsitzenden der ersten Stunde, allesamt erfahrene Gewerk-
schaftsfunktionäre aus Westdeutschland, hatten angesichts der sozialen Folgen 
der Privatisierung schon früh das Bedürfnis entwickelt, sich untereinander – ohne 
Beteiligung der Zentrale – auszutauschen. Diese Zusammenkünfte blieben in Düs-
seldorf nicht unbeachtet. Vor allem das Bundesvorstandsmitglied Friedel Heße 
begriff diese Treffen als Chance, die Kommunikation zwischen Zentrale und Regi-
onen zu verbessern und über diesen Kanal zugleich die Reformvorstellungen des 
Bundesvorstands zu vermitteln. Schmidt sah hier vor allem die Profilierungssucht 
des Leiters der Abteilung Vorsitzender (ab 1993 Gesellschaftspolitik) am Werk, die 
Landesbezirksvorsitzenden werteten Heßes Aktivitäten dagegen als Einmischung 
des Bundesvorstands, der aus den Diskussionen herausgehalten werden sollte.104 
Je größer das Interesse der Zentrale an diesen Zusammenkünften wurde, desto 

100	 AdsD, DGB, 5/DGAI002911, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Bernhard Schulz an 
Schmidt, 17.10.1994.

101	 AdsD, DGB, 5/DGBG000207, Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Dieter Pienkny, Anmer-
kungen zur Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des DGB, Landesbezirk Berlin-Brandenburg, 
für die Klausurtagung am 24./25.5.1991. 

102	 AdsD, DGB, 5/DGAI002913, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt, Fragen der Me-
dienpolitik des DGB gegenüber den Öffentlich-Rechtlichen, 4.6.1991.

103	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000034, Schmidt an DGB-Landesbe-
zirk Thüringen, Spieth, 2.12.1994. 

104	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 31.8.1993.
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mehr ging es bei den Landesbezirksvorsitzenden zurück, so dass Heße, der offen-
bar selbst das Zepter in die Hand nehmen wollte, Ende 1995 resigniert aufgab.105 

Aber auch Dieter Schmidt, der seit Heßes Interventionen noch mehr als Mann 
der Düsseldorfer Zentrale galt, blieb von diesen Treffen ausgeschlossen. Beson-
ders geschickt agierte der Berliner Büroleiter des DGB freilich nicht, als seine 
Proteste den Bundesvorstand veranlassten, die Landesbezirksvorsitzenden nach-
drücklich anzuweisen, Schmidt einzuladen.106 Allerdings war die Enttäuschung 
groß, denn Schmidt konnte bei diesen Treffen schließlich auch hautnah erleben, 
dass „Medienexperten da geradezu stören“.107 So wurde sein Vorschlag vom Sep-
tember 1993, im Handelsblatt eine an Unternehmen gerichtete Werbeanzeige für 
Investitionen im Osten zu schalten, mit dem Verweis auf die Kosten abgelehnt. 
Eine bloße Meldung an die Presse sei günstiger und effektiver.108

Schmidts Versuche, Verbündete in den Kreisbüros des DGB zu gewinnen, wa-
ren nicht viel erfolgreicher. In diesen Kreisbüros, die sich zunehmend zu Schau-
plätzen von Ost-West-Spannungen entwickelten, traf Schmidt verstärkt auf Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aus den neuen Bundesländern, auch die 
Kreisvorsitzenden stammten häufig aus der ehemaligen DDR. Diesen Funktio-
nären begegnete Schmidt mit Distanz, ja mit Abneigung, und zog sich auf seine 
westdeutsche Identität zurück, um sich von ihnen abzugrenzen. Schon bei seinen 
ersten Besuchen vor Ort nahm er in der DDR geborene Beschäftigte, anfangs vor 
allem Sekretärinnen, als aggressiv und jeder institutionalisierten demokratischen 
Kultur fernstehend wahr. So beschwerten sich vor allem Gewerkschafter aus West-
deutschland darüber, ihre ostdeutschen Kolleginnen und Kollegen fielen ihnen 
ständig ins Wort und besäßen keine Manieren. Solche Beobachtungen veran-
lassten Schmidt zu psychologisierenden Schlussfolgerungen: „Da der Ostdeut-
sche dazu neigt, in erster Linie seine Meinung zu hören oder durchzusetzen, 
fühlt er sich mit dem Hinweis, der Redner möge doch ausreden dürfen, noch 
zusätzlich gereizt.“109

Versuche Schmidts, die Kreisvorsitzenden dennoch zu Verbündeten zu ma-
chen, scheiterten vielfach, dies verstärkte sein Negativbild vom „Ossi“ als Defizit-
Bürger zusätzlich. Daran änderte auch die Tatsache nichts, dass sich viele Kreis-
vorsitzende dafür einsetzten, die ostdeutsche Lokalpresse stärker zu beobachten. 
Anders als Schmidt betrachteten die Kreisvorsitzenden die Lokalpresse aber nicht 
als Grundlage für eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit, sondern als Kanal, um mit 
den Kollegen in den neuen Bundesländern zu kommunizieren.110 Den Lokal-

105	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000032, Schmidt an DGB-Landesbe-
zirk Sachsen, Hanjo Lucassen, 18.12.1995. 

106	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000032, Schmidt an Horzetzky, 
10.6.1992, und 1/DSAG000031, Horzetzky an Landesbezirksvorsitzende der neuen Bun-
desländer, cc: Schmidt und Heße, 21.9.1993.

107	 AdsD, DGB, 5/DGAI002906, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Horzetzky, 8.6.1993.
108	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000032, Schmidt an DGB-Landesbe-

zirk Sachsen, Lucassen, 13.9.1993. 
109	 AdsD, DGB, 5/DGAI002913, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an Meyer, 10.12.1991. 
110	 AdsD, IG Metall-Archiv, NL Dieter Schmidt, 1/DSAG000029, Schmidt an Arlt, 1.6.1993. 
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medien kam damit auch eine Ersatzfunktion für die kaum rezipierte Gewerk-
schaftspresse zu.

Schmidt sah das Hauptproblem der ostdeutschen Kreisvorsitzenden jedoch in 
ihrer „Angst vor Journalisten“ und ihrer fehlenden Sensibilität für vertrauliche 
Gespräche mit Medienvertretern. So schlug er 1993 vor, die Kreisvorsitzenden im 
Umgang mit der Presse zu schulen, wobei er die Seminare selbst zu leiten bereit 
war. Die Landesbezirksvorsitzenden konnten dieser Idee – anders als die Bedenk-
enträger in Düsseldorf – einiges abgewinnen.111 Großen Erfolg hatte Schmidt mit 
seinen Seminaren freilich nicht. In Sachsen seien sie zwar sehr „unterhaltsam“ 
gewesen, hätten „bei einigen“ aber nicht gefruchtet.112 Die Initiative lief sich von 
selbst tot, und das lag vor allem an der Furcht der Landesbezirksvorsitzenden um 
ihre Autorität und am fehlenden Interesse der Kreisvorsitzenden an Medienschu-
lungen. Mancherorts fand Schmidt nicht einmal einen Kandidaten für seinen 
Fortsetzungskurs.113

V. Zusammenfassung

Das Handeln Dieter Schmidts als Presseverantwortlicher für die ostdeutschen 
Bundesländer lässt sich nur verstehen, wenn er als historische Figur in einem 
doppelten Kontext verortet wird. Seine und die Geschichte des Pressebüros Ost 
stehen dabei exemplarisch für das Agieren des DGB im Transformationsraum 
Ostdeutschland. Die Akteure, darunter Dieter Schmidt, nahmen die ostdeutsche 
Wirklichkeit durch ihren westdeutschen Erfahrungsraum wahr, fanden in den 
neuen Bundesländern aber zugleich ein Experimentierfeld für eine alternative 
Gewerkschaftspolitik vor, die innerhalb der gewachsenen westdeutschen Struk-
turen kaum durchsetzungsfähig gewesen wäre. 

Die gewerkschaftliche Öffentlichkeitsarbeit zeichnete sich durch einen struk-
turellen Konflikt zwischen Gewerkschaftspolitik und journalistischer Expertise 
aus. Die Krisendebatten der 1970er und 1980er Jahre betrafen die Öffentlich-
keitsarbeit des DGB in besonderem Maße, zumal öffentliche Vermittlungsarbeit 
gewerkschaftsintern stets im Wechselverhältnis zum Diskurs über Gesellschaft 
und Öffentlichkeit stand. Gleichwohl hatten die Konflikte um gewerkschaftliche 
Öffentlichkeitsarbeit eine lange Vorgeschichte. Traditionell galt seit Gründung 
des DGB das Primat der Gewerkschaftspresse, während kommerzielle Massenme-
dien tendenziell als gewerkschaftsfeindlich oder zumindest -schädlich angesehen 
wurden. Katalytisch wirkten sich vor allem die gesellschaftlichen Transformati-
onsprozesse der 1960er Jahre aus. Journalistinnen und Journalisten begriffen sich 
verstärkt als Akteure und Triebkräfte einer eigenständigen Medienöffentlichkeit, 

111	 AdsD, DGB, 5/DGAI002912, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an DAG, Abt. 
Schulung, Dieter Eich, 29.6.1993. 

112	 AdsD, DGB, 5/DGAI003073, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an DGB-Landes-
büro Sachsen, Lucassen, 11.11.1993.

113	 AdsD, DGB, 5/DGAI003072, Bundesvorstand, Abt. Vorsitzender, Schmidt an DGB, Kreis 
Schwerin, Thomas Fröde, 14.4.1994.
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als „vierte Gewalt“ im demokratischen Staat. Parallel schufen das „Wirtschaftswun-
der“ und soziale Errungenschaften wie steigende Tariflöhne und mehr Freizeit 
neue Möglichkeitsräume und Wahrnehmungshorizonte für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, deren Medienkonsum sich dadurch veränderte. Somit er-
fuhren die gewerkschaftlichen Medien einen starken Bedeutungsverlust, was die 
Konkurrenzsituation zum kommerziellen Medienmarkt seither zum internen 
Konfliktgegenstand innerhalb des DGB werden ließ. Der Bundesvorstand reagier-
te auf diese Situation widersprüchlich. Einerseits holte er sich journalistische Ex-
pertise ins Haus, andererseits hielt er diese Personen an der kurzen Leine, wenn 
es darum ging, das überkommene pädagogische Medienkonzept den Herausfor-
derungen des kommerziellen Medienmarkts beziehungsweise den an Einfluss ge-
winnenden Bedürfnissen der Konsumenten anzupassen. 

Die Krisendebatten in der Zeit „nach dem Boom“ gaben dieser internen Kon-
troverse neue Impulse. Neue soziale Bewegungen, linke oppositionelle Gruppen 
in den Gewerkschaften und neue Konkurrenten um die Vertretung von Arbeit-
nehmerinteressen übten Druck aus und griffen den DGB sowie seine Gewerk-
schaften zunehmend für ihre überkommenen Strukturen an. Die mediale und 
intellektuelle Öffentlichkeit der Bundesrepublik der 1980er Jahre sah den DGB 
bald sogar als Institution einer untergehenden Epoche des sozialdemokratischen 
Konsenses. 

Der drohende Imageverlust gegenüber den (potenziellen) Mitgliedern ließ das 
Dilemma der gewerkschaftlichen Öffentlichkeitsarbeit erneut zum internen Dis-
kussionsgegenstand werden. Dabei waren es vor allem Initiativen von unten, die 
den Bundesvorstand dazu drängten, nicht mehr nur die Unterhaltungs- und Frei-
zeitbedürfnisse der Mitglieder zu adressieren, sondern die Gewerkschaftsmedien 
zu Akteuren einer kritischen Öffentlichkeit umzugestalten. Konsistent waren all 
diese Vorschläge nicht, sie drückten aber ein dringendes Bedürfnis nach Verän-
derung aus, dem sich der Bundesvorstand jedoch weiterhin verweigerte. Dieter 
Schmidt zählte zu diesem Kreis von internen Kritikern am gewerkschaftlichen 
Medienkonzept, das sich seit 1949 nicht grundlegend änderte. Die Skepsis gegen-
über kommerziellen Medien als Instrument gewerkschaftsfeindlicher Interessen-
gruppen blieb letztlich tief im gewerkschaftlichen Selbstverständnis verankert. 
Dieser Befund liegt quer zu den bisherigen sozial- und medienwissenschaftlichen 
Studien über die gewerkschaftliche Öffentlichkeitsarbeit, die dem DGB seit den 
1980er Jahren einen überwiegend erfolgreichen Anpassungsprozess an die kom-
plexer werdende Medienlandschaft attestierten. Die Autorinnen und Autoren die-
ser Studien schlossen von sichtbaren institutionellen Veränderungen im DGB 
und statistischen Befunden wie der Zahl der von kommerziellen Medien verwer-
teten Pressemeldungen auf einen grundlegenden Wandel; daher blieben die 
mentalen und strukturellen Kontinuitäten unbeachtet.

Diese Kontinuitäten prägten auch die Medienpolitik des DGB in den ostdeut-
schen Bundesländern, was – anschließend an aktuelle Debatten über räumliche 
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und temporale Dimensionen der postsozialistischen Transformationen114 – ein-
mal mehr deutlich macht, dass die Zäsur von 1989/90 relativ zu sehen ist. Wäh-
rend der Bundesvorstand des DGB in seinen Vorstellungen zur Öffentlichkeitsar-
beit in Ostdeutschland an das traditionelle Medienkonzept anknüpfte, indem er 
die gewerkschaftlichen Presseerzeugnisse dazu nutzen wollte, um Mitglieder und 
Funktionäre mit (westdeutscher) Gewerkschaftspolitik vertraut zu machen, sah 
Dieter Schmidt als Leiter des Berliner Pressebüros Ost nun die Chance, die über-
kommene und wirtschaftlich überdies ineffiziente Medienpolitik des DGB zu ver-
ändern. Mit einer Mischung aus innerer Verbitterung und gesteigertem Moderni-
sierungswillen begriff sich Schmidt als medienpolitischer Gestalter in doppelter 
Hinsicht: Zum einen versuchte er, seine exklusive Position an der Schnittstelle von 
DGB-Bundesvorstand und ostdeutschem Medienmarkt zu nutzen, um seine eige-
nen Beobachtungen zum Narrativ der beschleunigten Erosion traditioneller ge-
werkschaftlicher Medienpolitik zu verdichten. Zum anderen bemühte er sich um 
die vom Bundesvorstand vernachlässigten, aber aufstrebenden Regional- und Lo-
kalzeitungen in der ehemaligen DDR, die sich prinzipiell für gewerkschaftliche 
Themen aufgeschlossen zeigten.

Schmidt agierte damit an der Nahtstelle zwischen Ost und West sowie zwischen 
Gewerkschaftspolitik und Öffentlichkeitsarbeit. Beide Konfliktfelder überlapp-
ten sich in Schmidts Tätigkeit und dynamisierten sich wechselseitig. In seinem 
Kampf gegen den unwirtschaftlichen Bund-Verlag als Herausgeber aller gewerk-
schaftlichen Presseerzeugnisse, gegen die mächtigen Fachabteilungen des DGB, 
die die Öffentlichkeitsabteilungen weiterhin als eher technische Bereiche be-
trachteten, und gegen die Landesbezirksvorstände, die Pressesprecher und Öf-
fentlichkeitsarbeiter häufig als unliebsame Nebenbuhler sahen, konstruierte  
Schmidt ein Bild vom Osten, das seiner Argumentation Nachdruck verleihen 
sollte. Aus seiner Rezeption der ostdeutschen Lokal- und Regionalmedien sowie 
aus seinen persönlichen Erfahrungen in Landesbezirks- und Kreisbüros leitete er 
die Kompetenz ab, die ostdeutsche Seele und deren Befindlichkeiten besser ein-
schätzen zu können. In seinen Augen war der ehemalige DDR-Bürger stärker inte-
ressiert an Fakten, materiellen Dingen und Geschehnissen in seinem lebenswelt-
lichen Nahbereich. Dass viele ostdeutsche Gewerkschaftsmitglieder und -funktio- 
näre der Presse aber offensichtlich einen geringeren Stellenwert für die gewerk-
schaftliche Milieubildung einräumten und vielmehr auf persönliche Begegnungen 
und Gespräche setzten, entging Schmidt. 

So wurden die langjährigen gewerkschaftsinternen Konflikte zwischen Gewerk-
schaftsarbeit und journalistischer Expertise auf den ostdeutschen Transformati-
onsraum übertragen, wo sie sich verfestigten. Diese Entwicklung verhinderte eine 
kohärente Öffentlichkeitsarbeit, zumal Schmidt in seinen internen Einlassungen 

114	 Vgl. Philipp Ther, Die neue Ordnung auf dem alten Kontinent. Eine Geschichte des neo-
liberalen Europa, Frankfurt a. M. 2014, und Kerstin Brückweh/Marcus Böick, Weder Ost 
noch West. Ein Themenschwerpunkt über die schwierige Geschichte der Transformation 
Ostdeutschlands, Zeitgeschichte-online, März 2019; www.zeitgeschichte-online.de/thema/
weder-ost-noch-west [9.4.2019].
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über den Osten ältere, aus Westdeutschland importierte strukturelle Probleme 
verhandelte. Das Imageproblem des DGB, das durch die Krisendiskussionen der 
1970er und 1980er Jahre im Wechselspiel mit internen Machtkonflikten maßgeb-
lich mitgeprägt wurde, wirkte damit in Ostdeutschland fort und trägt (neben der 
Verbands- und Tarifflucht von Unternehmen) noch heute dazu bei, dass die Ge-
werkschaften es schwer haben, sich in den ostdeutschen Bundesländern zu eta-
blieren.
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Podium Zeitgeschichte

Rechtspopulismus in westlichen Demokratien – zeithistorische 
Perspektiven

Das Aufkommen rechtspopulistischer Parteien und Bewegungen ist längst keine 
neue Erscheinung mehr, auch wenn es hierzulande erst mit den Wahlerfolgen 
Donald Trumps und der Alternative für Deutschland (AfD) endgültig unüberseh­
bar geworden ist. Frank Deckers grundlegende politikwissenschaftliche Studie 
über den neuen Rechtspopulismus in den westlichen Demokratien ist schon im 
Jahr 2000 erschienen und befasst sich mit Entwicklungen, die zumeist in die 
1980er und 1990er Jahre zurückreichen.1 Chronologisch gesehen ist das Phä­
nomen Rechtspopulismus damit gewiss schon ein zeitgeschichtliches – und folgt 
man Barbara Tuchmans berühmtem Diktum, Zeitgeschichte sei Geschichte, die 
noch qualmt, dann trifft das erst recht zu.2  

Wissenschaftlich ist der Rechtspopulismus indes bislang nahezu ausschließlich 
von den Kolleginnen und Kollegen aus Nachbardisziplinen wie der Politologie 
oder der Soziologie untersucht worden, die nicht zuletzt Definitionsfragen kon­
trovers diskutieren.3 Das Podium Zeitgeschichte zum Thema „Rechtspopulismus in 
westlichen Demokratien“ will daher den Blick auf die zeitgeschichtlichen Pers-
pektiven lenken. Dabei sollen vor allem vier Aspekte im Zentrum stehen, näm­
lich, erstens, die gesellschaftlichen Entstehungsbedingungen rechtspopulis­
tischer Strömungen und ihrer politischen Erfolge; zweitens, die Frage nach 
Konjunkturen oder Zyklen; drittens, die Selbstverortung von Rechtspopulisten in 
der jeweiligen nationalen und in der internationalen (Zeit-)Geschichte und 
schließlich, viertens, ihr Verhältnis zur Demokratie.

Für eine solche Untersuchung kämen zahlreiche Länder in Betracht. Um dem 
Format des Podiums gerecht zu werden, ist aber eine Auswahl nötig. Eine erste 
Grenzziehung ist die Beschränkung auf westliche Demokratien, also auf Länder, 
die spätestens seit dem Zweiten Weltkrieg demokratisch verfasst waren. Hier gel­
ten andere Voraussetzungen als bei den postkommunistischen Ländern im öst­
lichen Teil Europas, wobei sich im vereinten Deutschland teilweise auch deren 
Probleme spiegeln. Neben Deutschland ist die Wahl auf Frankreich gefallen, das 
eine besonders lange und bedeutsame Geschichte des Rechtspopulismus auf­
weist, wo aber anders als in Italien – die Herren Berlusconi und Salvini lassen 
grüßen – die Regierungsmacht bislang nicht in die Hände von Populisten geraten 
ist. Spezifische und teilweise ungewöhnliche Ausprägungen weist der Rechtspopu- 
 

1	 Vgl. Frank Decker, Parteien unter Druck. Der neue Rechtspopulismus in den westlichen De­
mokratien, Opladen 2000. 

2	 Vgl. Barbara Tuchman, Wann ereignet sich Geschichte?, in: Dies., In Geschichte denken. Es­
says, Düsseldorf 1982, S. 31–39, hier S. 32.

3	 Vgl. das Forum mit Beiträgen von Ursula Birsl, Frank Decker, Michael Minkenberg, Samuel 
Salzborn und Ruth Wodak, in: Politische Vierteljahresschrift 59 (2018), S. 319–384.
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lismus in den Niederlanden auf, und schließlich darf der große Bruder jenseits 
des Atlantiks nicht fehlen, der sich seit Neuestem als populistischer Stiefbruder 
geriert. Daher findet auch der Rechtspopulismus in den USA mit Donald Trump 
an der Spitze in diesem Podium Platz.  

Die vier angesprochenen Grundprobleme sollen dabei, wenngleich auf knap­
pem Raum, intensiv ausgeleuchtet werden. Folgende Fragen sind von besonderer 
Bedeutung: Wie stellen sich, erstens, die spezifischen politisch-gesellschaftlichen 
Startbedingungen rechtspopulistischer Bewegungen dar? Welche Rolle spielen 
Krisensituationen, Modernisierungsschübe, aber auch charismatische Führerfi­
guren? Über welche Trägerschichten verfügt der Rechtspopulismus? Sind es die 
Verlierer oder die Gewinner von Modernisierung und Globalisierung – oder fin­
det sich eine unerwartete Koalition eigener Art? Kann man in Anlehnung an  
M. Rainer Lepsius vielleicht sogar von rechtspopulistischen sozialmoralischen  
Milieus sprechen?4 Welche Befunde liegen, zweitens, über die Dauerhaftigkeit 
rechtspopulistischer Bewegung vor? Gibt es vielleicht so etwas wie Empörungszy­
klen? Oder stehen wir am Beginn einer Epoche des Populismus? Wie verorten 
sich, drittens, Rechtspopulisten selbst in der Zeitgeschichte ihrer Länder? Inwie­
fern kann man sie als modifizierte Fortsetzung der alten Rechten verstehen, inwie­
fern handelt es sich um neue Phänomene? Welche Geschichtspolitik betreiben 
sie? Wie steht es, viertens, um das Verhältnis der Rechtspopulisten zur Demokra­
tie? Ist das Ideologem des von den Eliten verratenen Volks eine Gefahr für die 
repräsentative Demokratie? Welche Erfahrungen liegen über die parlamenta­
rische und gegebenenfalls Regierungspraxis von Rechtspopulisten vor? Ist sie sys­
temfeindlich, oder überwiegen pragmatische Tendenzen?

Den Anfang macht Karin Priester mit einem Schlaglicht auf die Entwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland. Im Unterschied zu anderen westeuropäischen 
Ländern kam es hier erst 2013 zur Gründung einer Partei, die sich als Alternative 
zu den Parteien des Mainstreams versteht. In nur vier Jahren füllte sie erfolgreich 
das Vakuum aus, das CDU und SPD am rechten Rand des politischen Spektrums 
hinterlassen hatten. Die Autorin behandelt zunächst Erklärungsansätze für den 
europaweit wachsenden Einfluss rechtspopulistischer Parteien und geht dann auf 
die ideologischen Hauptströmungen der AfD ein. Ihre These ist klar: Ob sich die 
AfD als nationalkonservative Volkspartei auf Dauer im deutschen Parteiensystem 
etablieren kann, wird davon abhängen, ob es ihr gelingt, aus dem Schatten einer 
anti-muslimischen Protestpartei hinauszutreten, die Frage der sozialen Gerechtig­
keit stärker zu thematisieren und sich glaubhaft von rechtsextremen Trittbrettfah­
rern zu distanzieren.

Ursula Prutsch zeigt, dass Donald Trump in den USA erstmals auf nationaler 
Ebene rechtspopulistische Politik salonfähig gemacht hat. Sie unterscheidet sich 
ideologisch von der im späten 19. Jahrhundert etablierten People’s Party, wenn- 
 
 

4	 Zu diesem Konzept vgl. M. Rainer Lepsius, Demokratie in Deutschland. Soziologisch-histori­
sche Konstellationsanalysen – ausgewählte Aufsätze, Göttingen 1993, S. 25–50.
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gleich jene Bewegung sich bereits einer aggressiven, manichäischen Rhetorik be­
diente. Vorläufer hat Trump freilich in Andrew Jackson, in George Wallace, dem 
autoritären Gouverneur von Alabama, und im Tea Party Movement, dessen Erfolg 
auf zwei Faktoren beruht: der Wirtschaftskrise von 2008 und der Wahl von Barack 
Obama zum ersten afro-amerikanischen Präsidenten der USA. 

Ronja Kempin befasst sich mit dem Rassemblement National (ehemals Front Nati-
onal), das seit Mitte der 1970er Jahren zum festen Bestandteil des französischen 
Parteiensystems gehört. Marine Le Pen, seit 2011 Vorsitzende der Partei, zielt da­
rauf ab, das politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche System Frankreichs 
von innen heraus zu verändern. Um die dafür nötige Macht zu erlangen, hat sie 
ihre Partei vom Odium des Diabolischen befreit und das Themenportfolio ver­
breitert. Sie verknüpft unterschiedliche Problemkreise miteinander, wodurch es 
ihr gelingt, Fragen, die bislang unter kulturellen Gesichtspunkten behandelt wur­
den, ökonomisch zu begründen und damit zu rationalisieren. Wie groß die Er­
folgsaussichten dieser Strategie sind, wird sich erst in den kommenden Jahren 
zeigen. 

André Krause macht in seinem Beitrag klar, dass die niederländischen 
Rechtspopulisten Stimmen von einer bunten Wählerkoalition erhalten und heute 
eine feste Größe im nationalen Parlament sind. Darüber hinaus liegt der Fokus 
auf der Frage, wie sich Pim Fortuyn und Geert Wilders in der Geschichte ihrer 
Länder verorten. Dabei arbeitet André Krause vor allem heraus, warum sie sich 
auf historische Vorbilder aus dem 17. und 18. Jahrhundert berufen, während zeit­
genössische Persönlichkeiten keine nennenswerte Rolle spielen. Abschließend 
setzt sich der Autor mit dem Verhältnis der niederländischen Rechtspopulisten 
zur Demokratie auseinander – und er mahnt zur Besonnenheit, da weder Fortuyn 
noch Wilders als systemfeindliche Akteure einzustufen sind.

Thomas Schlemmer interessiert sich vor allem für Populisten an der Macht. 
Dass er Italien für seine Untersuchung ausgewählt hat, ist kein Zufall, bestimmen 
(rechts-)populistische Parteien doch in Rom die Politik seit 1994 an entschei­
dender Stelle mit. Der Autor vertritt dabei die These, dass der Populismus auf der 
Apennin-Halbinsel inzwischen zu einer prägenden politischen Kraft geworden 
ist, die als Mobilisierungsinstrument und Organisationsform über die Mitglieder 
der eigenen Parteifamilie hinaus stilbildend wirkt, politische Mitbewerber unter 
Druck setzt sowie Tonlage und Inhalte der öffentlichen Debatte wesentlich mit­
bestimmt. In der Rückschau erscheint Italien damit weniger als Sonderfall, son­
dern als Laboratorium politischer Veränderung.

*

Diese und weiterführende Themen werden die Autorinnen und Autoren am  
16. Juli 2019 im Rahmen einer Podiumsdiskussion im Institut für Zeitgeschichte
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in München erörtern und einem breiteren Publikum vorstellen. Die Diskussion 
wird aufgezeichnet und in Form von Videoausschnitten und einem vollständigen 
Transkript auf der VfZ-Homepage dokumentiert (www.ifz-muenchen.de/viertel-
jahrshefte/podium-zeitgeschichte/). Das online zugängliche Forum (www.ifz-
muenchen.de/vierteljahrshefte/forum/) bietet allen Interessierten die Gele-
genheit, die Debatte über ein drängendes politisches Phänomen der Gegenwart 
und seine historischen Wurzeln fortzusetzen.

Jürgen Zarusky5

5	 Jürgen Zarusky, seit 2016 Chefredakteur der VfZ, hat das „Podium Zeitgeschichte“ als Format 
in der Zeitschrift etabliert; er hat auch dieses Thema angestoßen. Die Einleitung basiert im 
Wesentlichen auf seinen Überlegungen. Jürgen Zarusky konnte weder die Arbeiten an den 
Beiträgen noch die Veranstaltung begleiten; er verstarb nach kurzer, schwerer Krankheit am 
4. März 2019 in München. Seinem Andenken sei dieses „Podium Zeitgeschichte“ gewidmet. 
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Karin Priester

Die Alternative für Deutschland

I. Einführung

Zur Kennzeichnung populistischer Parteien habe ich, in Anlehnung an Paul Tag-
gart, das Bild vom Chamäleon benutzt.1 Populistische Parteien können auf der 
Ebene der policies die Farbe wechseln und je nach Großwetterlage wirtschaftslibe-
ral, sozialstaatlich oder protektionistisch auftreten. Die Alternative für Deutsch-
land (AfD) ist noch so volatil, dass auch die Urteile über sie chamäleonhafte Züge 
annehmen: Der ARD-Journalist Jens Wiening sah sie „auf dem Weg zur sozialis-
tischen Partei“;2 der CDU-Politiker Friedrich Merz hielt sie dagegen für „offen 
nationalsozialistisch“.3 

Es gehört zur ideologischen Grundausstattung eines jeden Populismus, dass er 
zwischen oben und unten, zwischen den Eliten und dem Volk, polarisiert und als 
Anwalt des Volks, des gemeinen Manns auftritt. Erst in einer zweiten Phase verla-
gert er die Polarisierung von innen nach außen – auf äußere Bedrohungen, sei es 
durch Flüchtlinge, Asylbewerber, Muslime oder „vaterlandslose“ Global Player. 
Der Thüringer AfD-Politiker Björn Höcke, derzeit der Exponent des nationalkon-
servativen Flügels, machte dies am 28. April 2016 auf einer Demonstration in 
Schweinfurt deutlich: „Die Soziale Frage der Gegenwart ist nicht primär die Ver-
teilung des Volksvermögens von oben nach unten, unten nach oben, jung nach alt 
oder alt nach jung. Die neue deutsche Soziale Frage des 21. Jahrhunderts ist die 
Frage nach der Verteilung des Volksvermögens von innen nach außen.“4 

II. Fehlurteile über Populismus

Vorab gilt es, Missverständnissen über Populismus entgegenzutreten. Es ist mü-
ßig, das Wesen von Populismus bestimmen zu wollen. Populismus ist immer kon-
textgebunden und entwickelt sich prozessual in Relation zur Politik der etablier-
ten Parteien. In dem Maße, wie sich der Kontext ändert, zeigt er unterschiedliche 
Facetten und nimmt unterschiedliche Kolorierungen an. Für ebenso unfruchtbar 
halte ich die sozialstrukturelle Debatte über das Wählerpotenzial. Neigen vorran-
gig die „abgehängten“ Modernisierungsverlierer zu populistischen Protestpar-
teien oder ist es nicht eher die gesellschaftliche „Mitte“? Für Westeuropa ist gut 

1	 Vgl. Paul Taggart, Populism and Representative Politics in Contemporary Europe, in: Journal 
of Political Ideologies 9 (2004), S. 269–288.

2	 ARD-Morgenmagazin vom 28.6.2018; www.tagesschau.de/inland/afd-487.html [5.4.2019].
3	 Der Spiegel vom 12.11.2018: „Kandidat für CDU-Vorsitz Merz nennt AfD ,offen nationalso-

zialistisch‘“; www.spiegel.de/politik/Deutschland/friedrich-merz-nennt-afd-offen-national-
sozialistisch-a-1237955.html [25.11.2018].

4	 Facebook-Beitrag von Björn Höcke am 1.5.2016; www.facebook.com/Bjoern.Hoecke.AfD/
posts/1698077077100238 [25.11.2018]. 
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belegt, dass das untere Drittel der Gesellschaft am stärksten zu populistischem 
Protest neigt.5 Wie sich jüngst erst wieder bei den landesweiten Protesten der gilets 
jaunes in Frankreich zeigt, handelt es sich vorwiegend um absteigende, geogra-
fisch marginalisierte, von Statusverlust bedrohte, relativ deprivierte mittlere 
Schichten, die sich nicht von ungefähr von den „cas soc“, den staatlich alimen-
tierten Sozialfällen, abgrenzen.6 Wenig weiterführend ist auch die Debatte darü-
ber, ob ökonomisch-materielle Ursachen (Prekarität, Arbeitslosigkeit, unter-
schiedliche Wohlfahrtsregime) oder nicht eher kulturelle, identitätspolitische 
Gründe ausschlaggebend für den Aufstieg rechtspopulistischer Parteien seien. In 
der Absage an einen ökonomischen oder kulturellen Determinismus sind sich 
Marxisten und ihre schärfsten Gegner wie Vilfredo Pareto einig. Beide gehen viel-
mehr von einer Wechselwirkung, einer mutuelle dépendance oder Interdependenz 
aus.7 

Versuche, Populismus definitorisch einzukreisen, bergen die Gefahr in sich, 
disjunktiv vorzugehen statt in Syndromen oder Bündel-Phänomenen zu denken. 
Ist Populismus eine, wenn auch dünne Ideologie,8 eine polarisierende politische 
Logik oder eher eine stilistisch-rhetorisch von anderen Bewegungen oder Par-
teien abgrenzbare Mobilisierungsstrategie? Am ehesten lässt sich Populismus als 
„dünne Ideologie“ definieren, die mit den drei Hochideologien (Liberalismus, 
Sozialismus, Konservatismus) Verbindungen eingehen kann und als nationalkon-
servativer, nationalliberaler oder sozial-patriotischer Populismus auftritt. Populis-
mus kann sich aber nicht mit jeder Ideologie gemein machen, lehnt er doch phi-
losophisch den Universalismus und politisch den Internationalismus ab. Seine 
hervorstehendsten Merkmale sind der Anti-Elitismus und die Verteidigung des 
Eigenen, seien es das „Heartland“,9 die Region, die Nation oder das Volk. Anti-
Elitismus manifestiert sich als Anti-Establishment-Protest. Gegen eine politische 
Elite, deren Mitglieder sich nur noch graduell voneinander unterscheiden und 
sich für alternativlos halten, opponiert eine von außen gegen dieses „Kartell“ an-
tretende Gegenelite und beruft sich dabei auf das Volk. Ein Klassiker der Soziolo-

5	 Vgl. Hanspeter Kriesi/Takis S. Pappas (Hrsg.), European Populism in the Shadow of the 
Great Recession, Colchester 2015.

6	 Vgl. das Interview von Ugo Palheta mit dem Soziologen Benoît Coquard, in: Contretemps. 
Revue de critique communiste vom 23.11.2018: „Qui sont et que veulent les ,gilets jaunes‘? 
Entretien avec Benoît Coquard“; www.contretemps.eu/sociologie-gilets-jaunes/ [5.4.2019].

7	 Dazu der berühmte Brief von Friedrich Engels an Joseph Bloch vom 21.9.1890, in: Marx-
Engels-Werke, Bd. 37, Berlin (Ost) 1974, S. 462–465, hier S. 463. Darin heißt es: „Nach ma-
terialistischer Geschichtsauffassung ist das in letzter Instanz bestimmende Moment in der 
Geschichte die Produktion und Reproduktion des wirklichen Lebens. […] Wenn nun jemand 
das dahin verdreht, das ökonomische Moment sei das einzig bestimmende, so verwandelt er 
jenen Satz in eine nichtssagende, abstrakte, absurde Phrase“; Hervorhebungen der Autorin. 
Zu Pareto vgl. Maurizio Bach, Jenseits des rationalen Handelns. Zur Soziologie Vilfredo Pare-
tos, Wiesbaden 2004, S. 109.

8	 Vgl. Michael Freeden, Ideologies and Political Theory. A Conceptual Approach, Oxford 
1998. Auch Ben Stanley, The Thin Ideology of Populism, in: Journal of Political Ideologies 13 
(2008), S. 95–110.

9	 Zum Begriff „Heartland“ vgl. Taggart, Populism.
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gie, Vilfredo Pareto, widersprach der Annahme, dass sich Volk und Eliten gegen-
überstünden: „Es ist eine Illusion, zu glauben, daß der herrschenden Klasse […] 
das Volk gegenübersteht; ihr gegenüber steht, und das ist etwas ganz anderes, 
eine neue, zukünftige Aristokratie, die sich auf das Volk stützt.“10  

Der Philosophiedozent und AfD-Politiker Marc Jongen bestätigte diese Sicht in 
einem Interview mit der neurechten französischen Zeitschrift Éléments: „Wir sind 
diejenigen, die sich für die Belange des Volkes einsetzen – gegen die Techno-
kraten und Postdemokraten in den Altparteien.“ Er sei aber gegen ein generelles 
Ressentiment gegen „die da oben“. Eliten seien nicht per se etwas Schlechtes. 
„[Das] sind sie nur dann, wenn sie parasitär werden und gegen das eigene Volk 
arbeiten. Sie müssen dann durch nichtkorrupte Eliten ersetzt werden, die ihr Ohr 
und Herz beim Volk haben.“11

III. Zum Hintergrund

Im Spektrum des europäischen Populismus ist die 2013 gegründete AfD ein Spät-
zünder. Während sich in anderen westeuropäischen Ländern schon seit den 
1970er Jahren Parteien formierten, die sich nicht mehr ohne weiteres als rechts-
extrem klassifizieren ließen, galt Deutschland lange Zeit als Ausnahme. Kleine 
Ein-Punkt-Parteien gegen den Euro scheiterten; der rechtsextreme Rand mit NPD 
(Nationaldemokratische Partei Deutschlands) und DVU (Deutsche Volksunion) 
blieb marginalisiert. Die Gründe wurden in der besonderen Verantwortung ge-
genüber der deutschen Geschichte gesehen, in der demokratisch gefestigten po-
litischen Kultur des Lands, nicht zuletzt auch in der Existenz von zwei großen, 
relativ stabilen Volksparteien und ihrer grundsätzlichen Ausrichtung auf den 
Wohlfahrtskonsens nach 1945.

Erste Risse zeigten sich im politischen Stabilitätsanker Deutschland in den 
1990er Jahren, als die SPD einen Modernisierungskurs einschlug. Als Vorbild galt 
der vom britischen Premierminister Tony Blair (Labour-Partei) und dem Soziolo-
gen Anthony Giddens vertretene Third Way, der auf der Annahme basierte, dass 
eine an Klassentrennungen orientierte Unterscheidung zwischen rechts und links 
obsolet sei. Der neue Dritte Weg sollte sich sowohl vom keynesianischen Interven-
tions- und Wohlfahrtsstaat der klassischen Sozialdemokratie als auch von der 
ordoliberalen sozialen Marktwirtschaft und ihrem Subsidiaritätsprinzip unter-
scheiden. New Labour propagierte den Umbau des Staats und die funktionale Neu-
bestimmung seiner Aufgaben als social investment state, der in das Soziale (Bildung, 
Umschulung, soziale Dienste) investiert. Im Unterschied zum keynesianischen 
Planungsstaat ist der investment state aber kein ökonomisch intervenierender, son-

10	 Vilfredo Pareto, Eine Anwendungsform soziologischer Theorien, in: Ders., Ausgewählte 
Schriften, hrsg. von Carlo Mongardini, Wiesbaden 2007, S. 73–125, hier S. 108.

11	 Sezession vom 7.6.2017: „,Repolitisierung der Debatte‘. Marc Jongen im Gespräch“; www.
sezession.de/57282/repolitisierung-der-debatte-marc-jongen-im-gesprach/2 [18.11.2018]. 
Das Originalinterview von Alain de Benoist mit Marc Jongen ist erschienen in „Éléments“ 
vom 9.5.2017. 
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dern nur ein investierender Staat, der die Umsetzung seiner Vorhaben der Privat-
wirtschaft, der Zivilgesellschaft oder public-private partnerships überträgt. 

Viele sozialdemokratische Politiker schlossen sich dieser Ausrichtung auf die 
„neue Mitte“ an, in Deutschland nicht zuletzt Gerhard Schröder, der Bundeskanz-
ler zwischen 1998 und 2005. Die Kernklientel der SPD liege nicht mehr bei den 
Industriearbeitern oder den Unterschichten, deren Existenz sogar negiert wurde, 
sondern in der Mitte der Gesellschaft unter Einschluss qualifizierter Facharbeiter. 
Nur durch Konzentration auf gut ausgebildete, urbane Leistungsträger in der 
„neuen Mitte“ ließen sich Wahlen gewinnen. Ab etwa 2000 verlor diese Strategie 
aber an Überzeugungskraft, als sich zeigte, dass die Schere zwischen Arm und 
Reich weiter auseinanderging und auch Teile der Mittelschichten unter Druck 
gerieten.12

Ausgelöst von einer Immobilienpreisblase in den USA kam es 2008/09 zu ei-
ner weltweiten Rezession mit einer Finanz- und Bankenkrise, gefolgt von einer 
Staatsschuldenkrise vor allem in Griechenland. Die Bankenrettung zu Lasten der 
Steuerzahler zeigte die Gefahren fehlender staatlicher Regulierung und einer zu 
lockeren Geldpolitik. Überdies nährte die Bailout-Politik der Europäischen Union 
(EU) bei ihren Kritikern die Befürchtung, die EU könne sich zu einer Transfer-
union entwickeln.13 Statt eines gemeinsamen Markts souveräner Einzelstaaten 
könne es zu einem europäischen Bundesstaat und zur weiteren Erosion national-
staatlicher Souveränität kommen.14 

Diese Finanzmarkt- und Bankenkrise ist aber keineswegs überwunden, auch 
wenn die Banken durch Liquiditätspuffer, höheres Eigenkapital und mehr Auf-
sicht besser kontrolliert werden. Die Furcht vor neuen Turbulenzen auf den Fi-
nanzmärkten wurde durch die sogenannte Flüchtlingskrise von 2015 noch ver-
stärkt und löste bei vielen Menschen grundlegende Verunsicherung aus. An die 
Stelle von Zukunftsgewissheit traten Zukunftsangst, Statusunsicherheit und das 
Gefühl, zu den Globalisierungsverlierern zu gehören. In Deutschland kommt hin-
zu, dass die östlichen Landesteile nach der Vereinigung nicht überall jenen „blü-
henden Landschaften“ glichen, die Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) 1990 
versprochen hatte. Ein Blick auf die Wählergeografie zeigt, dass deindustrialisier-
te, von raschem gesellschaftlichem Wandel „abgehängte“ Gebiete in besonderem 
Maße zu populistischem Protest neigen.15  

12	 Vgl. Christoph Burkhardt u. a., Mittelschicht unter Druck?, hrsg. von der Bertelsmann-Stif-
tung, Gütersloh 2013. 

13	 Es handelt sich um die sogenannte Nichtbeistands-Klausel der europäischen Verträge, zu-
letzt dem Vertrag von Lissabon von 2009, Art. 125.

14	 Der jüngste Schritt in die Richtung eines Bundesstaats geht vom französischen Finanzmi-
nister Bruno Le Maire aus, der meines Wissens erstmalig von einem „europäischen Reich“ 
spricht; vgl. Bruno Le Maire, Le Nouvel Empire. LʼEurope du vingt et unième siècle, Paris 
2019; vgl. auch Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 3.4.2019: „Frankreich wünscht 
sich ein ,europäisches Reich‘“. 

15	 Abgesehen vom „Rust Belt“ in den USA zieht sich in Europa ein breiter Gürtel von Nord- 
und Ostengland über das nordfranzösische Département Pas-de-Calais, eine Hochburg des 
„Front National“ (seit 2018 „Rassemblement National“) und das Ruhrgebiet mit hohem 
AfD-Stimmenanteil in Städten wie Duisburg oder Gelsenkirchen bis in den Süden Sachsen-
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Seit dem Scheitern der Strategie des Dritten Wegs geht von der SPD kein Impe-
tus zu gesellschaftlichem Fortschritt mehr aus. Sie werde nur noch „als eine Art 
Krankenwagen der Gesellschaft erlebt“, beklagte der SPD-Politiker Peer Stein-
brück.16 2005 gelangte Angela Merkel (CDU) ins Kanzleramt. Abgesehen von ei-
ner schwarz-gelben Koalition zwischen 2009 und 2013 beruht ihre Kanzlerschaft 
ausschließlich auf großen Koalitionen mit der SPD. Große Koalitionen über län-
gere Zeiträume gelten als Gift für die Demokratie, weil sie dem Eindruck von Al-
ternativlosigkeit und Absprachen-Politik Nahrung geben und das Bild von der 
politischen Elite als abgeschottete Kaste verstärken. Österreich mit seinen jahr-
zehntelangen großen Koalitionen ist hier exemplarisch. Sie haben in hohem 
Maße den Aufstieg der rechtspopulistischen Freiheitlichen Partei Österreichs 
(FPÖ) begünstigt, die inzwischen sogar zum Koalitionspartner einer konserva-
tiven Regierung aufgestiegen ist. 

Viele Konservative fühlten sich in Merkels CDU nicht mehr heimisch, darunter 
auch der langjährige CDU-Politiker Alexander Gauland, heute Co-Vorsitzender 
der AfD. Mit der Abschaffung der Wehrpflicht und dem abrupten Ausstieg aus 
der Atomkraft nach der Reaktorkatastrophe von Fukushima, mit der Einführung 
der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare, mit „Gesellschaftsexperimenten“ im Er-
ziehungsbereich und nicht zuletzt mit ihrer Haltung zur EU habe Merkel genuin 
konservative Positionen geräumt und ihre Partei „sozialdemokratisiert“. Die Ana-
lyse der Bundestagswahl von 2017 zeigt, dass die AfD am stärksten von ehema-
ligen CDU-Wählern profitiert hat, aber auch von der großen Zahl der Nichtwäh-
ler, die sie mobilisieren konnte.17 Nicht zuletzt waren die „Flüchtlingskrise“ von 
2015, der staatlich-administrative Kontrollverlust und die medienwirksam insze-
nierte „Willkommenskultur“ Wasser auf die Mühlen der AfD, die sich in der An-
nahme eines Ausverkaufs deutscher Interessen und eines eklatanten Elitenversa-
gens bestätigt fühlen konnte.

IV. Die AfD

In nur vier Jahren erlebte diese Partei einen kometenhaften Aufstieg. Seit 2017 ist 
sie mit 92 Abgeordneten im Bundestag und nach den Landtagswahlen in Bayern 
und Hessen von 2018 auch in allen Länderparlamenten vertreten. In ihrem Stra-
tegiepapier zur Bundestagswahl 2017 benannte sie fünf Zielgruppen: (a) Wähler 
aus allen sozialen Schichten, Altersgruppen und Teilen Deutschlands, die weitere 
Euro-Rettungspakete ablehnen, keinen europäischen Superstaat wollen und Vor-
rang für deutsche Interessen fordern. (b) Bürgerliche Wähler mit liberal-konser-

Anhalts. Auch in Peenemünde (Mecklenburg-Vorpommern) mit einem „abgewickelten“ Mi-
litärstützpunkt und einer niedergehenden Werftindustrie profitierte die AfD in besonderem 
Maße. 

16	 Süddeutsche Zeitung vom 31.10./1.11.2018: „,Eine Zäsur, die viele Menschen verunsichert‘. 
Interview von Cerstin Gammelin mit Peer Steinbrück“.

17	 Vgl. Karin Priester, Die AfD als Konkurrenz für die SPD?, in: Alexander Häusler (Hrsg.), Völ-
kisch-autoritärer Populismus. Der Rechtsruck in Deutschland und die AfD, Hamburg 2018, 
S. 51–59.
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vativer Werteorientierung. Sie stehen „dem rot-grün dominierten Zeitgeist der 
Beliebigkeit und der Multikulti-Ideologie kritisch bis ablehnend gegenüber“.18 Zu 
dieser Zielgruppe gehören leistungsorientierte Arbeitnehmer, Mittelständler und 
Gewerbetreibende, Schüler und Studenten, die den „Altparteien“ nicht mehr zu-
trauen, die Desiderate etwa in der Kriminalitätsbekämpfung oder im Bildungsbe-
reich zu beheben. (c) Protestwähler, die sich gegen die Selbstbedienermentalität 
der „Altparteien“ und die Political Correctness in den Medien wenden. (d) Nicht-
wähler, die sich von den „Altparteien“ nicht mehr repräsentiert fühlen. (e) Bürger 
mit unterdurchschnittlichem Einkommen („kleine Leute“) in „prekären Stadttei-
len“, die sich als Verlierer der Globalisierung fühlen und „sich dem dortigen 
Trend zur Ausnutzung von staatlichen Transferleistungen und zur Verwahrlosung 
entgegenstellen“.19 

Diese Zielgruppenbestimmung zeigt, dass neben durchaus bedeutsamen mate-
riellen Motiven ein vermeintlich linker Zeitgeist Menschen aus unterschiedlichen 
sozialen Schichten und Milieus zur AfD treibt. Die Ablehnung der Rettungspolitik 
der EU steht neben der Kritik an den „1968ern“, die für Wertewandel und Politi-
cal Correctness verantwortlich gemacht werden.20 Auf dem Stuttgarter AfD-Bun-
desparteitag 2016 polemisierte der Co-Vorsitzende Jörg Meuthen, das „bürgerli-
che Gesicht“ der AfD, gegen das „moralisch verkommene links-rot-grün versiffte 
68er Deutschland“, wollte das aber nur als Spontanäußerung verstanden wissen 
und spezifizierte: „Die Befreiung von nationalsozialistischem Gedankengut ist ein 
Verdienst der 68er. Aber über die Jahrzehnte sind auch konservative Werte verlo-
ren gegangen. Das Land ist tief sozialdemokratisiert und frei von Patriotismus, 
den ich streng abtrenne von Nationalismus.“21 

V. Flügelkämpfe in der AfD

Nach dem Austritt der eurokritischen AfD-Gründer um Bernd Lucke und Hans-
Olaf Henkel hat sich die Partei deutlich nach rechts verschoben. Zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt lassen sich zwei Hauptströmungen unterscheiden: die Nationalli-
beralen und die Nationalkonservativen.22 

18	 Alternative für Deutschland – Strategie 2017, S. 4; www.talk-republik.de/Rechtspopulismus/
docs/03/AfD-Strategie-2017.pdf. [4.4.2019].

19	 Ebenda.
20	 Vgl. auch Karlheinz Weißmann, Kulturbruch ’68. Die linke Revolte und ihre Folgen, Berlin 

2018.
21	 Augsburger Allgemeine vom 14.7.2016: „Jörg Meuthen – der AfD-Chef und seine schwarzen 

Schafe“;  www.augsburger-allgemeine.de/politik/Joerg-Meuthen-der-AfD-Chef-und-seine-
schwarzen-Schafe-id38466787.html [22.11.2018].

22	 Zu den Phasen rechter Radikalisierung der AfD und ihrer Verortung zwischen Rechtspo-
pulismus, Autoritarismus und völkischem Nationalismus vgl. Alexander Häusler, Die AfD. 
Werdegang und Wesensmerkmale einer Rechtsaußenpartei, in: Bundeszentrale für politi-
sche Bildung – Dossier Rechtspopulismus, 25.6.2018; www.bpb.de/politik/extremismus/
rechtspopulismus/271484/die-afd-werdegang-und-wesensmerkmale-einer-rechtsaussenpar-
tei [23.11.2018], und ders. (Hrsg.), Die Alternative für Deutschland. Programmatik, Entwick-
lung und politische Verortung, Wiesbaden 2016.
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Die Nationalliberalen: Nationalliberale vermeiden die Bezeichnung „liberal“ 
und nennen sich „freiheitlich“. So fordert etwa der AfD-Politiker Dimitrios Kisou-
dis eine Abkehr vom Sozialstaat hin zu einem Ordnungsstaat. Der Staat müsse sich 
wieder auf nationale Kernaufgaben wie Sicherheit, öffentliche Ordnung und den 
Schutz bürgerlicher Freiheiten konzentrieren. Heute sei er bis aufs Äußerste auf-
gebläht, durchdringe jede gesellschaftliche Sphäre, bevormunde den mündigen 
Bürger und führe ihn am Gängelband einer sanft-totalitären Fürsorge.23 Ein Vor-
läufer dieser liberal-konservativen Staatskritik war in den 1960er Jahren der Publi-
zist Rüdiger Altmann, der als geistiger Vater der „formierten Gesellschaft“ unter 
Bundeskanzler Ludwig Erhard galt. Der um seine eigentlichen, das heißt hoheit-
lichen Aufgaben „entkernte Staat überlagert mit seinem Apparat immer weitere 
Bereiche der Gesellschaft. Er gleicht einem kastrierten Kater, der an Umfang zu-
nimmt – was ihm fehlt, ist die Potenz.“24 Nationalliberale widersetzen sich dem 
modernen Interventionsstaat, der in Deutschland schon unter Bismarck begann. 
Heute richtet sich ihr Kampf gegen den umverteilenden Sozialstaat und eine 
„gängelnde“, überbordende Bürokratie oder Technokratie sowie gegen die poli-
tische und mediale Bevormundung freier, mündiger Bürger. Zentral ist die Vertei-
digung der Freiheit des Westens gegenüber einem vermeintlich heraufziehenden 
Totalitarismus, der auch von Immigranten aus nicht-westlichen Kulturkreisen aus-
gehen könne. Einwanderung wird nicht aus biologisch-rassistischen, sondern aus 
kulturellen Gründen abgelehnt.25 In den 1990er Jahren gehörte der Niederlän-
der Pim Fortuyn zu den ersten, die ihre Islamophobie mit der Verteidigung der 
Werte des freiheitlichen Westens begründeten.26

Die Nationalkonservativen: Seinen Austritt aus der AfD 2015 erklärte der Partei-
gründer Bernd Lucke mit gravierenden Veränderungen. Es drängten Leute in die 
AfD, die sie zu einer „Protest- und Wutbürgerpartei“ umgestalten wollten. Nicht 
nur islamfeindliche Ansichten nähmen zu, sondern auch die Befürworter einer 
„anti-westlichen, pro-russischen“ Außen- und Sicherheitspolitik würden zahl-
reicher. Motor dieser Entwicklung ist eine Strömung, die sich der „Flügel“ nennt 
und 2015 von dem ehemaligen AfD-Landesvorsitzenden in Sachsen-Anhalt, An-
dré Poggenburg, und dem Thüringer Parteivorsitzenden Björn Höcke als infor-
melles Bündnis von Rechtsnationalen in der AfD gegründet wurde. Noch im Ja-
nuar 2018 bezeichnete Poggenburg dieses Bündnis als die wichtigste Strömung 
innerhalb der AfD:27

23	 Zum Begriff sanft-totalitäre Fürsorge vgl. Dimitrios Kisoudis, Was nun? Vom Sozialstaat zum 
Ordnungsstaat, Lüdinghausen 2017.

24	 Rüdiger Altmann, Späte Nachricht vom Staat, in: Merkur 22 (1968), S. 5–11, hier S. 5 f. 
25	 Vgl. Karin Priester, Rechtspopulismus. Ein umstrittenes theoretisches und politisches Phä-

nomen, in: Florian Virchow/Martin Langebach/Alexander Häusler (Hrsg.), Handbuch 
Rechtsextremismus, Wiesbaden 2016, S. 533–560, hier vor allem S. 538–540 und S. 550–553. 

26	 Vgl. Karin Priester, Populismus. Historische und aktuelle Erscheinungsformen, Frankfurt a. M. 
2007, S. 182–194. 

27	 Ende November 2018 erklärte Steffen Königer, Beisitzer im AfD-Bundesvorstand und Mit-
glied der AfD-Faktion im Brandenburger Landtag, zu seinem Austritt aus der AfD: „Die 
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„Die AfD greift dabei das gesamte Altparteienkartell an und will eine grundle-
gende politische Reform und Wende erzwingen. Der Weg muss dabei, entgegen 
dem Linksruck der letzten Jahre und Jahrzehnte, wieder hin zu einer stabilen 
Mitte und einem gesunden Nationalbewusstsein führen. […] Der national-kon-
servative Flügel der AfD kann sicher als die gewichtigste Strömung innerhalb der 
Partei angesehen werden und stellt immer wieder das Ziel und den Anspruch der 
AfD zur rechten Volkspartei heraus.“28 

Unabhängig davon, ob persönliche Animositäten oder programmatische Diffe-
renzen den Ausschlag gegeben haben, verließ Poggenburg aber im August 2018 
den „Flügel“ oder wurde hinausgedrängt. Im Januar 2019 trat er auch aus der AfD 
aus und gründete eine spezifisch mitteldeutsche Partei, den Aufbruch deutscher 
Patrioten – Mitteldeutschland. Er begründete dies mit einem „spürbaren Links-
ruck“ der AfD.29 Derzeit lässt sich nicht abschätzen, ob dies eine Totgeburt ist 
oder ob sich die Partei als zumindest regional ernst zu nehmende Konkurrenz zur 
AfD etablieren wird.

Der „Flügel“ positioniert sich gegen die in der AfD verbliebenen Wirtschaftsli-
beralen um die derzeitige Fraktionsvorsitzende Alice Weidel, trat aber auch gegen 
den realpolitischen Kurs der ehemaligen Co-Parteivorsitzenden Frauke Petry an. 
Petry hatte auf eine rasche Koalitionsfähigkeit der AfD und damit auf eine Teilha-
be an der Macht gedrängt, bevor sie die Partei verließ. Dagegen fordert Höcke, 
die AfD müsse eine „fundamentaloppositionelle Bewegungspartei“ bleiben, und 
wendet sich gegen „die Halben“ (die Anpassungswilligen und Karrieristen) in 
den eigenen Reihen, denen es an Intransigenz fehle.30 

Die AfD ist als wirtschaftsliberale, eurokritische Partei angetreten, muss aber, 
um sozial benachteiligte Wähler an sich zu binden, ihr soziales Profil schärfen. 
Die soziale Frage steht im Raum und wird unterschiedlich beantwortet. Der Bun-
destagsabgeordnete Uwe Witt aus Unna versteht die von ihm 2015 gegründete 
Alternative Vereinigung der Arbeitsnehmer als linken Flügel der AfD und hat da-
rauf gedrängt, den Mindestlohn, die Bekämpfung von Leiharbeit und die Verlän-
gerung des Arbeitslosengelds I für langjährig Beschäftigte in das Parteiprogramm 
aufzunehmen. Dagegen schlägt der Höcke nahestehende thüringische Parlamen-
tarier Jürgen Pohl mit seiner Alternative Arbeitnehmerverband Mitteldeutsch-
land (Alarm!) anti-kapitalistische Töne von rechts an:

Bürgerlichen haben den Kampf gegen die destruktiven Kräfte endgültig verloren“; FAZ vom 
30.11.2018: „Sektenartige Netzwerke und ein wachsender Personenkult“. 

28	 Deutschland-Kurier vom 24.1.2018: „Die Bedeutung der AfD als national-konservative 
Kraft“; www.deutschland-kurier.org/die-bedeutung-der-afd-als-national-konservative-kraft/ 
[20.11.2018].

29	 Die Welt vom 12.1.2019: „Poggenburg und seine neue ultrarechte Partei“.
30	 Transkript der Rede Höckes im „Tagesspiegel“ vom 19.1.2017; www.tagesspiegel.de/

politik/hoecke-rede-im-wortlaut-weizsäckers-rede-zum-8-mai-1945-war-gegen-das-eigene-
volk/19273518-3.html [29.11.2018].
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„Die Altparteien haben die Interessen der Arbeitnehmer verraten. Sie verspra-
chen ihnen mehr soziale Gerechtigkeit und schufen eine Gesellschaft, in der die 
Mittelschicht schrumpft, die Armut zunimmt und die Reichen immer reicher 
werden. In all den Jahren, in denen Sozialdemokraten, Christdemokraten, Grü-
ne und Liberale nun regieren, geht die soziale Schere immer weiter auseinander, 
der gesellschaftliche Zusammenhalt bröckelt. […] Die Gewerkschaftsbonzen sind 
längst korrumpiert. […] Die Gewerkschaften vertreten nicht die Interessen der 
Arbeitnehmer, sondern die des Kapitals.“31 

VI. Ideologische Einflüsse

Der „Flügel“ pflegt enge Beziehungen zum Institut für Staatspolitik im sachsen-
anhaltinischen Schnellroda, das 2000 von dem Verleger und Publizisten Götz Ku-
bitschek und dem Historiker Karlheinz Weißmann gegründet wurde. Kubitschek 
steht in der Tradition der Jungkonservativen, einer Strömung innerhalb der Wei-
marer „Konservativen Revolution“ und vertritt einen „Volkskonservatismus“, der 
bei Höcke als „solidarischer Patriotismus“ erscheint.32 In einer Diskussion mit 
dem Verleger André F. Lichtschlag hatte Kubitschek schon 2003 dessen libertäre 
Programmatik und den Laissez-faire-Kapitalismus abgelehnt: „Das Volk besteht 
aber nicht nur aus [solchen] parkettfähigen Self-made-Menschen, sondern aus 
einem riesigen Rest, der – und das ist noch längst kein Sozialismus – nicht allein 
gelassen werden darf.“33 Solidarischer Patriotismus oder Volkskonservatismus gel-
ten indessen nur für autochthone Deutsche.

Fremdenfeindlichkeit ist aber nur ein Aspekt eines viel umfangreicheren kul-
turellen und materiellen Verlangens nach Rückkehr zu einem Goldenen Zeitalter, 
in dem es ethnisch homogener und sozial egalitärer zugegangen sei. Auch hier 
tritt der Populismus als Chamäleon auf: Der Zustrom muslimischer Flüchtlinge 
oder Asylbewerber wird als kulturelle Überfremdung wahrgenommen, zugleich 
aber als soziale Bedrohung der „kleinen Leute“ auf dem Wohnungs- oder Arbeits-
markt und generell im Verteilungskampf um staatliche Ressourcen. 

Rechtspopulistische Parteien hybridisieren in unterschiedlichen Mischungs-
verhältnissen zwischen rechter, konservativer Wertorientierung und linker Sozial-
politik. In keiner anderen europäischen rechtspopulistischen Partei wird aber der 
„Kulturbruch“34 der „1968er“ als so traumatisierend erlebt und geradezu obsessiv 
in Stellung gebracht wie bei der AfD. Neben offen artikuliertem Rassismus und 
der Sehnsucht nach dem starken Staat steht eine Kritik an den vom Neoliberalis-
mus ausgelösten sozialen Verwerfungen. Im Januar 2017 erinnerte Höcke in Dres-

31	 Jürgen Pohl auf seiner eigenen Website; www.pohlposition-afd.de/alarm/ [20.11.2018].
32	 So Höcke auf dem AfD-Bundesparteitag in Augsburg 2018; zit. nach Zeit Online vom 

30.6.2018: „Bloß nicht zu viel Sozialismus“; www.zeit.de/politik/deutschland/2018-06/afd-
bundesparteitag-augsburg-joerg-meuthen-bjoern-hoecke-rente-diesel [5.4.2019].

33	 Sezession vom 3.10.2003: „Verfügungsräume. Antwort auf Lichtschlags Angebot“ (Götz Ku-
bitschek); Hervorhebung der Autorin. Vgl. auch Armin Pfahl-Traughber, Zeitschriftenpor-
trät: Sezession, in: Jahrbuch Extremismus & Demokratie 29 (2017), S. 216–230, hier S. 217. 

34	 Vgl. Weißmann, Kulturbruch.
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den an die „Ruckrede“ des ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog von 
1997. Dessen Aufruf sei nur erfolgt, „um die Gemeinschaft von uns Deutschen der 
vollständigen Ökonomisierung auszuliefern. Seine Rede war nichts anderes als 
eine deutliche Begleitmusik zur Entfesselung der Finanzmärkte, zur Auflösung 
der Solidargemeinschaft, sprich zum neoliberalen Pluralismus.“35

Zu den Quellen, aus denen sich die AfD derzeit speist, gehören auch christlich-
fundamentalistische Kräfte um Beatrix von Storch mit ihren weit verzweigten 
Netzwerken. Storch richtet sich nicht nur gegen Gender-Mainstreaming, „Frühsexu-
alisierung“, Abtreibung und die Erosion der bürgerlichen Familie, sondern auch 
gegen die Sozial- und Wirtschaftspolitik des französischen Rassemblement National, 
mit dem sie schon aus diesem Grund keine Gemeinsamkeiten sieht. Überdies be-
stehen trotz eines Unvereinbarkeitsbeschlusses enge Kontakte zwischen Mitglie-
dern der AfD-Jugendorganisation und den Identitären. Die ursprünglich aus 
Frankreich stammende Identitäre Bewegung beruft sich auf den Ethnopluralis-
mus36 und tritt aktionistisch mit sogenannten Flashmobs auf. Über die sozialen 
Medien erreichen ihre spontaneistischen Auftritte eine virtuelle Verbreitung, die 
in keinem Verhältnis zu ihrer realen Größe steht, die aber auf junge, nach Aktion 
dürstende Menschen attraktiv wirkt.  

Intellektuelle Unterstützung erhält der „Flügel“ von dem als „Parteiphilosoph“ 
der AfD apostrophierten Marc Jongen, der für einen „Avantgarde-Konservatis-
mus“ eintritt. Jongens These von der „thymotischen Unterversorgung“ der Deut-
schen, ihrem Mangel an Empörungsfähigkeit, Zorn, Wut und Männlichkeit trägt 
Höcke als Echo unter seine Zuhörer. Nachdem Götz Kubitschek die soziale Frage 
neben der Flüchtlingspolitik und der EU zur dritten Säule der AfD-Politik erklärt 
und gefordert hatte, der Linken ihr „Kronjuwel“, die soziale Frage, abzujagen, 
rief auch Höcke als Lautsprecher seines intellektuellen Stichwortgebers dazu auf, 
der Linken das „Kronjuwel“ zu entreißen.37

Jongen, Kubitschek und die Satelliten des Instituts für Staatspolitik wie die 
Chemnitzer Zeitschrift Blaue Narzisse gehören zur Neuen Rechten. Seit den 1960er 
Jahren gab es verschiedene, zunächst nationalrevolutionäre Versuche, aus dem 
Dunstkreis der NPD herauszutreten, sich vom Nationalsozialismus zu distanzie-
ren und ein neues Konzept von Nation und Nationalismus zu entwickeln. Als der 
Zeitgeist sich ab den 1980er Jahren zunehmend nach rechts bewegte, traten die 
Nationalrevolutionären in den Hintergrund zugunsten der Jungkonservativen 
mit ihrem geistigen Ahnherrn Arthur Moeller van den Bruck. Es ist vor allem die-
se Strömung, die in Deutschland seit den 1980er Jahren die rechtsintellektuelle 
Szene prägt. In realistischer Einschätzung ihrer Marginalität ging es ihr zunächst 

35	 Transkript der Rede Höckes im „Tagesspiegel“ vom 19.1.2017.
36	 Ausführlicher zum Konzept des Ethnopluralismus vgl. Karin Priester, Rassismus. Eine Sozial-

geschichte, Leipzig 2003, S. 247–269.
37	 Tagesspiegel vom 8.9.2018: „Götz Kubitschek. Der Stratege der Neuen Rechten“; www.

tagesspiegel.de/themen/agenda/verleger-provokation-als-methode/22963170-3.html 
[26.11.2018], und Sezession vom 17.6.2018: „Markenimitate, Kronjuwelen – Seehofer, Wa-
genknecht“.
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nur um geistigen Einfluss und eine „Kulturrevolution von rechts“.38 Erst mit Grün-
dung von Pegida und AfD sehen sie die Chance, auch politisch Einfluss zu neh-
men, entweder innerhalb der AfD wie Jongen oder außerhalb wie Kubitschek als 
Redner auf Pegida-Veranstaltungen. 

VII. Fazit

Im europäischen Vergleich ist die AfD zwar ein Spätzünder, aber die Vehemenz, 
mit der Vertreter des „Flügels“ zu einer „Fundamentalopposition“ aufrufen, deu-
tet auf eine Wiederkehr des Verdrängten hin. In der Bundesrepublik war nach 
1945 wenig Raum für Konservatismus. Er war als Steigbügelhalter des Nationalso-
zialismus diskreditiert und trat im öffentlichen Diskurs entweder als Anwalt tech-
nokratischer Steuerung oder als liberal-konservativ in der Tradition Edmund Bur-
kes in Erscheinung.39 Konservative Revolutionäre waren vollends marginalisiert 
und machten nur auf metapolitischer Ebene von sich reden. Diese genuin deut-
sche, aus dem Zusammenbruch der monarchischen Ordnung, den Verwerfungen 
und Notlagen nach dem Ersten Weltkrieg und der Ablehnung der Weimarer Re-
publik erklärbare Richtung drängt nun wieder mit Macht in den öffentlichen Dis-
kurs: Konservative müssten als Avantgarde auftreten, aus der Defensive kommen 
und eine Utopie entwerfen.40 Es gelte, den christlichen „Demutskonservatismus“41 
der alten Bundesrepublik zu überwinden und Konservatismus als gegenwartsadä-
quate Avantgarde neu zu denken. Die AfD gilt als geeignetes Vehikel, weil es ihr 
– bisher jedenfalls – gelungen ist, Anti-Establishment-Protest und sozialen Unmut 
zu mobilisieren. Die AfD scheint die Zeichen der Zeit erkannt zu haben und setzt 
verstärkt auf die soziale Frage.42 Nach ihrem Vorbild, der ungarischen Fidesz, 
strebt sie an, als nationalkonservative Volkspartei zu einer festen Größe im deut-
schen Parteiensystem zu werden: demokratisch legitimiert, aber illiberal in den 
Zielen. 

38	 Vgl. Alain de Benoist, Kulturrevolution von rechts. Gramsci und die Nouvelle Droite, deut-
sche Neuausgabe, Dresden 2017. Vgl. auch Helmut Kellershohn/Wolfgang Kastrup (Hrsg.), 
Kulturkampf von rechts. AfD, Pegida und die Neue Rechte, Münster 2016.

39	 Vgl. Karin Priester, „Erkenne die Lage!“ Über die rechtspopulistische Versuchung des bun-
desdeutschen Konservatismus, in: INDES 4 (2015), S. 84–92.

40	 Vgl. Cicero Online vom 1.7.2017: „Der ewige Verlierer“; www.cicero.de/innenpolitik/das-
dilemma-des-konservatismus-der-ewige-verlierer [24.11.2018].

41	 Armin Pfahl-Traughber, „Konservative Revolution“ und „Neue Rechte“. Rechtsextremistische 
Intellektuelle gegen den demokratischen Verfassungsstaat, Opladen 1998, S. 167.

42	 Es bleibt abzuwarten, wie sie diese Frage beantworten wird. Denkbar ist der Weg der FPÖ, die 
sich als „soziale Heimatpartei“ empfiehlt, faktisch aber eine neoliberale Politik des Sozialab-
baus betreibt und sozialen Unmut nach außen ablenkt. 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

454   Ursula Prutsch

VfZ 67 (2019) H.3 © Walter de Gruyter GmbH 2019 DOI 10.1515/vfzg-2019-0028
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Ein neuer Rechtspopulismus in den USA
Das Tea Party Movement und Donald Trump

I. Einleitung

„I’m a fan, I’m a big fan“,1 begann US-Präsident Donald Trump im März 2017 
seine Eloge auf Andrew Jackson, den siebten Präsidenten der USA, anlässlich sei-
nes 250. Geburtstags. Trump verwies auf Jacksons kometenhaften Aufstieg aus 
dem Hinterland zum Ruhm, auf die Heldentaten gegen die britischen Eindring-
linge und seinen Patriotismus. Jackson war ihm der Retter Amerikas, und er, 
Trump, würde seinem Erbe verpflichtet sein. Deshalb ließ er auch Jacksons Por-
trät ins Oval Office hängen. Mit dieser symbolischen Geste stellte Trump seine 
Präsidentschaft als Endpunkt einer Entwicklung dar, die durch die falsche Politik 
eines linksliberalen Elitismus unterbrochen und durch ihn auf den rechten Weg 
zurückgebracht worden sei. 

Mit Trumps Hilfe rückte der streitbare General, der erstmals die Vorteile des 
allgemeinen Männerwahlrechts nutzen konnte, wieder in den Fokus von Politik 
und Wissenschaft.2 Jackson, der erste Präsident aus dem (Mittleren) Westen, der 
soziale Aufsteiger, war tatsächlich auch der erste Präsident, der gegen die Ostküs-
ten-Elite wetterte, die für ihn fragwürdige special interests verfolgte, während er die 
common men (und women), die Farmer, Handwerker und Dienstbotinnen zum wah-
ren Volk erkor. Sie waren ihm die Repräsentanten des common good und damit des 
nationalen Glücks. 

Sieht man von Andrew Jackson ab, so gilt noch immer die linksliberal geprägte 
People’s Party als Begründerin einer populistischen Politik in den USA. Im Mittle-
ren Westen und im Süden in den 1890er Jahren entstanden, stigmatisierte sie 
Richard Hofstadter nach dem Zweiten Weltkrieg als reaktionäre, protofaschis-
tische Bewegung.3 Doch die heute gängige Interpretation, der sich die Autorin 
anschließt, wertet die People’s Party als moderne Kleinbauernbewegung, die durch 
viele lokale Netzwerke von unten staatliche Gestaltungs- und Regulierungskraft 
einforderte. Der Staat sollte Infrastrukturen schaffen, damit die Kleinbauern dem 

1	 Zit. nach Remarks by the President on 250th Anniversary of the Birth of President Andrew 
Jackson (15.3.2017); www.whitehouse.gov/briefings-statements/remarks-president-250th-an-
niversary-birth-president-andrew-jackson/ [18.2.2019].

2	 Vgl. Arthur M. Schlesinger, The Age of Jackson, Boston 1945; Robert Remini, Andrew Jackson. 
The Course of American Empire, 1767–1821, Bd. 1, Baltimore/London 1977; ders., Andrew 
Jackson. The Course of American Freedom, 1822–1832, Bd. 2, Baltimore/London 1981, und 
ders., Andrew Jackson. The Course of American Democracy, 1833–1845, Bd. 3, Baltimore/
London 1984. Schlesinger und Remini schätzten Jackson als ehrlichen Freund der „gewöhn-
lichen Leute“. Ein kritisches Bild des Präsidenten zeichnete Jon Meacham, American Lion. 
Andrew Jackson in the White House, New York 2008.

3	 Vgl. Richard Hofstadter, The Age of Reform. From Bryan to F.D.R., New York 1955.
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Druck der ersten Globalisierung standhalten und neben mächtigen Oligopolen 
bestehen konnten. 

Die Populisten waren wie andere Reformbewegungen damals sozialdarwinis-
tisch geprägt. Um die Jahrhundertwende erfolgreich, vermochten sie sich gegen 
die mächtigen Parteiapparate der Republikaner und Demokraten längerfristig 
nicht durchzusetzen, und auch im urbanen Raum nicht Fuß zu fassen. Schließlich 
setzte in den 1930er Jahren Franklin D. Roosevelt mit seinem New Deal einige 
Forderungen der Populisten um. Auch Bernie Sanders, der demokratische Sozia-
list, knüpft an die People’s Party und die urbanen Progressivisten der Jahrhundert-
wende an, ohne sich freilich ihrer aggressiven, teils rassistischen Rhetorik zu be-
dienen. Doch ist er kein Populist im heutigen Sinne. Das würde auch bedeuten, 
Bernie Sanders auf dieselbe Stufe wie Donald Trump zu stellen, den mit den histo-
rischen und gegenwärtigen linksliberalen Bewegungen – außer ihrer Kritik an der 
Washingtoner Elite – wenig verbindet.4 Trump repräsentiert vielmehr das poli-
tisch-ideologische Amalgam des Tea Party Movement, seiner Trägerplattform, die 
sich aus unterschiedlichen Strömungen speist, aber in dieser Form ein Novum in 
der Geschichte der USA darstellt.

Während es im dritten Teil dieses Beitrags um die Besonderheiten des Trump-
schen Populismus geht, werden im ersten und zweiten Teil zunächst das Tea Party 
Movement und seine Genese analysiert. Es gilt zu zeigen, dass der aktuelle 
Rechtspopulismus in den USA vielmehr das Ergebnis einer komplexen Entwick-
lung als die Manifestation eines Zyklus ist. Die Wurzeln des aktuellen Rechtspopu-
lismus reichen bis in die 1960er Jahre zurück und gehen mit der sukzessiven 
Durchsetzung des Neoliberalismus als dominanter, globaler Wirtschaftsideologie 
einher.

II. Spiegelbild einer komplexen Krise: Das Tea Party Movement

Die Entstehung des Tea Party Movement ist zunächst auf zwei zentrale Ereignisse 
des Jahrs 2008 zurückzuführen: erstens auf die globale Finanzkrise und zweitens 
auf die Wahl Barack Obamas zum US-Präsidenten. Die Krise entstand, weil Ban-
ken seit den 1990er Jahren in großem Stil günstige Hypothekarkredite an nahezu 
mittellose Haushalte vergeben hatten. Als die Zinsen stiegen und die Immobilien-
preise fielen, wurden Millionen Hausbesitzer zahlungsunfähig. 

4	 Vgl. Charles Postel, If Trump and Sanders Are Both Populists, What Does Populist Mean?, 
in: The American Historian; tah.oah.org/february-2016/if-trump-and-sanders-are-both-
populists-what-does-populist-mean/ [26.9.2018], und The New York Times Magazine vom 
22.3.2016: „How Can Donald Trump and Bernie Sanders Both Be ,Populist‘?“ (Michael Kazin); 
www.nyti.ms/1RhxZw0 [26.9.2018]. Während die Historiker Kazin und Postel davor warnen, 
Sanders auf dieselbe Stufe wie Trump zu stellen, stuft etwa Thea Riofrancos Sanders’ Politik 
als populistisch ein. Sie verteidigt das Konzept eines positiven, linken Populismus, der Un-
gleichheit wahrnehme, während rechter Populismus sie reproduziere; vgl. Thea Riofrancos, 
Democracy Without the People. Left Populism vs. Insipid Pluralism, in: n+1, Issue 28 (2017); 
www.nplusonemag.com/issue-28/politics/democracy-without-the-people-2/ [28.3.2019].

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

456   Ursula Prutsch

Schon einige Wochen nach Obamas Wahlsieg am 4. November 2008 stellte der 
Reporter Rick Santelli vom Sender Consumer News and Business Channel seinen Zu-
schauerinnen und Zuschauern die provokante rhetorische Frage, wer von ihnen 
denn für die Hypotheken ihrer Nachbarn bezahlen wolle. Damit griff Santelli  
Obamas Ankündigung auf, den von der Immobilienkrise Betroffenen helfen zu 
wollen. „Präsident Obama, hören Sie zu?“, rief Santelli. „Es ist Zeit für eine neue 
Tea Party.“ Mit dieser Anspielung auf den Widerstand, den Bostoner Bürger 1773 
der britischen Kolonialmacht entgegensetzten, indem sie kistenweise englischen 
Tee in den Hafen der Stadt warfen, sprach Santelli lange gehegte ethnische und 
soziale Vorurteile aus, die besonders in den Südstaaten fortbestehen und auf dem 
Höhepunkt der Finanzkrise wieder verstärkt sichtbar wurden.5

Denn mit Obama, so glaubte Santelli, habe die weiße Mehrheitsgesellschaft ihr 
politisches Mitspracherecht eingebüßt. Auch die Pläne des Präsidenten, den Op-
fern des Immobilienskandals zu helfen, hielt der Moderator für falsch. Für ihn 
waren es nicht die „hart arbeitenden“ Amerikaner, die billige Immobilien erwor-
ben hatten, sondern die Profiteure eines überzogenen Wohlfahrtsstaats. Schon im 
Jahr 2009 war die Tea Party-Bewegung auf mehrere hunderttausend Anhänge-
rinnen und Anhänger angeschwollen. Heute wird sie etwa von 20 Millionen Men-
schen unterstützt und repräsentiert den rechten Flügel der Republikanischen 
Partei.6 

Die Forderung nach einem Minimalstaat, nicht nach Rassismus, ist für die kon-
servative Autorin Elizabeth Price Foley das konstitutive Element des Tea Party 
Movement,7 das mit Slogans wie Taxed Enough Already Steuerabbau verlangte. Die 
Wissenschaftlerinnen Arlie Russell Hochschild, Theda Skocpol und Vanessa Wil-
liamson stellten fest, dass die Tea Party-Anhänger zu 80 bis 90 Prozent weiß, zu 55 
bis 60 Prozent männlich, meist älter als 45 Jahre und verheiratet sind. Sie gehören 
meist der unteren Mittelschicht an, sind Kleinunternehmer oder Angestellte, teils 
auch Akademiker. Sie fürchten angesichts der stagnierenden Reallöhne das Ende 
des American Dream, der nicht nur die eigenen Aufstiegshoffnungen und -möglich-
keiten symbolisiert, sondern auch jene ihrer Nachkommen. 

Hochschild wies das Paradox nach, dass die wohlfahrtsstaatliche Politik der De-
mokraten in der Logik der Tea Party-Anhänger den American Dream zerstöre. Denn 
deren Assistenzialismus von oben sei ein Zeichen dafür, dass der Staat den Men-
schen die Kraft zur Selbsthilfe und damit die Fähigkeit zum individuellen Auf-
stieg nicht zutraue. Eine Infrastrukturpolitik, wie sie der republikanische Präsi-
dent Dwight D. Eisenhower in den 1950er Jahren gefordert hatte, würden 
Republikaner heute als zu links brandmarken. 

5	 Vgl. dazu Thomas Greven, Die „Tea-Party“-Bewegung und die Krise der amerikanischen De-
mokratie, in: Andreas Etges/Winfried Fluck (Hrsg.), American Dream? Eine Weltmacht in 
der Krise, Frankfurt a. M. 2001, S. 137–157, hier S. 149.

6	 Vgl. Arlie Russell Hochschild, Fremd in ihrem Land. Eine Reise ins Herz der amerikanischen 
Rechten, Frankfurt a. M./New York 2017, S. 22, und Theda Skocpol/Vanessa Williamson, 
The Tea Party and the Remaking of Republican Conservatism, Oxford 2012, S. 27.

7	 Vgl. Elizabeth Price Foley, The Tea Party. Three Principles, Cambridge 2012, S. 11.
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Die Ablehnung all dessen, was mit Obamas Regierung verbunden wird, geht so 
weit, dass selbst Nichtregierungsorganisationen, die den Umweltschutz auf ihre 
Fahne geschrieben haben, dort Misstrauen entgegengebracht wird, wo Menschen 
Opfer von Umweltverschmutzungen und Klimawandel sind. Die Angst vor Steu-
ererhöhungen und die Überzeugung, die Bundesregierung würde die Macht der 
Kirchen einschränken, sind weitere Gründe für das tiefe Misstrauen gegenüber 
Washington. Dazu kommen fehlende Bildung, die Empfänglichkeit für Verschwö-
rungstheorien und irrationales Denken, die mit der jahrzehntelangen Vernach-
lässigung des öffentlichen Schulsystems einhergehen. Der Glaube, dass es den 
Klimawandel nicht gebe und Umweltkatastrophen eine Prüfung Gottes seien, ist 
unter Tea Party-Anhängern nicht ungewöhnlich. 

Diese Haltungen verdeutlichen auch, wie sehr sich nach dem Zweiten Weltkrieg 
neoliberales Denken durchgesetzt hat. Gruppensolidarität hat im Neoliberalismus 
keinen Wert, weil Individuen in stetem Wettbewerb miteinander nach Gewinnma-
ximierung streben.8 Der Rückzug des Staats aus Wirtschaft und Gesellschaft führt 
zu Isolation und überlässt die verunsicherten Einzelwesen sich selbst. Diese Entso-
lidarisierungspolitiken fördern zum einen Wohlstandschauvinismus bei wohlha-
benden Mittel- und Oberschichten, zum anderen lassen sie Rückzugsräume wie 
evangelikale Kirchen boomen, die längst begonnen haben, soziale und politische 
Aufgaben zu übernehmen.9 Viele Evangelikale sind Tea Party-Anhänger. 

Barack Obama war für die Anhänger des Tea Party Movement das Feindbild 
schlechthin. Er ist Afro-Amerikaner, repräsentiert für sie die abgehobene Washing-
toner Elite und den Wohlfahrtsstaat, der die Falschen bevorzuge. Dass Obama 
universalistisch argumentierte und Rassendiskriminierung in seinem Bemühen 
um Integration, immer wieder herunterspielte, wurde negiert. Obama war das 
Unamerikanische schlechthin. Schon im Wahlkampf 2008 machten Gerüchte die 
Runde, er sei Muslim und nicht in den USA geboren. Dieser sogenannten Birther-
Bewegung gehörte auch Donald Trump an.

Die Tea Party-Bewegung konnte auch deshalb so rasch an Bedeutung gewinnen, 
weil sie von Beginn an auf wohlhabende Förderer und Politiker zählen konnte. Zu 
ihnen gehören die Ölmilliardäre Charles G. Koch und David H. Koch. Sie finan-
zieren neoliberale Thinktanks und gründen getarnte Graswurzelbewegungen, 
um beispielsweise Infrastrukturprojekte wie den Ausbau des öffentlichen Ver-
kehrsnetzes zu torpedieren. Symbolfiguren der Tea Party-Bewegung sind Newt und 
Callista Gingrich, Michele Bachmann, Sarah Palin, Ron Paul und eben auch  
Donald Trump. 

Gingrich, Ron Paul und die Koch-Brüder stehen für den libertären Flügel der 
Tea Party. Sie treten für liberalere Waffengesetze, Freihandel und zum Teil auch 

8	 Gute historische Reflexionen zum Neoliberalismus bieten Thomas Biebricher, Neoliberalis-
mus zur Einführung, Hamburg 2012, und Stephan Schulmeister, Der Weg zur Prosperität, 
Salzburg/München 2018.

9	 Die Verbindung zwischen republikanischer Politik, Großunternehmen und evangelikalen 
Kirchen arbeitete besonders Bethany Moreton, To Serve God and Wal-Mart. The Making of 
Christian Free Enterprise, Cambridge 2010, heraus.
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für die Liberalisierung von Drogen ein. Ihnen ist Trump zu wirtschaftsnationa-
listisch. Sarah Palin gehört dem (fiskal-)konservativen Flügel an, der traditionelle 
Werte wie die Familie und die Alleinstellung der heterosexuellen Ehe verteidigt. 
Beide Gruppierungen eint die Verteidigung des Minimalstaats. Vergleicht man 
die Politik des Präsidenten Donald Trump, so konfus und beratungsresistent er 
auch in Erscheinung treten mag, mit den Forderungen beider Flügel der Bewe-
gung, so werden – bis auf Trumps Wirtschaftsprotektionismus – übereinstim-
mende Linien deutlich. 

Warum ist die Tea Party-Bewegung populistisch? Sie pocht auf die Wiedergewin-
nung individueller und nationaler Souveränität. Sie glaubt, das „Volk“ gegen die 
abgehobenen Eliten zum einen und die „unproduktiven“ Wohlstandsempfänger 
zum anderen zu verteidigen. Das „Volk“ wird in manichäischen Diskursen auch 
gegen Bedrohungen von außen und innen verteidigt. Die Bewegung ist anti-elitär, 
in dem sie „gesundes Volksempfinden“ gegen globale Wirtschaftseliten, Intellek-
tuelle und Experten ausspielt. Sie konstituiert sich als Gegenbewegung zu einem 
für sie korrupten System empathieloser Bürokratien. Mit ihrem Trägermedium 
Fox News, mit Verschwörungsgerüchten und Fake News produziert die Tea Party-
Bewegung wirkmächtige Feindbilder, die den politischen Kontrahenten, die De-
mokratische Partei, zum unversöhnlichen Feind hochspielt. Schließlich fand sie 
in Sarah Palin und Donald Trump starke Persönlichkeiten, die für ihre Anhänger 
Charisma haben mögen.10 

III. Die Wurzeln der Tea Party-Bewegung

Das Tea Party Movement ist nicht die erste rechtspopulistische Bewegung der USA, 
aber die erste mit einer nationalen Dimension und bundesstaatlicher Veranke-
rung. Sie wird von älteren rechtspopulistischen, teils rechtsextremen Gruppie-
rungen unterstützt.11 1959 wurde die ultrakonservative John Birch Society gegrün-
det. Ihre Mitglieder glaubten, kosmopolitische, geizige Bankiers und korrupte 
Politiker würden die Souveränität der USA an die Vereinten Nationen verraten, 
die wiederum eine neue Weltordnung mit sozialistischer Einheitsregierung er-
richten wollten. Fred Koch, der Vater von Charles und David Koch, war eines ihrer 
Gründungsmitglieder. 1957 hatte Willis A. Carto die Liberty Lobby ins Leben geru-
fen, die sich gegen die geheimen Mächte zu rüsten glaubte, die den Planeten 
Erde regieren. Sie bezeichnete sich selbst als populistisch, warb in ihren Newslet-
tern und Publikationen für den Ku-Klux-Klan, verbreitete Auschwitz-Lügen und 
verteidigte die Apartheid in Südafrika. 

In der vom Ausbau des Wohlfahrtsstaats geprägten Ära der Präsidentschaften 
von Lyndon B. Johnson und Jimmy Carter entfalteten rechtspopulistische und 
-extreme Strömungen noch keine nationale Wirkung, obgleich die schwarze Bür-

10	 Vgl. Ursula Prutsch, Populismus in den USA und Lateinamerika, Hamburg 2019, S. 36–45.
11	 Einen guten Überblick über rechtsextreme und rechtspopulistische Gruppierungen bieten 

Chip Berlet/Matthew N. Lyons, Right-Wing Populism in America. Too Close for Comfort, 
New York/London 2000.
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gerrechtsbewegung, die Ökopolitik und der second wave feminism ihrem wertkon-
servativen und rassistischen Weltbild im Wege standen. Allerdings setzte Präsident 
Carter als born again-Evangelikaler durch sein Credo, die Politik zu moralisieren, 
die Konsolidierung evangelikaler Gruppen und ihr politisches Engagement in 
Gang.12 Dabei spielten Fernsehprediger wie Jerry Falwell und Pat Robertson iden-
tifikationsstiftende Rollen. 

Während der Präsidentschaft von Bill Clinton rückte die Demokratische Partei 
wirtschaftspolitisch nach rechts. So hob seine Regierung den Glass-Steagall Act von 
1929/33 auf, der als Folge der Weltwirtschaftskrise Geschäftsbanken und hochris-
kantes Investmentbanking getrennt hatte. Das brachte Clinton bei der Neuen 
Christlichen Rechten trotzdem keine Wertschätzung ein. Hillary Clintons Femi-
nismus, die Unterzeichnung des nordamerikanischen Freihandelsabkommens 
NAFTA und die Verschärfung der Waffengesetze sind nur einige Gründe für die 
Ablehnung seiner Politik. Durch das neue Medium Internet konnten sich Anhän-
ger militanter rechtsradikaler Splittergruppen besser und rascher vernetzen. Dass 
sie nicht zu unterschätzen waren, zeigte sich 1995 im Bombenattentat von Timo-
thy McVeigh in Oklahoma City. Er war durch neonationalsozialistische Science-
Fiction-Literatur der Turner Diaries (1978) beeinflusst, die in Waffengeschäften 
und im Internet vertrieben werden. In den letzten Jahren machte auch die Alter-
native Right/Alt-Right von sich reden, die sich kulturpessimistisch in die 1950er 
Jahre zurücksehnt und ihr rechtsradikales Ideologieamalgam geschickt durch 
Comics und subversive Ironie tarnt. 

Wenn die Tea Party insgesamt nicht als rechtsextrem angesehen werden kann, 
so half sie doch mit, rechtsradikales Gedankengut im republikanischen Main-
stream ankommen zu lassen. Zudem rückten Demokraten und Republikaner seit 
den 1990er Jahren nach rechts, verstanden jedoch ihr Gegenüber zunehmend als 
Feind denn als Gegner. Die Spaltung der Gesellschaft in zwei Lager wurde durch 
das Gerrymandering-Verfahren beschleunigt, bei dem die jeweils dominierende 
Partei in einem Bundesstaat die Wahlkreise zu ihrem eigenen Vorteil zurecht-
schneiden kann, um sich Mehrheiten zu sichern. Dadurch werden ethnisch und 
politisch homogene Zonen geschaffen. Zieht man dazu noch die Entfaltung der 
Algorhythmus-gesteuerten Sozialen Medien in Betracht, so haben sich in den letz-
ten Jahren immer häufiger Plattformen selbstreferenziellen Denkens gebildet, 
die an konstruktiven Auseinandersetzungen nicht interessiert sind, sondern im 
Gegenteil auf Konfrontation aus sind.

Der Einfluss der Tea Party-Bewegung auf die US-amerikanische Politik zeigt sich 
im Polarisieren statt in Kompromissen, im Verzögern politischer Entscheidungen 
auf Bundes- und Einzelstaatsebene, im permanenten Verletzen sprachlicher 
Codes, für das Donald Trump mit seiner bewusst aggressiven Sprache Pate steht. 
Tea Party-Anhänger sahen die Bundesregierung nicht als Teil der Lösung, sondern 
als Problem. Dass dies sich nun durch ihr Idol Donald Trump täglich zu bestäti-
gen scheint, ist wohl eine tragische Ironie jüngster Entwicklungen.

12	 Vgl. Stuart E. Eizenstat, President Carter. The White House Years, New York 2018.
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IV. Donald Trump und die Regeneration „ur-amerikanischer Werte“

Der Wahlsieg von Donald Trump am 8. November 2016 sorgte weltweit für Über-
raschung und Irritationen. Der politische Quereinsteiger war nicht einmal ein 
langjähriges Mitglied der Republikanischen Partei. Er gewann, obwohl er sich von 
den wirtschaftsliberalen Globalisierern in der Tradition eines Ronald Reagan, von 
den Ultrakonservativen wie den Mormonen, von den Neokonservativen wie George 
W. Bush unterscheidet, und zwar aus vielerlei Gründen: Er duldet und fördert die 
rechtsradikale Szene, setzt auf Wirtschaftsprotektionismus und – außer bei Akti-
onen gegen den schiitischen Islam – auf Isolationismus. Er ist kein gläubiger 
Christ, pflegt einen unmoralischen Lebensstil und hält sich nicht an sprachliche 
Konventionen. Die Republikanische Partei erschütterte er in ihren Grundfesten. 
Sie unterstützte ihn bislang dennoch, weil sie die Demokraten als Feinde sieht, 
die es zu bekämpfen gilt – selbst wenn man eigene Prinzipien über Bord wirft. 
Donald Trump gewann, obwohl er dezidiert nicht aus der Mitte der Bevölkerung 
kommt, die er für sich einnahm. 

Freilich kam ihm bei der Wahl zugute, dass die Parteientreue in den USA noch 
immer erstaunlich hoch ist: Mehr als 80 Prozent der Demokraten und der Repu-
blikaner wählen konsequent den Kandidaten ihrer Partei. Doch Trump gewann 
auch in Bundesstaaten, die traditionell demokratisch wählen: in Michigan, Ohio, 
Pennsylvania und Wisconsin, das heißt in der alten Industrieregion des Rust Belt. 
Er machte dort erfolgreich Wahlkampf, wo seine Herausforderin Hillary Clinton 
sich nicht zeigte.13

Der Slogan „Make America Great Again“ war das Versprechen, die Nation wür-
de ihre Souveränität wiedergewinnen – nach innen und außen. Brendan Simms 
und Charlie Laderman zeigten anhand der Analyse von Trumps Reden, dass er 
seit 30 Jahren dieselben Botschaften wiederholt: Die Europäische Union, Japan 
und China übervorteilen die USA und lachen über Amerikas „Dummheit“.14 In 
Anlehnung an seinen Wahlkampfleiter Steve Bannon kritisierte Trump den „Glo-
balismus“ der Vereinten Nationen und kündigte das Klimaschutzabkommen von 
Paris auf. Sein politischer Isolationismus ist nicht gleichbedeutend mit dem Rück-
zug der USA aus ihrer Vormachtstellung, sondern in Trumps binärer Logik von 
Sieg und Niederlage der einzige Weg, die Führungsrolle beizubehalten. 

Das alte populistische Credo der individuellen Unabhängigkeit lebt Trump 
vor. Im Wahlkampf punktete er mit wiederholten Beteuerungen, seine Kampagne 
selbst zu finanzieren und das Präsidentenamt gar nicht nötig zu haben, sondern 
nur in der Schuld der Amerikanerinnen und Amerikaner zu stehen. Auch die 
Prinzipien von Inklusion und Exklusion versteht der Präsident auszuspielen. Den 

13	 Vgl. dazu den Vortrag von D. Sunshine Hillygus, Understanding the Trump Win. Populism, 
Partisanship, and Polarization in the 2016 Election, gehalten auf der 17th Academy Confe-
rence 2017 im Amerikahaus München zum Thema „The Comeback of Populism. Transatlan-
tic Perspectives“ (6.–8.7.2017).

14	 Vgl. Brendan Simms/Charlie Laderman, Wir hätten gewarnt sein können. Donald Trumps 
Sicht auf die Welt, München 2017.
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weißen Modernisierungsverlierern, die er wieder in die Nation holen will, stehen 
jene gegenüber, die auszugrenzen sind: Muslime, illegal ins Land gekommene 
Mexikaner und Zentralamerikaner, linksliberale afro-amerikanische Vereinigun-
gen wie Black Lives Matter sowie Homo- und Transsexuelle. Trump sieht sich hinge-
gen als Repräsentant der „stillen Mehrheit“. Den Begriff lieh er sich von Richard 
Nixon.

Auch in seiner Haltung gegenüber Experten ist Donald Trump ein Rechtspopu-
list. Bereits nach einem Jahr im Amt ließ er das Budget des State Departement 
kürzen. Die unter der Leitung des ehemaligen Außenministers John Kerry ange-
worbenen Länderexperten verloren ihre Jobs. Eine fachliche Expertise, die zu dif-
ferenzierten Lösungen führen könnte, ist nicht mehr erwünscht. Typisch für den 
aktuellen Rechtspopulismus ist auch die Kultivierung des Anti-Intellektuellen, die 
Verurteilung des Expertentums, weil sich Trump als universaler Experte geriert 
und seine eklatanten Wissenslücken dank willfähriger Medien und seines Unter-
haltungstalents bei jenen Gruppen zu überspielen versteht, die ihm glauben.

Donald Trump stellt auch systematisch die Presse- und Redefreiheit in Frage. 
Zwar üben investigative Journalisten und Zeitungen konsequent Kritik an der Re-
gierung, doch werden interessierten US-Bürgerinnen und -Bürgern ständig Infor-
mationen vorenthalten oder entzogen. Erkenntnisse über umweltschädigende 
Rohstoffförderung, über Chemikalien in Monokulturen und Klimawandel wer-
den still und heimlich von Webseiten genommen oder durch geschönte Statis-
tiken einflussreicher Unternehmenslobbys ersetzt. 

Populisten verstehen sich als Gegenbewegungen zu etablierten Ordnungen. 
Deshalb zerstört der Präsident konsequent das Erbe Barack Obamas, indem er 
Gegenpositionen einnimmt: in der Aufkündigung des Nuklear-Abkommens mit 
dem Iran, im Ausbau der Beziehungen zu Saudi-Arabien und anderen Diktaturen, 
der Anerkennung von Jerusalem als Hauptstadt Israels, der Geringschätzung der 
NATO, der Kürzung der Entwicklungshilfe, dem Ausbau fossiler Energieträger. 
Trump höhlt die verpflichtende Krankenversicherung Obamacare aus und stärkt 
das elitärere Privatschulsystem im Vergleich zum öffentlichen, dem er vorwirft zu 
indoktrinieren. 

Trump ist ein politischer Außenseiter, ein Quereinsteiger im Präsidentenamt, 
der erste seit General Dwight D. Eisenhower. Sein Politikverständnis und der Um-
gang mit seinem Kabinett heben sich deutlich von bisherigen Normen ab. Nun ist 
es in den USA zwar üblich, dass nicht nur die Ämter von Ministern, sondern auch 
die anderer hoher Funktionäre von jedem Präsidenten neu besetzt werden, weil 
es kein Berufsbeamtentum gibt. Trumps Gegenbewegung ist jedoch mit dem En-
gagement kleptokratischer Familienmitglieder und Freunde verbunden, die ihre 
finanzielle Macht weiter ausbauen. Er macht eine klientelistische, personalis- 
tische Politik salonfähig, die in Lateinamerika häufig zu finden ist, die in den USA 
jedoch lediglich in den ehemals sklavenhaltenden, hierarchisch geprägten Süd-
staaten auf lokaler Ebene existierte: in den 1930er Jahren durch Huey Long in 
Louisiana sowie in den 1960er und 1970er Jahren durch George Wallace in Alaba-
ma. Opportunistische, auf Loyalität eingeschworene Berater stützen den Präsi-
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denten und gleichen seine Fehltritte aus. Politik betreibt er wie ein Geschäft, 
ohne Rücksicht auf diplomatische Rituale oder Verschleierungstaktiken.15

Ein Beispiel dafür, wie die populistische Gegenbewegung ihre autoritäre Welt-
anschauung nachhaltig verankert, ist die Bestellung von Richtern. Dabei geht es 
nicht nur um die Ernennung der Obersten Richter Neil Gorsuch und Brett Kava-
naugh. Trump machte sich rasch an die Nachbesetzung vieler freigewordener 
Richterämter der Berufungsgerichte. Durch seine Besetzungspolitik wird die 
Mehrheit der weltanschaulich liberalen Richter bald verlorengegangen sein. Auch 
damit erfüllt Trump einen Wunsch der christlichen Rechten. Sie sieht deshalb 
großzügig über seine moralischen Schwächen hinweg. „Wir haben nicht nach 
einem Ehemann Ausschau gehalten“, erklärte eine Trump-Anhängerin. „Wir 
suchten einen Body Guard.“16 Jerry Falwell Jr., der die Politik seines berühmten 
Vaters fortführt, betreibt eifrig die moralische Reinwaschung des Präsidenten und 
hält ihn für einen der „größten Visionäre unserer Zeit“. Damit überzeugt er zwar 
30 Prozent der Evangelikalen nicht, doch diese haben den rechtskonservativen Vi-
zepräsidenten Mike Pence als Garanten ihrer Weltanschauung.

Demagogie und Polarisierung, charakteristische Elemente populistischer In-
szenierung, beherrscht der Präsident souverän. Mit durchaus unterhaltsamer,  
anschaulicher Rhetorik führt er mit seinen Zuhörern nicht nur einen Dialog,  
sondern schafft eine eingeschworene Gemeinschaft Gleichgesinnter. Seine Zuhö-
rerinnen und Zuhörer fühlen sich als aktive, ernstgenommene Individuen, nicht 
als Masse, die belehrt oder von oben angeleitet wird, wie sie zu denken hat. 
Trumps Lügen sind ein wichtiger Bestandteil seiner strategischen Wahrheit. Aber 
er ist weder der einzige, noch der erste US-Präsident, der so handelt. Donald 
Trump kann als Populist nicht mehr mit einem jugendlichen Erscheinungsbild 
punkten. Doch der Bruch mit sprachlichen Konventionen, das provokante, per-
manente Spiel der Grenzüberschreitung vermitteln jugendliche Dynamik. Er re-
präsentiert den rugged individualism, den rauen Individualismus, die Kultur des 
Selbst, die in der Gesellschaft der USA so tief verwurzelt ist.

Trump verkörpert somit klassische Heldenfiguren der USA, deren Mythos sich 
längst in der Popkultur verewigte. Er ist der männliche Westernheld, der Selbst-
justiz übt und außerparlamentarisch Gerechtigkeit bringt. Er ist der Salesman Un-
cle Sam und damit das Symbol des American Way of Life. Als Entertainer verkörpert 
er die Tradition der Minstrel Shows, als sich weiße Komödianten mit geschwärzten 
Gesichtern über rassistische und sexistische Witze Popularität verschafften. Als 
Enkel eines deutschen Einwanderers ist Donald Trump der personifizierte  
American Dream, und zwar so sehr, dass er sich Insignien der republikanischen  
Aristokratie aneignete, die man vor allem reichen Südstaaten-Pflanzern zu-

15	 Vgl. Devin T. Stewart, Wahnsinnsmethode. Warum Trumps Außenpolitik erfolgreicher ist, 
als wir uns das eingestehen wollen; www.ipg-journal.de/regionen/nordamerika/artikel/
detail/wahnsinnsmethode-3087 [16.11.2018].

16	 The New York Times vom 24.4.2018: „Shrugging Off Trump Scandals, Evangelicals Look to 
Rescue G.O.P.“; www.nytimes.com/2018/04/24/us/politics/trump-evangelicals-midterm-
elections.html [4.11.2018].
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schreibt. Donald Trump tut und lässt, was er will. Und das ist die ultimative Frei-
heit in den Augen einer Gesellschaft, die dieser Freiheit immer huldigte. 

V. Abschließende Bemerkungen

Bereits 2011 trat Donald Trump in einem Werbevideo von Callista Gingrich als 
Verteidiger des amerikanischen Exzeptionalismus und des Leitbilds einer City 
upon a Hill auf. Die Puritaner glaubten im 17. Jahrhundert, die beste Gesellschafts-
ordnung der Welt entwickelt zu haben. Die USA leiteten später daraus ihre Pflicht 
ab, diese Ordnung anderen Völkern überzustülpen. Donald Trump spielt zwar 
gerne mit Kriegsrhetorik, ist aber konfliktscheu. Dass der politische Narzisst ger-
ne den Friedensnobelpreis verliehen bekäme, ist ein Beispiel für seinen mora-
lischen Führungsanspruch, den er mit jenem der USA gleichsetzt. Trump be-
zeichnet sich selbst nicht als Populisten. Doch er repräsentiert einen autoritären 
Rechtspopulismus, der Ähnlichkeiten mit Rechtspopulismen in Europa und in 
Lateinamerika aufweist, im eigenen Land aber nicht auf eine solche – über Einzel-
staaten hinausgehende – historische Tradition zurückgreifen kann. Der aktuelle 
Rechtspopulismus in den USA – ist wie in Europa und Lateinamerika – eine Reak-
tion auf neoliberale Politiken, die individuelles Wettbewerbsdenken und Selbst-
optimierung verlangen, Wohlstandschauvinismus fördern und gleichzeitig stän-
dig Modernisierungsverlierer entstehen lassen. Es sind da wie dort meist wütende 
Bürgerinnen und Bürger der unteren Mittelschicht, die rückwärtsgewandt die 
Restauration scheinbar besserer Zeiten wünschen und ihre Frustration an nicht-
weißen Immigranten oder nicht-weißen Minderheiten im eigenen Land auslas-
sen. Zudem verhehlt Trump seine Wertschätzung für autoritäre Führungspersön-
lichkeiten europäischer Rechtspopulismen nicht. Dass der US-Präsident für 
Brasilien unter Jair Bolsonaro eine innen- und außenpolitische Leitfunktion hat, 
ist deutlich. Da die USA noch immer über starke demokratische Korrektive wie 
kritische Medien verfügen, da die USA nie eine Diktatur waren, könnten die Schä-
den, die der aktuelle Rechtspopulismus hervorruft, besser behoben werden als in 
Staaten mit einem schwachen Bürgertum, sehr starken klientelistischen und kor-
rupten Strukturen und langer Diktaturerfahrung.
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Ronja Kempin

Der Rassemblement National in Frankreich
Irritation im politischen System

I. Am Scheideweg

Am 16. März 2019 urteilte Jürg Altwegg, Kulturkorrespondent der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung über einen Fernsehauftritt von Marine Le Pen: „Erstmals erschien 
Marine Le Pen […] als normale Politikerin, an die man sich gewöhnt hat. Ihre 
Banalisierung ist vollendet.“1 Die Vorsitzende der rechtsextremen Rassemblement 
National (RN) ist zurück auf der politischen Bühne Frankreichs. Sie straft all jene 
Lügen, die sie und ihre Partei auf dem Weg in die politische Bedeutungslosigkeit 
wähnten. Das Wahljahr 2017 war für Marine Le Pen in der Tat enttäuschend. Das 
Rennen um das höchste Staatsamt Frankreichs verlor sie im Mai 2017 klar gegen 
den Politnovizen Emmanuel Macron. Das entscheidende Fernsehduell mit Ma-
cron geriet für Le Pen zum Debakel: Aggressiv im Ton, wenig sachkundig in De-
tailfragen, orientierungslos mit Blick auf die künftige Europapolitik – die poli-
tische Außenseiterin, die in dieser Debatte viel hätte gewinnen können, verlor in 
hohem Maße Ansehen und Wählerstimmen. Bei den anschließenden Parlaments-
wahlen verfehlte Le Pen im Juni 2017 das Ziel, mit dem Front National (FN) in 
Fraktionsstärke in die Nationalversammlung einzuziehen. Lediglich acht, nicht 
aber die avisierten 15 Abgeordnetenmandate konnten errungen werden. Da-
durch entgingen der Partei bereits eingeplante Millioneneinnahmen. 

Die finanziellen Schwierigkeiten der Partei spitzten sich im Juli 2018 weiter zu: 
Ihr zustehende öffentliche Gelder in Höhe von 4,5 Millionen Euro wurden nur 
zur Hälfte ausgezahlt. Die französische Justiz hielt zwei Millionen Euro zurück: 
FN-Abgeordnete, darunter Le Pen, hatten in den Jahren 2009 bis 2017 sieben Mil-
lionen Euro Zuwendungen des Europäischen Parlaments (EP) zweckentfremdet.2 
Bereits im März 2017 hatte das EP die politische Immunität Marine Le Pens aufge-
hoben; Ende 2015 hatte diese Gräuelfotos von Opfern der Dschihadistenmiliz „Is-
lamischer Staat“ (IS) auf Twitter veröffentlicht. Nach eigenen Angaben stellte dies 
eine Protestaktion gegen einen Fernsehmoderator dar, der Parallelen zwischen 
ihrer Partei und der IS-Miliz gezogen hatte. Die „Verbreitung von Gewaltbildern“ 
sieht auch die französische Justiz als Straftat an, und so hob im November 2017 
auch die französische Nationalversammlung Le Pens Immunität auf.3 Zahlreiche 
Mitglieder verließen die Partei überdies, als sich Marine Le Pen von ihrem lang-

1	 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16.3.2019: „Bereit, in den Kampf zu ziehen“; www.faz.
net/aktuell/feuilleton/frankreichs-fernsehwahlkampf-mit-le-pen-und-loiseau-16091402.
html [18.3.2019].

2	 Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 11.7.2018: „Ärger von allen Seiten“.
3	 Vgl. Der Spiegel vom 9.2.2019: „Das schleichende Comeback der Marine Le Pen“; www.spiegel.

de/politik/ausland/frankreich-das-schleichende-comeback-der-marine-le-pen-a-1252319.
html [18.3.2019].
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jährigen Chef-Strategen trennte: Florian Phillipot, der der Partei ein souveränis-
tisch-identitäres Profil verordnet hatte, wurde für die Wahlniederlagen des Jahrs 
2017 verantwortlich gemacht.4

II. Marine Le Pen und die Kunst des politischen Comebacks

Die Totengräber von Marine Le Pen und des Front National hatten übersehen, dass 
es der Parteivorsitzenden bei den Präsidentschaftswahlen 2017 gleichwohl gelun-
gen war, das beste Wahlergebnis in der Geschichte dieser gleichsam familienge-
führten Partei zu erzielen: In der Stichwahl vom 7. Mai 2017 gaben 10,6 Millionen 
Wählerinnen und Wähler Le Pen ihre Stimme. Ihr Vater Jean-Marie Le Pen war 
2002 völlig überraschend in die zweite Runde der Präsidentschaftswahlen gekom-
men. Dort konnte er indes nur 5,5 Millionen Stimmen auf sich vereinen. 

Erstaunlicherweise schaden dem Ansehen der Partei weder die rechtlichen 
Verfehlungen noch die finanziellen Machenschaften des Führungszirkels. Diesen 
Befund stützen verschiedene Meinungsumfragen, die in Frankreich im Frühjahr 
2019 durchgeführt wurden. Ein sogenannter Vertrauens-Barometer stellte fest, 
dass Marine Le Pen im gesamten Jahr 2018 die Politikerin war, der die Franzosen 
am stärksten vertrauen (25 Prozent, ein Zugewinn von acht Prozent im Vergleich 
zu 2017). Das Vertrauen in Präsident Macron ist 2018 hingegen um 16 Prozent auf 
den tiefen Wert von 20 Prozent gesunken.5 Im Januar 2019 ergab eine repräsenta-
tive Umfrage, dass Le Pen im Mai 2019 die Wahlen zum EP (knapp vor der Partei 
von Präsident Macron) gewinnen könnte.6 Wie bereits 2014 würde die rechtsex-
treme Partei erneut die größte Anzahl französischer Abgeordneter nach Brüssel/
Straßburg entsenden. Im März 2019 gaben in einer repräsentativen Umfrage 
schließlich 47 Prozent der Befragten an, davon überzeugt zu sein, dass Marine Le 
Pen eines Tages an die Macht gelangen werde. Besonders unter den Anhängern 
der konservativen Partei ist diese Meinung weit verbreitet: 52 Prozent halten eine 
politische Verantwortungsübernahme der rechtsextremen Partei für möglich. Ih-
nen gilt die Partei Le Pens als „patriotische Rechte, die den traditionellen Werten 
verpflichtet ist“.7 Im Unterschied dazu sind 49 Prozent der Befragten weiterhin 
der Ansicht, Le Pen repräsentiere eine nationalistische und xenophobe extreme 
Rechte. Dessen ungeachtet wünscht ein Drittel der Befragten, dass Marine Le Pen 

4	 Vgl. Le Figaro vom 21.9.2017: „Rupture Le Pen-Phillipot au FN. Le dessous des cartes“; 
www.lefigaro.fr/vox/politique/2017/09/21/31001-20170921ARTFIG00212-rupture-le-
pen-philippot-au-fn-le-dessous-des-cartes-par-frederic-saint-clair.php [18.3.2019].

5	 Vgl. Sciences Po/Le Centre de recherches politiques de Sciences Po (CEVIPOF), En qu(o)i 
les Français ont-ils confiance aujourd’hui? Baromètre de la confiance politique, S. 49; www.
sciencespo.fr/cevipof/sites/sciencespo.fr.cevipof/files/CEVIPOF_confiance_vague10-1.
pdf [18.3.2019].

6	 Vgl. Opinion Way, Euro Track, S. 8; www.opinion-way.com/fr/component/edocman/opi-
nionway-pour-tilder-les-echos-radio-classique-resultats-eurotrack-vague-1-31-janvier-2019/vie-
wdocument.html [18.3.2019].

7	 Kantar Insights France vom 12.3.2019: „Baromètre d’image du Rassemblement National (2019)“; 
fr.kantar.com/opinion-publique/politique/2019/barometre-d-image-du-rassemblement-natio-
nal-2019/ [18.3.2019].
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bei den nächsten Präsidentschaftswahlen, die in Frankreich 2022 stattfinden wer-
den, als Kandidatin antritt.8 Dort würde sie, analog zu 2017, in der Stichwahl auf 
Emmanuel Macron treffen, aber deutlich besser abschneiden. Sie könnte wohl 44 
Prozent der Stimmen auf sich vereinigen; Präsident Macron erhielte 56 Prozent 
und würde die Wahl erneut gewinnen.9

Wie gelingt es einer Partei, die die Auswüchse der Globalisierung und die 
Macht der Brüsseler Eurokraten anprangert, die ein Zerrbild in Sachen Immigra-
tion zeichnet, Frankreich derart im Griff zu haben? Warum gewinnt eine rechtsex-
treme Partei, die bestimmte Banken nationalisieren, eine größere Unabhängig-
keit gegenüber internationalen Organisationen erreichen und Einfuhrzölle zum 
Schutz der heimischen Landwirtschaft und Industrie erheben will, beständig an 
Zulauf? Warum finden in Frankreich Stimmen Gehör, die das Schengener Abkom-
men kündigen, ein Referendum über den Verbleib des Lands im Euro durchfüh-
ren und ein Europa der Nationalstaaten schaffen wollen? Die eine Begrenzung 
des ius soli, die Abschaffung der doppelten Staatsbürgerschaft und die Einfüh-
rung strenger Regeln für den Bau von Moscheen versprechen?10

III. Entstehung und Entwicklung der Partei

Im politischen System Frankreichs ist Raum für eine rechte Partei. Zum Ende der 
Ära Charles de Gaulles, der die Fünfte Republik gegründet hatte, gaben etwa 25 
Prozent der Wahlberechtigten des Lands an, nationalistisch eingestellt zu sein.11 
Dieses Ergebnis nahmen Anhänger verschiedenartigster rechter Strömungen 
zum Anlass, sich im Dezember 1969 in der Bewegung Ordre Nouveau (ON) zu sam-
meln.12 Zwei Jahre später war die Bewegung auf 2.300 Mitlieder angewachsen. Für 
ihre Anführer war nun die Zeit gekommen, als politische Kraft in Erscheinung zu 
treten. Die 1968er-Revolution, die zusammenfiel mit dem Tod de Gaulles, der die 
französische Rechte durch eine Kombination aus Ideen des Konservatismus, Li-
beralismus und Progressismus im Republikanismus zusammengeführt hatte, 
brachte zahlreiche Wählerinnen und Wähler dazu, sich eine neue politische Hei-
mat zu suchen. So gründeten sie im Oktober 1972 die Partei Front National. Der 
44-jährige Jean-Marie Le Pen wurde zum Vorsitzenden ernannt. Er galt als begna-
deter Redner, verfügte über exzellente Kontakte in die Politik, entsprang dem so-

8	 Vgl. ebenda.
9	 Vgl. Frédéric Dabi/Jean-Philippe Dubrulle, L’intention de vote à la prochaine élection  

présidentielle. Le poids du vote blanc, S. 9; www.ifop.com/wp-content/uploads/2019/02/ 
116145-Rapport-06.02.2019.pdf [18.3.2019].

10	 Vgl. hierzu das Wahlprogramm von Marine Le Pen zur Präsidentschaftswahl 2012: Marine 
Le Pen, Mon Project, Pour La France, Pour le Peuple; www.frontnational.com/pdf/projet_
mlp2012.pdf [12.10.2016].

11	 Vgl. Grégoire Kauffmann, Les origines du Front national, in: Pouvoirs 157 (2016), S. 5–15.
12	 Vgl. dazu ebenda, S. 7: „europäisch-nationalistische“, „völkische“ und „revolutionär nationa- 

listische Kämpfer“, Veteranen der „Collaboration“, Anhänger der „Algérie française“ und des 
„Poujadismus“, Überläufer der „Action française“ sowie andere „demi-soldes“ der extremen 
Rechten in Frankreich. 
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zial-konservativen Flügel der Nationalisten, war Anhänger der Algérie française, 
antikommunistisch und antigaullistisch, gleichzeitig aber den Institutionen der 
Fünften Republik verpflichtet und trat für eine komplexbefreite, autoritäre Rech-
te ein. Kurzum, er schien bestens geeignet, Wählerinnen und Wähler zu mobili-
sieren.

Der gewichtigste Unterschied zwischen den Republikanern und den Nationa-
listen besteht in Frankreich vornehmlich in ihrer Auffassung von nationaler Iden-
tität. Grundlage des republikanischen Nationalverständnisses ist ein Geschichts-
bild, das von der über tausendjährigen Existenz des französischen Staats ausgeht. 
Dieser habe sich unter der Monarchie seit den Kapetingern, später unter der Re-
publik und dem Kaiserreich über das ganze Territorium des heutigen Frankreich 
ausgebreitet und die französische Nation durch Integration und Assimilation sei-
ner Bürgerinnen und Bürger geschaffen. Im Unterschied dazu sieht die nationa-
listische Rechte die Nation primär als Abstammungsgemeinschaft. Sie zeichne 
sich durch eine gemeinsame Geschichte, gemeinsame Werte, Traditionen und 
Kultur aus. Zu den gemeinsamen Werten gehört für die nationalistische Rechte 
das Christentum als kulturelles System. Nur wer das christlich geprägte Wertesys-
tem anerkennt, kann Franzose werden. Im nationalistischen Nationenverständnis 
ist Frankreich durch die Monarchie und die Abwehr feindlicher Eindringlinge 
entstanden, nicht durch die Revolution, die Republik und eine politische Teilha-
be, die verschiedene Völkerschaften und Bevölkerungsgruppen zu einer Nation 
verschmilzt: „Im Mittelpunkt des Nationalismus der nationalpopulistischen Rech-
ten steht daher die Verteidigung der nationalen Identität gegen innere und äuße-
re Feinde.“13

In den ersten zehn Jahren seines Bestehens konnte der FN als politische Kraft 
indes nicht reüssieren. Bei Wahlen gelang es, gerade einmal ein Prozent der Stim-
men zu erhalten. Die ersten beiden Jahre der Existenz des FN waren gekennzeich-
net von Richtungsstreitigkeiten zwischen Le Pen und den Anhängern des ON. 
Während sich Jean-Marie Le Pen als Sprachrohr einer „volkstümlichen, sozialen 
und nationalen Rechten“ verstand, die wirtschaftsliberal ausgerichtet sein sollte, 
ohne den Schutz des Kleinhandels und Handwerks aufzugeben und die die euro-
päische Integration ebenso befürwortete wie das politische System Frankreichs, 
lehnten die Anhänger des ON das System ebenso ab wie die Einwanderung nach 
Frankreich und verherrlichten Gewalt als Mittel der Politik. Bis heute wirken diese 
Widersprüche in der Partei fort.14 1974 vermochten es die handelnden Akteure 
nicht länger, diese auszugleichen. Es kam zum Bruch. Jean-Marie Le Pen blieb Vor-
sitzender der FN – einer Partei ohne Mitglieder, ohne Anhänger und ohne Geld. 

Mit der Machtübernahme der Sozialisten 1981 konnte der FN erste Erfolge ver-
buchen. Bei den Kantonalwahlen 1982 gelang es ihm, über zehn Prozent der ab-
gegebenen Stimmen auf sich zu vereinen. Die sozialistische Regierung von Präsi-

13	 Roland Höhne, Die französische Rechten zwischen Einhalt und Vielfalt, in: Politische Studi-
en 64 (2013), S. 21–37, hier S. 24.

14	 Vgl. Kauffmann, Origines. Jean-Marie Le Pen ging sogar so weit, die Aufgabe von Souveräni-
tät und eine Kooperation des britischen und französischen Militärs in Betracht zu ziehen.
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dent François Mitterrand trieb die Industrialisierung Frankreichs massiv voran. 
Sie siedelte insbesondere im Nordosten des Lands neue Industrien an und warb 
im In- und Ausland Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an. Dort, wo Einwan-
derung und die Zunahme der Bevölkerung mit sozialen Spannungen einhergin-
gen, war der FN besonders erfolgreich. Er profitierte besonders davon, dass Jean-
Marie Le Pen seine ursprüngliche Skepsis abgelegt hatte, die Antiimmigrations- 
politik zu einem Markenkern der Partei zu machen.15

In den 1980er Jahren charakterisierte der französische Populismus- und 
Rechtsextremismusforscher Pierre-André Taguieff den bis dahin als rechtsextrem 
geltenden FN als „nationalpopulistisch“. Willig griff die Partei, die keinen subs-
tanziellen Richtungswechsel vorgenommen hatte, dieses „Unbedenklichkeitsat-
test“ auf. Seit den 1990er Jahren bezeichnet sie sich selbst als „populistisch und 
stolz darauf“ und trägt dazu bei, den Rechtsextremismus zu verharmlosen und zu 
banalisieren. Ihr Erfolgsrezept basiert auf ethno-nationalistischer Fremdenfeind-
lichkeit und der Vermischung von Antisystem- mit Anti-Establishment-Rhetorik. 
„Die extreme Rechte konnte auf diese Weise politischen Protest schüren und zu-
gleich verhindern, als antidemokratisch stigmatisiert zu werden.“16 Im Mai 2002 
gelang es Jean-Marie Le Pen, mit einem Vorsprung von 194.000 Stimmen gegen-
über dem sozialistischen Kandidaten und Premierminister Lionel Jospin in den 
zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen einzuziehen. Diesem Höhenflug 
war ein jähes Ende beschieden. Bereits 2004 rutschte die Partei bei den Regional-
wahlen, in denen sie traditionell gut abgeschnitten hatte, unter zehn Prozent. 
Drei Jahre später erzielte sie bei den Parlamentswahlen lediglich 4,3 Prozent der 
Stimmen; 2009 konnte Le Pen bei den Präsidentschaftswahlen gerade einmal die 
Hälfte der Wählerinnen und Wähler, die 2002 für ihn gestimmt hatten, von seiner 
Person überzeugen (6,3 Prozent). Nach fast vier Jahrzehnten Führung durch  
Jean-Marie Le Pen schien die Partei in der Bedeutungslosigkeit zu verschwinden.

IV. Vom Vater zur Tochter: Der Front National unter Marine Le Pen

Am 16. Januar 2011 übergab der Vater die Partei an seine Tochter – auf den da-
mals 82-Jährigen folgte die 40 Jahre jüngere Marine Le Pen, die die interne Ab-
stimmung über den Parteivorsitz Ende 2010 mit 67,65 Prozent der Stimmen für 
sich entschieden hatte.17 Unter der Führung von Marine Le Pen erlebt der FN 
elektorale Höhenflüge; wie keine zweite Partei nimmt er Einfluss auf die franzö-
sische Politik. Die wachsende Zustimmung, die der FN an den Wahlurnen erfährt, 
ist das Ergebnis einer Entdiabolisierung der Partei und ihrer inhaltlichen Neuaus-

15	 Vgl. Pascal Perrineau, La France au Front. Essai sur l’avenir du Front National, Paris 2014,  
S. 19 f.

16	 Matthew J. Goodwin, The Extreme Right in Britain. Still an „Ugly Duckling“ but for How 
Long?, in: The Political Quarterly 78 (2007), S. 241–250, hier S. 244; deutsch zit. nach Karin 
Priester, Fließende Grenzen zwischen Rechtsextremismus und Rechtspopulismus in Euro-
pa?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 44/2010, S. 33–39, hier S. 33.

17	 In einer Mitgliederbefragung über die Nachfolge Jean-Marie Le Pens konnte sich Marine Le 
Pen (67,65 Prozent) gegen Bruno Gollnisch (32,35 Prozent) durchsetzen.
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richtung, die von Marine Le Pen seit 2011 ebenso zügig wie konsequent vorange-
trieben werden. Darüber hinaus ist das Erstarken der Partei auf Veränderungen 
und neue Konflikte zurückzuführen, die die französische Gesellschaft durchzie-
hen. Parteiensysteme entstehen nach Seymour Martin Lipset und Stein Rokkan 
entlang bestimmter Konfliktlinien (Cleavages).18 Eine Konfliktlinie bezeichnet ei-
nen „dauerhaften […] Konflikt, ,der in der Sozialstruktur verankert ist und im 
Parteiensystem seinen Ausdruck‘“ findet.19 Parteien gelten dabei als „Bündnisse in 
Konflikten über Politikinhalte und Werteverpflichtungen“.20 Verändern sich Kon-
fliktlinien und die ihnen zugrunde liegenden Wertvorstellungen, entsteht Raum 
für eine neue politische Kraft. Davon profitiert Marine Le Pen, der es gelingt, 
diese Umbrüche auszumachen und zu adressieren.21

Entdiabolisierung und inhaltliche Neuausrichtung: Im Unterschied zu ihrem Vater 
will Marine Le Pen das politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche System 
Frankreichs nicht mehr von außen destabilisieren. Sie möchte es von innen heraus 
verändern. Deshalb strebt sie danach, die politische Macht zu erlangen.22 Sie be-
schränkt sich nicht länger auf das vom Vater meisterhaft genutzte Instrument der 
bewussten Provokation. Ihr Ziel ist es, den FN von einer Protest- zu einer moder-
nen Volkspartei zu machen. Dafür zeichnet sie das Bild einer gemäßigten, moder-
nen Rechten mit gewöhnlichen Parteistrukturen – frei von Antisemitismus und 
Rassismus, den Werten und Normen der französischen Republik verpflichtet.23

Drei Wochen nach der Übernahme des Parteivorsitzes bezeichnete Marine Le 
Pen den Holocaust als „Gipfel der Barbarei“.24 Die Abkehr von den antisemi-
tischen und rassistischen Äußerungen ihres Vaters, der die Gaskammern der nati-
onalsozialistischen Vernichtungslager wiederholt als „historisches Detail der Ge-
schichte des Zweites Weltkriegs“ bezeichnet hatte,25 gilt als Geburtsstunde der 
Entdiabolisierung des FN. Der Versuch Marine Le Pens, die Partei von ihrem 

18	 Die Politikwissenschaftler Seymour Martin Lipset und Stein Rokkan haben Ende der 1960er 
Jahre den makrosoziologischen Erklärungsansatz zur Entstehung westeuropäischer Partei-
ensysteme entwickelt; vgl. Seymour Martin Lipset/Stein Rokkan, Cleavage Structures, Party 
Systems, and Voter Alignments. An Introduction, in: Seymour Martin Lipset/Stein Rokkan 
(Hrsg.), Party Systems and Voter Alignments. Cross-National Perspectives, New York 1967,  
S. 1–64.

19	 Zit. nach Oskar W. Gabriel/Bettina Westle, Wählerverhalten in der Demokratie. Eine Einfüh-
rung, Baden-Baden 2012, S. 49.

20	 Lipset/Rokkan, Cleavage Structures, in: Lipset/Rokkan (Hrsg.), Party Systems, S. 5.
21	 Für die nachfolgenden Ausführungen vgl. ausführlicher Ronja Kempin, Der Front National. 

Erfolg und Perspektiven der „stärksten Partei Frankreichs“, in: SWP-Studie S 6/2017; www.
swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2017S06_kmp.pdf [18.3.2019].

22	 Vgl. Cécile Alduy, Nouveau discours, nouveaux succès, in: Pouvoirs 157 (2016), S. 17–29.
23	 Vgl. Alexandre Dézé, Le „nouveau“ Front National en question, Paris 2015, S. 34.
24	 Le Point vom 3.2.2011: „,Les camps ont été le summum de la barbarie‘. Valeurs, Shoah, Cé-

line, colonisation, de Gaulle ... Entretien avec Marine Le Pen“; www.lepoint.fr/politique/
les-camps-ont-ete-le-summum-de-la-barbarie-03-02-2011-135109_20.php [18.3.2019].

25	 Paris Match vom 8.4.2015: „Jean-Marie Le Pen défend le Maréchal Pétain“; www.parismatch.
com/Actu/Politique/Jean-Marie-Le-Pen-defend-le-Marechal-Petain-741180 [18.3.2019]. Im-
mer wieder musste sich Jean-Marie Le Pen aufgrund seiner Verharmlosungen des Holocaust 
vor Gericht verantworten; vgl. L’Humanité vom 6.4.2016: „Détail de l’histoire. Jean-Marie Le 
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rechtsextremen Image zu befreien, fußt auf fünf Elementen: Erstens distanziert 
sich der FN von Nationalsozialismus und Kollaboration sowie von Frankreichs ko-
lonialer Vergangenheit. Die Leugnung des Holocaust, jede Würdigung des Vichy-
Regimes und Rufe nach Wiedereinführung der Algérie française wurden aus dem 
Diskurs der Partei getilgt.26 Zu diesem Zweck ist die neue Vorsitzende – zweitens 
– seit März 2011 darauf fixiert, „unsere Reihen zu säubern“.27 Die Veröffentli-
chung eines Fotos, auf dem ein regionaler Abgeordneter der Partei vor einer Ha-
kenkreuzflagge stehend den Hitlergruß zeigt, nahm Marine Le Pen zum Anlass, 
das Internet nach antisemitischen, rassistischen, NS-verherrlichenden, homo-
phoben oder die Kolonialgeschichte Frankreichs verharmlosenden Äußerungen 
von Parteimitgliedern durchsuchen zu lassen. Wer entsprechend auffällig gewor-
den war, musste den FN verlassen.28 Im August 2015 gipfelte dieses Vorgehen im 
Parteiausschluss von Jean-Marie Le Pen, der den Entdiabolisierungskurs seiner 
Tochter sabotiert hatte.29 Drittes Element ist die Erneuerung des Parteikaders. 
Um das Bild einer modernen Rechten zu festigen, berief Marine Le Pen aus-
schließlich Personen in den Parteivorstand, die nach 1969 geboren sind und so-
mit keine persönlichen Verbindungen zum Zweiten Weltkrieg oder zum Algerien-
krieg haben. Diese jungen, mehrheitlich aus dem eigenen Parteinachwuchs 
stammenden Mitglieder sind in vielen Fällen hervorragend ausgebildet und ver-
treten moderne Lebensformen.30 Um die politische Öffnung des FN zu unter-
mauern, bemüht sich Marine Le Pen, viertens, Persönlichkeiten für sich zu gewin-
nen, die bislang mit anderen Parteien in Verbindung standen.31 Im Frühjahr 2018 
entschloss sie sich schließlich, den Namen der Partei zu ändern, um „psycholo-
gische Vorbehalte“ gegen die Partei abzubauen. Seit dem 1. Juni 2018 trägt der 
Front National den Namen Rassemblement National. Der neue Name stehe, so  
Marine Le Pen, für eine strategische, methodische und politische Neuausrich-
tung der Partei.32

Pen à nouveau condamné“; www.humanite.fr/detail-de-lhistoire-jean-marie-le-pen-nouveau-
condamne-604001 [18.3.2019].

26	 Vgl. Arthur Goldhammer, Explaining the Rise of the Front National. Political Rhetoric or 
Cultural Insecurity?, in: French Politics, Culture & Society 33 (2015), S. 134–142.

27	 Le Journal du Dimanche vom 19.4.2011: „Nettoyage de printemps au FN“; www.lejdd.fr/
Politique/Avant-le-defile-du-1er-Mai-Marine-Le-Pen-fait-le-menage-au-FN-301601-3110129 
[18.3.2019].

28	 Vgl. Dézé, Front National, S. 39 f.
29	 Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 21.8.2015: „Familienkrach ohne Ende. Parteiausschluss von 

Front-National-Gründer Le Pen“; www.nzz.ch/international/europa/familienkrach-ohne-
ende-1.18599845 [18.3.2019].

30	 Vgl. Jean-Yves Camus, Der Front National (FN). Eine rechtsradikale Partei?, Berlin 2014;  
library.fes.de/pdf-files/id/10640.pdf [28.3.2019], und Dézé, Front National, S. 27.

31	 Vgl. Alexandre Dézé, Le changement dans la continuité. L’organisation partisane du Front 
national, in: Pouvoirs 157 (2016), S. 49–62.

32	 Vgl. Le Monde vom 1.6.2018: „Marine Le Pen annonce que le Front national devient Rassem-
blement national“; www.lemonde.fr/politique/article/2018/06/01/marine-le-pen-annon-
ce-que-le-front-national-devient-rassemblement-national_5308450_823448.html [18.3.2019].
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Die inhaltliche Neuausrichtung von FN/RN gründet auf einer Erweiterung 
des Themenportfolios und einem Wandel des Parteidiskurses. Marine Le Pen ver-
sucht, ihre Partei von einer auf das Thema Immigration reduzierten Nischenpar-
tei zu einer Volkspartei zu entwickeln. Der Wirtschaftspolitik kommt dabei ein 
zentraler Stellenwert zu. 40 Prozent der Äußerungen Le Pens widmen sich heute 
ökonomischen und sozialen Fragen.33 Die Parteivorsitzende greift damit Aspekte 
von Politik und Lebenswirklichkeit auf, die angesichts der wirtschaftlichen Krise 
des Lands von besonderer Bedeutung für die Bevölkerung sind. Dabei nutzt sie 
diese Themenfelder auch, um über die Rolle eines starken Staats zu sprechen und 
sich gezielt an eine wichtige Wählerschicht ihrer Partei zu wenden – die Arbeiter-
schaft. Über die Wirtschaftspolitik kann sie außerdem ihre Kritik an der Europä-
ischen Union zuspitzen. Eine entsprechende Veränderung der eigenen Rhetorik 
ermöglicht ihr schließlich, die Partei vom Stigma des plumpen Rassismus zu be-
freien. Die explizit ausländerfeindlichen Reden Jean-Marie Le Pens wurden er-
setzt durch ein republikanisch-egalitäres Narrativ, das die Partei zum Schutzpa-
tron Frankreichs macht. Gleichsam im „Namen des Volkes“ verteidigt Marine Le 
Pen die Identität, die Werte und die Souveränität des Lands gegen den Islam, ge-
gen korrupte Politiker, die Macht Brüssels und eine vermeintlich ausufernde Glo-
balisierung.

Der RN und die Bruchlinien der französischen Gesellschaft: Marine Le Pen ist es darü-
ber hinaus gelungen, die sozio-demografische Struktur der FN/RN-Wählerschaft 
zu verändern. Bei den Regionalwahlen von Dezember 2015 gaben 30 Prozent der 
männlichen und 26 Prozent der weiblichen Wähler dem FN ihre Stimme. Das 
Gros der Anhänger ist nach wie vor unter 50 Jahre alt und steht in einfachen, oft 
prekären Beschäftigungsverhältnissen oder ist arbeitsuchend.34 Die traditionelle 
Wählerschaft konnte allerdings um Stimmen aus der Mittelschicht erweitert wer-
den. 28 Prozent der qualifizierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
30 Prozent der Angestellten mittleren Einkommens im öffentlichen Sektor votie-
ren inzwischen für den FN/RN.35 Allein Freiberufler sowie höhere Beamte und 
Angestellte widerstehen der Partei Le Pens weitgehend (16 Prozent). Im Vergleich 
zu den Präsidentschaftswahlen 2012 ist die Wählerschaft des FN/RN heute ein 
wenig weiblicher, ein wenig gebildeter und nicht länger auf die einfachen Schich-
ten beschränkt.36 

33	 Vgl. Alduy, Nouveau discours, S. 21.
34	 Für den FN stimmten 33 Prozent der Wählerinnen und Wähler unter 35 Jahren, 35 Prozent 

der 35- bis 49-Jährigen sowie 32 Prozent der über 50-Jährigen. Relativ schwach abgeschnitten 
hat die Partei hingegen bei Personen im Rentenalter (19 Prozent). 43 Prozent der „couches 
populaires“ wählten den FN; bei den Arbeitern waren dies 51 Prozent, bei den Selbständigen 
40 Prozent und bei den Angestellten 38 Prozent. Unter den französischen Arbeitsuchenden 
stimmten etwa 42 Prozent für die Partei Le Pens.

35	 Vgl. Pascal Perrineau, Montée en puissance et recompositions de l’électorat frontiste, in: Pou-
voirs 157 (2016), S. 62–73.

36	 Vgl. Jérôme Jaffré, Les nouveaux électeurs du Front National, in: CEVIPOF, L’enquête électo-
rale française, Comprendre Januar 2016, S. 2; www.enef.fr/app/download/12983061325/ 
LA_NOTE_%237_vague1.pdf?t=1483524729 [18.3.2019].
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Dieser Erfolg des FN/RN ist auf die Wandlungsprozesse zurückzuführen, die 
die französische Gesellschaft durchläuft. Dieser Wandel lässt neue Wählerinteres-
sen entstehen, die der FN/RN gezielt bedient. Das größte Verdienst Marine Le 
Pens besteht zweifelsfrei darin, den Parteidiskurs immer wieder zielgenau auf spe-
zifische Wählergruppen und deren Interessen zuzuschneiden.

So profitiert die Partei davon, dass in Frankreich eine neue Spannung im Ver-
hältnis zwischen Staat und Religion entstanden ist, für das seit 1905 das Prinzip 
der Trennung von Staat und Kirche galt. Die zunehmende Sichtbarkeit des Islam 
geht einher mit wachsender Verunsicherung über die nationale Identität des 
Lands, die bislang vom Staat definiert und geschützt wurde. Nicht erst seit den 
Terroranschlägen von 2015/16 verlangt ein überwiegender Anteil der Bevölke-
rung nach identitärer wie physischer Sicherheit. Besonders ausgeprägt ist das Si-
cherheitsbedürfnis bei den französischen Katholiken. Ihnen verspricht der FN/
RN in besonderem Maße Schutz. Entsprechend stark sind seine Zustimmungs-
werte in diesem Milieu gestiegen. 2015 konnte er zwischen den Départements-
wahlen und den Regionalwahlen bei den Katholiken erheblich dazugewinnen. 
Unter den praktizierenden Katholiken stimmten im Dezember 25 Prozent für den 
FN (ein Plus von neun Prozent); bei den nichtpraktizierenden lag der Stimmen-
anteil bei 34 Prozent (ein Plus von sechs Prozent).37 Von allen Parteien attestierten 
die französischen Wählerinnen und Wähler dem FN im Dezember 2016 die 
höchste Problemlösungskompetenz bei den Themenfeldern Sicherheit und Ver-
teidigung sowie Immigration. Rund 28 Prozent der Befragten schrieben der Par-
tei die Fähigkeit zu, die sicherheitspolitischen Herausforderungen zu bewältigen, 
denen sich Frankreich gegenübersieht.38

Frankreich ist in starkem Maße urban geprägt. 49,6 Millionen Franzosen woh-
nen in der Stadt, nur 14,4 Millionen auf dem Land. Zwischen Stadt und Land hat 
sich zudem ein „dritter Raum“ herausgebildet – die Vorstädte –, in dem heute 
bereits mehr Menschen leben als auf dem Land. Seit den Präsidentschaftswahlen 
von 2002 ist dieser vorstädtische Raum die Hochburg des FN/RN.39 Hier konnte 
die Partei im Dezember 2015 durchschnittlich 34 Prozent der Stimmen in Ge-
meinden mit weniger als 500 Einwohnern und 33 Prozent in Gemeinden mit we-
niger als 2.000 Einwohnern gewinnen. Dieser Erfolg hat zwei Gründe: Zum einen 
spricht der FN/RN die Angst vor sozialem und beruflichem Abstieg an, die die 
Bewohner des periurbanen Frankreich eint. Dies verdeutlichen die hohen Zu-
stimmungsraten: die Kernpositionen des FN finden hier, vor allem bei den The-
men Immigration und innere Sicherheit, Zuspruch. Zum anderen verspricht die 

37	 Vgl. Institut français d’opinion publique (Ifop)/Département Opinion et Stratégies d’Entre-
prises, Premier tour des régionales. Le FN poursuit sa progression, S. 3; www.ifop.com/wp-
content/uploads/2018/03/880-1-document_file.pdf [18.3.2019].

38	 Vgl. CEVIPOF/Kantar Public, Dynamiques politiques 2014–2017: Le Baromètre des priori-
tés politiques et des dynamiques électorales. Résultats principaux, S. 44; www.sciencespo.fr/
cevipof/sites/sciencespo.fr.cevipof/files/RapportDynamiquesPolOct2017.pdf [8.4.2019].

39	 Vgl. Michel Bussi/Jérôme Fourquet/Loïc Ravenel, Élection Régionales de 2004. Notabilités 
Traditionelles et Nouvelle Maîtrise des Territoires Électoraux, in: Revue française de science 
politique 54 (2004), S. 639–667, hier S. 661–664.
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Partei Lösungen für die dringendsten Probleme, die hier zu beobachten sind: 
Niedergang öffentlicher und wirtschaftlicher Strukturen, geringes Einkommen, 
fehlende Arbeitsplätze vor Ort, zunehmende Kleinkriminalität. Um Abhilfe zu 
schaffen, fordert der FN/RN, die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen zu 
beenden, insbesondere mit Blick auf Schulen, Post und Bahnverkehr. Durch ein 
Moratorium will die Partei verhindern, dass sich der Staat noch weiter zurück-
zieht. Für sie gilt die „Gleichheit aller vor dem öffentlichen Dienst“, egal ob in der 
Stadt oder auf dem Land. Der Kleinhandel soll gezielt gestärkt, dem Mangel an 
Ärzten durch eine Absenkung des Numerus clausus für Medizinstudierende ent-
gegengewirkt werden.40

Mit der Forderung nach einem starken öffentlichen Dienst reagiert die Partei 
auf Veränderungen im Spannungsverhältnis zwischen Kapital und Arbeit. Der 
FN/RN wirbt dafür, die Globalisierung zurückzudrängen, um den Druck zu ver-
mindern, den staatlichen Sektor abzubauen und zu liberalisieren. Vor allem klei-
nere und mittlere Angestellte des öffentlichen Diensts richten sich an diesem Ver-
sprechen auf und geben dem FN/RN vermehrt ihre Stimme. Ein starker Staat soll 
schließlich auch die Wirtschaft des Lands ankurbeln und Industriearbeitsplätze 
zurückbringen, die in den vergangenen Jahrzehnten massenhaft verloren gingen. 
Der Erfolg in dieser sozialen Schicht lässt sich dabei nicht mit der These erklären, 
es hätte bei den französischen Arbeitern einen Rechtsruck gegeben. Studien bele-
gen, dass die politische Haltung der Arbeiterklasse kaum von der Mehrheitsmei-
nung im Land abweicht.41 Vielmehr hat die Partei ihren Stimmenzuwachs im  
Arbeitermilieu dem Generationswechsel zu verdanken. Die Partei wird über-
durchschnittlich häufig von Arbeiterinnen und Arbeitern gewählt, die ausschließ-
lich das politische Leben seit den 1980er Jahren oder später kennen – Menschen 
also, die nur erfahren haben, wie die etablierten Parteien (Sozialisten und Kon-
servative) beständig daran gescheitert sind, das Problem der Massenarbeitslosig-
keit zu lösen; Menschen, die nicht durch einen eigenen Aufstieg an den Staat und 
seine Institutionen gebunden sind, sondern hineinsozialisiert wurden in den 
Wettbewerb zwischen Gewinnern und Verlierern der Globalisierung; Menschen, 
die in besonderem Maße von Arbeitslosigkeit betroffen sind oder in prekären Er-
werbsverhältnissen stehen.42 Während der letzten 15 Jahre sind in Frankreich etwa 
1,4 Millionen Arbeitsplätze in der Industrie und der Landwirtschaft verlorenge-
gangen. Über 40 Prozent dieser Arbeiter trauen dem FN/RN zu, ihre prekäre Si-
tuation zu verbessern.

Schließlich profitiert Marine Le Pen von einer wachsenden Entfremdung zwi-
schen der Bevölkerung und der politischen Klasse. Zwischen 2001 und 2016 ist 
der Anteil der Bevölkerung, die ihrer Regierung misstrauen, in Frankreich von 57 

40	 Vgl. Marine Le Pen, Au nom du peuple. 144 engagements présidentiels; www.rassemblement-
national.fr/pdf/144-engagements.pdf [18.3.2019].

41	 Vgl. Jérôme Fourquet, Les ouvriers français. Valeurs, opinions et attentes, Paris 2009, S. 3 f.
42	 Vgl. Cécile Alduy, Mots, mythes, médias. Mutations et invariants du discours frontiste, in: Syl-

vain Crépon/Alexandre Dézé/Nonna Mayer (Hrsg.), Les faux-semblants du Front national. 
Sociologie d’un parti politique, Paris 2015, S. 247–368.
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auf 81 Prozent gestiegen. Der Nationalversammlung stehen heute drei Viertel der 
Franzosen kritisch gegenüber; 2001 war es nur knapp die Hälfte der Befragten.43 
In Frankreich ist die Entfremdung zwischen Bevölkerung und politischer Elite 
damit noch erheblich größer als in Deutschland, wo im Frühjahr 2015 immerhin 
auch rund 55 Prozent der Befragten angaben, ihrer Regierung „eher nicht“ zu 
vertrauen. Zwei Drittel der französischen Bürgerinnen und Bürger meinen, es 
kümmere die Verantwortungsträger nicht, was die Menschen denken. Im Okto-
ber 2016 befanden 89 Prozent, dass Frankreichs Politiker „zu viel reden und zu 
wenig tun“.44 Die Angriffe des FN auf die „beschlagnahmte Politik“ erweisen sich 
als wirkungsvoll. 2012 etwa erhielt Marine Le Pen 35 Prozent der Stimmen aus der 
Gruppe jener, die sich „gar nicht“ für Politik interessieren. Politisch Interessierte 
hingegen wählten die Parteivorsitzende nur zu 16 Prozent.45 Keine andere Partei 
vermag das schlafende Wählerpotenzial derart effektiv zu wecken wie der FN/RN. 
Dies belegte bereits 2011 eine Studie zum Thema Wahlenthaltung. Bestünde in 
Frankreich Wahlpflicht, würden 27 Prozent derjenigen, die bislang nicht wählen 
gehen, für den FN stimmen. Darüber hinaus kann der FN jene Wählerinnen und 
Wähler für sich gewinnen, die ihre angestammte politische Heimat aufgegeben 
haben.46 Der Stimmenzuwachs, den er zwischen 2012 und 2015 verzeichnen 
konnte, kam zu 60 Prozent von ehemaligen Anhängern der Les Républicains sowie 
von den zentrumsnahen Parteien. Ein Viertel der Neuwählerinnen und -wähler 
des Front National stammte aus der Wählerklientel der Parti socialiste.47

V. Schlussbetrachtungen

Die Angebote Marine Le Pens verfangen, obwohl sie fast durchweg vergangen-
heitsfixiert sind und darin immer wieder der rechtsextreme Markenkern der Par-
tei durchscheint. Besser als den politischen Mitbewerbern gelingt es dem FN/RN 
gegenwärtig, den tiefgreifenden Wandel der französischen Gesellschaft zu instru-
mentaliseren, die heute nach mehr identitärer, sozialer und physischer Sicherheit 
verlangt. Unter Führung von Marine Le Pen hat es die Partei geschafft, die eigene 
Wählerbasis zu verbreitern und deren sozio-demografische Struktur zu diversifi-
zieren. Der Parteidiskurs ist heute auf wirtschafts- und sozialpolitische Fragen fo-

43	 Diese Zahlen ergeben sich aus einem Vergleich der Daten, die Eurobarometer jährlich im 
Mai erhebt. Demnach lag die Misstrauensrate der französischen Bevölkerung deutlich über 
dem EU-Durchschnitt. 2001 waren durchschnittlich 51 Prozent der befragten Bürgerinnen 
und Bürger in den EU-Mitgliedsländern mit ihrer nationalen Regierung unzufrieden; 2016 
lag der Wert bei 68 Prozent. Die nationalen Parlamente wurden 2001 von 46 Prozent der EU-
Bevölkerung misstrauisch betrachtet, 2016 von 65 Prozent.

44	 L’action du Président de la République, la primaire à droite, le populisme, l’engagement 
politique, le pluralisme politique, la notion de risque, in: CEVIPOF, L’enquête électorale 
française, Comprendre Oktober 2016, S. 37; www.enef.fr/app/download/14608887825/ 
ENEF_vague7_octobre_2016.pdf?t=1477386833 [30.1.2017].

45	 Perrineau, La France au Front, S. 162.
46	 Vgl. Ifop pour Marianne et Europe 1, Enquête sur la France abstentionniste, März 2011,  

S. 103; www.ifop.com/wp-content/uploads/2018/03/1436-1-study_file.pdf [8.4.2019].
47	 Vgl. Jaffré, Nouveaux électeurs du Front National.
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kussiert, was nahelegt, dass der FN/RN diese Themen für wahlentscheidend hält. 
Nicht wahlentscheidend indes war in Frankreich bisher das Thema Europa – ob-
wohl Fragen zur Europäischen Union in Deutschland oft als Grund für den Erfolg 
des FN/RN gelten.

Einer Marine Présidente steht bislang die Struktur des politischen Systems der 
Fünften Republik entgegen, in der Koalitionsbildungen nur innerhalb politischer 
Lager stattfinden, nicht lagerübergreifend. Das Fehlen eines Koalitionspartners 
hat es der Partei bislang verwehrt, unter Beweis zu stellen, wie sie mit politischer 
Verantwortung umgeht.

Der Rassemblement National dürfte gleichwohl die „Kraft [bleiben], die das poli-
tische System [Frankreichs] am meisten irritiert“.48 Die Ideen und Überzeu-
gungen Marine Le Pens gewinnen in öffentlichen Debatten immer größeren 
Raum. Sie beeinflussen das Handeln der Parteien und Entscheidungsträger. Im-
mer häufiger sind die übrigen Parteien des Lands gezwungen, Wahlabsprachen 
zu treffen, um zu verhindern, dass Vertreter des RN an die Macht gelangen. In 
den elf Gemeinden in Frankreich, in denen FN/RN den Bürgermeister stellen, 
sind 73 Prozent der dort lebenden Menschen mit deren Amtsführung zufrieden; 
60 Prozent der Befragten wollen hier künftig für die Partei Marine Le Pens stim-
men. Als Grund für ihre zurückliegende Wahlentscheidung gaben 50 Prozent der 
Befragten die schlechte Amtsführung des bisherigen Bürgermeisters an; 34 Pro-
zent votierten 2014 für den FN, weil sich ihre Gemeinde in einer schlechten Wirt-
schafts- und Finanzlage befand.49 

Marine Le Pen hat es geschafft, den FN/RN vom Stigma einer rechtsextremen, 
ausländerfeindlichen Partei zu befreien. Ihr größter Erfolg ist es, die Wandlungs-
prozesse, die die französische Gesellschaft durchläuft, zu identifizieren und ge-
zielt zu adressieren. Gleiches haben die etablierten Parteien des Lands versäumt. 
Die Erfolge des RN sind beunruhigend. Sie gefährden die politische Stabilität 
Frankreichs und verändern politische Positionen im Land. Der Vormarsch des 
RN kann nur gestoppt werden, wenn die übrigen Parteien des Lands Wandlungs-
prozesse künftig besser antizipieren, neue Wählerinteressen schneller bedienen 
und neben der gesellschaftlichen Mitte wieder (vermeintliche) Randgruppen an-
sprechen. Das politische Establishment muss schließlich integer sein. 

48	 Zit. nach Gerd Niewerth, Hauptziel Entdämonisierung. Marine Le Pen und die Rechtsextre-
men des „Front National“, in: Dokumente, Dezember 2010, S. 8–11, hier S. 9.

49	 Vgl. Ifop, Le regard des habitants des communes FN un an après les élections municipales, Pa-
ris 2015; www.ifop.com/wp-content/uploads/2018/03/2961-1-study_file.pdf [18.3.2019].
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André Krause

Rechtspopulismus in den Niederlanden
Pim Fortuyn und Geert Wilders 

I. Der „populistische Dammbruch“

In den Niederlanden erfolgte im Jahr 2002 ein „populistischer Dammbruch“: Pim 
Fortuyn (1948–2002) feierte im März auf kommunaler Ebene einen spektaku-
lären Erfolg mit seiner Partei Leefbaar Rotterdam (LR), die wenige Monate nach 
ihrer Gründung zur stärksten politischen Kraft in der mit circa 640.000 Einwoh-
nern zweitgrößten Stadt der Niederlande avancierte.1 In einer Debatte, die noch 
an diesem denkwürdigen Wahlabend vom öffentlich-rechtlichen Fernsehen live 
ausgestrahlt wurde, gelang es dem charismatischen, eloquenten Wahlsieger zu-
dem, sich inhaltlich, aber vor allem auch qua Diskussionsstil von seinen bieder 
anmutenden Kontrahenten abzugrenzen.2 Dank Fortuyn war die von vielen Bür-
gern als äußerst langweilig empfundene niederländische Politik plötzlich wieder 
spannend geworden. Anscheinend gab es nun doch etwas zu wählen, weil es mit 
dem ehemaligen außerordentlichen Hochschulprofessor der Erasmus-Universi-
tät Rotterdam und scharfzüngigen Kolumnisten der konservativ-liberalen Wo-
chenzeitschrift Elsevier eine Alternative zu den zunehmend als konturlos wahrge-
nommen Parteien aus der Mitte des politischen Spektrums gab.3 Neun Tage nach 
seiner Ermordung durch einen radikalen Umweltaktivisten in Hilversum erhielt 
die Lijst Pim Fortuyn (LPF) bei ihrer ersten Teilnahme an den nationalen Parla-
mentswahlen (Wahlen zur Zweiten Kammer) 17 Prozent der Stimmen; nur der 
Christen-Democratisch Appèl (CDA) des späteren Ministerpräsidenten Jan Peter Bal-
kenende (2002–2010) rangierte in der Endabrechnung vor dem neuen populis-
tischen Herausforderer des Establishments. Gnadenlos abgestraft wurden indes 
die Parteien, die von 1994 bis 2002 das Land im Rahmen der violetten Koalition 
regiert hatten.4 Nach diesem Urnengang bildeten der CDA, die konservativ-libe-
rale Volkspartij voor Vrijheid en Democratie (VVD) und die LPF sogar eine Regierung, 
die allerdings nach 87 Tagen aufgrund beispielloser Turbulenzen in der ohne Pim 
Fortuyn führungslosen LPF schon wieder zerbrach.5 Der Begriff „LPF-Zustände“ 
beschreibt im niederländischen Sprachgebrauch bis zum heutigen Tage chao-
tische Verhältnisse in Parteien beziehungsweise Fraktionen – nicht zuletzt aus die-

1	 Vgl. Friso Wielenga, Die Niederlande. Politik und politische Kultur im 20. Jahrhundert,  
Münster 2008, S. 358. Zu Pim Fortuyn vgl. auch Markus Wilp, Das politische System der Nie-
derlande. Eine Einführung, Wiesbaden 2012, S. 57–61.

2	 Vgl. Gerd Reuter, Rechtspopulismus in Belgien und in den Niederlanden. Unterschiede im 
niederländischsprachigen Raum, Wiesbaden 2009, S. 237–244.

3	 Vgl. Wielenga, Niederlande, S. 356.
4	 Wenn man die Farben der Parteien „Partij van de Arbeid“ (sozialdemokratisch = rot), „Volks-

partij voor Vrijheid en Democratie“ (konservativ-liberal = orange) und „Democraten 66“ 
(linksliberal = grün) mischt, entsteht die Farbe violett.

5	 Vgl. Wielenga, Niederlande, S. 360.
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sem Grund sollte sich Geert Wilders wenige Jahre später für ein anderes organisa-
torisches Modell entscheiden: Nur er selbst ist bis zum heutigen Tage Mitglied 
seiner 2006 gegründeten Partij voor de Vrijheid (PVV).6 

II. Das Unbehagen in der Bevölkerung

Es stellt sich nun die Frage, warum Pim Fortuyn 2002 die politische Landschaft in 
den Niederlanden nachhaltig auf den Kopf stellen konnte. Wenn man sich die 
Stimmungslage unmittelbar vor dem „populistischen Dammbruch“ anschaut, ste-
chen die folgenden Punkte ins Auge:7 Viele Niederländer warfen dem Staat auf 
unterschiedlichen Gebieten Versagen vor. Dabei verwiesen insbesondere ältere 
Bürgerinnen und Bürger sowie Personen mit einem geringen Einkommen auf 
Missstände im Bereich des Gesundheitswesens und der Bildungspolitik. Zudem 
spielte das Thema Sicherheit im Jahr 2001 eine wichtige Rolle: Obwohl sich 70 
Prozent der Bürger immer sicher fühlten, gaben 85 Prozent an, dass die Zahl der 
Straftaten in ihrem Land zunehme. Auch wenn dies objektiv betrachtet nicht mit 
der Realität in Einklang zu bringen war, betrachtete ein großer Teil der Bevölke-
rung Kriminalität als ein relevantes gesellschaftliches Problem.8 Darüber hinaus 
vertraten 49 Prozent der Niederländer im Jahr 2002 die Ansicht, dass zu viele 
ausländische Personen in ihrem Land lebten – 22 Prozent gaben an, Letzteren 
gegenüber negativ eingestellt zu sein. Lediglich 39 Prozent der Niederländer hat-
ten keine Bedenken, neben einem Menschen zu wohnen, der einer anderen Eth-
nie angehörte.9 Das in Deutschland oftmals vorherrschende Bild eines seit Jahr-
zehnten ausgesprochen liberalen, weltoffenen Lands entpuppt sich vor dem 
Hintergrund solcher Studien als Klischee.

Pim Fortuyns Startbedingungen waren daher günstig: Es rumorte zumindest in 
Teilen der Bevölkerung. Er konnte aus diesem Unfrieden politisches Kapital 
schlagen, indem er sich zum Sprachrohr derjenigen aufschwang, die mit den 
Leistungen des Staats nicht zufrieden waren, sich unsicher fühlten und Ausländer 
beziehungsweise Personen, die sie als solche wahrnahmen, skeptisch beäugten. 
Knapp zwei Wochen vor den nationalen Parlamentswahlen gaben 67 Prozent der 
potenziellen LPF-Wählerinnen und -Wähler an, das Thema „Kriminalität und Un-
sicherheit“ wäre für sie das wichtigste Politikfeld, dahinter folgten die Themen 
„Strengere Asylpolitik“ (46 Prozent), „Qualität im Gesundheitswesen erhöhen“ 
(29 Prozent) sowie deutlich abgeschlagen „Normen und Werte wieder herstellen“  

6	 Vgl. André Krause/Markus Wilp, Die Stimme der Unzufriedenheit. Die „Partij voor de Vrij-
heid“, in: Friso Wielenga/Carla van Baalen/Markus Wilp (Hrsg.), Eine zersplitterte Land-
schaft. Beiträge zur Geschichte und Gegenwart niederländischer politischer Parteien, Am-
sterdam 2018, S. 157–180, hier S. 160 f.

7	 Vgl. Wielenga, Niederlande, S. 355–358.
8	 Vgl. Sociaal en Cultureel Planbureau, De sociale staat van Nederland 2001, Den Haag 2001,  

S. 300–302.
9	 Vgl. Sociaal en Cultureel Planbureau, Rapportage minderheden 2003, Den Haag 2003, S. 372.
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(15 Prozent) und „Qualität des Unterrichts erhöhen“ (acht Prozent).10 Fortuyn 
verknüpfte nicht zuletzt die beiden ersten Themen und instrumentalisierte als 
erster niederländischer Politiker von Bedeutung immigrations- und integrations-
politische Fragen im Rahmen seines Wahlkampfs. Da die etablierten Parteien, de-
ren Profil auf der programmatischen Ebene zunehmend unschärfer geworden 
war, in der Vergangenheit stets einen großen Bogen darum gemacht hatten, boten 
sie ihrem neuen Widersacher im Jahr 2002 die Gelegenheit, sich als mutiger Ta-
bubrecher zu inszenieren. Fortuyn schien vor allem in den Augen seiner Anhän-
gerschaft endlich die Probleme anzusprechen, die den Menschen im Land tat-
sächlich Kopfzerbrechen bereiteten. Dieselbe Strategie verfolgt bis zum heutigen 
Tage Geert Wilders, der sich als Nachfolger Fortuyns betrachtet und dem mitun-
ter ebenfalls charismatische Züge bescheinigt werden. Auch er setzt sich von der 
Elite ab und tritt als Anwalt der hart arbeitenden niederländischen Bevölkerung 
– von ihm selbst als „Henk und Ingrid“ bezeichnet – auf. 

III. Die Wählerschaft der Rechtspopulisten  

Ein Blick auf das Elektorat der LPF und der PVV offenbart weitere Gemeinsam-
keiten, aber auch interessante Unterschiede: Die LPF sprach 2002 auffällig viele 
Menschen mit niedriger formaler Bildung (56 Prozent) und einem geringen Ein-
kommen (41 Prozent) an – bei Bürgern mit einem hohen Bildungsabschluss (16 
Prozent) und einem besonders hohen Einkommen (16 Prozent) schnitt die Partei 
dementsprechend schlechter ab.11 Daran hat sich im Übrigen auch nichts geän-
dert, wenn man sich den Anhang von Geert Wilders im Jahr 2017 anschaut: Wäh-
rend die PVV, die bei diesem Urnengang 13 Prozent der Bürgerinnen und Bürger 
von sich überzeugen konnte, unter Wählern mit einer hohen formalen Bildung 
sechs Prozent der Stimmen verzeichnen konnte, waren dies bei denjenigen mit 
einem niedrigen Bildungsabschluss 23 Prozent – keine Partei konnte in dieser 
Gruppe ein besseres Ergebnis erzielen.12 In der höchsten Einkommenskategorie 
entschieden sich sieben Prozent für die PVV, in den beiden niedrigsten Katego-
rien jedoch jeweils 16 Prozent (hier rangierte Wilders im Ganzen gesehen auf den 
ersten beiden Plätzen).13 

In einer Hinsicht unterschieden sich die LPF- und die PVV-Wählerschaft je-
doch signifikant: Pim Fortuyn gelang es 2002, überdurchschnittlich viele Per-
sonen anzusprechen, die nicht älter waren als 34 Jahre (30 Prozent seines An-
hangs, Durchschnitt: 22 Prozent).14 Geert Wilders schneidet bei der jüngeren 

10	 Philip van Praag, De LPF-kiezer. Rechts, cynisch of modaal?, in: Gerrit Voerman (Hrsg.), 
Jaarboek Documentatiecentrum Nederlandse Politieke Partijen 2001, Groningen 2003,  
S. 96–116, hier S. 107.

11	 Vgl. ebenda, S. 102 und S. 104.
12	 Vgl. Krause/Wilp, Stimme der Unzufriedenheit, in: Wielenga/van Baalen/Wilp (Hrsg.), 

Zersplitterte Landschaft, S. 174–176.
13	 Vgl. www.noties.nl/v/get.php?a=peil.nl&s=weekpoll&f=TK2017+naar+persoonlijke+ken.pdf 

[30.1.2019].
14	 Vgl. van Praag, LPF-kiezer, in: Voerman (Hrsg.), Jaarboek, S. 102.
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Wählerschaft hingegen seit jeher unterdurchschnittlich ab – nur fünf Prozent (18 
bis 24 Jahre) beziehungsweise acht Prozent (25 bis 34 Jahre) von ihnen vertrauten 
der PVV im Jahr 2017 ihre Stimme an. Zum Vergleich: In den höheren Alterskate-
gorien erhielt seine politische Bewegung 18 Prozent (45 bis 54 Jahre, damit zweit-
stärkste Kraft in dieser Gruppe), 17 Prozent (55 bis 64 Jahre, gleichbedeutend mit 
Platz 1, gleichauf mit der VVD von Ministerpräsident Mark Rutte; im Amt seit 
2010) und 15 Prozent (35 bis 44 Jahre) der abgegebenen Stimmen.15 

Bei der Beantwortung der Frage, über welche Trägerschichten der Rechtspo-
pulismus in den Niederlanden verfügt, ist Folgendes festzuhalten: Geert Wilders 
ist – wie schon Pim Fortuyn – vor allem für Bürger mit einer niedrigen formalen 
Bildung und einem niedrigeren Einkommen attraktiv. Allerdings wäre es zu kurz 
gefasst, die PVV (oder früher die LPF) auf diese Gruppe(n) zu reduzieren, da sie 
– in einem geringeren Maße – auch Zuspruch von Menschen mit einer hohen 
formalen Schulbildung und einem höheren Einkommen erhält. Man kann dem-
nach allein auf der Basis dieser Fakten festhalten, dass Wilders keineswegs nur 
Abgehängte anzieht, die sich in einer prekären Lage befinden. 

Die PVV-Wählerschaft unterscheidet sich eher auf anderen Ebenen – mitunter 
signifikant – von den Anhängern der anderen Parteien. Geert Wilders ist attraktiv 
für Bürger, die einen ausgeprägten politischen Zynismus an den Tag legen und 
wenig Vertrauen in Wahlen setzen.16 Sein Elektorat zeichnet sich zudem durch 
eine überdurchschnittlich große Skepsis in Bezug auf Europa beziehungsweise 
die Europäische Union (EU) aus.17 Des Weiteren nehmen viele PVV-Wählerinnen 
und -Wähler in kultureller Hinsicht eine äußerst konservative Haltung ein, das 
heißt, sie fordern zum Beispiel von Menschen mit einer Zuwanderungsgeschichte 
eine größtmögliche Anpassung an Normen und Werte ein, die sie als typisch nie-
derländisch einstufen.18 Diese Weltsicht ist in breiten Teilen der Bevölkerung zu 
konstatieren. Deshalb ist abschließend festzuhalten, dass Wilders – wie auch 
schon Fortuyn – eher von einer bunten Wählerkoalition gewählt wird, in der sich 
Abgehängte, aber auch Wohlstandschauvinisten wiederfinden.

IV. Rechtspopulisten als etablierte politische Kraft 

Wenn man die Frage nach dauerhaften Perspektiven rechtspopulistischer Bewe-
gungen in den Niederlanden erörtert, ist ein Blick auf das Abschneiden der LPF 
und der PVV bei den nationalen Parlamentswahlen zwischen 2002 und 2017 not-
wendig. Seit dem „populistischen Dammbruch“ 2002 haben sich rechtspopulis-
tische Bewegungen – zunächst die LPF, später die PVV – in der niederländischen 
Parteienlandschaft etabliert. Es fällt auf, dass ihr Elektorat in den zurückliegenden 

15	 Vgl. www.noties.nl/v/get.php?a=peil.nl&s=weekpoll&f=TK2017+naar+persoonlijke+kenme
rken.pdf [30.1.2019].

16	 Vgl. Tom van der Meer/Henk van der Kolk/Roderik Rekker (Hrsg.), Aanhoudend wisselval-
lig. Nationaal Kiezersonderzoek 2017, Amsterdam 2017, S. 24.

17	 Vgl. ebenda, S. 86.
18	 Vgl. ebenda, S. 85.
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anderthalb Jahrzehnten in zahlenmäßiger Hinsicht trotz einiger Schwankungen, 
auf die in der Folge noch näher einzugehen ist, im Ganzen gesehen als ziemlich 
stabil einzustufen ist. In den Jahren 2010 und 2017 gelang es Geert Wilders beina-
he, den Spitzenwert der LPF aus dem Jahr 2002 zu erreichen:19 

Jahr Partei Stimmen in Prozent

2002 Lijst Pim Fortuyn 1.614.801 17,0

2003 Lijst Pim Fortuyn 549.975 5,7

2006 Partij voor de Vrijheid 579.490 5,89

2010 Partij voor de Vrijheid 1.454.493 15,45

2012 Partij voor de Vrijheid 950.263 10,08

2017 Partij voor de Vrijheid 1.372.941 13,06

Diese Resultate legen den Schluss nahe, dass die Rechtspopulisten in den Nieder-
landen bei Urnengängen auf nationaler Ebene mit maximal 1,6 Millionen Wäh-
lern rechnen dürfen. In den Jahren 2003 und 2012 mussten die LPF beziehungs-
weise die PVV allerdings empfindliche Rückschläge hinnehmen. Ausschlaggebend 
für die großen Verluste war in beiden Fällen in erster Linie ihre Regierungsbetei-
ligung: Während der CDA und die VVD die Zusammenarbeit mit der intern heil-
los zerstrittenen LPF bereits nach bloß 87 Tagen beendeten, fungierte Geert  
Wilders immerhin gut anderthalb Jahre als Tolerierungspartner eines VVD-CDA-
Minderheitskabinetts, ehe er sich wegen Uneinigkeiten in Bezug auf Sparmaß-
nahmen in Milliardenhöhe zurückzog. In beiden Fällen wurden die rechtspopu-
listischen Bewegungen für ihr Auftreten im Zentrum der Macht mehrheitlich 
scharf kritisiert.20 Diese Beispiele zeigen auf, dass sie in den Niederlanden am 
besten als scharfe Regierungskritiker außerhalb (Fortuyn) oder innerhalb (Wil-
ders) des Parlamentes gedeihen. Die Wahlergebnisse zwischen 2002 und 2017 
sind demnach nicht auf Empörungszyklen zurückzuführen. Aufgrund der ein-
gangs beschriebenen Unzufriedenheit auf einigen zentralen Politikfeldern kön-
nen sich die Rechtspopulisten auf eine Stammwählerschaft verlassen, die sowohl 
der Regierung als auch dem nationalen Parlament dauerhaft misstraut. Auch 
wenn hier Schwankungen zu verzeichnen sind, bleibt das Wählerpotenzial für die 
PVV stets groß – es stellt sich lediglich die Frage, in welchem Maße sie es schafft, 
Unzufriedene am Wahltag zu mobilisieren.21 Geert Wilders ist es im Jahr 2017 auf 
jeden Fall gelungen, Bürgerinnen und Bürger zurückzugewinnen, die sich fünf 

19	 Vgl. www.verkiezingsuitslagen.nl/verkiezingen?s=Tweede+Kamer&v=2002&t=2017 [8.4.2019].
20	 Vgl. Krause/Wilp, Stimme der Unzufriedenheit, in: Wielenga/van Baalen/Wilp (Hrsg.), 

Zersplitterte Landschaft, S. 163 f.
21	 Das „Sociaal en Cultureel Planbureau“ misst seit vielen Jahren das Vertrauen der Niederlän-

der in sieben Institutionen. Es handelt sich dabei um: Zeitungen, Justiz, Fernsehen, Gewerk-
schaften, Großunternehmen und das nationale Parlament sowie die Regierung. Dabei geben 
stets zwischen 40 bis 60 Prozent der Befragten an, den beiden politischen Institutionen zu 
misstrauen – damit liegen sie seit dem Jahre 2008 nahezu kontinuierlich und mitunter deut-
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Jahre zuvor wegen der von wenig Erfolg gekrönten Tolerierungsvereinbarung mit 
den Regierungsparteien VVD und CDA enttäuscht von seiner politischen Bewe-
gung abgewandt hatten. 

Obwohl die PVV beim letzten landesweiten Urnengang erstmals zur zweit- 
stärksten Partei im Land avancierte, ist es nicht gerechtfertigt, von einer Epoche 
des Populismus in den Niederlanden zu sprechen. Wie oben bereits erwähnt sind 
die Rechtspopulisten inzwischen ein etablierter politischer Faktor in Den Haag. 
Sie sind jedoch weit davon entfernt, eine dominante Rolle im Parlament zu spie-
len: Seit 2002 wählen durchgängig deutlich über 80 Prozent der Bürger Parteien, 
die wegen ihrer Programmatik sowie ihres Politikstils als nicht-populistisch einzu-
ordnen sind. Die politische Mitte ist vor diesem Hintergrund weiterhin in der 
Lage, handlungsfähige Koalitionen zu schmieden – die aktuelle Regierung, zu 
der Konservativ-Liberale, Christdemokraten, Sozialliberale und Vertreter einer 
kleinen protestantischen Partei zählen, bestätigt diese These. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang der Umstand, dass die Regierungsparteien aktuellen Um-
fragen zufolge mit bisweilen erheblichen Verlusten rechnen müssen. Allerdings 
ist es nicht Geert Wilders, der zu den Nutznießern zählt (13 Prozent, wie 2017, 
Platz 2). Stattdessen ist das erst 2016 offiziell gegründete konservativ-liberale Fo-
rum voor Democratie (FvD) der PVV mit einer in zentralen Punkten ähnlichen Pro-
grammatik – Abkehr vom politischen Establishment, Forderung nach einem EU-
Austritt der Niederlande, strenge Immigrationspolitik – auf den Fersen (laut 
Umfrage neun Prozent, Platz 4).22 Die Frage, ob beziehungsweise in welchem 
Maße diese politische Bewegung des jungen, konservativen Intellektuellen Thier-
ry Baudet, die in der laufenden Legislaturperiode mit lediglich zwei Abgeordne-
ten im nationalen Parlament vertreten ist, in einem Atemzug mit der LPF oder 
der PVV genannt werden sollte, ist in künftigen Forschungsarbeiten umfassend 
zu analysieren.23 Es bleibt ohnehin abzuwarten, ob das FvD die aktuell guten Um-
frageergebnisse beim nächsten Urnengang (regulär 2021) bestätigen und sich zu 
einem wirklich relevanten politischen Faktor in Den Haag entwickeln kann.

V. Fortuyn & Wilders und das Thema Geschichte

Pim Fortuyn, der promovierte Soziologe, hat im Laufe seines Lebens Dutzende 
von Büchern veröffentlicht. Eines davon ist von besonders großem Interesse, 
wenn man der Frage nachgeht, wie er sich selbst in der niederländischen Ge-
schichte verortete. Es handelt sich um das Werk „Aan het volk van Nederland“24 
(An das Volk der Niederlande) aus dem Jahr 1992. Der Autor bezog sich im Titel 

lich hinter den anderen fünf Institutionen; vgl. Sociaal en Cultureel Planbureau, Burgerpers-
pectieven 2018/4, Den Haag 2018, S. 15.

22	 Vgl. peilingwijzer.tomlouwerse.nl [6.3.2019].
23	 Ein kurzes Porträt der Partei findet sich in Koen Vossen, Ein Paradies für Parteien. Die Nie-

derlande und ihre kleinen politischen Parteien, in: Wielenga/van Baalen/Wilp (Hrsg.), Zer-
splitterte Landschaft, S. 263–278, hier S. 274–278.

24	 Vgl. Pim Fortuyn, Aan het volk van Nederland, de contractmaatschappij, een politiek-econo-
mische zedenschets, Amsterdam u. a. 1992.
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auf das gleichnamige, im Jahr 1781 anonym veröffentlichte Pamphlet von Joan 
Derk van der Capellen tot den Pol, in dem er den damaligen Regenten – den Statt-
halter Wilhelm V. (1748–1806) aus dem Hause Oranien-Nassau – aufgrund zahl-
reicher Missstände scharf kritisierte. Der Adelige kreierte dabei „einen schroffen 
Gegensatz zwischen [ihm] und seiner Anhängerschaft auf der einen und den 
wahren Patrioten auf der anderen Seite“.25 Fortuyn sah sich demnach ein knappes 
Jahrzehnt vor seinem Einstieg in die niederländische Parteipolitik in der Traditi-
on eines polarisierenden oppositionellen Geistes aus dem 18. Jahrhundert. Das 
regierungskritische Element sowie die – zum Teil ins Persönliche abdriftende – 
Stigmatisierung von „Feinden“ und das Schwarz-Weiß-Denken sollten seine poli-
tische Agenda bis zu seinem gewaltsamen Tod im Jahr 2002 prägen. Insofern sind 
hier gewisse Parallelen trotz des völlig veränderten zeitlichen Kontextes nicht zu 
leugnen.  

Geert Wilders ging im Jahr 2010 zum Teil noch weiter in die Geschichte zu-
rück, um sich beziehungsweise seine politische Bewegung zu profilieren. Im 
Wahlprogramm „De agenda van hoop en optimisme“26 (Die Agenda der Hoffnung 
und des Optimismus) beschwor die PVV eine ruhmreiche Vergangenheit, um die-
se scharf von der von allerlei Übeln gebeutelten Gegenwart und den noch düste-
reren Zukunftsaussichten abzugrenzen. Wilders lobte unter anderem den Auf-
stand sowie den Freiheitskampf der Niederländer gegen die Spanier im 16. und 
17. Jahrhundert.27 Nachdrücklich hob er die Acte van Verlatinghe aus dem Jahr 
1581 hervor, mit der die damalige Republik der Vereinigten Niederlande den spa-
nischen König Philipp II. (1527–1598) formell absetzte.28 Nach dem Rekurs auf 
die „Unabhängigkeitserklärung“ der Niederlande finden sich im Wahlprogramm 
Anspielungen auf die machtvolle Stellung der freien Republik im 17., dem soge-
nannten Goldenen Jahrhundert.29 Der Satz „Wir sind Patrioten“ mag sich auf das 
oben genannte Pamphlet von Joan Derk van der Capellen tot den Pol beziehen, in 
dem sich der Autor mit der damaligen Patriotenbewegung solidarisierte. Darüber 
hinaus schrieb die PVV in „De agenda van hoop en optimisme“: „Wir erklären uns 
erneut für unabhängig von der Elite und ihren ,Idealen‘.“30 Somit stellte Wilders 
das Wahlprogramm als Neuauflage der Acte van Verlatinghe dar. Überdies gelten 
die 1950er Jahre wegen der Tatkraft der Bevölkerung im Zuge des Wiederaufbaus 
nach dem Zweiten Weltkrieg als besonders vorbildhafte Periode aus der nieder-
ländischen Geschichte. In den Augen des niederländischen Historikers Koen Vos-
sen betrachtet die PVV die „Güte und Zähigkeit des niederländischen Volkes  […] 
als transhistorische Kräfte“. In den oben beschriebenen Zeitabschnitten erkenne 
„die Partei die Eigenschaften, die sie als kennzeichnend für das niederländische 
Volk“ betrachte. Dabei handle es sich im Einzelnen um „Freiheitsdrang und Mut“, 

25	 Friso Wielenga, Geschichte der Niederlande, Stuttgart 2012, S. 209 f.
26	 Vgl. PVV, De agenda van hoop en optimisme. Een tijd om te kiezen: PVV 2010–2015, o. O. 2010.
27	 Vgl. Wielenga, Geschichte der Niederlande, S. 37–71.
28	 Vgl. ebenda, S. 54 f.
29	 Vgl. PVV, Agenda van hoop en optimisme, S. 5. Vgl. auch Wielenga, Geschichte der Nieder-

lande, S. 84–184.
30	 PVV, Agenda van hoop en optimisme, S. 6.
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„Unternehmergeist und Selbstbewusstsein“ sowie „große Solidarität untereinan-
der und ein starkes Arbeitsethos“. Das Ziel der PVV ist es, diese transhistorischen 
Kräfte durch eine Politik wieder zu stärken, die sich deutlich von derjenigen der 
etablierten Parteien in den zurückliegenden Jahrzehnten abhebt.31 

Alles in allem ist in Bezug auf den Umgang Fortuyns und Wilders’ mit der nie-
derländischen Geschichte festzuhalten, dass es sich um ein selten angeführtes 
Thema handelt, das zudem nur äußerst oberflächlich behandelt wird. Es bleibt 
somit bei Schlagwörtern, die im Rahmen der öffentlichen Debatte bisweilen Ver-
wendung finden, um das eigene Profil zu schärfen und vor allem die vermeint-
lichen Missstände in der Gegenwart noch deutlicher hervorheben zu können. 
Wilders beschwört in seinen Wahlprogrammen und Reden – wie viele Rechtspo-
pulisten – zudem eine in hohem Maße idealisierte Vergangenheit, ein „Heart-
land“, das es in dieser Form niemals gegeben hat.32

Selbst können die niederländischen Rechtspopulisten im Übrigen auf keine 
lange Geschichte zurückblicken. Es handelt sich um neue Phänomene, die kei-
nerlei personelle oder organisatorische Bezüge zur alten Rechten – in den Nie-
derlanden ist vor allem an die völlig isolierten und bedeutungslosen Splitterpar-
teien Hans Janmaats zu denken – aufweisen.33 Während es sich bei Pim Fortuyn 
um einen parteipolitischen Wandervogel handelte, der vor der Gründung der 
LPF den Weg von der äußersten Linken bis Mitte-Rechts vollzogen hatte, war  
Geert Wilders anderthalb Jahrzehnte VVD-Mitglied und später Abgeordneter der 
Konservativ-liberalen im nationalen Parlament.34 Ihre Programmatik hebt sich zu-
dem an zentralen Stellen von der Weltanschauung der alten Rechten ab: Beide 
vertreten zum Beispiel ein libertäres Gesellschaftsbild bei ethischen Fragen – man 
denke nur an die Plädoyers für die Gleichstellung von Homosexuellen. Darüber 
hinaus ist der PVV-Chef ein leidenschaftlicher Verfechter des Existenzrechts Isra-
els, der in der Öffentlichkeit häufiger schon mit einer Kippa auf dem Kopf er-
schienen ist. Es liegt auf der Hand, dass diese niederländische Variante des 
Rechtspopulismus mit der alten Rechten, die im Polderland überdies nie eine 
nennenswerte Rolle gespielt hat, nicht kompatibel ist.          

VI. Geert Wilders als Systemfeind?

Nachdem Geert Wilders im April 2012 dem VVD-CDA-Minderheitskabinett seine 
Unterstützung entzogen hatte, da er sich weigerte, tiefgreifende Einsparungsplä-
ne zu unterzeichnen, die nicht zuletzt seine eigene Klientel hart getroffen hätten, 
nahm die Isolation der PVV zu. Sie galt – nicht zuletzt in den Augen der ehema-
ligen konservativ-liberalen und christdemokratischen Partner – als nicht mehr 

31	 Vgl. Koen Vossen, Een Nieuw Groot Verhaal? Over de ideologie van LPF en PVV, in: Carla van 
Baalen u. a. (Hrsg.), Jaarboek Parlementaire Geschiedenis. Waar visie ontbreekt, komt het 
volk om, Nijmegen 2011, S. 77–87, hier S. 82 f.

32	 Zum Begriff „Heartland“ vgl. Paul Taggart, Populism and Representative Politics in Contem-
porary Europe, in: Journal of Political Ideologies 9 (2004), S. 269–288, hier S. 274.

33	 Vgl. Reuter, Rechtspopulismus, S. 108–110.  
34	 Vgl. Wilp, Politisches System, S. 57 und S. 275 f.
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regierungstauglich. Vor diesem Hintergrund entfernte sich die politische Bewe-
gung von Geert Wilders dauerhaft und aller Voraussicht nach auch endgültig vom 
Zentrum der Macht in Den Haag. Ohnehin nicht sonderlich stark ausgeprägte 
Tendenzen zum Pragmatismus, die notwendig waren, um 2010 eine Tolerierungs-
vereinbarung mit der VVD und dem CDA auszuhandeln, verschwanden im Laufe 
der nächsten Jahre vollkommen. 

Die Radikalisierung der Partei trat nicht zuletzt 2014 deutlich zu Tage: Wäh-
rend einer Versammlung von PVV-Anhängern am Abend der Kommunalwahlen 
vom 19. März fragte Wilders sein Publikum, ob es mehr oder weniger Marokkaner 
in den Niederlanden wolle. Auf die Antwort „Weniger, weniger“ reagierte der 
PVV-Chef mit dem Satz „Nun, dann werden wir das regeln.“35 Nicht nur andere 
Parteien, sondern auch zahlreiche prominente PVV-Politiker, von denen manche 
Wilders’ politischer Bewegung den Rücken kehrten, waren empört.36 Deutsche 
Medien verglichen den Vorfall sogar mit Joseph Goebbels’ Sportpalastrede am 18. 
Februar 1943 („Wollt ihr den totalen Krieg?“).37 Es folgte ein strafrechtlicher Pro-
zess, in dem Wilders im Dezember 2016 wegen der Beleidigung einer Bevölke-
rungsgruppe und der Anstiftung zur Diskriminierung verurteilt wurde.38 

Systemfeindliche Tendenzen offenbarte Wilders nicht nur durch seine oben 
genannte Rede im März 2014, die Marokkaner zu unerwünschten Personen zu 
erklären schien, sondern auch im April 2016 durch seinen Twitter-Beitrag, im 
Prozess habe er es mit einem „Nepp-Gericht“ zu tun, das aus „PVV-Hassern“ be-
stände und ihn schon im Vorfeld als schuldig eingestuft habe.39 Ähnliche Worte 
wählte der PVV-Chef bereits im September 2015, als er das nationale Parlament 
als „Nepp-Parlament“ einstufte, weil es seiner Meinung nach auf dem Gebiet der 
Asylpolitik nicht die Interessen der niederländischen Bevölkerung vertrete.40 

Es liegt auf der Hand, dass solche Aussagen geeignet sind, das Vertrauen von 
einer ohnehin bereits unzufriedenen Bevölkerung in den rechtsstaatlichen und 
demokratischen Prozess im Land (weiter) zu untergraben. Obwohl Wilders verbal 
häufig als systemfeindlicher Akteur in der politischen Landschaft erscheinen 
mag, nehmen PVV-Abgeordnete in der Regel ohne besondere Vorkommnisse am 
parlamentarischen Prozess teil – auch nach dem Ende der Tolerierungsvereinba-
rung im Jahr 2012: Martin Bosma, der häufig als Chef-Ideologe der PVV angese-

35	 Welt vom 18.2.2017: „Geert Wilders bezeichnet Marokkaner als ,Abschaum‘“; www.welt.de/
politik/ausland/article162193921/Geert-Wilders-bezeichnet-Marokkaner-als-Abschaum.
html [8.4.2019].

36	 Vgl. Krause/Wilp, Stimme der Unzufriedenheit, in: Wielenga/van Baalen/Wilp (Hrsg.), 
Zersplitterte Landschaft, S. 166.

37	 Vgl. Zeit vom 20.3.2014: „Wilders hetzt gegen Marokkaner“; www.zeit.de/politik/aus-
land/2014-03/geert-wilders-niederlande-marokkaner [7.3.2019].

38	 Eine Strafe erhielt Wilders allerdings nicht. Sowohl der PVV-Chef als auch die Staatsanwalt-
schaft legten Berufung ein. Dieses Verfahren ist (Stand März 2019) noch nicht abgeschlossen; 
vgl. Krause/Wilp, Stimme der Unzufriedenheit, in: Wielenga/van Baalen/Wilp (Hrsg.), 
Zersplitterte Landschaft, S. 166.

39	 www.twitter.com/geertwilderspvv/status/718007280806047744?lang=de [7.3.2019].
40	 NOS vom 17.9.2015: „Wilders: Tweede Kamer is een nepparlement“; www.nos.nl/artikel/205 

8288-wilders-tweede-kamer-is-een-nepparlement.html [7.3.2019].
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hen wird, fungiert zum Beispiel als – von den meisten Parteien geschätzter – zwei-
ter Vizepräsident der Volksvertretung in Den Haag. Aber auch Wilders hält sich 
seit über zwei Jahrzehnten als Mandatsträger an die parlamentarischen Spielre-
geln, so dass im Ganzen gesehen ein erheblicher Unterschied zwischen der oft 
scharfen system- und elitenfeindlichen Rhetorik auf der einen Seite und der poli-
tischen Praxis auf der anderen Seite zu konstatieren ist. 

Zweifellos ist Geert Wilders’ Auftreten eine große Herausforderung für die nie-
derländische Politik, da das Ideologem des von den Eliten verratenen Volks die 
repräsentative Demokratie durchaus gefährden kann, wenn eine signifikante 
Gruppe in der Bevölkerung dem Weltbild der PVV kritiklos folgt. Wie bereits er-
wähnt zeigen die letzten Wahlergebnisse, dass die Mehrheit im Land dies nicht 
tut. Die PVV repräsentiert knapp 1,5 Millionen Menschen, die aus unterschied-
lichen Gründen mit der Politik unzufrieden sind beziehungsweise Politikern 
grundsätzlich misstrauen. Es ist fraglich, ob die etablierten Parteien diese Gruppe 
in absehbarer Zeit für sich zurückgewinnen können. Es steht jedoch fest, dass Wil-
ders Wählerinnen und Wählern derzeit eine politische Heimat bietet und sie am 
demokratischen Prozess in den Niederlanden beteiligt. Bei dieser Lesart stärkt 
der PVV-Chef das politische System in seiner Heimat sogar in einem nicht zu un-
terschätzenden Maße.
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Die Macht der Populisten – Populisten an der Macht
Der Fall Italien

I. Prolog aus der Hexenküche

Wenn der Politikwissenschaftler und Parteien-Forscher Frank Decker recht hat, so 
ist der Populismus seinem Charakter nach in erster Linie ein Phänomen des op-
positionellen Aufbegehrens und des widerständigen Protests. Schon aus diesem 
Grund sei „mit hoher Wahrscheinlichkeit“ zu erwarten, dass (rechts-)populis-
tische Parteien und Bewegungen – einmal an die Macht gelangt – „scheitern“.1 
Aus einer solchen Perspektive erscheint der Populismus als primär krisen
getriebene Abwehrreaktion mit einer vergleichsweise kurzen Halbwertszeit, ja als 
Übergangserscheinung, die bei veränderten Rahmenbedingungen rasch wieder 
an Attraktivität und Virulenz verliert. Die Populisten bleiben, mit anderen Wor-
ten, zumeist entweder schon auf dem Marsch durch die Institutionen auf der Stre-
cke oder sie werden in der Mühle der täglichen Regierungsgeschäfte zerrieben, 
wenn sie es „nach oben“ geschafft haben. Tatsächlich bietet die Geschichte der 
ersten beiden Wellen des Populismus in Europa, die in den 1950er und in den 
1980er Jahren einsetzten, nicht wenige Beispiele für eine solche Entwicklung – 
erinnert sei nur an die Poujadisten in Frankreich, an die Fortschrittspartei in Dä-
nemark oder an die Partei Rechtsstaatlicher Offensive von Ronald Schill in der 
Bundesrepublik.2 Wie es sich mit den Parteien und Bewegungen verhält, die im 
Zuge der dritten Welle des Populismus nach der Finanz- und Eurokrise seit 2008 
in zahlreiche Parlamente gespült worden sind, muss man abwarten. Es spricht ei-
niges dafür, dass die Populisten diesmal gekommen sind, um zu bleiben. 

Diese unerfreuliche Aussicht wird nicht zuletzt durch die Entwicklung in Ita-
lien seit den 1990er Jahren gestützt, wobei sich nicht nur die Persistenz des Popu-
lismus in einem hoch volatilen Parteiensystem zeigt, sondern auch das Potenzial 
(rechts-)populistischer Parteien und Bewegungen, Wahlen zu gewinnen, Mehr-
heiten zu organisieren, Regierungen zu bilden und sich an der Macht zu halten. 
Seitdem Silvio Berlusconi im Mai 1994 erstmals zum Ministerpräsidenten Italiens 
ernannt wurde, üben Gruppierungen, die sich als populistisch klassifizieren las-
sen, maßgeblichen Einfluss auf die italienische Politik aus, sei es in der Regierung 
wie 1994/95, von 2001 bis 2006, von 2008 bis 2011 und seit 2018 oder in der par-
lamentarischen Opposition wie vor allem von 1995 bis 2001 und von 2011 bis 
2018. Inzwischen hat der Populismus in Italien sogar erfolgreich seine Führungs-

1	 Frank Decker, Die populistische Herausforderung. Theoretische und ländervergleichen-
de Perspektiven, in: Ders. (Hrsg.), Populismus. Gefahr für die Demokratie oder nützliches 
Korrektiv?, Wiesbaden 2006, S. 9–32, hier S. 28; vgl. auch ders., Der neue Rechtspopulismus,  
2., überarbeitete Aufl., Opladen 2004, S. 181–195.

2	 Zu den drei Wellen des Populismus in Westeuropa vgl. Dirk Jörke/Veith Selk, Theorien des 
Populismus. Zur Einführung, Hamburg 2017, S. 32–49.
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figuren ausgewechselt. Neben Umberto Bossi, dem Padrone der alten Lega Nord, ist 
mit Silvio Berlusconi auch der Mann dabei abzutreten, der einer ganzen Ära sei-
nen Namen gegeben hat.3 Mit Beppe Grillo und Matteo Salvini hat der italie-
nische Populismus neue Gesichter hervorgebracht, oder vielleicht besser: ein Ja
nusgesicht.

Es geht in diesem Beitrag vor allem um Populisten an der Macht, wobei Macht 
nicht gleichbedeutend sein muss mit direkter Regierungsbeteiligung. Ich vertrete 
in diesem Zusammenhang die These, dass der Populismus – und ausdrücklich 
nicht nur der Rechtspopulismus – in Italien inzwischen zu einer prägenden poli-
tischen Kraft geworden ist, der als Mobilisierungsinstrument und Organisations-
form über die Mitglieder der eigenen Parteifamilie hinaus stilbildend wirkt, poli-
tische Mitbewerber unter Druck setzt sowie Tonlage und Inhalte der öffentlichen 
Debatte wesentlich mitbestimmt. Die Frage nach dem Erfolg oder dem Scheitern 
(rechts-)populistischer Parteien und Bewegungen lässt sich daher nur mit Verweis 
auf die oft mageren Bilanzen von Regierungen oder Regierungsbeteiligungen 
nicht angemessenen beantworten; dazu müssen gleichermaßen die Rückwir-
kungen auf das politische System und die politische Kultur in den Blick genom-
men werden. In der mittel- und westeuropäischen Rückschau erscheint Italien 
damit weniger als Sonderfall,4 sondern als Laboratorium, in dem Alchemisten wie 
Berlusconi5 mit seltenen Erden experimentierten und damit das bekannte Perio
densystem der politischen Elemente aus dem Gleichgewicht brachten.

Den Verlauf und einige Ergebnisse dieser Experimente möchte ich im Fol-
genden kurz skizzieren, wobei es insbesondere um drei Punkte gehen soll: um die 
Entwicklung des italienischen Parteiensystems seit den frühen 1990er Jahren, um 
Ängste und Feindbilder als Ecksteine populistischer Mobilisierungsstrategien so-
wie um (Zeit-)Geschichte als Argument der politischen Auseinandersetzung. Die-
se Aspekte ergeben sich nicht zuletzt aus der Frage, was den (Rechts-)Populismus 
in seinem Kern ausmacht. Obwohl die einschlägigen Schriften in den letzten Jah-
ren immer zahlreicher geworden sind,6 sucht man verbindliche Definitionen ver
geblich, was auch mit den chamäleonhaften Eigenschaften dieses Phänomens zu 

3	 So etwa Andrea Bachstein in der Süddeutschen Zeitung vom 13.11.2011: „Ende der Ära 
Berlusconi. Wie sich Italien neu erfinden kann“; zur Bedeutung der Führungsfiguren vgl. Car-
lo Ruzza/Laura Balbo, Italian Populism and the Trajectories of Two Leaders. Silvio Berlusconi 
and Umberto Bossi, in: Ruth Wodak/Majid KhosraviNik/Brigitte Mral (Hrsg.), Right-Wing 
Populism in Europe. Politics and Discourse, London 2013, S. 163–175.

4	 Auf spezifisch italienische Kontexte verwies beispielsweise Decker, Populistische Herausforde-
rung, in: Ders. (Hrsg.), Populismus, S. 9 und S. 20; nach Jan-Werner Müller, Avanti dilettanti? 
Über „Populismen“ in Südeuropa, in: Mittelweg 36 27/5 (2018), S. 62–77, hier S. 77, ist Itali-
en dagegen das „im Moment […] interessanteste Experimentierfeld in Europa“.

5	 Dieses Bild gebrauchte The Guardian vom 12.11.2017: „After Tax Fraud, Sex Scandals and 
Heart Surgery Silvio Berlusconi is back“; www.theguardian.com/world/2017/nov/12/silvio-
berlusconi-after-tax-fraud-sex-scandals-heart-surgery-back-sicily-election [28.4.2019].

6	 Aus der Fülle des Schrifttums seien an dieser Stelle nur drei Titel herausgegriffen: Jan-Werner 
Müller, Was ist Populismus? Ein Essay, Berlin 2016; Philip Manow, Die Politische Ökonomie 
des Populismus, Berlin 2018, sowie Carlos de la Torre (Hrsg.), The Routledge Handbook of 
Global Populism, London 2019. 
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tun hat. Unbestritten sind aber folgende Kriterien: Populismus ist, erstens, vor 
allem ein Instrument des Machterwerbs, wobei dieses Instrument untrennbar mit 
einer Art „ideologische[m] Minimum“ verbunden ist.7 Dazu gehört eine klare 
Frontstellung zwischen den als korrupt und abgewirtschaftet gebrandmarkten Eli-
ten und dem von ihnen gegängelten „Volk“ sowie – damit verbunden – die anti-
intellektuelle Berufung auf einen angeblichen Volkswillen und einen postulier
ten „gesunden“ Menschenverstand. Dazu gehört ein moralisierendes Verständnis 
von richtig oder falsch, gut oder böse, und dazu gehört ein Politikstil, der auf 
„Institutionenfeindschaft und Anti-Pluralismus sowie auf Polarisierung und Per
sonalisierung“ setzt. Protest und der Kampf um „Identität“ durch die „Abwertung 
der ‚Anderen‘“ gehen dabei oft Hand in Hand; insbesondere in diesem Zusam-
menhang spielen Symbole und die Deutungshoheit über die Geschichte der eige-
nen Nation eine zentrale Rolle. Hier zeigt sich zumeist eine deutliche Schei
delinie zwischen Links- und Rechtspopulisten: Letztere setzen auf die „Exklusion 
von Menschen“ und wollen „Teilhaberechte nur für die eigene, autochthone Be
völkerung“ reserviert sehen. Wie wir noch sehen werden, hat man es in Italien mit 
verschiedenen Spielarten des Populismus zu tun, die sich zumindest teilweise ei-
ner klaren Verortung auf der Rechts-Links-Skala entziehen.

II. Im Anfang war Berlusconi

Die schwunghafte Konjunktur des (Rechts-)Populismus in Italien8 ist nicht ohne 
den Zusammenbruch des aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangenen Parteien-
systems Anfang der 1990er Jahre zu erklären, das bis heute keine stabile Form 
mehr gefunden hat.9 Oskar Niedermayer hat sogar eine „beispiellose Transforma-
tion der Akteursstruktur“ konstatiert und die Parteienlandschaft der Apennin-
Halbinsel nicht umsonst unter die „Parteiensysteme mit gravierendem Wandel“ 
subsumiert.10 Dabei wirkte die Finanzkrise als Katalysator, die 2008 Staaten und 
Märkte erschüttert hat und die sich in Italien vor allem als Wirtschafts- und Be
schäftigungskrise manifestiert. Blickt man auf das Parteiensystem zwischen 1990 
und 2018, so lassen sich drei Phasen ausmachen: die Phase des Zusammenbruchs 
und der Neuordnung zwischen 1990 und 1994, die Phase labiler und fragmen
tierter Bipolarität von 1990 bis 2013 und schließlich die Phase der populistischen 

7	 Vgl. hierzu und zum Folgenden Karin Priester, Wesensmerkmale des Populismus, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte 5-6/2012, S. 3–9; die Zitate finden sich auf S. 3 f. und S. 6 (Hervor-
hebung im Original).

8	 Vgl. zusammenfassend Susanne Falkenberg, Populismus und Populistischer Moment im Ver-
gleich zwischen Frankreich, Italien und Österreich, unveröffentlichte Diss., Duisburg 1997, 
Kapitel 5–8; Decker, Rechtspopulismus, S. 39–53; Susanna Böhme-Kuby, Populismus auf Ita-
lienisch, in: Richard Faber/Frank Unger (Hrsg.), Populismus in Geschichte und Gegenwart, 
Würzburg 2008, S. 149–174, und Nicola Tranfaglia, Populismo. Un carattere originale nella 
storia d’Italia, Rom 2014.

9	 Vgl. den konzisen, bis 2016 reichenden Überblick von Maria Daniela Poli, Der Wandel der 
politischen Parteien in Italien, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen 47 (2016), S. 800–813.

10	 Oskar Niedermayer, Die Parteiensysteme der EU-Mitgliedsstaaten, in: Ders. (Hrsg.), Hand-
buch Parteienforschung, Wiesbaden 2013, S. 847–874, hier S. 860 f.
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Transformation, die mit dem Sieg des Movimento 5 Stelle und der Lega bei den Par-
lamentswahlen im März 2018 ihren vorläufigen Höhepunkt erreichte. Es ist um-
stritten, ob man wirklich davon sprechen kann, dass nach 1990 die zweite und 
nach 2013 die dritte Republik das Licht der Welt erblickt hätten,11 doch die wie
derholte Neuausrichtung des parteipolitischen Koordinatensystems hatte zweifel-
los erhebliche Auswirkungen auf das institutionelle Gefüge, die Entscheidungs- 
und Willensbildungsprozesse und die Entscheidungsträger Italiens.

Der Zusammenbruch des althergebrachten Parteiensystems vollzog sich im 
Schwerefeld außenpolitischer Umbrüche und innenpolitischer Krisen. Das Ende 
des Kalten Kriegs und die Auflösung des sowjetischen Imperiums führten zu ei-
ner Erosion ideologischer Frontstellungen, die zunächst in der Neukonstituie-
rung des einflussreichen, wenn auch außerhalb des Verfassungsbogens stehenden 
Partito Comunista Italiano als Partito Democratico della Sinistra ihren Ausdruck fand. 
Mehr oder weniger gleichzeitig erschütterte eine Kette von Skandalen um Kor-
ruption und illegale Parteienfinanzierung das Land. Tangentopoli riss die Demo­
crazia Cristiana als führende Regierungspartei ebenso in den Abgrund wie ihre 
sozialistischen oder liberalen Koalitionspartner.12

Zu den Profiteuren der Krise zählte die Lega Nord, die 1989 aus dem Zusam-
menschluss mehrerer nord- und mittelitalienischer Autonomiebewegungen her-
vorgegangen war.13 Unter der Führung von Umberto Bossi, der für seine gewalttä-
tige Sprache berüchtigt war, entwickelte sich die Lega Nord zur Speerspitze des 
Rechtspopulismus in Italien. Ganz auf ihren Führer zugeschnitten, könnte man 
die Lega Nord auch als „charismatische Partei“ bezeichnen, die insbesondere wegen 
ihrer Fremdenfeindlichkeit, aber auch wegen ihrer Frontstellung gegen den ita
lienischen Nationalstaat von „extremistischen ,Einsprengseln‘“ nicht frei war.14 
Aufgrund ihres Charakters als Regionalpartei blieb der Einfluss der Lega Nord be-
grenzt – und damit auch die Bedeutung des Populismus als Mittel der Politik. 

Das änderte sich fast schlagartig, als Silvio Berlusconi Anfang 1994 die poli-
tische Bühne Italiens betrat. Über Berlusconi ist viel geschrieben worden, und 
hier ist nicht der Ort, um seine Affären und Machenschaften Revue passieren zu 
lassen.15 Wichtig ist in unserem Zusammenhang vor allem, dass der sagenhaft rei-
che Multiunternehmer drei landesweite Fernsehsender sein eigen nannte und 
 

11	 Vgl. Umberto Gentiloni Silveri, Italy 1990–2014. The Transition that Never Happened, in: 
Journal of Modern Italian Studies 20 (2015), S. 171–175.

12	 Vgl. Andrea Di Michele, Storia dell’Italia repubblicana (1948–2008), Mailand 2008, S. 339–381, 
und Hans Woller, Geschichte Italiens im 20. Jahrhundert, München 2010, S. 364–398.

13	 Vgl. Antonia Gohr, Die Lega Nord – Eine Herausforderung für Italien. Zwischen Föderalis-
mus und Separatismus, Frankfurt a. M. 2001.

14	 Frank Decker/Marcel Lewandowsky, Rechtspopulismus in Europa. Erscheinungsformen, 
Ursachen und Gegenstrategien, in: Zeitschrift für Politik 64 (2017), S. 21–38, hier S. 28 (Her-
vorhebung im Original) und S. 31.

15	 Vgl. pars pro toto und mit weiteren Verweisen den zusammenfassenden Aufsatz von Hans 
Woller, Berlusconi – Unternehmer, Politiker, Selbstdarsteller, in: Gian Enrico Rusconi/Tho-
mas Schlemmer/Hans Woller (Hrsg.), Berlusconi an der Macht. Die Politik der italienischen 
Mitte-Rechts-Regierungen in vergleichender Perspektive, München 2010, S. 9–24.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

490   Thomas Schlemmer

diese Medienmacht unkontrolliert für seine Ziele und Wahlkämpfe einspannte.16 
„Demokratie wurde zur videocrazia.“17 Als politischer Transmissionsriemen dienten 
ihm die Retortenpartei Forza Italia,18 die er finanzierte und nach Gutsherrenart 
führte – sowie ein nie spannungsfreies Bündnis mit der Lega Nord und der postfa
schistischen Alleanza Nazionale, das gleichwohl eine klare Frontstellung gegen 
jede Spielart des Sozialismus garantierte. Mit diesen Machtmitteln im Rücken ge-
langen Berlusconi drei zum Teil spektakuläre Wahlsiege und zwei angesichts sei-
ner politischen Misserfolge und seines skandalumwitterten Lebenswandels eben-
so spektakuläre Comebacks.

Berlusconi und seine Forza Italia sind lange Zeit eher als spezifisch italienische 
Phänomene denn als Vorreiter einer populistischen Welle wahrgenommen wor-
den, die Europa seit zehn Jahren in Atem hält. Und ein Populist von hohen 
Graden ist Berlusconi allemal. Ob er aber ein Rechtspopulist oder gar ein system-
feindlicher Extremist ist, kann man dagegen mit Fug und Recht bezweifeln. Man 
hat den Politikstil des Mailänder Medienzaren nicht umsonst als „Unter
nehmerpopulismus“ bezeichnet und seine Partei innerhalb der populistischen 
Parteienfamilie als „Unternehmerpartei“ klassifiziert.19 Berlusconi weiß mit den  
Ängsten der Wählerinnen und Wähler ebenso skrupellos zu spielen wie aus poli-
tischem Kalkül Tabus zu brechen und situative Taktik über langfristige Strategie 
zu stellen. Er ist im Kern so etwas wie ein demokratischer Nihilist, dem Machter-
halt und persönliches Interesse mehr gelten als politische Überzeugungen und 
dem bei der Organisation von Mehrheiten nahezu jedes Mittel recht ist. Berlusco-
ni mag die Demokratie nicht wirklich „in Gefahr“ gebracht haben,20 aber er hat 
wesentlich zur Delegitimierung der Institutionen des demokratischen Rechts
staats beigetragen; seine Spielart des Populismus, der an die bürgerliche Mitte 
ebenso anschlussfähig ist wie an den rechten Rand der Gesellschaft, wirkte für das 
politische System Italiens wie „schleichendes Gift“.21 Schon 2009 bemerkte der 
frühere Staatspräsident Carlo Azeglio Ciampi nicht ohne Bitterkeit: „In den letz-
ten Jahren meines Lebens hätte ich mir wirklich nicht vorstellen können, einer 
ähnlichen Verrohung der Politik und einer so brutalen und systematischen Ag-

16	 Den Aspekt der Medienmacht in der Konsumgesellschaft betonte insbesondere Paul Gins-
borg, Berlusconi. Politisches Modell der Zukunft oder italienischer Sonderweg?, Berlin 2005, 
S. 96–106.

17	 So Müller, Was ist Populismus, S. 54; Hervorhebung im Original.
18	 Vgl. Damian Grasmück, Die „Forza Italia“ Silvio Berlusconis. Geburt, Entwicklung, Regie-

rungstätigkeit und Strukturen einer charismatischen Partei, Frankfurt a. M. 2005.
19	 Decker, Populistische Herausforderung, in: Ders. (Hrsg.), Populismus, S. 13, und Decker/

Lewandowsky, Rechtspopulismus in Europa, S. 28 (Hervorhebung im Original).
20	 Vgl. Stefan Köppl, Italien unter Berlusconi – eine Demokratie in Gefahr?, in: Zeitschrift für 

Politik 53 (2006), S. 438–453.
21	 So die „taz“-Korrespondentin Bettina Gaus in einem Kommentar vom 26.4.2019 zu den spani-

schen Parlamentswahlen; www.ndr.de/info/sendungen/kommentare/Rechtspopulismus-
ist-ein-schleichendes-Gift,rechtspopulismus100.html [1.5.2019]; zur Delegitimierung der 
Institutionen des demokratischen Rechtsstaats und ihren Folgen vgl. Marco Gervasoni/Gio-
vanni Orsina, Political Delegitimation in Republican Italy, 1945–2011, in: Journal of Modern 
Italian Studies 22 (2017), S. 1–6. 
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gression gegen die Institutionen und die Werte beiwohnen zu müssen, an die ich 
geglaubt habe.“22 Damit bereitete Silvio Berlusconi den Boden für politische Kräf-
te, die erheblich unberechenbarer und radikaler sind als seine Forza Italia. Dass 
„Populismus […] in Italien inzwischen Normalität geworden“ ist,23 hat das Land 
nicht zuletzt ihm zu verdanken.

Sichtbar wurde diese Normalität des Populismus vor allem bei den Parlaments-
wahlen von 2013 und 2018, als die ohnehin fragile Parteienlandschaft zunächst 
von einem Tsunami erfasst und dann von einem Erdbeben erschüttert wurde. Für 
den Tsunami zeichnete der Komiker und Showman Beppe Grillo verantwortlich, 
der bereits seit Jahren öffentlichkeitswirksam gegen Korruption, Staatsversagen 
und Reformstau zu Felde zog.24 Er mobilisierte den Protest der Zivilgesellschaft, 
setzte auf die Macht der Sozialen Medien und schlug dabei Töne an, die nicht nur 
gegen die herrschende Klasse in Rom, sondern auch gegen die repräsentative De
mokratie und den Pluralismus als deren politisches Grundprinzip gerichtet waren. 
Sein Movimento 5 Stelle – keine Partei traditionellen Typs, sondern eine personen-
zentrierte, das Internet als Mittel der Willensbildung propagierende Bewegung25 
– trat 2013 erstmals zu Parlamentswahlen an und gewann in beiden Kammern 
rund 25 Prozent der Stimmen. Damit verfügten die Grillini, wie Beppe Grillos Ge-
folgsleute auch genannt werden, über eine Sperrminorität, die es den Wahlbünd-
nissen des Mitte-Rechts- wie des Mitte-Links-Lagers unmöglich machten, eine 
Regierung zu bilden.26

Der Movimento 5 Stelle, der soziale Themen und Naturschutzprojekte ebenso 
auf seine Fahnen geschrieben hat wie die Skepsis gegen die Europäische Union 
(EU), ist auf der Rechts-Links-Skala nicht zu verorten – aber es kann keinen Zwei-
fel daran geben, dass es sich um ein Geschöpf des Populismus handelt. Dies zeigte 
sich nicht zuletzt in der Form, wie seit 2013 parlamentarische und außerparla-
mentarische Oppositionspolitik gemacht wurde. Der Erfolg ließ nicht lange auf 
sich warten; bei den nächsten Parlamentswahlen im März 2018 avancierte der Mo­
vimento 5 Stelle mit mehr als 32 Prozent der Stimmen in beiden Kammern zur  

22	 Zit. nach Aram Mattioli, Tabubruch und Kalkül. Berlusconis Geschichtspolitik zwischen  
Apologie und Umdeutung, in: Rusconi/Schlemmer/Woller (Hrsg.), Berlusconi an der 
Macht, S. 139–150, hier S. 140.

23	 So Oliviero Angeli in einem Interview mit der Stiftung Mercator-Reportage: „Populismus ist 
in Italien Normalität“; www.stiftung-mercator.de/de/reportage/populismus-ist-in-italien-
normalitaet [30.4.2019].

24	 Vgl. hierzu und zum Folgenden Bastian Brandau, Fünf Sterne gegen Berlusconi. Das „Movi-
menmto 5 Stelle“ und sein Weg in die italienische Politik, Stuttgart 2013, und Paolo Ceri/
Francesca Veltri, Il Movimento nella rete. Storia e struttura del Movimento 5 Stelle, Turin 
2017. Grillos Wahlkampf 2013 firmierte als „Tsunami-Tour“.

25	 Nach Decker/Lewandowsky, Rechtspopulismus in Europa, S. 28, konstituierte sich der  
„Movimento 5 Stelle“ als „Bewegungs- oder Rahmenpartei […], die zugleich Überschneidun-
gen mit dem charismatischen Typus aufweist“; Hervorhebung im Original. 

26	 Vgl. Gianfranco Pasquino, The 2013 Elections and the Italian Political System, in: Journal of 
Modern Italian Studies 19 (2014), S. 424–437.
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stärksten Partei.27 Doch damit nicht genug: Im Wahlbündnis des Mitte-Rechts- 
Lagers gewann die rechtspopulistische Lega in beiden Kammern mehr als 17 Pro-
zent der Stimmen und landete damit vor der Forza Italia Silvio Berlusconis und 
nur knapp hinter dem Partito Democratico, der das Wahlbündnis des Mitte-Links-
Lagers anführte. Mit diesem Wahlergebnis, das einmal mehr auf die Integrations-
schwächen und Repräsentationslücken der etablierten italienischen Parteien ver-
weist, wurden die Karten im Spiel um Regierung und Opposition neu gemischt. 
Und obwohl eine Koalition der Populisten zunächst wenig wahrscheinlich, ja un-
möglich schien,28 kam es – bislang einmalig in Europa – genau dazu. Am 1. Juni 
2018 wurde Ministerpräsident Giuseppe Conte als Chef einer vom Movimento 5 
Stelle und der Lega getragenen Regierung vereidigt.

An dieser Stelle muss ein Wort zur Lega (Nord) gesagt werden,29 die nach dem 
skandalträchtigen Abgang ihres Gründervaters Umberto Bossi 2012 in eine tiefe 
Krise stürzte – mit entsprechenden Folgen bei den Parlamentswahlen im fol-
genden Jahr. Dass sich die Lega von dieser Niederlage rasch erholen und sogar 
seit jeher landesweit agierende Parteien wie die Forza Italia oder den Partito Demo­
cratico herausfordern konnte, hat vor allem zwei Gründe: Die Lega fand mit dem 
vergleichsweise jungen, charismatischen Matteo Salvini eine neue Führungs- und 
Integrationsfigur, und sie profitierte in hohem Maße von der tiefgreifenden Ver
unsicherung, welche die „Flüchtlingskrise“30 in Italien ausgelöst hatte. Salvini 
schwor dem padanischen Separatismus ab – daher nur noch Lega statt Lega Nord –, 
warb um die einst diffamierten Wählerinnen und Wähler im Süden, kanalisierte 
die Ängste des Mittelstands vor sozialem Abstieg, gab sich traditionell eliten- und 
institutionenkritisch sowie nationalistisch und europafeindlich und verstärkte 
die Agitation gegen Migranten, wobei nicht zuletzt xenophobe Islamkritik eine 
Rolle spielte. Wie die Parlamentswahlen vom März 2018 zeigten, ging dieses Kal
kül auf, und auch nach diesem Wahlerfolg sah Salvini als Innenminister der neu-
en Regierung keinen Grund für einen Kurswechsel. Die Umfragen geben ihm 
und seiner Lega recht, die sich nicht nur rechtspopulistisch geriert, sondern auch 
Türen zum rechtsextremistischen Lager bewusst offen lässt.31 Es wird sich noch 

27	 Zum historischen Ort dieses Wahlergebnisses vgl. Enrico Calossi/Lorenzo Cicchi, The Ita-
lian Party System’s Three Functional Arenas after the 2018 Election. The Tsunami after the 
Earthquake, in: Journal of Modern Italian Studies 23 (2018), S. 437–459. 

28	 Vgl. Michael Braun, Die Lega Nord. Vom Wohlstandssezessionismus zum Anti-Euro-Nationa-
lismus, in: Ernst Hillebrand (Hrsg.), Rechtspopulismus in Europa. Gefahr für die Demokra-
tie?, Bonn 2015, S. 40–47, hier S. 47.

29	 Vgl. hierzu und zum Folgenden Nicoletta Di Sotto, Tra protesta e governo. Successi, trasfor-
mazioni e crisi della Lega Nord, Neapel 2014; Gianluca Passarelli/Dario Tuorto, La Lega di 
Salvini. Estrema destra di governo, Bologna 2018, und Giovanni Tizian/Stefano Vergine, Il 
libro nero della Lega, Rom/Bari 2019.

30	 Vgl. Stefan Luft, Die Flüchtlingskrise. Ursachen, Konflikte, Folgen, München 2016.
31	 Der Befund, die „Lega“ huldige einem „weiche[n] Extremismus“ mit einem Hang zur Ra-

dikalisierung, hat einiges für sich; so Eckhard Jesse und Tom Thieme in ihren Beiträgen: 
Extremismus in den EU-Staaten im Vergleich (S. 431–482, hier S. 459), und Extremismus 
in den EU-Staaten. Theoretische und konzeptionelle Grundlagen (S. 11–32, hier S. 28), in: 
Eckhard Jesse/Tom Thieme (Hrsg.), Extremismus in den EU-Staaten, Wiesbaden 2011. 
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zeigen, wie hoch der Preis ist, den der „Minister der Angst“32 – und damit auch  
Italien – für seine „Politik der Planierraupe“33 zu zahlen hat. 

III. Politik der Angst

Auch wenn Salvini die Politik der Angst so weit getrieben hat, dass sich der Hohe 
Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte Ende 2018 gezwungen 
sah, Italien in „einem ungewöhnlich harschen Statement“ zur Ordnung zu rufen,34 
ist das Prinzip alles andere als neu. Amedeo Osti Guerrazzi hat bereits 2010 ge-
zeigt, dass die Mitte-Rechts-Regierungen unter Silvio Berlusconi insbesondere 
Probleme der Migration instrumentalisierten, um Stimmung zu machen, die ei-
gene Anhängerschaft zu mobilisieren und den politischen Gegner links von der 
Mitte zu diskreditieren, den man ebenso blauäugiger wie gefährlicher Untätigkeit 
zieh.35 Auseinandersetzungen entzündeten sich nicht zuletzt an Verbrechen, die 
von Migranten begangen wurden und die entsprechend giftige Kommentare fan-
den, während Übergriffe etwa auf provisorische Hütten- und Zeltdörfer rumä-
nischer Einwanderer auf Verständnis mit dem Tenor rechnen konnten, Gewalt sei 
zwar zu verurteilen, aber angesichts des Versagens „linker“ Regierungen, Kommu-
nal- und Regionalverwaltungen fast schon folgerichtig. Ein Beispiel mag in die-
sem Zusammenhang als Illustration genügen: Im Mai 2008 wurde im süditalie
nischen Ponticelli eine als zingara stigmatisierte Frau beschuldigt, einen Einbruch 
verübt und ein Kind geraubt zu haben. Daraufhin kam es zu einem Angriff auf 
provisorische Wohnsiedlungen von Migranten, wobei auch Molotowcocktails 
zum Einsatz kamen. Für die zu Berlusconis Medienimperium gehörende Tages-
zeitung Il Giornale waren diese Vorfälle ein gefundenes Fressen. Die Zeitung kom-
mentierte am 15. Mai 2008 mit dem offensichtlichen Ziel, Opfer zu Tätern zu ma-
chen und den politischen Gegner auf die Anklagebank zu setzen:

 „Zigeunerlager dürfen nicht gestürmt werden. Punktum. Die Baracken der Zi-
geuner dürfen nicht in Brand gesteckt werden. Punktum. Das ist offensichtlich, 
banal und selbstverständlich, aber es ist gut, wenn man es mit allem Nachdruck 
bekräftigt. Wahr ist aber auch, dass man keine Kinder raubt, dass man sie nicht 
wie Sklaven behandelt und dass man nicht in Wohnungen einbricht. Aber auch 
hier sollte man so deutlich wie möglich werden: Das eben Gesagte ist keine Recht-
fertigung oder kein mildernder Umstand für die Hitzköpfe von Ponticelli. Es ist 
aber ein Grund, um diejenigen anzuklagen, die es zugelassen haben, dass die 

32	 Vgl. Antonello Caporale, Matteo Salvini. Il Ministro della paura, Rom 2018.
33	 Vgl. Valerio Renzi, La politica della ruspa. La Lega di Salvini e le nuove destre europee, Rom 2015. 

Auf die Frage, ob Salvini Planierraupen gegen Roma einsetzen würde, antwortete er in einem 
Interview: „Ja, mit Sicherheit.“ Zit. nach Francesco Maria Del Vigo/Domenico Ferrara, Il metodo 
Salvini. Con un’intervista esclusiva, Mailand 2015, S. 224.

34	 Spiegel Online vom 23.11.2018: „Uno warnt vor politisch geschürtem Hass in Italien“.
35	 Vgl. Amedeo Osti Guerrazzi, Politik der Angst. Die Regierung Berlusconi und die Ausländer, 

in: Rusconi/Schlemmer/Woller (Hrsg.), Berlusconi an der Macht, S. 125–137; die folgende 
Episode findet sich einschließlich des Zitats ebenda, S. 135.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

494   Thomas Schlemmer

Dinge so weit gedeihen konnten, und die sich heute nicht nur nicht mehr darum 
scheren, sondern die Leute auch noch unter Rassismusverdacht stellen, die die 
Zigeuner vor ihrer Haustür vertreiben wollen, obwohl sie doch verpflichtet wä-
ren, die Ursachen dieser Verbitterung zu verstehen und, wenn möglich, konkrete 
Antworten darauf zu geben.“

Dass sich eine Zeitung im Besitz der Familie Berlusconi kaum verbrämter rassisti-
scher Stereotype und Vorurteile bediente, um Stimmung zu machen, trug nicht 
wenig dazu bei, das gesellschaftliche Klima zu verändern, Ausländerfeindlichkeit 
in die Mitte der Gesellschaft zu tragen und die Achse des politischen Diskurses 
nach rechts zu verschieben.

Die Lega (Nord) nahm diesen Ball nur zu gerne auf, zumal Sprache und Thema 
zu der „derben, ethno-proletarischen Spielart des Populismus“ passten,36 welche 
die Partei unter der Führung Umberto Bossis pflegte und die sie bis heute nicht 
abgelegt hat. „Tabubrüche, Provokationen und Vulgarität“ sind an der Tagesord-
nung.37 Schon ein Blick auf die Wahlplakate der Lega zeigt, dass sie vor keinem 
fremdenfeindlichen Überbietungswettbewerb zurückschreckte, wobei zunächst 
als „Zigeuner“ und „Nomaden“ stigmatisierte Migranten aus Osteuropa, dann oft 
muslimische Flüchtlinge aus Nordafrika und dem Nahen Osten das Ziel ihrer Agi-
tation waren. Unter einem Bürgermeister aus dem Mitte-Links-Lager drohe Mai-
land, die Hauptstadt der Lombardei, zu einer islamisierten Zingaropoli zu werden, 
hieß es auf einem Plakat. Ein anderes zeigte ein Schiff mit Flüchtlingen mit der 
Botschaft: „Wir haben der Invasion Einhalt geboten“. Auf einem dritten stand zu 
lesen: „Jetzt oder nie – setzt der islamischen Invasion ein Ende“. Und ein beson-
ders perfides Plakat schürte unter Verwendung offen rassistischer Stereotype den 
Sozialneid zwischen bedürftigen Italienern und Migranten. Dass Matteo Salvini 
mit seiner kompromisslosen Flüchtlingspolitik als Innenminister die europä-
ischen Partner, die Italien allzu lange allein gelassen haben, zu Zugeständnissen 
zwingt, trägt sicher nicht dazu bei, Verhandlungen im Zeichen der Humanität als 
demokratisches Mittel der Wahl erscheinen zu lassen, zumal Populisten gemein-
hin nicht viel von komplizierten Kompromissen im europäischen Mehrebenen-
system halten.

Dieser Politik der Angst leistet ein ausgesprochen geringes Institutionenver-
trauen Vorschub, das die Einstellung der Italienerinnen und Italiener zur EU und 
mehr noch zum eigenen politischen System kennzeichnet. Nur 36 Prozent der im 
Herbst 2018 vom „Eurobarometer“ befragten Italienerinnen und Italiener spra-
chen der EU ihr Vertrauen aus, mit dem Europäischen Rat konnten sogar nur 32 

36	 Günther Pallaver/Reinhold Gärtner, Populistische Parteien an der Regierung – zum Schei-
tern verdammt? Italien und Österreich im Vergleich, in: Decker (Hrsg.), Populismus,  
S. 99–120, hier S. 113.

37	 Vgl. Aram Mattioli, Biedermänner und Brandstifter. Beobachtungen zu Ideologie und politi-
schem Stil der Lega Nord, in: Hans-Peter Kilguss/Alexander Häusler (Hrsg.), Das Geschäft 
mit der Angst. Rechtspopulismus, Muslimfeindlichkeit und die extreme Rechte in Europa, 
Köln 2012, S. 73–85; die zitierten und andere Plakate sind ebenda abgedruckt.
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Prozent etwas anfangen.38 Regelrecht abgestraft wurden zentrale Institutionen der 
italienischen Politik: Der italienischen Regierung vertrauten immerhin noch 28 
Prozent der Befragten, dem Parlament 27 Prozent und den Amtsträgern 23 Pro-
zent; am Ende rangierten die politischen Parteien mit deplorablen 14 Prozent. 
Dazu kam die drängende Sorge um die Situation auf dem Arbeitsmarkt (49 Pro-
zent der Befragten) und die wirtschaftliche Lage (24 Prozent). Es versteht sich 
angesichts solcher Zahlen fast von selbst, dass die oft ätzend vorgebrachte Kritik 
der (Rechts-)Populisten an den Eliten des Lands auf fruchtbaren Boden fällt. Es 
bleibt abzuwarten, inwieweit sie auf die Kritiker zurückfällt, die ja seit 2018 selbst 
die Regierung stellen.

IV. Die Schatten der Vergangenheit

Die Politik der Angst wird nicht selten mit Argumenten und Beispielen unterfüt-
tert, die der (Zeit-)Geschichte entnommen sind. In Italien sind seit Anfang der 
1990er Jahre regelrechte geschichtspolitische Schlachten geschlagen worden, 
und diese Schlachten hatten viel mit den Umbrüchen des Parteiensystems und 
der Herausbildung des populistischen Lagers zu tun.39 Mit dem Sturz der Christ-
demokraten in die Bedeutungslosigkeit und der schmerzhaften Metamorphose 
der Kommunistischen Partei zur Partei der demokratischen Linken geriet ein 
weitgehend akzeptierter Normenkanon ins Wanken, zu dem die Distanzierung 
vom Faschismus ebenso gehörte wie das Bekenntnis zur Resistenza, also zur italie-
nischen Widerstandsbewegung der Jahre 1943 bis 1945. Als Silvio Berlusconi sei-
ne Mitte-Rechts-Allianz um die Forza Italia schmiedete, musste er die Bedürfnisse 
der Lega Nord ebenso bedienen wie die der postfaschistischen Alleanza Nazionale. 
Beide Partner hatten eine eigene symbol- und geschichtspolitische Agenda, wobei 
die verklärende Vergangenheitsfolklore aus Padanien, dem gelobten Land der 
Lega hier außer Acht bleiben soll, da sie eher der Integration und Mobilisierung 
der eigenen Anhängerschaft diente.40 

Die Geschichtsdeutungen der Neo- und Postfaschisten waren dagegen dazu an-
getan, tragende erinnerungspolitische Pfeiler zu versetzen, die Integrität des anti
faschistischen Widerstands in Zweifel zu ziehen und die Rehabilitierung derer zu 
betreiben, die einst als junge Männer für Mussolini gekämpft hatten. Berlusconi 
hatte keine Probleme damit, diesen Kurs mitzusegeln, und gleichviel, ob er diese 

38	 Vgl. Eurobarometro Standard 90 – Rapporto nazionale. Opinione pubblica nell’Unione eu-
ropea. Italia. Autunno 2018, o. O. o. J., S. 4 und S. 7; www. ec.europa.eu/commfrontoffice/
publicopinion/index.cfm/ResultDoc/download/DocumentKy/85359 [2.5.2019].

39	 Vgl. hierzu und zum Folgenden Thomas Schlemmer, La „memoria mutilata“. Krieg und Fa-
schismus im Gedächtnis Italiens nach 1945, in: Bernd Heidenreich/Marzia Gigli/Sönke 
Neitzel (Hrsg.), Besatzung, Widerstand und Erinnerung in Italien 1943–1945, Wiesbaden 
2010, S. 127–143. Zum Krieg um die Erinnerung vgl. auch Filippo Focardi, La guerra della 
memoria. La Resistenza nel dibattito politico italiano dal 1945 a oggi, Rom/Bari 2005.

40	 Vgl. Gohr, Lega Nord, S. 17–29; hier (S. 20) findet sich auch ein Abschnitt über die haupt-
sächlich auf das Mittelalter – insbesondere den Kampf der „Lega Lombarda“ gegen Kaiser 
Friedrich Barbarossa – zurückgehenden historischen Ankerpunkte der Partei.
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Positionen in der Sache teilte, gefiel er sich doch immer wieder in der Pose des 
populistischen Tabubrechers, der den angeblich linken oder sogar philokommu
nistischen Intellektuellen die Meinung sagte und so dem „Volk“ eine Stimme gab. 
Einer dieser Tabubrüche war die Berufung von Mirko Tremaglia, eines ehema-
ligen Gefolgsmanns des Duce und führenden Exponenten der Neofaschisten, in 
das zweite Kabinett Berlusconi nach dem Wahlsieg der Mitte-Rechts-Allianz im 
Mai 2001, ein anderer Berlusconis Aussage im September 2003, der Faschismus 
sei „gutartig“ gewesen und Mussolini habe nie jemanden umgebracht, ein dritter 
schließlich sein Lob für den Diktator am Holocaust-Gedenktag des Jahrs 2013.41 

Seit den 1990er Jahren, so könnte man auch sagen, wurde „ein rechtsgerichteter 
Geschichtsrevisionismus in Italien immer salonfähiger“42 – ein Geschichtsrevi- 
sionismus, der „die Verurteilung des Faschismus“ insbesondere in seiner späten 
Phase zwischen 1943 und 1945 zu überwinden gedachte und auf „die Schaffung 
einer kollektiven Identität nationalen Typs“ zielte. Aus dieser Perspektive erschien 
der Antifaschismus jedoch „nicht länger als Gründungsgedanke der Republik“ 
Italien, „sondern als Element der Spaltung“.43 Die Geschichtspolitik Berlusconis 
und seiner neo- oder postfaschistischen Koalitionspartner folgte, mit anderen 
Worten, der populistischen Logik von Inklusion und Exklusion. Zugleich diente 
sie dazu, klare Feindbilder zu schaffen und den diskursiven Spieß gleichsam um-
zudrehen. Wer die Fahne des Antifaschismus hochhielt, setzte sich dem Verdacht 
aus, es mit den Kommunisten zu halten, während diejenigen, die den Faschismus 
weichzuzeichnen versuchten, für nationale Versöhnung standen.

Geschichte als Argument hat aber auch eine außenpolitische Dimension, die 
sich etwa in den deutsch-italienischen Beziehungen immer wieder zeigt.44 Kritik 
aus Berlin am Zustand der italienischen Staatsfinanzen und Forderungen nach 
Reformen – mal mehr, mal weniger freundlich vorgetragen – wird gerne mit dem 
Bild vom hässlichen Deutschen gekontert, der wie zwischen 1939 und 1945 nichts 
anderes im Sinn habe als die Herrschaft über Europa, nicht mehr mit Panzern wie 
ehedem, aber mit Hilfe seiner Exportwirtschaft und durch den Euro. Das Schlag-
wort vom Vierten Reich ist dann schnell bei der Hand.45 Angesichts der von Krieg 

41	 Vgl. dazu ausführlich Aram Mattioli, „Viva Mussolini!“ Die Aufwertung des Faschismus im 
Italien Berlusconis, Paderborn u. a. 2010, insbesondere S. 50–56 und S. 104, sowie Spiegel 
Online vom 27.1.2013: „Holocaust-Gedenktag – Berlusconi schwärmt von Mussolini“.

42	 Aram Mattioli, Die Resistenza ist tot, es lebe Onkel Mussolini. Vom Umdeuten der Geschich-
te im Italien Berlusconis, in: Mittelweg 36 17/5 (2008), S. 75–93, hier S. 82.

43	 Luigi Cajani, Italien und der Zweite Weltkrieg in den Schulgeschichtsbüchern, in: Christoph 
Cornelißen/Lutz Klinkhammer/Wolfgang Schwentker (Hrsg.), Erinnerungskulturen. 
Deutschland, Italien und Japan seit 1945, Frankfurt a. M. 2003, S. 269–284, hier S. 281.

44	 Vgl. Thomas Schlemmer, Lo spauracchio del pagliaccio politico. Berlusconi, Grillo e l’immagine 
dell’Italia nel mondo tedesco, in: Monica Fioravanzo/Filippo Focardi/Lutz Klinkhammer 
(Hrsg.), Italia e Germania dopo la caduta del Muro. Politica, cultura, economia, Rom 2019,  
S. 67–84.

45	 Am brachialsten sicherlich das mit Verschwörungstheorien gespickte Buch von Vittorio Fel-
tri/Gennaro Sangiuliano, Il Quarto Reich. Come la Germania ha sottomesso l’ Europa, Mai-
land 2014. Vittorio Feltri gehörte lange Jahre zu den führenden Journalisten der Zeitung „Il 
Giornale“ im Besitz der Familie Berlusconi.
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und Gewalt geprägten gemeinsamen deutsch-italienischen Geschichte ist der 
Rückgriff auf solche Stereotype besonders toxisch, aber auch besonders Erfolg 
versprechend, um die eigenen Reihen zu schließen und um Wähler zu mobilisie-
ren. Dazu passt der Befund einer Meinungsumfrage der Friedrich-Ebert-Stiftung 
zum deutsch-italienischen Verhältnis aus dem Jahr 2016: In Italien sehe man sich 
„zunehmend als Verlierer des europäischen Integrationsprozesses“. Die Bundes-
republik erscheine „in diesem Kontext“ als „der zentrale Gegenspieler – ein ten
denziell eigensüchtiger Halbhegemon, der seine eigenen Interessen kühl, zur 
Not auch zu Lasten der anderen verfolgt“.46 

Hier schließt sich der Kreis zur Politik der Angst, die zum festen Repertoire der 
italienischen Populisten gehört. Man muss nicht so weit gehen wie der zornige 
Schriftsteller Roberto Saviano, der 2017 erklärte: „Das wirklich Tragische ist, dass 
es in Italien keine politische Kraft mehr gibt, die nicht eine gefährliche Mischung 
aus Utopie, Populismus und Demokratiefeindlichkeit um sich verbreiten würde 
– wenn nicht gar Europafeindlichkeit.“47 Aber ebenso bemerkenswert wie bedenk-
lich ist eine Entwicklung schon, die zu einem Vakuum in der politischen Mitte 
geführt, die stabile Präsenz populistischer Kräfte begünstigt und letztlich die Bil
dung einer Regierung ermöglicht hat, in der Populisten eigentlich antagonis-
tischer Couleur und Technokraten den Ton angeben.48 Mit Blick auf die Situation in 
nicht wenigen Staaten der EU lohnt es sich, diese Entwicklung genau zu studieren; 
vielleicht zeigt sich hier bereits ein Teil der Zukunft.

46	 Vgl. Fremde Freunde. Eine Meinungsumfrage zum deutsch-italienischen Verhältnis, hrsg. von 
der Friedrich-Ebert-Stiftung, o. O. 2016, S. 16; library.fes.de/pdf-files/bueros/rom/12989.
pdf [2.5.2019].

47	 Roberto Saviano/Giovanni di Lorenzo, Erklär mir Italien! Wie kann man ein Land lieben, 
das einen zur Verzweiflung treibt?, Köln 2017, S. 221 f. Hoffnungsträger wie Matteo Renzi 
nahm Saviano von seiner Kritik nicht aus. Dieser habe „das Land verändern“ wollen, „aber 
stattdessen“ habe „das Land ihn verändert“. Er habe „sein Versprechen, das System zu ver-
schrotten, nicht eingehalten. Tatsächlich marschierte er am Ende Arm in Arm mit Leuten, 
die das alte System geradezu verkörperten.“ Ebenda, S. 218 und S. 246. 

48	 Zur Verbindung von Populismus und Technokratie vgl. Müller, Avanti dilettanti, S. 74 f., und 
Marco Valbruzzi, When Populists meet Technocrats. The Italian Innovation in Government 
Formation, in: Journal of Modern Italian Studies 23 (2018), S. 460–480.
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Jürgen Zarusky (28. April 1958 – 4. März 2019)
Historiker der Diktatur im 20. Jahrhundert

Am 4. März 2019 riss der unerwartete und viel zu frühe Tod Jürgen Zaruskys eine 
Lücke in das Institut für Zeitgeschichte, die nicht geschlossen werden kann. Die 
Vierteljahrshefte verlieren mit ihm ihren bewährten Chefredakteur, dessen Engage-
ment und dessen Fachkenntnis die Zeitschrift, ihr Herausgebergremium und die 
Redaktion in den vergangenen Jahren vieles zu danken hatten. Weit darüber hi-
naus aber hat Jürgen Zarusky die Arbeit des Instituts für Zeitgeschichte, dem er 
fast drei Jahrzehnte angehörte, vielfach beeinflusst und geprägt. Seine beschei-
dene, immer hintergründig humorvolle und stets freundlich-zugewandte Art ver-
band er mit stupendem Wissen und professioneller Akribie. Mit ihm hat uns ein 
guter Freund, exzellenter Wissenschaftler und bedeutender Historiker verlassen.

Jürgen Zaruskys wissenschaftliches Œuvre besteht aus zahlreichen, zum Teil an 
abgelegenen Orten erschienenen Schriften und enthält doch einen klaren roten 
Faden. Den Mittelpunkt seiner ausgedehnten Forschungen bilden die beiden 
großen Diktaturen des 20. Jahrhunderts, das NS-Regime und die stalinistische  
Sowjetunion. Je länger desto mehr und desto fruchtbarer verknüpfte er dabei die 
Erforschung des jeweils Einzelnen mit dem Allgemeineren. Auf der Basis seiner 
umfassenden Detailkenntnis haben ihn der theoretisch informierte Vergleich 
und die komplex-abgründigen Beziehungen der beiden Diktaturen untereinan-
der bis zuletzt intensiv beschäftigt. 

Quellenmäßig wie auch konzeptionell gewann Jürgen Zarusky bereits mit sei-
ner Dissertation eine feste Basis. 1990 an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München bei Gerhard A. Ritter eingereicht, zeichnet sie sich durch die nüch-
terne und zugleich unbestechliche Analyse der sozialdemokratischen Haltung 
gegenüber dem Bolschewismus und dem „sowjetischen Modell“ aus.1 Sie zeigt, 
wie intensiv und detailliert sich die deutschen Sozialdemokraten mit Lenin und 
dem Bolschewismus beschäftigten. In der ideologischen Auseinandersetzung mit 
der Oktoberrevolution und ihren Folgen schwand die Illusion, es könnte sich bei 
dem „sowjetischen Modell“ um eine adäquate Zukunftsvision für die Arbeiter-
schaft handeln. Zugleich gelangte die Sozialdemokratie und mit ihr die zurück-
kehrenden Unabhängigen wie Arthur Crispien, Wilhelm Dittmann oder Rudolf 
Hilferding zu einem festen demokratischen Standpunkt. Paradigmatisch konzen-
triert in der Kontroverse Karl Kautskys mit Lenin,2 aber auch vermittels genauer 
und differenzierter Kenntnis sowie eines hierauf beruhenden, kontinuierlichen 
Lernprozesses benannte die deutsche Sozialdemokratie eindeutig und kompro-
misslos die Grenzen zwischen Demokratie und Diktatur. Davon, dass diese Gren-

1	 Vgl. Jürgen Zarusky, Die deutschen Sozialdemokraten und das sowjetische Modell. Ideologi-
sche Auseinandersetzung und außenpolitische Konzeptionen 1917–1933, München 1992.

2	 Vgl. Jürgen Zarusky, Demokratie oder Diktatur. Karl Kautskys Bolschewismuskritik und der 
Totalitarismus, in: Mike Schmeitzner (Hrsg.), Totalitarismuskritik von links. Deutsche Diskur-
se im 20. Jahrhundert, Göttingen 2007, S. 49–68.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

500   Nachruf

zen existierten und dass sie bereits Lenin unumkehrbar zugunsten der Diktatur 
überschritten hatte, war Jürgen Zarusky gemeinsam mit seinen historischen Pro-
tagonisten überzeugt. Daraus folgte auch – was damals keineswegs unumstritten 
war –, dass die persönliche Diktatur Stalins weniger eine qualitative Verände-
rung in Sowjetrussland war als vielmehr eine „folgerichtige und zwangsläufige 
Entwicklung“.3

Darin liegt ein wichtiger Schlüssel sowohl für das Verständnis von Jürgen Zarus-
kys wissenschaftlichem Werk wie auch für seine Persönlichkeit. Denn zum einen 
blieben für ihn die Unmenschlichkeit des Stalinismus und darüber hinaus die 
diktatoriale Natur des Sowjetkommunismus unverrückbare, gleichsam unverhan-
delbare Fakten in der Geschichte des 20. Jahrhunderts. Zum anderen bewies er 
schon an diesem Gegenstand die ihn kennzeichnende Fähigkeit zur Empathie, 
mit der er wie kaum ein anderer wissenschaftliche Forschung mit praktischer An-
schauung und persönlichem Engagement verknüpfte. Aus eigenem Antrieb 
lernte er während seines Studiums Russisch, das er bald fließend beherrschte. Zu-
gleich trat er über Amnesty International in Verbindung mit einem politischen Häft-
ling in der Sowjetunion und etablierte eine intensive Korrespondenz mit ihm. 
Erste Reisen in das damalige Leningrad und nach Moskau brachten ihn in einen 
unmittelbaren Kontakt mit dem Land und vermittelten ihm eine direkte Anschau-
ung vom dortigen Regime. Dies war auch die Zeit, in der der gebürtige Miesba-
cher seinen Wohnsitz dauerhaft in Dachau nahm, wo er sich sehr bald an der 
Diskussion um das schwierige historische Erbe der Stadt beteiligte und sich über 
viele Jahre hinweg für die KZ-Gedenkstätte engagierte. Die Geschichte des Kon-
zentrationslagers Dachau, deren Abgründigkeit er in einer Vielzahl von For-
schungsbeiträgen analysierte,4 kannte er wie kaum ein anderer.

Die Beschäftigung mit dem Nationalsozialismus und dem NS-Regime wurde 
auch nach seiner Dissertation zu einem zentralen Schwerpunkt in den Forschun-
gen von Jürgen Zarusky. 1990 an das Institut für Zeitgeschichte gekommen, er-
stellte er dort zunächst über mehrere Jahre hinweg die Microfiche-Edition „Wi-
derstand als ‚Hochverrat‘“. Hierbei handelte es sich um ein groß angelegtes, von 
der Stiftung Volkswagenwerk gefördertes Unternehmen, dessen Ergebnis ein Mo-

3	 Zarusky, Sozialdemokraten, S. 289.
4	 Vgl. dazu folgende Arbeiten von Jürgen Zarusky: Die KZ-Gedenkstätte Dachau. Anmerkungen 

zur Geschichte eines umstrittenen historischen Ortes, in: Jürgen Danyel (Hrsg.), Die geteilte 
Vergangenheit. Zum Umgang mit Nationalsozialismus und Widerstand in beiden deutschen 
Staaten, Berlin 1995, S. 187–196; Von Dachau nach nirgendwo. Der Todesmarsch der KZ-Häft-
linge im April 1945, in: Spuren des Nationalsozialismus. Gedenkstättenarbeit in Bayern, hrsg. 
von der Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungsarbeit, München 2000, S. 42–63; 
„... gegen die Tötung der Menschen und die Abtötung alles Menschlichen“. Zum Widerstand 
von Häftlingen im Konzentrationslager Dachau, in: Johannes Tuchel (Hrsg.), Der vergesse-
ne Widerstand. Zu Realgeschichte und Wahrnehmung des Kampfes gegen die NS-Diktatur, 
Göttingen 2005, S. 63–96; Die „Russen“ im KZ Dachau. Bürger der Sowjetunion als Opfer 
des NS-Regimes, in: Dachauer Hefte 23 (2007), S. 105–139; „That is not the American Way 
of Fighting“. Die Erschießungen gefangener SS-Leute bei der Befreiung des KZ Dachau, in: 
Dachauer Hefte 13 (1997), S. 27–55, und Die Gaskammer im KZ Dachau. Eine Anmerkung, 
in: Stimmen der Zeit 231 (2013), S. 277–279.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

  Jürgen Zarusky – Historiker der Diktatur im 20. Jahrhundert   501

nument des deutschen Widerstands gegen den Nationalsozialismus bildet.5 Tat-
sächlich schuf Jürgen Zarusky zusammen mit Hartmut Mehringer die bis heute 
umfangreichste Quellensammlung zur Geschichte von Opposition und Wider-
stand gegen das NS-Regime. Analytisch ergibt sich ihr besonderer Zuschnitt aus 
einer formellen und zugleich innovativen Definition des Widerstandsbegriffs, die 
sich an den strafgesetzlichen Bestimmungen des NS-Regimes selbst orientierte. 
Der Straftatbestand des „Hochverrats“ umfasste im Grunde alle auf den Umsturz 
des Regimes gerichteten Handlungen, und zwar gleichgültig von wem und mit 
welchen Intentionen sie begangen worden waren. Mit diesem Verfahren vermied 
das Projekt eine damals noch häufig vollzogene Verkürzung der Widerstandsfor-
schung auf gruppen-, milieu- oder regionalspezifische Fragestellungen. Indem 
die Edition eine entsprechende Regimeperspektive einnahm, präsentierte sie – 
entsprechend dem Tatbestand des „Hochverrats“ – ausschließlich Justizakten: mit 
nicht weniger als 1.891 Verfahren gegen 6.030 Angeklagte eine ungeheure und 
vormals unbekannte Breite der Dokumentation. Die Edition bezeugt gleicherma-
ßen den Widerstand von Kommunisten wie von den Verschwörern des 20. Juli 
1944. Mitglieder linkssozialistischer Kleinorganisationen oder Gruppen des Ju-
gendwiderstands wurden ebenso erfasst wie nationalrevolutionär, legitimistisch, 
monarchistisch, christlich oder gewerkschaftlich motivierte Gegner des NS-Re-
gimes. „Die Rechtsprechung in Hochverratssachen“, so lautete das Resümee Jür-
gen Zaruskys, „bildet den Widerstand in seiner ganzen Vielfalt und Widersprüch-
lichkeit ab“.6 Vor dem Hintergrund der bis in die 1990er Jahre andauernden 
Deutungskämpfe um den „richtigen“, gewissermaßen legitimen Widerstandsbe-
griff, aus dem linke oder gar kommunistische Motivationen häufig ausgeschlos-
sen wurden, war dies ein bedeutender Forschungsfortschritt.

Mithin gehörten die Geschichte der Sowjetunion und ihrer kommunistischen 
Ideologie beziehungsweise die kritische Auseinandersetzung mit ihr gleicherma-
ßen wie die Geschichte des NS-Staats und des Widerstands gegen ihn zu Zaruskys 
dauerhaften Forschungsschwerpunkten. Seine unerschöpfliche Kenntnis der Ge-
schichte der Sowjetunion und des NS-Regimes prädestinierte ihn zu einem unbe-
stechlichen Analytiker der Unrechtsgeschichte des 20. Jahrhunderts. Publikums-
wirksamen Großnarrativen des Zeitalters der Diktaturen, deren empirische 
Grundlage seinen Ansprüchen nicht genügte oder einer aus seiner Sicht unter-
komplexen Analyse entsprangen, begegnete Jürgen Zarusky auch mit zwar sach-
licher, aber zugleich deutlicher Kritik.7

Die langjährige Arbeit an dem Editionsprojekt „Widerstand als ‚Hochverrat‘“ 
machte aus ihm indes nicht nur einen immer intimeren Kenner der Geschichte 

5	 Vgl. Widerstand als „Hochverrat“ 1933–1945. Die Verfahren gegen deutsche Reichsangehöri-
ge vor dem Reichsgericht, dem Volksgerichtshof und dem Reichskriegsgericht. Mikrofiche-
Edition, hrsg. im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte, bearb. von Jürgen Zarusky und Hart-
mut Mehringer, München 1994–1998.

6	 Jürgen Zarusky, Einleitung, in: Ebenda, Erschließungsband zur Mikrofiche-Edition, Mün-
chen 1998, S. 11–44, hier S. 13.

7	 Vgl. Jürgen Zarusky, Timothy Snyders „Bloodlands“. Kritische Anmerkungen zur Konstrukti-
on einer Geschichtslandschaft, in: VfZ 60 (2012), S. 1–31.
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des NS-Regimes. Die Breite der vielen untersuchten und dokumentierten Einzel-
fälle kam auch seiner Neigung entgegen, hinter dem allgemeinen Geschehen 
stets das Antlitz des Einzelnen, des individuellen, durch die Diktatur verfolgten 
Menschen zu sehen. Tatsächlich verband Jürgen Zarusky akribische Quellen-
kenntnis und Wissenschaft stets mit engagierter Empathie. Wie kaum ein anderer 
verfügte er über einen historischen Seismographen für das Leid in der Geschich-
te. Historische Gerechtigkeit für und gerechte Erinnerung an die Opfer von poli-
tischer Verfolgung und Gewalt im Zeitalter der Diktaturen waren ihm ein genu-
ines Anliegen.8 Die wissenschaftliche Erforschung des Gesamtkontexts und die 
Betrachtung des Einzelnen standen für ihn niemals im Gegensatz. Vielmehr ord-
nete er das Schicksal des Individuums stets in das komplexe Wechselspiel der Dik-
taturen ein. Eine Person wie Vasilij Grossman fand daher Zaruskys lebhaftes Inte-
resse; besonders beeindruckte ihn dessen großer, in der Sowjetunion verbotener 
Roman „Leben und Schicksal“. In Grossman und seinen Romanen sah er ein Pa-
radigma für die „widerspruchsvolle Dialektik von Befreiung und Unterdrückung 
in ihren unterschiedlichen Manifestationen“. Sie zu verstehen, war für ihn „eine 
der wichtigsten intellektuellen Herausforderungen für das neue, nach 1989/90 
entstandene Europa“.9 Entsprechend bedeutsam war für Jürgen Zarusky die Ar-
beit mit Zeitzeugen. Wichtige Gesprächspartner waren für ihn von der Geschichte 
der Diktaturen betroffene Historiker wie Fritz Stern, Władysław Bartoszewski oder 
der Dachau-Überlebende Stanislav Zamecnik, darüber hinaus aber zahllose be-
kannte und weniger bekannte Überlebende des „Zeitalters der Extreme“. So hat 
Jürgen Zarusky als Historiker einen unschätzbaren Beitrag zur Verständigung ge-
leistet: zwischen Deutschland und Russland, zwischen der deutschen Nachfolge-
gesellschaft und den Verfolgten des NS-Regimes. Stets suchte er voller Neugier 
und Achtung die Begegnung mit Menschen, deren eigener Beitrag zu dieser Ver-
ständigung auf ihrer persönlichen Erfahrung von Unterdrückung beruhte.

Zugleich hatte die Arbeit an dem Projekt „Widerstand als ‚Hochverrat‘“ Jürgen 
Zarusky zu einem der wenigen wirklichen Experten für die Geschichte der natio-
nalsozialistischen Justiz werden lassen. Anknüpfend an die lange Tradition, die 
im Institut für Zeitgeschichte namentlich Lothar Gruchmann verkörperte, analy-
sierte er die für das NS-Regime typische Umformung des Rechts zu systemischem 
Unrecht.10 Im Rahmen der Edition gewann er tiefe Einblicke in die Mechanismen 

8	 Vgl. Jürgen Zarusky, Europäische Erinnerungskonflikte um den deutsch-sowjetischen Krieg. 
Geschichtspolitische Spannungsfelder nach 70 Jahren, in: Forum für osteuropäische Ideen- 
und Zeitgeschichte 16 (2012), S. 45–73, und ders., Sowjetische Opfer von Krieg und national-
sozialistischer Verfolgung in der bundesdeutschen Erinnerungskultur, in: Andreas Wirsching 
u. a. (Hrsg.), Erinnerung an Diktatur und Krieg. Brennpunkte des kulturellen Gedächtnisses 
zwischen Russland und Deutschland seit 1945, München 2015, S. 227–245.

9	 Jürgen Zarusky, „Freiheitliche Erinnerung“. Vasilij Grossman und die europäische Erinne-
rung an Totalitarismus und Zweiten Weltkrieg, in: Forum für osteuropäische Ideen- und Zeit-
geschichte 10 (2006), S. 81–110, hier S. 85. 

10	 Vgl. dazu folgende Werke von Jürgen Zarusky: Politische Strafjustiz im nationalsozialistischen 
Doppelstaat, in: Jürgen Weber/Michael Piazolo (Hrsg.), Justiz im Zwielicht. Ihre Rolle in 
Diktaturen und die Antwort des Rechtsstaates, München 1998, S. 25–38; Gerichte des Un-
rechtsstaates. Neuere Untersuchungen zur Rechtsprechung im Dritten Reich, in: Zeitschrift 
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dieses Prozesses und in die aus ihm resultierende terroristische Praxis. In der kon-
kreten Arbeit, der rechtlichen Definition und der Kasuistik, so resümierte er, 
„stößt man auf eine erstaunliche Präzision, die auf den Einfluß hochqualifizierter 
Juristen zurückzuführen ist“. Ihnen fehlte „es zwar an Rechtsstaatsbewußtsein, 
nicht jedoch an juristischer Begriffsschärfe […], soweit die rein instrumentelle 
Ebene betroffen war“.11

Jürgen Zaruskys charakteristische Denkweise und analytische Kraft kamen ein-
mal mehr darin zum Ausdruck, dass er über die Analyse des Einzelnen hinaus 
seine empirischen Schwerpunkte kognitiv miteinander verknüpfte und zu einer 
vergleichenden Anschauung der politischen Justiz im nationalsozialistischen 
Deutschland und in der kommunistischen Sowjetunion vordrang. Sein Plan, die-
ses Thema in einer großen monografischen Abhandlung zu konzipieren und em-
pirisch darzulegen, hat ihn über viele Jahre hinweg und bis zuletzt beschäftigt. 
Wenngleich das große Werk unvollendet blieb, so sind seine Umrisse doch deut-
lich erkennbar.12

Ein wichtiger analytischer Ausgangspunkt war für Jürgen Zarusky Ernst Fraen-
kels Theorem des „Doppelstaats“. Zwar konnte sich das Regime bei seinen Un-
rechtsmaßnahmen auf die systemloyale Mitarbeit der Justiz verlassen, aber die 
Anwendung rechtlicher Mittel stieß immer wieder an normenstaatliche Grenzen. 
Dabei war Zarusky weit davon entfernt, eine statische Dualität im Rechtssystem 
des Nationalsozialismus anzunehmen und Fraenkel damit misszuverstehen. 
Vielmehr verfügte er über ein feines empirisches Gespür für die wechselseitige 
Durchdringung zwischen der älteren normenstaatlichen Sphäre und der maß-
nahmestaatlichen Gewalt des Regimes. Was die letztliche Wirkung betraf, schlos-
sen sich beide Sphären keineswegs aus, wie Zarusky am Beispiel Ernst Thälmanns 
deutlich machte: Gegen ihn legten die Juristen Ende 1934 Beweismaterial vor, 
das höchstens die Verurteilung zu einer Haftstrafe begründet hätte. Entspre-
chend wurde das Verfahren gegen Thälmann eingestellt, er selbst aber – im Sinne 
des Maßnahmestaats – in Schutzhaft genommen, bis er im August 1944 im KZ 
Buchenwald ermordet wurde.13 Kennzeichnend für den „Doppelstaat“ war es mit-
hin, dass die Rechtsförmigkeit für die „arische“ und politisch angepasste Mehr-
heitsgesellschaft erhalten bleiben sollte, zugleich aber immer größere Gruppen, 
die politisch-ideologisch und rassisch-biologisch den Herrschaftsansprüchen des 

für Neuere Rechtsgeschichte 22 (2000), S. 503–518; Politischer Widerstand und Justiz im 
Dritten Reich, in: Jahrbuch der Juristischen Zeitgeschichte 1 (1999/2000), S. 36–87; Doppel-
staat und Rasserecht. Neue Studien zu Recht und Justiz im Dritten Reich, in: Zeitschrift für 
Neuere Rechtsgeschichte 25 (2003), S. 95–111.

11	 Zarusky, Einleitung, in: Widerstand als „Hochverrat“, S. 15.
12	 Zuletzt arbeitete Jürgen Zarusky noch an einem u. a. von ihm herausgegebenen Sammel-

band: Magnus Brechtken/Władysław Bułhak/Jürgen Zarusky (†) (Hrsg.), Political and Tran-
sitional Justice in Germany, Poland and the Soviet Union from the 1930s to the 1950s, Göttin-
gen, erscheint im September 2019.

13	 Vgl. Jürgen Zarusky, Das „Recht“ des Unrechtsstaats am Beispiel des Dritten Reichs, in: Rolf 
Kappel/Hans Werner Tobler/Peter Waldmann (Hrsg.), Rechtsstaatlichkeit im Zeitalter der 
Globalisierung, Freiburg im Breisgau 2005, S. 77–95, hier S. 84.
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Regimes nicht entsprachen, der polizeilichen und rechtlichen Willkür ausge-
liefert wurden. Die Exemtion der Herrschenden vom Recht, die grundlegende 
Tendenz zur allgemeinen Entrechtlichung, schließlich die offene Gewalt waren 
mithin auch dem aus einem bürgerlichen Normenstaat hervorgegangenen NS-
Regime eingeschrieben. Beide Sphären waren „weder gleichberechtigt noch 
exakt voneinander abgrenzbar, vielmehr verkörpert der Maßnahmestaat die po-
litische Prärogative in der Diktatur, die durch […] unmittelbare Eingriffe die Ent-
scheidungen des Normenstaats […] im jeweils gewünschten Sinne lenken oder 
korrigieren kann“.14

Anders entwickelte sich die politische Justiz in der Sowjetunion.15 Nach der 
Entformalisierung und Entprofessionalisierung der Justiz als typische Begleiter-
scheinungen des „Kriegskommunismus“ etablierte sich nach der Oktoberrevolu-
tion eine Art permanenter, der Logik des ideologisch gebogenen Rechts der Bol-
schewiki folgender Maßnahmestaat. Es gehört zur Originalität des Ansatzes, den 
Jürgen Zarusky verfolgte, dass er trotz dieser Ausgangssituation das Modell des 
Fraenkelschen „Doppelstaats“ als Idealtyp und heuristisches Instrument auch auf 
die Frühgeschichte Sowjetrusslands anzuwenden verstand. Er vertrat die These, 
dass im Grunde jede Diktatur zur Regelung des Alltags eine „normenstaatliche 
Sphäre“ brauche, „die darüberhinaus auch eine herrschaftslegitimierende Wir-
kung entfalten kann, und zwar gerade dann, wenn anerkannte justitielle Verfah-
ren auf die Austragung politischer Machtkonflikte übertragen werden“.16 Am 
Ende komme es auf das Mischungsverhältnis von normen- und maßnahmestaatli-
chen Elementen an, die sich freilich in den beiden totalitären Diktaturen und in 
ihren jeweiligen Entwicklungsphasen sehr unterschiedlich darstellten. 

In Sowjetrussland brachte bereits die Wendung zur Neuen Ökonomischen Po-
litik (NEP) neue Rechtskodifizierungen und eine neue „revolutionäre Gesetzlich-
keit“ mit sich. Insofern hatte die Phase der NEP so etwas wie einen sowjetischen 
„Normenstaat“ hervorgebracht, der freilich von einer Rechtstaatlichkeit im ei-
gentlichen Sinne weit entfernt blieb.17 So ließe sich Jürgen Zaruskys Ansatz dahin-
gehend weiterdenken, dass die Sowjetunion auf der Basis ihres totalen maßnah-
mestaatlichen Bruchs mit den Rechtsnormen des Zarismus doch aus sich selbst 
heraus ihren eigenen spezifischen „Normenstaat“ schuf. Er trat freilich im offe-
nen stalinistischen Terror mit seinen pseudo-kasuistischen Schauprozessen fast 

14	 Jürgen Zarusky, Die stalinistische und die nationalsozialistische „Justiz“. Eine Problemskizze 
unter diktaturvergleichender Perspektive, in: Leonid Luks/Donal O’Sullivan (Hrsg.), Russ-
land und Deutschland im 19. und im 20. Jahrhundert. Zwei „Sonderwege“ im Vergleich, 
Köln/Weimar/Wien 2001, S. 163–191, hier S. 165.

15	 Vgl. Zarusky, Doppelstaat und Rasserecht; ders., Politische Justiz unter Stalin im Umbruchs-
jahrzehnt 1928–1938, in: Totalitarismus und Demokratie 8 (2011), S. 53–75, und ders., Von 
der Autokratie zum Totalitarismus und wieder zurück? Staatsentwicklung und (fehlende) 
Rechtsstaatlichkeit in Rußland vom Reformzaren Alexander II. bis zu Putins „gelenkter De-
mokratie“, in: Kappel/Tobler/Waldmann (Hrsg.), Rechtsstaatlichkeit, S. 97–132.

16	 Zarusky, Stalinistische und nationalsozialistische „Justiz“, in: Luks/O’Sullivan (Hrsg.),  
Russland und Deutschland, S. 165 f.

17	 Zit. nach ebenda, S. 169.
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gänzlich zurück und wurde erst im Zuge der Entstalinisierung wiederhergestellt.18 
Anders das NS-Regime, dessen Entwicklung zunächst genau umgekehrt verlief: 
Das Regime entstand im Schoße des bürgerlichen Rechtsstaats, den es nicht ein-
fach beiseiteschieben konnte, jedoch je länger desto mehr mit seinen ideologie-
geleiteten „Maßnahmen“ zerstörte. Der am Ende ebenfalls offene nationalsozialis-
tische Terror, der sich in den letzten Kriegsjahren und -monaten bis hin zur völlig 
regellosen Erschießung von als „Volksfeinden“ ausgemachten Personen radikali-
sierte, entledigte sich am Ende völlig der Notwendigkeit zur Kasuistik. Insofern 
glichen sich terroristische Wirkung und Folgen der Justiz in beiden totalitären 
Diktaturen einander an, wenngleich unter divergenten, nur aus den historischen 
Bedingungen ihrer Entwicklungsdynamik erklärbaren Formen.

Das Thema Justiz und Politik ist in den letzten Jahren wieder besonders aktuell 
geworden; zeigen doch die Entwicklungen in Russland, in Polen, aber auch in der 
Türkei und in Ungarn, wie fragil das rechtsstaatliche Geflecht sein kann, das eine 
Demokratie braucht, um zu existieren. Und ist erst einmal das Recht verloren, 
droht auch der Firnis der Zivilisation sehr rasch sehr dünn zu werden. Jürgen Za-
rusky hat an dieser Problematik wie an jeder Tendenz, in der er eine Gefährdung 
von Freiheit und Rechtsstaatlichkeit erkannte, leidenschaftlich Anteil genom-
men. Hatte er die Zeit und innere Ruhe, konnte er ausführlich und detailliert 
über diese und ähnliche Themen sprechen und diskutieren. Er war im besten 
Sinne ein historisch geschulter und unbestechlicher Anwalt derer, denen die 
Staatsmacht Unrecht angetan hatte. Auch in der Praxis stellte er dies regelmäßig 
unter Beweis, so etwa als er sich der Bewegung anschloss, die auf eine späte, wenn-
gleich wenig mehr als symbolische Genugtuung für überlebende jüdische Arbei-
terinnen und Arbeiter in den nationalsozialistischen Ghettos pochte. Zusammen 
mit anderen wie Jan-Robert von Renesse und Stephan Lehnstaedt trug er zur Er-
forschung der Materie und damit zur historischen Grundlage für die Zahlung von 
Ghettorenten bei.19 Anlässlich der Tagung, die Jürgen Zarusky im April 2008 über 
die Frage der Ghettorenten veranstaltete,20 realisierte er die Begegnung mit  
Noach Flug, dem damaligen Präsidenten des Internationalen Auschwitz Komi-
tees. Für Jürgen Zarusky war es eine Ehre und gleichzeitig auch eine Genugtuung, 
dass dies wohl – so sagte er zumindest – der erste offizielle Auftritt eines Holo-
caustüberlebenden im Institut für Zeitgeschichte gewesen war.21

Einmal mehr zeigt das Thema Ghettorenten, wie sehr sich Jürgen Zarusky als 
Wissenschaftler und als Praktiker zugleich verstand. Dafür, dass er die gewon-

18	 Vgl. ebenda, S. 187.
19	 Vgl. Jürgen Zarusky, Hindernislauf für Holocaustüberlebende. Das „Ghettorentengesetz“ 

und seine Anwendung, in: Tribüne 47 (2008), S. 155–161, und ders., Das Ghettorentengesetz 
und die Zeitgeschichtsforschung. Einige bilanzierende Überlegungen, in: Jürgen Hensel/
Stephan Lehnstaedt (Hrsg.), Arbeit in den nationalsozialistischen Ghettos, Osnabrück 2013, 
S. 407–420.

20	 Vgl. Jürgen Zarusky (Hrsg.), Ghettorenten. Entschädigungspolitik, Rechtsprechung und his-
torische Forschung, München 2010; hier Zaruskys Einleitung, S. 7–12, sowie sein eigener 
Beitrag Arbeit und Zwang unter der NS-Herrschaft. Eine Typologie, S. 51–63.

21	 Vgl. Noach Flug, Shoah und Entschädigung, in: Ebenda, S. 79–88.
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nenen Ergebnisse stets in den öffentlichen Diskurs einzubringen suchte, steht 
auch seine phasenweise recht intensive Tätigkeit als Publizist. In seinen Recher-
chen und Artikeln bereitete er das Jahrhundertthema der Diktaturen und des 
Leids, das sie über die Menschen brachten, für ein breiteres Publikum auf. Die 
für ihn charakteristische kognitiv-intellektuelle Verknüpfung von Strukturanalyse 
und dem genuin menschlichen Interesse für das historische Einzelschicksal fand 
hier ein weiteres Betätigungsfeld. Daher war er sich auch niemals zu schade, im 
kleinen Kreis und auf lokaler Ebene präzise wissenschaftliche Informationen zu 
vermitteln und den Opfern der Diktatur eine Stimme zu geben.

Mit Jürgen Zarusky hat uns ein bedeutender Historiker der Geschichte des 20. 
Jahrhunderts viel zu früh verlassen. Wir werden ihn nicht vergessen und ihm ein 
bleibendes Andenken bewahren.22 

Andreas Wirsching

22	 Jürgen Zaruskys letzte Arbeiten werden in der kommenden Zeit noch Früchte tragen. Erschei-
nen werden neben dem bereits zitierten Sammelband „Political and Transitional Justice“ der 
von ihm zusammen mit Susanna Schrafstetter herausgebene fünfte Band des German Year-
book of Contemporary History „After Nazism. Relaunching Careers in Germany and Austria“ 
sowie der Sammelband zum Dachauer Symposion über den deutsch-sowjetischen Krieg 1941 
bis 1945, das er im Oktober 2018 zusammen mit Sybille Steinbacher organisiert hat. Auch für 
Band 9 der Mitteilungen der Gemeinsamen Kommission für die Erforschung der jüngeren 
Geschichte der deutsch-russischen Beziehungen zeichnet er noch verantwortlich.
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werden die von der Redaktion angeregten und betreuten Rezensionen angezeigt, 
die in den drei Monaten zuvor in den sehepunkten erschienen sind.

Markus Apostolow, Der „immerwährende Staatssekretär“. Walter Strauß und die 
Personalpolitik im Bundesministerium der Justiz 1949–1963, Göttingen 2019.
Rezensiert von: Rick Tazelaar (Institut für Zeitgeschichte München–Berlin) in sehepunkte 
19 (2019), Nr. 3
www.sehepunkte.de/2019/03/32187.html

Nicholas Attfield, Challenging the Modern. Conservative Revolution in German 
Music, 1918–1933, Oxford 2017.
Rezensiert von: Martin Rempe (Universität Konstanz) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 4
www.sehepunkte.de/2019/04/32033.html

Nicolas Badalassi / Sarah B. Snyder (eds.), The CSCE and the End of the Cold 
War. Diplomacy, Societies and Human Rights, 1972–1990, New York 2019.
Rezensiert von: Wilfried von Bredow (Philipps-Universität, Marburg) in sehepunkte 19 
(2019), Nr. 5
www.sehepunkte.de/2019/05/32679.html

Norbert Bicher, Mut und Melancholie. Heinrich Böll, Willy Brandt und die SPD. 
Eine Beziehung in Briefen, Texten, Dokumenten, Bonn 2017.
Rezensiert von: Mario Dahm (Köln) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 3
www.sehepunkte.de/2019/03/32063.html

Włodzimierz Borodziej / Maciej Górny, Der vergessene Weltkrieg. Europas Osten 
1912–1923, Darmstadt 2018.
Rezensiert von: Stephan Lehnstaedt (Touro College, Berlin) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 5
www.sehepunkte.de/2019/05/32760.html

Thomas Buomberger, Die Schweiz im Kalten Krieg. 1945–1990, Baden 2017.
Rezensiert von: Heiner Möllers (Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der 
Bundeswehr, Potsdam) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 4
www.sehepunkte.de/2019/04/32204.html
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Uwe Danker / Sebastian Lehmann-Himmel, Landespolitik mit Vergangenheit. 
Geschichtswissenschaftliche Aufarbeitung der personellen und strukturellen 
Kontinuität in der schleswig-holsteinischen Legislative und Exekutive nach 1945, 
Husum 2017.
Rezensiert von: Ana Lena Werner (Institut für Zeitgeschichte München–Berlin) in sehe-
punkte 19 (2019), Nr. 4
www.sehepunkte.de/2019/04/32471.html

Christopher R. W. Dietrich, Oil Revolution. Anticolonial Elites, Sovereign Rights, 
and the Economic Culture of Decolonization, Cambridge 2017.
Rezensiert von: Rüdiger Graf (Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung, Potsdam) in 
sehepunkte 19 (2019), Nr. 5
www.sehepunkte.de/2019/05/31918.html

Gerd Dietrich, Kulturgeschichte der DDR, Göttingen 2018.
Rezensiert von: Frank Hoffmann (Institut für Deutschlandforschung, Ruhr-Universität  
Bochum) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 4
www.sehepunkte.de/2019/04/32287.html

Dokumente zur Deutschlandpolitik, VII. Reihe, Band 1: 1. Oktober 1982 bis  
31. Dezember 1984, bearbeitet von Annette Mertens, Berlin / Boston 2018.
Rezensiert von: Bernd Rother (Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung, Berlin) in sehepunkte 
19 (2019), Nr. 3
www.sehepunkte.de/2019/03/32369.html

Irene Eber (ed.), Jewish Refugees in Shanghai 1933–1947. A Selection of Docu-
ments, Göttingen 2018.
Rezensiert von: Sarah Hagmann (Universität Basel) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 5
www.sehepunkte.de/2019/05/32688.html

Andreas Förster, Zielobjekt Rechts. Wie die Stasi die westdeutsche Neonaziszene 
unterwanderte, Berlin 2018.
Rezensiert von: Thomas Riegler (Wien) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 4
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Emilio Gentile, 25 luglio 1943, Bari / Rom 2018.
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www.sehepunkte.de/2019/03/32711.html

Florian Grafl, Terroristas, Pistoleros, Atracadores. Akteure, Praktiken und Topo-
graphien kollektiver Gewalt in Barcelona während der Zwischenkriegszeit 1918–
1936, Göttingen 2017.
Rezensiert von: Reiner Tosstorff (Johannes Gutenberg-Universität, Mainz) in sehepunkte 19 
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Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 67 (2019), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2019_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2019

     509 
Rezensionen online   509

Bérénice Guyot-Réchard, Shadow States. India, China and the Himalayas, 1910–
1962, Cambridge 2017.
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Michael Hagemeister, Die „Protokolle der Weisen von Zion“ vor Gericht. Der 
Berner Prozess 1933–1937 und die „antisemitische Internationale“, Zürich 2017.
Rezensiert von: Ulrich Wyrwa (Zentrum für Antisemitismusforschung, Berlin) in sehepunkte 
19 (2019), Nr. 3
www.sehepunkte.de/2019/03/31694.html
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Nationalsozialismus in Gedächtnisdiskursen und Identitätskonstruktionen von 
Bundesrepublik Deutschland, DDR und Österreich, Göttingen 2017.
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Arbeit in der Bundesrepublik 1955–1975, Baden-Baden 2018.
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2018.
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dam) in sehepunkte 19 (2019), Nr. 4
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2019.
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Andreas Kötzing (Hg.), Bilder der Allmacht. Die Staatssicherheit in Film und 
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Yuliya von Saal, Anonymous: "A Woman in Berlin". The History of a Bestseller
The book “A woman in Berlin”, the publication of a diary written between 20 April 
and 22 June 1945 by an anonymous female author, was put on the market in Ger-
many as a document of the times in 2003, was sold millions of times, translated 
into many other languages and made into a film. The authenticity of the diary has, 
however, been questioned, especially as nobody has had full access to the hand-
written original. In 2016 the papers of the anonymous female author were handed 
over to the Archives of the Leibniz Institute for Contemporary History. Yuliya von 
Saal has studied the papers and the original diary for the first time. She recounts 
the history of a bestseller and finds that the published diary cannot be viewed as 
an authentic source of the time from a source-critical perspective. It is, however, a 
very personal, albeit literary testimony of a woman who was a keen observer.

Lucas Hardt, Refugees, Terrorists, Freedom Fighters? Algerian Migrants 
and the Federal Republic of Germany, 1954 to 1962
The article investigates the reasons and the extent of Algerian immigration to the 
Federal Republic of Germany between 1954 and 1962 as well as the institutional 
consequences. By 1958 at the latest, Algerian migration to West Germany has to 
be understood as a form of flight from the violent struggles in France regarding 
Algerian independence. In Europe, West Germany became the most important 
country of refuge for Algerians living in France. Due to political pressure from Par-
is, they did not receive political asylum. Nevertheless, West German authorities 
developed their own position towards the so-called French Muslims of Algeria. 

Christian Rau, From Opponents to Partners? The German Trade Union 
Confederation and Media Policy in the Federal Republic of Germany
The 1980s were a decade of crisis for the West German trade unions. Scandals 
and a sinking degree of organisation shaped their public image. The German  
Trade Union Confederation (Deutscher Gewerkschaftsbund) was faced with what it 
saw as a media landscape hostile to trade unions. The umbrella organisation had 
been discussing its relationship to the commercial media controversially since the 
1950s. Time and again there were conflicts between trade union leaders and pub-
lic relations officers. Reunification in 1990 opened a wide field for media policy 
experiments, but these did not succeed in their purpose to reveal the deficits of 
previous media work. The article investigates this contested relationship between 
rapprochement and differentiation. 

Contemporary History Podium: Right-Wing Populism in Western Democracies 
– Historical Perspectives
The future of democracy as well as the challenges arising from globalisation on 
the one hand as well as the illiberal or even authoritarian temptation on the other 
hand are keeping politicians, the wider public and research busy in many coun-
tries of Europe and America. The successes of (right-wing) populist parties and 
movements in established democratic countries with their often nationalist and 
equally anti-modern and xenophobic rhetoric pose the question as to the poten-
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tial risks and democratic courses of action. The “Contemporary History Podium” 
wishes to put these phenomena into clearer historical perspective by using five 
case studies: The Federal Republic of Germany (Karin Priester), the USA (Ur-
sula Prutsch), France (Ronja Kempin), the Netherlands (André Krause), and 
Italy (Thomas Schlemmer). They reveal the interdependence of long-term de-
velopments, socio-political upheaval and current crises. New parties such as the  
Alternative für Deutschland as well as established parties such as the Rassemblement 
National (formerly Front National) are examined. An important emphasis is laid 
on leading figures such as Marine Le Pen, Geert Wilders, Donald Trump or the 
almost forgotten Silvio Berlusconi, who are especially important as catalysts of po-
pulism in their respective countries.
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